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Die nachfolgenden Untersuchungen über den Königsfiieden 
der Nordgennanen nahmen ihren Ausgang vom bröfabrot, dem 
norwegischen Königsbanne, welcher fast am Schlüsse dieses 
Buches abgehandelt wird. Das Streben, Zeit und Art der Ent- 
stehung dieses bröfabrot festzustellen, führte den Verfasser auf 
die Hochbusse des Nordens, das Vierzigmarkstrafgeld, und da- 
mit auf die alte , heilige Friedlosigkeit der nordgermanischen 
Rechte zurück, dasjenige Rechtsinstitut, welches, wie kein ande- 
res, den strengen Geist des germanischen Alterthums athmet. Die 
Wandlungen, welche diese alte Friedlosigkeit durch den Einfluss 
der fortschreitenden Kultur und deren Träger, das Königthmn, 
im Laufe der Zeiten im monarchischen Norden erfuhr, zu be- 
handeln, ist die Aufgabe der vorliegenden Arbeit. 

Es wird gegen das Buch der Einwand nicht fehlen , dass 
es aus dem Rahmen des gesammten Rechtsstoffes eine einzelne 
Materie herausgegriffen hat, welche ihre gebührende Würdigung 
nur im Ganzen finden kann. Aber so sehr der Verfasser ge- 
neigt ist, das Berechtigte dieser Vorhaltung anzuerkennen , so 
ist er doch der Ansicht, dass eine energische Durchführung 
eines einzelnen Gegenstandes besser durch eine Monographie, 
als durch eine Gesammtdarstellung ermöglicht wird. Zudem 
wollte der Verfasser, wenn nicht ausschliesslich, so doch zu- 
gleich für nur deutschrechtlich geschulte Leser schreiben. Und 
darum kam es ihm darauf an, das, was gemeingermanisch 
ist, in den Vordergrund zu stellen, das, was dem Norden oder 
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nur einzelnen nordischen Bechtsgebieten eigenthtlmlich ist, 
wenn überhaupt, erst in zweiter Linie zu berücksichtigen. Con- 
centrirt sich somit seine Arbeit auf die Lösung einzelner , für 
die gesammtgennanische Rechtsgeschichte hochwichtiger Fragen, 
so wird sie — hofft der Verfasser — von diesem Standpunkte 
aus beurtheilt für nicht werthlos befunden werden. 

Die einzelnen Theile des Buches sind von verschiedenem 
Umfange. Am kürzesten ist der auf Dänemark, am längsten 
der auf Schweden .bezügliche Theil gerathen. Umfang und 
Inhalt der Quellen waren hierfür auf der einen, Umfang und 
Inhalt der Literatur auf der anderen Seite maassgebend. 

Berücksichtigt hat der Verfasser fast nur die Quellen des 
Landrechts, da die Entwicklung der skandinavischen Stadtver- 
fassung zur Zeit noch zu wenig au^eklärt ist, als dass der 
Verfasser auf festem Boden operiren konnte. 

Angereiht ist eine Abhandlung über die isländische Be- 
zirksacht, welche in einem, wenn auch losen Zusammenhange, 
mit der Hauptuntersuchung steht. 

Der Verfasser behält einer späteren Zeit die Bearbeitung 
der nordischen Jury vor. 

Berlin, im Juni 1886. 
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EINLEITUNG. 



FRIEDE UND RECHT. KONIGSFRIEDE. 



Friede, fridr, ist „froher" Zustand der Ruhe vom Kriege. ! 
So lange das Menschengeschlecht sich noch nicht zu Rechts- 
gemeinschaften zusammenschloss, so lange war ein rechtlich ge- 
schützter Friede nicht vorhanden. Im Kampfe Aller gegen Alle 
war der Einzelne gegenüber dem Einzelnen stets im Zustande 
des Krieges. Nur von der zufälligen Lage der Dinge hing es 
ab, ob die Hand die Waffe zur gegenwärtigen Abwehr schwang 
oder zur künftigen Abwehr bereit hielt. Aus der Hand sank 
die Waffe nur dem Kampfunfähigen. 

Der Zusammenschluss der Menschen zu Rechtsgemein- 
schaften ermöglicht einen rechtlich geschützten Frieden. An 
Stelle des Kampfes setzt die Rechtsgemeinschaft die Ordnung. 
Sie setzt die Ordnung, das Recht, aber nur für ihre Genossen 
im Verhältnisse zu einander. Nach Aussen hin, gegenüber den 
XJngenossen, verharrt die Rechtsgemeinschaft ebenso im Kampfes- 
zustande, wie es vorher der Einzelne war — nach Aussen hin 
ist daher der Begriff eines rechtlich geschützten Friedens nicht 
vorhanden. Wohl aber ist durch die Geschlossenheit, mit welcher 
die Rechtsgemeinschaft nach Aussen auftritt, eine thatsächliche 
Bürgschaft für den Ruhezustand gegeben. Nach Aussen hin 
ist der Friede der Recht^emeinschaft ein thatsächlicher Friede. 
Der rechtliche Friede innerhalb der Rechtsgemeinschaft ist 
nicht begrifflich identisch mit dem Rechte der Rechtsgemein- 

Lehmann, Der Königsfriede. 1 



2 Emleitung. 

Schaft Er ist es schon desswegen nicht, weil er ein Zustand, 
das Recht eine Ordnung ist Er ist bedingt durch das Kecht, 
aber er ist nicht das Recht Aber die Rechtssprache macht den 
Schritt vom rechtlich geschützten Frieden zum rechtlichen 
Schutze des Friedens zum Rechte, welches den Frieden schützt 
Friede ist ihr im letzten Sinne das Recht, welches den Zustand 
der Ruhe innerhalb der Rechtsgemeinschaft schützt Auch in 
diesem Sinne ist Friede nicht identisch mit dem Rechte schlecht- 
hin. Das Recht hat nicht bloss die AuJ^abe, den Zustand der 
Ruhe zu schützen, es will nicht bloss für den „ruhenden^ 
Rechtsgenossen vorhanden sein, nicht bloss Angriffe gegen seine 
„Ruhe" abwehren, es will die Beziehungen des Rechtsgenossen 
zum Rechtsgenossen ordnen, es will auch fbr den „handelnden" 
Rechtsgenossen gelten, es will den Rechtsgenossen mit dem 
Rechtsgenossen verbinden. 

Das Recht ist Friede, soweit es den ruhenden Rechts- 
genossen schützt, es ist Recht, soweit es auch den handelnden 
Rechtsgenossen schützt Die nordgermanischen Rechtsquellen 
wenden das Wort: Friede für Recht schlechthin niemals an*). 
Friedensbruch ist ihnen nicht gleichbedeutend mit Rechtsbruch. 
Ueberall gebrauchen sie das Wort: Friede — soweit sie den 
rechtlichen Frieden im Auge haben — mit Bezugnahme auf 
den „ruhenden" Rechtsgenossen. Der Friedensbruch ist ihnen 
stets ein Angriff auf die Ruhe des Rechtsgenossen, er geht 
daher niemals von dem unrecht Abwehrenden, Vorenthaltenden, 
sich Weigernden als solchem aus. 

Dem Frieden im objectiven Sinne entspricht der Friede 
im subjectiven Sinne, ebenso wie dem Rechte als Ordnung das 
Recht als Befugniss entspricht. Der Friede im subjectiven Sinne 
ist rechtlich geschützte Ruhe des Einzelnen und vermöge einer 
der oben geschilderten ähnlichen Wendung Recht des Einzelnen 
auf NichtVerletzung seiner Ruhe. Er ist daher gegenüber dem 



*) Es ist also nicht zutreffend, wenn Wilda (Strafrecht der Germanen 
S. 225) und von Amira (das altnorwegische Vollstreckungsverfahren S. 2 
und nordgermanisches Obligationenrecht I S. 141) behaupten, Friede und 
Recht seien gleichbedeutend. 



Friede und Recht KönigsMede. 3 

Bechtsgenossen ein Recht auf ein Nichtthun, er ist keine Herr- 
schaft über ihre Person oder über ihren Willen, 

Der objective Friede und der subjective Friede sind ge- 
meine Frieden oder Sonderfrieden. Der objective gemeine Friede 
ist bereits bestimmt worden. Der objective Sonderfriede ist 
das Recht, soweit es für gewisse Zeiten oder Orte den Ruhe- 
zustand des Rechtsgenossen oder soweit es gewisse Klassen von 
Rechtsgenossen besonders schützt Hierhin gehört der Thing-, 
Kirchen-, Haus-, Acker-, Schmiede-, Festtagsfriede auf der einen, 
der Frauen- und Kinderfriede auf der anderen Seite. Der sub- 
jective gemeine Friede ist das Recht, welches jedem Rechts- 
genossen auf NichtVerletzung seiner Ruhe zusteht; der sub- 
jective Sonderfriede ist das Recht, welches als solches nur 
bestimmten Rechtsgenossen auf NichtVerletzung ihrer Ruhe zu- 
steht. Der subjective gemeine Friede kann dem objectiven 
gemeinen Frieden oder dem objectiven Sonderfrieden entspringen. 
Der subjective Sonderfriede kann nur dem objectiven Sonder- 
frieden entspringen. 

Der Königsfriede kann objectiver und subjectiver Friede, 
kann gemeiner Friede und Sonderfriede sein. Der Königsfriede 
ist subjectiver Friede, insofern der König eines Friedens ge- 
niesst. Er ist subjectiver gemeiner Friede, wenn der Friede 
des Königs vor dem Frieden der Rechtsgenossen nichts Beson- 
deres hat. Er ist subjectiver Sonderfriede, wenn der Friede 
des Königs gegenüber dem Frieden der Rechtsgenossen eines 
besonderen Rechtsschutzes theilhaftig ist. Der Königsfriede ist 
objectiver Friede, wenn der König durch sein Recht die Ruhe 
der Rechtsgenossen schützt. Er ist objectiver gemeiner Friede, 
wenn das Königsrecht eins ist mit dem Rechte als Frieden ; er ist 
objectiver Sonderfriede, wenn das Königsrecht nur für gewisse 
Zeiten oder an gewissen Orten die Ruhe aller Rechtsgenossen 
oder wenn es nur gewisse Klassen von Rechtsgenossen schützt. 

Von „Königsfriede" wird meist ^) indessen auch da gesprochen, 
wo das Recht die Ruhe der Rechtsgenossen mit erhöhtem Schutze 
umgiebt, wann und so lange der König in deren Nähe (Haus, 



Vgl. z. B. Wüda Strafrecht S. 258. 
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4 Einleitung. 

Hundertschaft, Stadt, Landschaft) sich aufhält. Dieser „Konigs- 
Mede" ist streng genommen an sich weder subjectiver noch 
objectiver Friede des Königs, sondern ist einfach objectiver 
Sonderfriede, gleich dem Thing-, Kirchen-, Hausfrieden. Er 
wird zum objectiven Königsfrieden erst dann, wenn er vom 
Könige, als alleinigem Schöpfer, ausgeht. 

Endlich wird von „Königsfriede** auch da gesprochen, wo 
das Recht die für die Verletzung des Friedens an die öffent- 
liche Gewalt zu entrichtenden Strafgelder (fredus) ausschliesslich 
an den König fallen lässt Dieser Sprachgebrauch ist noch 
missbräuchlicher, als der vorige. Denn aus einem Organe der 
Rechtsgenossenschaft macht er ohne Weiteres den König zum 
Träger des Friedens kraft eignen Rechtes. Klar ist, dass der 
Friede des Volksrechtes nicht durch die Thatsache, dass der 
König kraft Volksrechtes alleinigen Anspruch auf das Gewette 
hat, zum Königsfrieden geworden ist, will man mit dem Worte 
nicht einen willkürlichen Sinn verbinden. Ein Königsfriede 
liegt vor, wo der König das Friedensgeld kraft Königsrechtes 
einzieht, dann aber nicht, weil er das Friedensgeld einzieht, 
sondern weil er es kraft Königsrechtes einzieht. Dieser Fall 
hat aber nichts Besonderes an sich. 

Von dem letzten Sprachgebrauche wird deshalb in der 
Folge abgesehen werden. Dagegen soll der Sprachgebrauch, 
welcher „Königsfriede** den durch die Anwesenheit des Königs 
hervorgerufenen höheren Frieden nennt, trotz seiner Mängel 
beibehalten werden. Immer ist es hier die Person des Königs, 
welche den Frieden der Umgebung mittheilt. Auch wo dies 
kraft Volksrechtes geschieht, ist der König das Medium, durch 
welches der Friede auf die Rechtsgenossen übergeht. Und 
meist ist dieser „Königsfriede** auch historisch das Uebergangs- 
stadium vom objectiven Frieden des Volksrechtes zum objec- 
tiven Königsfrieden. So rechtfertigt es sich, ihn unter die 
Kategorie des Königsfriedens zu stallen. 

Unter objectivem Königsfrieden werden somit alle die 
* Fälle verstanden, in welchen der Rechtsgenosse entweder ver- 
möge Königsrechtes oder weil der König in deren Nähe weilt, 
eines subjectiven Friedens geniesst. 
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Von jeher haben die Könige des Nordens in besonderer 
Beziehung zum Frieden gestanden. Von den goldenen Tagen 
des Königs Fropi herab, wo „kein Mann dem Anderen Schaden 
that, wenn er auch vor sich traf den Vaterstödter oder Bruders- 
tödter, lose oder gebunden", wo „auch kein Dieb oder Räuber 
war, so dass ein Goldring allein lange lag auf der Jalangrshaide"^) 
bis zu den Zeiten des grossen Sterbens herab lag ihnen die 
Sorge um den Frieden ob^). Aber verschieden gestaltete sich 
in den drei Reichen nordischer Zunge die rechtliche Stellung 
des Königs gegenüber dem Frieden, und verschieden war sie 
in jedwedem der drei Reiche bei ihrem Eintritt in die Ge- 
schichte und in dem Zeitpunkte ihrer Vereinigung unter einer 
königlichen Herrschaft. 

Trotzdem lässt sich sagen, dass sich die Entwicklung in 
der Richtung vom subjectiven Königsfrieden zum objectiven 
Königsfrieden bewegte. Nirgends hat sie am Schlüsse der von 
uns behandelten Zeit den Punkt erreicht, wo der objective 
Königsfriede den gemeinen Frieden verschlang. Aber wohl hat 
sich neben dem objectiven gemeinen Frieden ein objectiver 
Sonderfriede entwickelt, welcher Königsfriede war. 



^) Ssemundar Edda (Bugge) Grottasöngr S. 824. Saxo Grammaticus 
(ed. Maller) p. 247 : Victor Frotho pacem per omnes gentes reficere cupiens, 
nt uniuscuiusqae rem familiärem a furum incursu tutam praestaret, otiumque 
regnis post arma assereret, armillam unam in rupe, quam Frothonis petram 
Dominant, alteram apud Wig provinciam habita cum Norvagiensibus con- 
cione, defixit, edictae a se innocentiae experimentum daturas, subductis 
iisdem, in omnes regionis praerides animadvertendum minatas. 

*) Das Werk „um styrilsi Konunga ok höf{>inga" leitet seine Betrach- 
tung über den Königsbenif damit ein: „Nun aber will, wo vieler Leute 
Zusammenkunft ist, Jeder seinem Willen folgen und nachgehen und davon 
kommt Uneinigkeit und Uebelwollen zwischen die Leute, und von der Un- 
einigkeit kommt Streit, und von dem Streit kommt Ungesetzlichkeit und 
Todtschlag und vom Todtschlage kommt Verderben der Allgemeinheit an 
Leben und Gut, und darum muss die Allgemeinheit einen Eegierer haben, 
der sie regieren und berathen kann zu Frieden und Freiheit und zu guter 
Eintracht . . und der sie mit Macht und gutem Hathe vor ihren Feinden 
wahren mag und den hat die Allgemeinheit von Alters her ihren König 
und Häuptling genannt. 



Q Einleitung. Friede und Recht Königsfriede. 

Zwei Fragen hat die Darstellung der Entwicklang des 
Königsfriedens nach dem Vorausgeschickten zu beantworten. Die 
\ erste ist: welche Stellung nahm der nordgermanische König 
. gegenüber dem Frieden ein, oder mit anderen Worten: in- 
wieweit war im Norden zu einer Zeit der objective Friede ein 
Eönigsfiriede ? Die zweite ist : welche Stellung nahm der nord- 
[ germanische König i m Frieden ein, oder mit anderen Worten : 
\ inwieweit war im Norden zu einer Zeit der subjective Königs- 
friede ein Sonderfriede? 

Um diese beiden Fragen wird sich die Axe der Unter- 
suchung drehen. 

Die wachsende Bedeutung des Königthums gegenüber 
dem Frieden drückt sich in Schweden und Dänemark in der 
Entstehung eines eignen Königsgerichtes aus, welches in eignen 
Formen die Aufgaben des Königthums auf dem Gebiete des 
Friedens zu erfüllen strebt. Mit diesem Königsgerichte wird 
sich die Untersuchung in zweiter Linie zu beschäftigen haben. 
Die Darstellung des Königsfriedens kann weiterhin von 
der Darstellung der Rechte des Königs als solchen überhaupt 
nicht absehen. Insoweit diese für die constructive Auffassung 
des Königsfriedens von Bedeutung sind, wird an ihnen nicht 
achtlos vorbeigeschritten werden dürfen. Doch liegt es fem, 
hier erschöpfend sein zu wollen. Um des Königsfriedens allein 
willen geschieht ihre Heranziehung. — 

Der Gang der Untersuchung wird der sein, dass von den 
schwedischen Rechtsquellen ausgegangen, zu den dänischen 
Rechtsquellen übergegangen und mit den norwegischen Rechts- 
quellen geschlossen werden wird. Das freistaatliche Island als 
solches bleibt naturgemäss ausser Betracht, das dem nor- 
wegischen Königsreiche einverleibte Island weist keine eigne 
Entwicklung gegenüber Norwegen auf. 



ERSTER THEIL. 

DER KÖNIGSFRIEDE DER SCHWEDEN 0. 



§1. 

Die älteste sehwedisehe Staatsyerfassnn^. 

TWy3S£i staatsrechtlichen Begriffe eines Reiches ist die schwe- 
mLi dische Verfassung im Anfange des dreizehnten Jahrhunderts 
noch nicht durchgedrungen. Das „riki" oder „Konongsriki", von 
welchem die ältere Aufzeichnung des westgöthischen Rechtes 
an mehreren Stellen spricht, ist eine Summe von Einzelstaaten, 
welche nur durch die Person des Königs mit einander ver- 
bunden sind. Ueber diesen „Einzelstaaten", den „Land- 
schaften", steht keine höhere staatsrechtliche Einheit, weder 
eine selbständige, noch eine aus den Landschaften durch 
Wahl oder Geburt hervorgegangene Einheit. Unvermittelt — 
wenn man vom Könige absieht — stehen sie neben einander. 
Jede Landschaft hat ihr eignes Recht , ihre eigne Aemterver- 
fassung. Der Angehörige einer anderen Landschaft ist Aus- j 
länder in demselben Sinne, wie der Angehörige eines anderen • 
Reiches. Soweit er vor Letzterem bevorzugt wird, geschieht 

^) Literatur: Ausser den Geschichtswerken von Geijer, Lagerbring, 
Strinnhohn, Reuterdahl, Naumann u. a. ist besonders zu vergl. Nordström 
Bidrag tili den svenska samhäUs-författningens historia Afd. I. Von Einzel- 
untersuchungen sind hervorzuheben: Malmstrdm: Om Centralisation, Em- 
betsmän och Län i Sverige under Medeltiden in Bergstedts Tidskrift för 
Litteratur Jahrg. 1851; Hjäme om den fomsvenska Nämden enligt Götala- 
gerne Upsala 1872; Ödberg Om den Svenske konungens Domsrätt före Svea 
Hofrätts inrättande ar 1614. Stockholm 1875. Das Uebrige wird an seinem 
Platze dtiert werden. Nicht zugänglich waren mir Brings Abhandlungen 
De veterum Suecomm et Gottorum . . . institutis und Om statsförfattningen 
och Krigsväsendet hos de fordna S?ear och Göther Lund 1823—26. 1832. 



f 
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es in Folge der grösseren Stammesverwandtschaft, nicht in Folge 
eines staatsrechtlichen Bandes, ganz ebenso wie der Däne und 
Norweger vor dem Deutschen und Engländer bevorzugt wird ^). 

Einheitlich ist zwar der König, aber einheitlich erst dann, 
wenn er auf dem Ritte über die Erichs-Gasse auf dem Land- 
schaftsthinge jeder Landschaft von deren Gesetzsprecher zum 
Könige geurtheilt ist. 

Der König ist kein Erbkönig, sondern ein Wahlkönig. „Die 
Svear haben den König zu nehmen und ebenso zu vertreiben", 
heisst es in der ältesten schwedischen Rechtsquelle ^). Damit 
ist der Grundsatz der Wahlmonarchie zu festem Ausdrucke ge- 
langt. Anders scheint es sich freilich in jenen grauen Vorzeiten 
verhalten zu haben, in welchen eine jede Landsch^ ihren 
eignen König besass, also bis zu Ingjald dem Ränkeschmied, 
herab"). Da scheint sich in friedlicher Folge Sohn an Vater 
gereiht zu haben. Nachdem aber durch heimliche Mordanschläge 
oder in oiTenem Kampfe die Kleinkönige beseitigt und die ein- 
zelnen Landschaften unter dem einen Königsgeschlechte der 
Uppsvear vereinigt waren, trat bei den widerstreitenden Inter- 
essen, welche die einzelnen Landschaften und die grossen 
Stämme der Svear und Götar *) gegen einander bewegten, eine 



^) Für Todtschlag an einem „Inländer" ist nach dem älteren W. G. 
an die Familie des Erschlagenen zu entrichten: 9 Mark Erhenhusse und 
12 Mark Geschlechtsbusse; für Todtschlag an einem Schweden 13^/s Mark 
Bussgeld, für Todtschlag an einem Norweger oder Dänen 9 Mark, für 
Todtschlag an einem Deutschen oder Engländer 4 Mark Bussgeld I. M. 5. 
Die Busse für Verwundung ist im älteren tV. G. die gleiche, wenn der 
Verwundete ein Inländer und wenn er ein ausländischer Schwede, ein Nor- 
weger oder ein Däne ist. Dagegen beträgt sie nur den siebenten Theil, 
wenn er ein Deutscher oder Engländer ist I Sserml. 3/1. 5. 

*) Retlosseb. 1 pr. 

') Heimskringla (1868) Ynglingasaga 40. 

*) Vgl. Rydberg Sveamas och Göthemas Strid om Eonungavalet Lund 
1830. In neuester Zeit hat Fahlbeck die Berechtigung einer Scheidung 
zwischen Svear und Götar energisch bestritten. Er will in dem von Snorri 
berichteten Streite und in den folgenden Kämpfen nur das Bestreben der 
einzehien Landschaften, sich bei der Eönigswahl neben den Uppsvear zur 
Geltung zu bringen, erblicken. Auf diese Frage kann hier nicht einge- 
gangen werden. 
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Zeit des heftigen Kampfes um das Recht der Besetzung des 
Thrones ein. Zäh hielten die Oberschweden daran fest, dass 
ihrem Königsgeschlechte als demjenigen, von welchem die Ein- 
heit des Eönigsthums durchgesetzt war, die Eönigswürde und 
ihnen bei Aussterben des alten Königsgeschlechtes allein die 
Wahl eines neuen Königs gebühre. Nach wechselvollen E^ämpfen, 
in welchen bald die beiden grossen Stämme der Götar und der 
Svear, bald gar die einzelnen Landschaften innerhalb dieser 
grossen Stämme den König wählten, hat sich seit der zweiten 
Hälfte des 12. Jahrhunderts das Princip der Wahlmonarchie 
durchgerungen. Nur ein Vorzugsrecht bei der Wahl haben die 
Oberschweden behauptet. Als ein Anklang an ältere Zeiten mag 
es erscheinen, wenn in Urkunden des 12. Jahrh. Könige ihr 
Königthum als Erbkönigthum ^) bezeichnen, wenn man es nicht, 
wie die Formel „von Gottes Gnaden"*) auf Rechnung des 
kirchlichen Urkundenschreibers schieben will. Denn die ganze 
Zeit hindurch, welche für uns in Betracht kommt, ist das 
Königthum ein Wahlkönigthum geblieben. Der König wird ge- , 
wählt®) auf dem Morathing, dem eigens zu seiner Wahl von j 
den Uppsvear abgehaltenen Thing auf der Mora wiese bei Upsala. • 
Dort wird er durch den Gesetzessprecher der Uppsvear zum 
Könige geurtheilt. Pamit ist er zum Könige der Uppsvear ge- 
wählt und geurtheilt. Damit hat er den Rechtsgrund auf das 
Königthum über die anderen Landschaften erworben. Das 
Königthum selbst über die letzteren erwirbt er erst durch Zu- 
urtheilung seitens der Gesetzessprecher der einzelnen Landschaften. 
In ältester Zeit erfolgte die Zuurtheilung auf dem Landschafts- 
thinge jedweder Landschaft. Von Landschaft zu Landschaft 
ritt der neugewählte König die Erichsgasse in rechtsförmlicher 
Weise. Er schwor auf dem Landschaftsthinge den Treueid, 
„dass er nicht die rechten Gesetze am Lande brechen werde"*). 



>) D. S. 102. 

«) D. S. 63. 65. 66. 71. etc. 

*) üeber den Wahlvorgang siehe vornehmlich Schl}'ter: Om Konnuga- 
val, Eriksgata, Eröning och Kungliga rättigheter, enligt Sveriges gamla 
lagar in Juridiska Afhandlingar Bd. I 1836. 

*) W. G. I Ketlb. 1 pr. Als besonderes Verdienst wird die treue 
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Dann urtheilte ihn der Gesetzessprecher zum Könige der Land- 
schaft. In der späteren Zeit des ausgeprägteren Einheitsge- 
dankens urtheilten die Gesetzessprecher sämmüicher Landschaften 
den König auf der Morawiese zum Könige ihrer Landschaften^). 

Stellt der König das einigende Band sänunUicher Land- 
schaften dar, so ist der Gesetzessprecher die Spitze der Land- 
schaft. Der Gesetzessprecher wird von den Bauern aus ihrer 
Mitte frei gewählt, er wird vom Könige nicht bestellt noch 
bestätigt. Er ist einer ftür die ganze Landschaft und sein 
Amt ist regelmässig ein lebenslängliches'). 

Von landrechtUchen Aemtem tritt sonst in ältester Zeit das 
Amt des Herads- oder Hundertschafishäuptlings in den Vorder- 
grund, lieber seinen Ursprung herrscht nicht völlige Klarheit 
Gewöhnlich nimmt man an, dass es aus dem alten Kleinkönig- 
thume in gleicher Weise hervorgegangen ist, wie die Würde 
des norwegischen lendrmadr aus dem Hersirthum, dass es 
demnach ursprünglich einen erblichen und patriarchalischen 
Charakter besessen hat^). Zur Zeit unserer Bechtsbücher ist 
von solchem nichts zu verspüren. Der Heradshäuptling ist, 
wie es scheint, gewählter Beamter und zwar von der Bauern- 
schaft auf Lebenszeit gewählter Beamter. Ein königliches Be- 
stätigungsrecht weisen erst die späteren Bechtsquellen auf. 

Das Volk zerfällt in Volksfreie und in Unfreie. Die Volks- 
freien sind nicht ständisch gegliedert. Sie stehen sich im 
Wergeide und im Eherechte gleich. Zu den Volksfreien gehört 



Beobachtung des Landrechts bei Ingi Steinkelsson und Philipp Hallstensson 
vom Katalog der Schwedenkönige hervorgehoben. Schlyter corpus juris I 
S. 299. dOO. 

») Schlyter S. 9. 

*) üeber ihn vergl. C. J. Schlyter, Om Sveriges äldsta indelning i 
landskap och landskapslagemes upkomst. Upsala 1835. K. Maurer, Das 
Alter des Gesetzsprecheramtes in Norwegen (Festgabe für Arndt). München 
1875 S. 8 ff. K. Lehmann zur Frage nach dem Ursprünge des Gesetzsprecher- 
amtes in der Zeitschrift der Savignystiftung VI 2 S. 193 ff. Die spätere 
Zeit behandelt Hjalmar Linder, De svenske Lagmännens Ställning tili Konung 
och Folk tili och med £r 1347. Upsala 1875. 

') So z. B. Konrad Maurer, Die Entstehung des isländischen Staats 
und seiner Verfassung S. 10 ff. Ödberg I S. 9 u. a. 
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persönlich der Freigelassene. Der Unfreie ist grundsätzlich 
Sache 1). 

Die Gesetzgebung und die Urtheilsfindung liegt bei den 
Tolksfreien Bauern. Die Bauern üben sie auf den Thing- 
Tersammlungen aus. Die Thingversammlungen sind Versamm- 
lungen des Herads, bez. der Himdertschaft und Versammlungen 
der Landschaft. Im Ostgötalag treten auch Versammlungen des 
Viertels (des Herads) hervor. 

Das Landschaftsthing ist in älterer Zeit kein örtlich stän- 
diges Thing. „Das heisst stets Allergötenthing, wo der Gesetzes- 
sprecher ist", heisst es im älteren W. G.'). Zum Landschafts- 
thing kann also das Heradsthing werden, falls es dem Gesetzes- 
sprecher beliebt, seinen Sitz auf das Heradsthing zu verlegen'). 
Auf dem Landschaftsthinge sitzt der Gesetzessprecher, auf dem 
Heradsthing der Heradshäuptling vor. Jenes hegt und schliesst 
wenigstens im 13. Jahrhundert der Gesetzessprecher, dieses der 
Heradshäuptling. 

Das Heradsthing ist nur Gerichtsthing, das Landschaftsthing 
ist Gerichts- und Gesetzgebungsthing. Das Landschaftsthing 
tritt jährlich mindestens einmal zusammen*). Vor dem ver- 
sammelten Volke hat der Gesetzessprecher auf dem Landschafts- 
thing den Gesetzesvortrag abzuhalten. Das versammelte Volk 
beräth und beschliesst über Aenderung oder Vermehrung des 
Rechtes. Neben oder über dem Volke steht kein berathender 
oder beschliessender Ausschuss, weder ein solcher von Vornehmen, 
gleich den isländischen Goden, noch ein solcher von erwählten 
oder ernannten Volksgenossen, gleich der norwegischen lögrfetta. 



') Vergl. von Amira Nordgerman. Obligationenrecht I S. 19. 

«) Retlb. »/a. 

') Wenn von der Urkunde aas dem Jahre 1225 Herads- und Land- 
schaftsthing auseinander gehalten werden , obwohl in beiden der Gesetzes- 
sprecher anwesend ist (D. S. Nr. 886), so liegt dies daran, weil der be- 
treffende Gesetzessprecher zugleich Heradshäuptling war und als Herads- 
häuptling allein auf dem Heradsthing fungirte. 

^) Dies ergiebt sich aus dem päpstlichen Schreiben vom 10. März 
1206, in welchem es heisst: legislatores regni eins annis singulis 
teneantur coram populo legem consuetudinis publicare. D. S. 131. 
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Das Heradsthing ist ständiges oder berufenes Thing, echtes 
oder gebotenes Thing. Das gebotene Thing tritt bei der Klage 
auf handhafter That zusammen. Es wird vom HeradshäupÜing 
auf Ansuchen des Klagenden einberufen^). Das echte Thing 
tritt in bestimmten Zeiten zusammen, ursprünglich wohl zwei 
Male im Jahre'), später häufiger. 

Auf dem Heradsthinge und Landschaftsthinge finden die 
Bauern in ihrer Gesammtheit das Urtheil. Heradshäuptling 
und Gesetzessprecher als solche sind ursprünglich nicht Ur- 
theilsfinder. Heradshäuptling und Gesetzessprecher haben ur- 
sprünglich nur gerichtsherrliche Functionen. Sie leiten die 
Verhandlung und verkünden das Urtheil. Ebensowenig kennt 
das älteste Recht einen Ausschuss der Bauernschaft, welcher 
das Urtheil vorschlägt, gleich den fränkischen Rachinburgen. 
SämmÜiche Bauern finden das Urtheil und finden es sämmt- 
lich^). Das Urtheil hat einstimmig zu ergehen. 

Vom Heradsthinge ergeht in ältester Zeit kein Zug an das 
Landschaftsthing. Heradsthing und Landschaftsthing sind gleich- 
geordnete Gerichtsthinge. Nur soweit es sich um die Fried- 
loslegung über die ganze Landschaft handelt, ist das Land- 
schaftsthing allein anzugehen. Das Heradsthing vermag nur 
für dasHerad friedlos zulegen*). Aber das Urtheil, auf Grund 
dessen die Friedloslegung erfolgt, vermag auch auf dem Herads- 
thinge zu ergehen. Der formelle Act der Friedloslegung über 



1) Vgl. W. G. I Af mandrapi 8. 11. 14 pr. fiuvb. 3 pr. 

«) Vgl. W. G. II Fonib. 43. 

') Dies scheint mir mit Unrecht Uppström ÖfVersigt af den svenska 
Processens Historia 1884 S. 6 ff. zu bestreiten. Es geht nicht nor aus 
W. G. I Mandr. ^/s: „da soll man ihm Tagfahrt nach daheim urtheilen 
solche, über welche alle Männer auf dem Thinge einig werden" hervor, 
sondern auch aus mehreren Urkunden des D. S. 240: In illo placito ego 
sigtrigus acclamantibus et assentientibus universis adiudicayi 
(Heradsthing). 836: In provinciali placito conveniencium stabilivimus . . et 
huic stabilitati omnes provinciales astantes assensum adhi- 
buerunt et favorem. 840: Domini G. antecessoris nostri iudicio et 
assensu westgotorum adhibito. 1206. Vgl. auch Gotll. I '/a. ^^k. 

*) 0. G. Drapab. >/4. 
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die ganze Landschaft bedarf nur des Beschlusses des Landschafts- 
ihinges. Das Landschaftsthing ist somit in diesen Fällen weder 
ausschliessliches noch höheres Gerichtsthing. Erst dem Ende 
des dreizehnten Jahrhunderts gehört die Herstellung eines In- 
stanzenzuges vom Heradsthing zum Landschaftsthinge an. 

Die Gesetzgebung und die Urtheilsfindung liegen im vollsten 
Umfange bei den Bauern. Innerhalb der Landschaft ist nichts, 
was der Gesetzgebung und der Urtheilsfindung der Bauern ent- 
zogen wäre. Insbesondere wird eine Exemtion der Geistlichen 
vom Landrechte trotz dahin zielender Bestrebungen von Kirche 
und König ^) nicht anerkannt. 

Die Gesetzgebung liegt ausschliesslich bei den Bauern, j 
Nichts ist Gesetz, was nicht die Bauern gesetzt haben. „Am 
Todestage mag man nicht vom Erbe weg geben nach Gesetzes- 
wort, sofern nicht der Erbe selber Ja dazu sagt. So sagen 
geistliche Männer , dass man nicht Nein dazu sagen mag nach 
Gottes Recht", heisst es im älteren W. G.^). Das kirchliche ' 
Verbot von Beschränkungen der Seelgaben ^) ist nicht Verbot , 
des „Gesetzeswortes", es ist Meinung der geistlichen Männer, 
die Jeder beachten mag oder nicht*). 

§2. 
Der altschwedisclie fiechtsgang. 

Dem Charakter der altschwedischen Staatsverfassung ent- 
spricht der Charakter des altschwedischen Rechtsganges. Drei 
Grundzüge sind ihm eigen: die Strenge des Formalismus, das 
Herrschen der Verhandlungsmaxime, das Fehlen der Voll- 
streckung in das Vermögen des Beklagten*^). 



^) D. S. 62. 115. 127. 129. 131. 238. 

*) ^rf {)b. 10. 

») D. S. 131. 

*) V. Amira, Nordgerm. Obligationenrecht I S. 19. 

^) Vgl. hierzu v. Amira, in den Göttinger gelehrten Anzeigen 1885 
Nr. 4. Ueber die alliterirenden Wendungen in den altschwedischen Rechten 
Tgl. Erik Henrik Lind, Om Bim och Yerslemningar i de svenska Land- 
skapslagame, Upsala 1881. 
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Die Strenge des Formalismus Ifisst der Willkür der Par- 
teien oder der Urtheiler in der Gestaltung des Recht^anges 
keinen Raum. 

In förmlicher Weise hat die Ladung zu ergehen. Sie darf 
nur vom Klagberechtigten, nicht seinem gewählten Vertreter^) 
ergehen. Sie darf nur an dem gesetzlich bestimmten Orte, 
ursprünglich dem Gehöfte des Beklagten, später dem Thinge 
ergehen. 

Sie muss am bestimmten Tage zwischen Sonnenaufgang 
und Sonnenuntergang ergehen ^). Sie muss in förmlichen Wor- 
ten „zum Thinge'' ergehen. Sie muss vor zwei gezogenen 
Zeugen ergehen. Sie darf nur an einen Beklagten am selben 
Tage ergehen*). 

Auf dem Thinge muss der Kläger „gesetzlich vortragen nach 
dem wie Recht ist" *). Der Vortrag bindet ihn , sofern er ihn 
nicht unmittelbar widerruft „Geht er vom Thinge und konmit 
er zurück den Tag oder einen anderen und ändert den Vor- 
trag, da ist das Zwievortrag, büsse dafür" *). 

In förmlicher Weise erwidert der Beklagte, welcher sich 
einlässt. Er bietet für sich Recht „Holz und Bürgen". Er 
verneint den Klagevorwurf Wort für Wort ®) unter Angelobung 
der eidlichen Reinigung, indem er einen Stab dem Kläger reicht. 
Den Stab nimmt der Kläger und nimmt damit den Eid. Der Be- 
klagte stellt Eidesbürgen dem Kläger zur Auswahl, für je einen 

*) Vgl. y. Amira, Nordgerm. Obligationeiirecht I S. 859. 

') „Jetzt giebt ein Bauer einem Bauern Klage : er soll am Montag in 
dessen Gehöft gehen und zwei Männer mit sich nehmen und ihn zum 
Thinge laden, lade nachdem die Sonne aufgegangen ist und bevor sie 
niedergeht da ist seine Thingladung giltig. Wenn er nicht so gethan hat 
da ist seine Thingladung ungiltig." 0. G. lUefstab. 21 pr. 

*) „Man mag nicht Melu*ere den Tag laden, als einen." 0. G. Rb. *Vi. 
Eine Ausnahme gilt für den königlichen und bischöflichen Kläger. Eod. 

^) „Jetzt kommen die Beiden zum Thinge, der, welcher lud und der, 
welcher geladen war. da sollen die Urtheilsmänner hören, aber der soll 
gesetzlich vortragen zu ihm nach dem wie Recht ist'' 0. G. Raefstab. 22. 

») W. M. I I>gb. 9. 

') Beispiele im älteren W. G.: Ssersemal Vs. „dass er sein wahrer 
Wundschläger ist" — „dass er nicht sein wahrer Wundschläger ist". 
Retlb. 9 pr. 
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Zwölfereid einen Bürgen ^). Vor den Bürgen wird Form und 
Wortlaut des Eides vom Beklagten dem Kläger gelobt^). 

Der Eid ist streng in der angelobten Weise abzuleisten. 
Er ist mit den Worten abzuleisten, welche vereinbart waren*). 
Er ist am Tage abzuleisten, zwischen Sonnenaufgang und 
Sonnenuntergang*). Er ist an der gesetzlichen Stelle abzu- 
leisten. Ursprünglich war dies die Wohnung des Beklagten, 
und, sofern es sich um einen Grundstücksstreit handelte, das 
Grundstück, welches Streitgegenstand war. „Nun wehrt jetzt 
Jemand ein Grundstück . da soll er da mit den Eiden stehen, 
wo das Grundstück ist . das der vor ihm abstreitet . streitet der 
ein Gebäude ab und alles , das zum Gebäude gehört . da soll 
er im Gebäude stehen und wehren alles das was dazu gehört. 
Streitet der um Aecker oder Wiesen oder Wald . da soll er stehen 
da wo das liegt . welches der abstritt, und wehren . thut er nicht 
so . da thut er ungesetzlich" *). Später ist Ort für die Eides- 
ableistung das Thing ^). Der Eid ist vom Beklagten selbst 
abzuleisten, nicht von seinem gewählten Vertreter^). Er ist 
in G^enwart des Klägers abzuleisten®). Der Kläger hat dem 
Beklagten den Eid zu Stäben und zu sehen, d. h. unter Halten 
eines Stabes vorzusprechen imd ihn anzuhören •). Der Eid 
darf in schwereren Fällen nicht erlassen werden *^). 

Die Verhandlungsmaxime legt den Gang des Verfahrens 
in die Hände der Parteien. Wie die Ladung formeller Parteiact 
war, so war sie ursprünglich gewillkürter Parteiact. Ein Ein- 



1) 0. G. Rsefatab. 6; W. M. I pgb. 13; üpU. I)gb. 12. 

^ 0, G. Rsefstab. 6. 

') 0. G. Kffifetab. 12 : „Es mag der Eid nicht auf andre Weise gehen, 
als er gelobt war.*' 

^) 0. G. Rsefstab. 12 pr.: „und nicht Nachts soll der Eid gehen, nach- 
dem die Sonne hinter dem Walde ist" 

*) 0. G. EgnA. *Va. ; vgl. auch Egnsl. */«. 5. Dem entspricht die Eides- 
leistung des wegfahrenden Mannes im Bjärköar. "'/i: „Der Schiffer wehre 
sich mit seinem Eide im Hafen . der reitende Mann nächst seinem Pferde.'^ 

•) So in den Svearechten ÜpU. I)gb. ^/s. 

'') 0. G. lUefstab. 13. 

«) 0. G. Rsefstab. 8. 

») 0. G. Raefetab. 8. *®) 0. G. Rsefstab. 17. 
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greifen der öffentlichen Gewalt von Amts wegen trat grundsätzlich 
auch da nicht ein, wo dieselbe am Strafgelde betheiligt war. 
Nur der Verletzte ist „Sacheigenthümer", malsaeghandi. Unter- 
liess er die Ladung, so fiel damit ursprünglich der Antheil der 
öffentlichen Gewalt am Strafgelde fort" ^). Erst in späterer Zeit 
trat die öffentliche Gewalt subsidiär mit der Klage ein. 

Der Klagevortrag richtet sich auf dem Thinge an den 
Beklagten, nicht an die Urtheiler, und der Beklagte gelobt 
Busse oder Vertheidigung dem Kläger, nicht den Urtheilem. 
Die Urtheiler hören die Wechselreden und schauen die Wechsel- 
handlungen der Parteien. Sie legen darauf nach den Göta- 
rechten den Parteien die Tagfahrt zur Beweisverhandlung heim. 
Sie legen die Tagfahrt durch „Urtheir, in welchem sie die 
Beweisrolle , das Beweisthema und die Beweisart auf Grund 
der von den Parteien betriebenen Verhandlungen festsetzen*). 
Aber es scheint, dass nach den Götarechten in älterer Zeit 
die Bestimmung der Tagfahrt zur Beweisverhandlung auch 
durch Paitei vertrag erfolgte^). In den Svearechten urtheilt 
der Einzelurtheiler die Tagfahrt zur Beweisverhandlung zum 
nächsten Thinge. 

Das Urtheil ist kein zweizüngiges Urtheil, enthält nicht 
die Alternative : aut juret aut componat — sondern es bestimmt 
lediglich die näheren Umstände des juret. Noch mehr, wie in 
den südgermanischen Rechten enthält sich das Beweisurtheil 
einer selbständigen inneren Schlussfolgerung. Was es an 
Selbständigem gegenüber dem Parteibetriebe bringt, ist die Fest- 
setzung der Tagfahrt. Im Uebrigen constatirt es lediglich den 
Stand der Verhandlung, wie er sich auf Grund der förmlichen 
Eidesangelobung seitens des Beklagten darstellt. 

Auf Grund des Beweisurtheils ergeht die Beweisverhand- 
lung. Sie findet nach den Götarechten daheim beim Beklagten 



») 0. G. Krb. 27 pr.; W. G. I Mandr. 1 pr. 

") „So kam Urtheil an deine Sache, dass du solltest hier stehen am 
heutigen Tage und beweisen gegen ihn Todtschlag mit 24." 
W. G. I Mandr. V«. 

•) Siehe 0. G. Rsefstab. 7. 
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Statt *). Sie findet lediglich zwischen den Parteien statt. Weder 
die Gerichtsversammlung noch der Heradshäuptling noch ein 
Ausschuss der Gerichtsversammlung wohnen ihr bei. Nur um 
den auf dem Thinge stattgehabten Gang des Verfahrens zu 
erweisen, erscheint der Kläger mit Thingzeugen, welche den 
Erlass des Beweisurtheils bezeugen *). Aber diese Thingzeugen 
sind nicht beauftragt, die Beweisverhandlung anzuhören oder 
gar zu überwachen. Sie sind lediglich zu dem Zwecke der 
Bekundung des Beweisurtheils vom Kläger hinzugezogen, sie 
sind Beweismittel des Klägers. Die beweispflichtige Partei 
leistet in Gegenwart des Gegners unter förmlicher Stabung 
seitens desselben den Eid ab®). Ueber die Ableistung oder 
Nichtableistung des Eides werden aus den Umstehenden von 
der Partei, welche Rechte daraus ableitet, Zeugen aufgerufen *). 
Mit diesen Zeugen erscheint die Partei nunmehr wieder auf 
dem Thinge. Und auf Grund des abgegebenen Zeugnisses 
ergeht das Endurtheil auf „Schuldlos" oder „gesetzlich Ueber- 
fOhrt\ 

In den Svearechten findet die Beweisverhandlung nicht 
mehr daheim, sondern auf dem Thinge statt Die Stellung der 
Gerichtsversammlung zur Beweisverhandlung ist dadurch aber 
prinzipiell nicht geändert. Die Parteien betreiben auch hier 
die Beweisverhandlung allein. Der Partei, welche den Eid an- 
gelobt hat, sagt der Gegner auf dem nächsten Thinge den Eid 
an, nimmt ihr auf dem dritten Thinge den Eid ab*). Die 



1) W. G. I Mdrp. 1/a. 8; Sarae-mal. 1; Bardagh. I; Ib. i»/«. 14. 19; 
0. G. Rsefstab. 8. In dieser Beweisverhandlung daheim, sowie in der 
sinnsetting des älteren W. G., sind Beste des alten Privatgerichts erhalten, 
welches das norwegische Becht im skiladömr kannte. Es wäre erwünscht, 
wenn dieser Gegenstand einmal in das rechte Licht gerückt würde. Was 
Sechers Arbeit für Dänemark nicht erreicht hat, liesse sich mit zweifellos 
geringerer Mühe für Schweden erreichen. 

«) W. G. I Mdrp. V2. 

») W. G. I Mdq). V«; 0. G. Bffifstab. 8. Ueber das heidnische For- 
mular des Eides im älteren W. G. siehe L. F. Leffler, Hedniska edsformu- 
lär i äldre Yestgötalagen in der Antiquarisk Tidskrift for Sverige V 2 
S. 149 ff. 

*) W. G. I Mdrp. Vi. ») üpU. ^h. ^lu 

Lehmann, Der Königsfriede. 2 



18 Erster Theil. Der Königsfriede der Schweden. 

Gericbtsversammlung kommt nur soweit in Betracht, als sie 
über stattgehabte Vorgänge IZeugniss ablegt. Eine Einmischung 
in die Beweisverhandlung durch den Urtheiler findet auch hier 
nicht statt. 

Das Endurtheil, welches ursprünglich die Gerichtsgemeinde, 
später der Einzelurtheiler Mit, setzt sich demgemäss aus zwei 
Bestandtheilen zusammen: aus der Gonstatirung der durch die 
Parteien geschaffenen Lage des Rechtsgauges auf der einen — 
aus der Subsummirung dieser Lage unter das materielle Recht 
auf der anderen Seite. Jenes ist der Vordersatz, dieses die 
Schlussfolgerung. Lautet der Vordersatz dahin, dass der Be- 
klagte in der vom Landrechte begehrten Form seine Verthei- 
digimg durchgefilhrt hat, so wird er „schuldlos" , wird in den 
Frieden geurtheilt. Lautet der Vordersatz dahin, dass er „in 
der Vertheidigung gefallen" ist, so ist er „gesetzlich gef&Ut" 
und wird zur Busse oder wird friedlos geurtheilt. 

Ein Besonderes ist über die Beweismittel zu bemerken. 
Entsprechend dem rein contradictorischen Charakter des volks- 
rechtlichen Verfahrens sind die Beweismittel einseitige. Es sind 
Zeugen, Parteieid, Eideshelfer und Gottesurtheil. Die Zeugen sind 
grundsätzlich berufene Zeugen, ausnahmsweise Erfahrungszeugen. 
Sie sind höheres Beweismittel gegenüber den Eideshelfem. Die 
Eideshelfer sind das ordentliche Beweismittel des Landrechts, 
sie sind es so sehr, dass der Beklagte sich „mit Landrecht" 
vertheidigt, wenn er sich mit der Eideshilfe vertheidigt. Die 
Eideshelfer schwören, mit gesammtem Munde, nicht Jeder für 
sich*). Sie beschwören den Eid der Partei als „wahren imd 
gesetzlichen" 2). Bereits die ältesten schwedischen Rechte 
kennen eine Häufung von Zeugenbeweis und Eideshelferbeweis 
in der Weise, dass zu je zwölf Eideshelfem ein gezogener Zeuge 
oder ein Erfahrungszeuge tritt. Sie wenden diese Häufung mit 
Vorliebe da an, wo das Beweisthema ein nicht bloss negatives 
„Leugnen", sondern ein positives „Beweisen" verlangt 

Dem volksgerichtlichen Verfahren ist die vermögensrecht- 



^) W. 6. I Af mandrapi Va u. sonst. 

') „At pe tue suoru sant ok lagh.*' 0. G. Eghna sal ^/i u. sonst. 



§ 2. Der altschwedische Rechtsgang. 19 

liehe Vollstreckung unbekannt ^). In ältester Zeit gewährte es in 
der Pfandnahme dem Kläger ein schneidiges Mittel, um den Be- 
klagten, — ohne seine Person zu belangen — zur Befriedigung zu 
zwingen. Die Pfandnahme war aussergerichtliche Beschlagnahme 
von Sachen des Beklagten seitens des Klägers. Sie war nur 
Sicherungsmittel der Befriedigung, nicht Vollstreckung selbst. 
Diese Pfandnahme ward im 13. Jahrh. abgeschafft. Seitdem 
kennt das volksgerichtliche Verfahren nur noch die Friedlos- 
l^ung als Mittel, um die Befriedigung des Gläubigers herbei- 
zuführen. Die Fnedlosl^ung erfolgt durch das auf Friedlosigkeit 
lautende, vom Vorsitzenden verkündete Urtheil der Thingver- 
sammlung. Die Friedloslegung tritt nicht bei Weigerung der 
Erftülui^ jedweden Urtheils ein. Sie setzt voraus, dass es sich 
um eine öffentlichrechtliche Bussschuld, nach ostgöthischem Rechte 
im Mindestbetrage von ursprünglich 12, später 40 Mark, han- 
delt. Bei geringeren Bussschulden bedarf es nach ostgöthischem 
Rechte einer neuen Einklagung des bereits durch Urtheil fest- 
gestellten Bussanspruches, welcher schrittweise bei fortgesetztem 
Ungehorsam des Beklagten vermöge Landrechts bis auf 12, bezw. 
40 Mark gesteigert wird. Erst wenn diese Summe erreicht ist, 
tritt die Möglichkeit der Friedloslegung ein. Die Friedlosigkeit 
kennt räumliche Abstufungen. Sie ist eine Friedlosigkeit über 
das Herad oder eine Friedlosigkeit „über die Landschaft und 
den Gesetzsprecherbezirk ^ ^). Darüber hinaus mochte das ältere 
Recht eine Friedlosigkeit nicht kennen. Erst die centralisii'ende 
Königsgesetzgebung des 13. Jahrhunderts schuf eine Friedlosig- 
keit „über das ganze Reich hin'', von welcher später gehandelt 
werden soll. Die Friedlosigkeit zog den Verlust des ganzen 



^) Vgl. V. Amira, Nordgerm. Obligationenrecht I S. 108 ff. 

') Vgl. V. Amira S. 148. Muthmaasslich war die Friedlosigkeit über 
die Hundertschaft „um alt {^ingimötif die ältere, aus welcher die Fried- 
losigkeit über die Landschaft hin herauswuchs, so wie die Friedlosigkeit über 
das Reich aus der Friedlosigkeit über die Landschaft herauswuchs; Der- 
selbe Entwicklungsgang scheint auch auf anderen germanischen Rechtsge- 
bieten, z. B. in IMbiemark, stattgeftmden zu haben. Dagegen hat die islän- 
dische Bezirksächtung, häradssekt, nichts mit dieser Friedlosigkeit über die 
Hundertschaft zu thun. Vgl. Anhang. 

2* 
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Vermögens, sowohl des liegenden als des losen Gutes nach 
sich^). Die Friedlosigkeit erreichte ihr Ende, wenn überhaupt, 
mit der Gabe des Friedens seitens des Königs, in ältester Zeit 
seitens der Thinggemeinde. Auf diese Gabe hatte der Friedlose, 
sofern er überhaupt in den Frieden zurückgelangen konnte, 
einen gesetzlich festgestellten Anspruch. Weder der Willkür 
des Verletzten, noch der des Königs oder Gesetzessprechers 
oder Hundertschaflshäuptlings war für die Gewährung des 
Friedens Spielraum gelassen. Der Friedlose kaufte sich in den 
Frieden ein, er erhielt ihn nicht durch Geschenk oder Gunst. 

Zum Schlüsse sei auf das Ungehorsamsverfahren ein Blick 
geworfen, wie es das Ostgötalag in anschaulicher Weise dar- 
stellt 2). Freilich gehört dieses Rechtsbuch bereits der Zeit nach 
der Königseidgesetzgebung an, aber wir sind berechtigt anzu- 
nehmen, dass gerade in ihm das Ungehorsamsverfahren des 
alten Rechtes treu aufbewahrt ist — wie es ja überhaupt mit 
dem einen Auge rückwärts in die Vergangenheit, mit dem 
anderen Auge vorwärts in die Zukunft schaut. Es scheidet aber 
das ostgöthische Rechtsbuch beim Ungehorsamsverfahren drei 
Arten von Sachen : Todtschlagssachen, welche auf Friedlosigkeit 
gehen, Vierzigmarksachen und geringere Bussschulden. 

Bei Todtschlagssachen bedarf es der rechtsförmlichen Ladung 
zum Heradsthinge und des Klagevortrages mit Zeugenvorführung 
auf dem Heradsthinge. Von hier aus wird eine „Fünft" zum 
Beklagten anberaumt, welche der Kläger „abzusitzen" hat. 
Lässt sich der Beklagte auch hier nicht ein, so ergeht auf dem 
nächsten Heradsthinge das Urtheil auf Friedlosigkeit über den 
Thingbezirk hin. Will der Kläger Friedlosigkeit über die 
Landschaft erzielen — so muss er zum Landschaftsthinge, dem 
Liongathing, fahren und den Beklagten dort friedlos legen lassen®). 

Bei Vierzigmarksachen bedarf es dreimaliger Ladung zum 
Heradsthinge, dreimaligen Klagevortrags auf dem Heradsthinge, 
dreimaliger Absitzung von Fünften beim Beklagten. Ei'st hier- 



^) V. Amira S. 142. Die Kimeninschrift auf dem Forsaringe giebt 
hier die Entscheidung. 

«) Riefstab. ««/i. ") Drapab. "/*. 
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nach ist zum Liongathinge Ladung zu erlassen, dort Klage zu 
erheben, von da aus eine Fünft anzuberaumen, diese abzusitzen. 
Erst jetzt kann auf dem Liongathinge der Beklagte friedlos 
geartheilt werden. Zur Friedloslegung sind also vier Ladungen, 
vier Klagevorträge, vier Fünftenabsitzungen nothwendig ^). 

Bei geringeren Bussschulden ist das Verfahren, welches 
für Yierzigmarksachen geschildert ist, zweimal zu beobachten. 
Die einmalige Vornahme hat erst den Erfolg, dass der Beklagte 
die Zwölfmarkbusse wegen Nichtgehorsam gegen das Lionga- 
thing verwirkt. Diese Zwölfmarkbusse ist nun wiederum mit 
vier Ladungen, vier Klagevorträgen, vier Fünften neben der 
alten Bussschuld einzuklagen. Erst dann kann der Beklagte 
friedlos geurtheilt werden. Acht Thinge und acht Fünften sind 
denmach hier anzugehen, bis Friedlosigkeit erzielt werden kann. 

Aufiällig ist im dritten Falle, dass die einmalige Beobach- 
tung des Verfahrens nicht zur Steigerung von 40, sondern nur 
zur Steigerung von 12 Mark führt. Daraus scheint gefolgert 
werden zu können, dass an Stelle des Unterschiedes von Vier- 
zigmarksachen und geringeren Bussschulden ursprünglich der 
von Zwölfmarksachen und geringeren Bussschulden bestand. 
Thatsächlich haben die Vierzigmarksachen erst seit der Königs- 
eidgesetzgebung Verbreitung gefunden. 

§3. 
Der Slteste schwedische ESnlg. 

Karg bemessen sind die Rechte des Königs in dieser 
RechtsgenossenschafL Es sind nur subjective Rechte. Ein ob- 
jectives Recht des Königs neben dem Landrechte ist schlechter- 
dings nicht anerkannt. Der König hat weder ein Gesetz- 
gebungs- noch ein Verordnungsrecht. Er kann weder einseitig 
neues Recht schaffen noch das geltende Recht durch andere 
Mittel zur Ausführung bringen, als die ihm vom Landrechte 
gewährleisteten. Ebensowenig ist er bei der Schaffung des 
Rechts auch nur betheiligt. Er hat kein Genehmigungs- oder 



i) Rafstab. *«/i. 
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Vorschlagsrecht. Die Worte, welche Snorri dem Schwedenkönige 
Olafr auf dem Thinge zu Upsala in den Mund legt, „so hätten 
es alle Schwedenkönige gehalten, die Bauern alles das, was 
sie wollten, unter einander beschliessen zu lassen^ ^), treifen in 
vollstem Maasse für die Bechtsschaffung zu. 

Die Rechte des Königs zählen spätere Rechtsquellen 
dahin auf*): „er hat den Upsalaschatz und den verheimlichten 
Todtschlag und das ledige Erbe : er mag seinen Dienstmannen 
Lehn geben, Brief schreiben und Lebensmittelbeschaffiing auf- 
bieten, in welches Land er auch kommen will". Die älteren 
Bechtsquellen weisen jene Aufzählung nicht auf. In der That 
ist sie auf der einen Seite nicht erschöpfend, auf der anderen 
für die älteren Rechtsquellen nicht zutreffend. Sie betrifft mit 
Ausnahme der Belehnung nur die Einnahmequellen des Königs 
und hier auch nur diejenigen, welche dem Könige allein und 
ungetheilt zufliessen. Vermöge dieser ihrer Sonderstellung ver- 
dienen die aufgezählten Rechte eine kurze Sonderbetrachtung. 

Unter Upsalaschatz wird das Krongut verstanden, welches 
den Königen der Uppsvear von der heidnischen Zeit her in 
ihrer Eigenschaft als Oberpriester und Oberkönige zukam, und 
welches sich im Laufe der Zeit, vornehmlich durch Einziehung 
der Güter der Kleinkönige, vermehrte. Nach dem Zeugnisse 
der Rechtsquellen vom Schlüsse des 13. Jahrhunderts ist der 
König in der Verfügung über das Krongut beschränkt. Er 
darf ^ nicht verschenken oder verleihen, vertauschen oder ver- 
kaufen unter der Krone weg. Er hat Leibzucht vom Krongute 
(agher liva vid upsala öda), darf es nicht wissentlich vermin- 
dern vor dem Könige, welcher nachfolgt. Für die ältere Zeit 
scheint ein solches Veräusserungsverbot nicht gegolten zu haben. 
In einer Urkunde aus der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts*) 



^) Olafs 8. h. helga 81 ; vgl. vita Anskarii Kap. 28; Adam von Bremen 

IV "/82. 

^) Vgl. fi]ir das Folgende den Aufsatz Schlyters, Om Konangaval etc. 
und Carl Gustav Styffe, Framställning af de sä kallede Gnmdregalemas 
uppkomst och tillämpning i Sverige in Kongl. Vitterh. Historie och Anti- 
quitets Akademiens Handlingar IV S. 231 fif. 

») D. S. 67. 
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Terkauft König Knut eine yilla an das Kloster Juleta, von welcher 
er erklärt, es sei zweifellos, dass sie zu seinem Eigenthume 
„ex regio jure" gehöre, eine zweite villa verschenkt er, welche 
ihm „ex patema successione" zugefallen sei. Wird man unter 
dem zweiten Besitzthume ein privates Stammgut verstehen 
müssen, so hat man unter dem ersten Krongut zu verstehen. 
In einer anderen Urkunde aus der gleichen Zeit^) verschenkt 
und verkauft der König Grundbesitz, „welchen die vorangehen- 
den Könige im Besitze behauptet hätten". Auch hierunter 
scheint kaum etwas Anderes als Krongut begriffen werden zu 
können. Noch das ostgöthische Recht scheint die Yeräusserung 
von Krongut an keine schwereren Voraussetzungen zu knüpfen, 
als die Yeräusserung von Grundbesitz schlechthin^). 

„Verheimlichter Todtschlag" ist derjenige Todtschlag, dessen 
Urheber nicht binnen Jahr und Tag ermittelt wird. Die Er- 
mittelungspflicht liegt dem Herad der begangenen That ob. 
Das Herad, welches den Todtschläger nicht ermittelt, macht 
sich des Stra^eldes für den Todtschlag schuldig. Es hat das 
Strafgeld zu einem Drittel an die Erben des Erschlagenen, zu 
zwei Dritteln an den König zu zahlen. Der König empfängt 
zwei Drittel, weil zu dem Drittel, welches ihm nach Landrecht 
in allen Fällen zusteht, das Drittel, welches dem Herad zu- 
stände, tritt®). Es kann gefragt werden, ob dieses Recht in 
diesem Umfange von jeher gegolten hat. Das ältere W. G.*) 
kennt zwar die Ermittlungs- und Bussverpflichtung des Herads 
bereits, aber es weiss von einer Anwachsung des Antheils 
des Herads an den des Königs nichts. Der König scheint 
g^enüber dem Herad denselben Antheil am Strafgelde zu 
haben, wie gegenüber dem wirklichen Thäter. Während femer 
nach späterem Rechte auch der Antheil des Erben dem Könige 
accrescirt, wenn der Erbe die Todtschlagsklage gegen das Herad 
nicht rechtzeitig geltend macht ^), kann, wie es scheint, der 

1) D. S. 68. 

*) A. A. Schlyter, Om Konungaval S. 34. 

•) I)y egh Ii8er8el>e at egh takser peen sum böte. 0. G. Drapab. 11 pr. 

*) Af mandr. 14. 

») 0. G. Drapab. 11 pr. 
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König im älteren W. G. seinen Antheil nur geltend machen, 
nachdem der Erbe die Klage erhoben hat, während er bei 
Verschweigung des Erben seines Antheils verlustig geht. Nach 
älterem W. G. fällt somit der „verheimlichte Todtschlag" aus 
der Zahl der besonderen Einnahmequellen des Königs mög- 
licherweise fort. 

„Lediges Erbe" ist der Nachlass eines Ausländers oder 
Inländers, zu welchem sich kein Erbe meldet. Name und Ein- 
richtung sind bereits dem älteren W. G. bekannt. Verschieden 
ist die Behandlung nach der Nationalität des Verstorbenen bezw. 
Erben. Ist der Verstorbene bezw. Erbe ein Ausländer, später 
ein Nichtreichsangehöriger, so fällt der Nachlass, falls sich der 
Erbe nicht sofort oder nach Ablauf einer kurzen Frist gemeldet 
hat, endgiltig an den König; — sind beide Inländer, so bleibt, 
falls der Erbe bekannt ist, der Nachlass liegen, bis der Erbe 
kommt*). Mit Bezug auf den Ausländer, Nichtrechtsgenossen, 
ist scheinbar das Recht des Königs auf das ledige Erbe ent- 
standen. 

Die „Lehnsverleihung an die Dienstmannen" hat in der 
älteren Zeit einen tiberwiegend privaten Charakter. Mit der 
Aemterverfassung der Landrechte hatte sie ursprünglich nichts 
zu thim. Die landrechtlichen Aemter wurden vom Volke be- 
setzt. Und andere Aemter, als landrechtliche Aemter er- 
kannte das Landrecht in ältester Zeit nicht an. Die könig- 
lichen Beamten waren dem Landrechte Beauftragte des Königs, 
nicht Beamte. Sie hatten die Verwaltung der königlichen 
Güter, die Einklagung und Einziehung der an den König fallen- 
den Theile der Strafgelder, die Eintreibung der an den König 
zu entrichtenden Leistungen. Autoritative Befugnisse besassen 
sie in Friedenszeiten nicht. Aber im Beginne des 13. Jahrhun- 
derts haben sie sich bereits solche errungen. Sie üben sicher- 
heitspolizeiliche Functionen aus, halten den gefangenen Friedens- 
brecher in Gewahrsam und beaufsichtigen die gehörige Er- 
füllung der dem Einzelnen obliegenden öflfentlichrechtlichen 
Hand- und Spanndienste (Brücken-, Wege-, Zaunbau). Dagegen 



1) W. G. I AerfE)3erb. 14; 0. G. Aerfl)ab. ^Vn pr. 
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kommt ihnen ein Recht der Mitwirkung bei der Leitung der 
Thingversammlungen so wenig wie ein Urtheilerrecht zu. Erst 
in der Zeit der Folkungerkönige verdrängen die königlichen 
Lehnsmänner die Heradshäuptlinge. 

Das „Aufgebot von Lebensmittel^eschaffung" ist nur ein 
Fall des Rechtes des Königs, die ihm durch das Landrecht 
eingeräumten Zölle, Abgaben und Naturalleistungen eintreiben 
zu können *). Streng ist hier der König an die Vorschriften des 
Landrechts gebunden. Er darf nur die gesetzlichen Leistun- 
gen eintreiben, er darf keine neue Last auf sein Land legen. 
Er hat dies im Königseide zu beschwören. 

Alle diese Rechte haben mit dem Königsfrieden nichts zu 
thun. Sie enthalten weder einen subjectiven noch einen ob- 
jectiven Königsfrieden. Sie dienen mit Ausnahme des „ver- 
heimlichten Todtschlags" nicht einmal unmittelbar der Aufrecht- 
erhaltung des allgemeinen Friedens. Sie haben einen fiscali- 
schen Zweck und Inhalt. 

Anders verhält es sich mit einer zweiten Gruppe von 
Rechten. Der König hat grundsätzlich ein Recht auf einen 
Theil der Strafgelder und der durch Verbrechen verwirkten 
Habe. Das ältere Recht scheidet zwischen unstihnbaren und 
sühnbaren Vergehen. Die unstihnbaren Vergehen machen den 
Thäter für ewige Zeit friedlos. Sie ziehen Verlust seiner gan- 
zen Habe nach sich. Das verwirkte Gut wird nach bestimmten 
Grundsätzen vertheilt. Man soll „die Schulden bezahlen, keinem 
aber mehr als bis zu drei Mark" bestimmt das ältere W. G. ^). 
„Dann soll die Frau ihr Drittel nehmen und drei Mark als 
Morgengabe. Dann gehört dem Erben die Hälfte von dem, 
was übrig ist. Hiemach soll man den übrigbleibenden Theil 
in drei zerlegen. Einen Theil nimmt der Kläger, einen ande- 
ren der König, den dritten das Herad." Nach Abzug der 
Schulden und des Frauengutes erhält der König also ein 
Sechstel der verwirkten Habe. 



^) üeber sie vergl. Bergfalk, Om svenska jordens beskattning til och 
med början af 17 ärhundert. Upsala 1832. Ramstedt, Om krigs-och Skatte- 
Yäsendet i S?ealandens Lagar. Upsala 1875. 

«) Bardagh-B. 7. 
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Bei sühnbaren Vergehen, d. h. solchen, welche den Thftter 
entweder nur bei Nichtzahlung oder auch Nichtannahme des 
gesetzlichen Strafgeldes friedlos werden lassen, oder welche ihn 
von vornherein nur zur Zahlung eines Strafgeldes verpflichten — 
hat der König Recht ^uf den dritten Theil des Strafgeldes. 
Das schwedische Recht zerlegt das Strafgeld in drei Theile, 
von welchen ein Theil an den Verletzten, ein zweiter an das 
Herad, ein dritter an den König fällt. Das schwedische Recht 
scheidet also nicht Busse und Friedensgeld, wie die deutschen 
Volksrechte. Es kennt nur ein Strafgeld, an welchem es 
neben dem Verletzten das Herad und den König theilnehmen 
lässt. Die Antheile des Herad und des Königs lassen sich 
nicht ohne Weiteres als Friedensgeld bezeichnen. Versteht 
man unter Friedensgeld dasjenige Geld, durch welches sich der 
Thäter in den verlorenen Frieden der Rechtsgemeinschafl ein- 
kauft, bezw. sich von dem drohenden Verluste des Friedens 
der Rechtsgemeinschaft loskauft, so werden dieser Begriffsbe- 
stimmung die Antheile von König und Herad am Strafgelde 
nicht gerecht Die Antheile von König und Herad greifen 
nicht bloss da Platz, wo der Thäter den mit der That ver- 
lornen Frieden durch Zahlung des Strafjgeldes wiedergewinnen 
will, ihre Nichtzahlung hat nicht ohne Weiteres die Folge, dass 
der Thäter friedlos bleibt oder wird, ihre Zahlung nicht ohne 
Weiteres die Folge, dass der Thäter im Frieden bleibt oder in 
den Frieden gelangt. Die Antheile von Herad und König folgen 
ihrer rechtlichen Natur durchaus dem Antheile des Verletzten 
am Strafgelde. Nur soweit der Antheil des Verletzten die 
Natur eines Friedensgeldes besitzt, soweit besitzen sie auch 
die Antheile von Herad und König. Die Antheile von Herad 
und König hängen bezüglich ihrer Geltendmachung femer da- 
von ab, dass der Verletzte seinen Antheil geltend macht. Ver- 
zichtet der Verletzte auf Geltendmachung, so fallen sie zu- 
sammen. Die Antheile von Herad und König haben endlich — 
soweit sie Friedensgeld sind — nur dann die Wirkung des Frie- 
densgeldes, wenn der Verletzte für seinen Antheil Befriedigung 
erhalten hat. Ist der Verletzte nicht befriedigt worden, so ge- 
währt dem Thäter die Zahlung des Antheils an Herad und 
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König trotzdem keinen Anspruch auf den Frieden. Aus alle- 
dem ergiebt sich, dass der König als Empfänger dieses Antheils 
nicht einmal Träger eines Königsfriedens in dem oben^) gerügten 
missbräuchlichen Sinne ist. Wohl aber dient dieses Recht des 
Königs zweifellos der Aufrechterhaltung des gemeinen Friedens. 
Ein weiteres Recht des Königs scheint dem Begriffe des 
Königsfriedens näher zu stehen. Der König giebt dem Fried- 
losen den Frieden. Der formale Akt des Wiedereintritts in 
den Frieden erfolgt durch Empfang des Friedens vom Könige. 
Damit ist nicht gesagt, dass es vom freien Belieben des Königs 
abhängt, dem Friedlosen den Frieden zu geben. Die Gabe des 
Friedens seitens des Königs setzt voraus, dass der Empfänger 
alle diejenigen Bedingungen erftült hat, von welchen das Land- 
recht den Wiedereintritt in den Frieden abhängig macht. Wie 
sie deshalb fbr das ganze Gebiet der unsühnbaren Vergehen 
ohne jede Wirksamkeit war, so setzte sie bei den sühnbaren 
Vergehen voraus, dass der Friedlose dem Verletzten Befriedi- 
gung gewährt hat. War dies nicht der Fall, so war die Gabe 
des Friedens seitens des Königs nicht vollwirksam. Noch im 
Ostgötalag^) heisst es, dass, „wenn der Friedlose an König 
oder Herad gebüsst habe oder auch an den Sacheigenthümer 
und nicht an alle drei, dann der, welcher mit ihm verkehre, 
dessen Recht büssen soll, an den nicht gebüsst war**. Die Gabe 
des Friedens seitens des Königs bewirkte hier also nur einen 
* theilweisen Frieden, einen Frieden gegenüber dem Befriedigten, 
nicht gegenüber den am Strafgelde betheiligten Unbefriedigten. 
Es ist zweifelhaft, ob zur Zeit des älteren W. G. der König 
bereits das Recht besass, den Frieden für die Rechtsgemein- 
schaft mit allgemein verbindender Kraft zu geben, ob er nicht 
vielmehr den Frieden nur für sich gab, soweit er am Strafgelde 
betheiligt war, und neben ihm Verletzter und Heräd für ihre 
Antheile am Strafgelde gleichfalls den Frieden gaben. Nur 
auf eine Stelle des älteren W. G. könnte sich die Ansicht 
stützen, welche bereits für das ältere W. G. das Friedengeben 
als ausschliessliches Recht des Königs auffasste. „Der König 
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soll drei Männern den Frieden geben, denen, welche nicht 
Nidingswerk gethan haben,*' heisst es in ReÜb. Vi vom neu- 
gewählten Könige. Aber diese Stelle wird erst voll verständ- 
lich, wenn man die ParaUelstelle des Ostgötalag heranzieht. 
Hier heisst es in Drapab. */i: 

„Aber der Todtschläger komme niemals in den Frieden, 
bevor der rechte Erbe (des Erschlagenen) für ihn bittet, ausser 
dass der König neugewählt zum Könige ist und er die Erichs- 
gasse reitet und er seine Inlandsgebühr erhält : das sind vierzig 
Mark von jedem Herad . da mag er drei Männern den Frieden 
geben . so dass die nicht sollen büssen, welche Aufenthalt mit 
ihnen nehmen . doch sind sie ungefriedet vor den rechten Erben 
immerfort bis sie an die gebüsst haben.*' 

Die Zählung der Inlandsgebühr von vierzig Mark steht in 
oflfenbarem Zusammenhang mit dem Geben des Friedens an 
drei Männer. Denn die Summe von vierzig Mark stellt den 
dreifachen Antheil des Königs an dem Vierzigmarkstrafgelde 
dar, und die Nichtzahlung des Yierzigmarkstrai^eldes zog so- 
fortige Friedlosigkeit nach sich. Das Yierzigmarkstrafgeld war 
wahres Friedensgeld. Der König gab also bei dem Ritte über 
die Erichsgasse den Frieden, weil er Bezahlung seines Antheils 
am Friedensgelde erhalten hatte. Seine Gabe hatte aber noch 
im Ostgötalag nur die Wirkung, einen theilweisen Frieden her- 
zustellen. So lange der Empfänger nicht die Erben des Er- 
schlagenen befriedigt hatte, blieb er ihnen gegenüber in der 
Friedlosigkeit. 

In diesem Zusammenhange beweist die Stelle des älteren 
W. G. also nichts für das formale Recht des Königs, den Frie- 
den für die Rechtsgenossenschaft mit allgemein verbindender 
Kraft zu geben. An anderen Stellen^) des älteren W. G. ist 
von dem „Urtheilen in den Frieden" seitens der Thingver- 
sammlung die Rede. Freilich handelt es sich an den beiclen 
Stellen um die Friedlosigkeit, welche mit der That eintrat, 
UPd welche durch rechtsförmliches Angebot der Busssumme 
seitens des Friedebrechers gehoben werden konnte, um einen 



^) Sarse-mal. 1; Bardagh-6. Vi. 
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demnach nicht endgiltigen Friedlosigkeitsznstand, bei welchem 
das Urtheil einen eher deelaratorischen, als constitutiven Inhalt 
besass. Immerhin erscheinen die Stellen verwerthbar, weil auch 
in jenem Falle der Vertreter des Königs den Frieden gegeben 
hätte, wenn einmal die formale Friedensgabe ausschliesslich dem 
Könige zustand. 

Wie dem aber auch sein mag, — auch das formale Recht 
des Königs zur Friedensgabe entspringt einem Königsfneden 
nicht. Der König giebt den Frieden nur als Organ der Rechts- 
genossenschaft , er giebt ihn nur auf Grund der Voraussetzun- 
gen, welche das Recht der Rechtsgenossenschaft fordert, — er 
giebt ihn nicht freiwillig, sondern gezwungen, nicht „aus Gnade", 
sondern kraft Landrechts. Er giebt den Frieden der Rechts- 
genossenschaft, nicht einen eigenen Frieden, nicht einmal einen 
von der Rechtsgenossenschaft ihm gewährten eigenen Frieden. 
Wohl aber giebt der König den Frieden als oberster Wächter 
des gemeinen Friedens. 

Schliesslich steht dem Könige das Recht zu urtheilen zu. 
Aber freilich ist über den Umfang dieses Rechtes in ältester 
Zeit nichts Bestimmtes zu sagen. Viele nehmen an, dass der 
schwedische König von jeher höchster Urtheiler gewesen sei, — 
wogegen Ödberg^) die Zuständigkeit des Königsgerichtes aus 
kleinen Anfängen heraus im' Laufe der Zeit sich ausdehnen 
lässt. Zweifellos wird man Ödberg darin beizustimmen haben, 
dass in der älteren Zeit dem Könige keineswegs diejenige 
Stellung als Urtheiler zukam, welche sich bei ihm seit der zwei- 
ten Hälfte des 13. Jahrhunderts nachweisen lässt. Vor allem 
wird aus der Erzählung Snorri's über den Spruch des Schwe- 
denkönigs Olafr kein Schluss auf ein Urtheilerrecht des Königs 
zu ziehen sein. Will man selbst dem augenscheinlich auf nor- 
wegische Rechtszustände mehr als auf schwedische zutreffenden 
Berichte Snorri's^) vollen Glauben beimessen, — so ist zu be- 
merken, dass es sich nicht um die Klage einer Partei handelt, 
sondern um ein Gutachten, welches der Gesetzsprecher bei dem 



^) Om den Svenske konungens Domsrätt I S. 9 ff. 
«) Vgl. Maurer, Entstehung S. 22 Note 2. 
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Könige in einer Sache einholt, an der er nicht betheiligt ist 
Ohne Verhandlung und Untersuchung fällt der König seinen 
Spruch. Ein „lag skilia" liegt demnach in jener Stelle vor, 
kein d^ma, ein Recht -Weisen, wie es auch dem Gesetzes- 
sprecher bereits zu einer Zeit zukam, in welcher er noch nicht 
Urtheilerfiinctionen besass. In dem ältesten der schwedischen 
Landschaftsrechte ist nur an einer Stelle auf das Königs- 
gericht hingewiesen. „Der König hat die nsemd vor sich ein- 
zusetzen und der (resetzessprecher auf dem Thinge*' ^), heisst 
es in Rb. 3. Die Jury, naemd, ist dem älteren W. G. noch 
ausserordentliches Organ des Rechtsganges. Und somit weist 
die Stelle auf den ausserordentlichen Charakter des königs- 
gerichtlichen Verfahrens hin. Sie lässt zugleich aber erkennen, 
dass das Königsgericht neben, nicht über dem Landschaftsthinge 
stand, was das Ostgötalag ja auch bestätigt. Ftlr welche Sachen 
das Königsgericht zuständig war, ob für alle Sachen, in welchen 
das Landschaftsthing angegangen werden konnte, oder nur für 
gewisse Sachen, femer ob es ausschliessliche oder gewillkürte 
Zuständigkeit besass, geht aus der Stelle nicht hervor. Die 
Urkunden des D. S. weisen nur einige Königsurtheile vor der 
Mitte des 13. Jahrh. auf. Und diese ergehen sämmtlich in 
Grundstreitigkeiten'). Lässt sich bei der Mangelhaftigkeit des 
Urkundenmaterials hieraus auch kein zwingender Schluss ziehen, 
so ist doch bemerkenswerth, dass iorpa delur auch im Ostgöta- 
lag der gewillkürten Zuständigkeit des Königsgerichtes unteiv 
liegen^), dass femer auch im Schonenrechte das Königsgericht 
für Grundstreitigkeiten gewillkürte Zuständigkeit besass ^), dass 
endlich bei Gmndstreitigkeiten im älteren W. G. die Jury in 
Gestalt der „Schau*' auftritt, und zwar nicht bloss die Herads-, 
sondern auch die Landschaftsschau ^), was zu der Nebeneinander- 
stellung von Landschaftsnsemd und Königsnsemd in der obigen 



^) So lese ich mit Hjäme gegen Schlyter trotz des Letzteren erneuter 
Verfechtung seiner Lesart im Ordbok. 
«) D. S. 138. 217. 365. 367. 
») Vgl. unten § 7. 
*) Unten § 12. 
») Häme S. 19. 
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Stelle seinerseits passt^). Gnmdstreitigkeiten mochten also im 
älteren W. G. der Zuständigkeit des Eönigsgerichtes bereits 
unterlegen sein, soweit sie der Zuständigkeit der Landschafts- 
schau unterlagen, d. h. in dem Falle, wenii gleich starke Be- 
weismittel der Parteien sich gegenüberstanden und die Herad- 
schau nicht einstimmig veredicirte. 

Bezüglich des Verfahrens ergeben die Urkunden nichts 
Weiteres, als dass der König das Urtheil fällte'). 

Die bisherige Darstellung der Rechte des Königs zeigt 
einen besonderen Königsfrieden noch nicht in die Erscheinung 
getreten. Die Stellung des Königs gegenüber dem Frieden ist 
die eines obersten Wächters des Friedens. Aus diesem allge- 
meinen Berufe des Königs mochte sich ein eigenartiger Königs- 
friede entwickeln; noch war dazu die Zeit nicht gekommen. 
Erheben dürfte sich indessen an dieser Stelle die Frage, in- 
wieweit denn der König in seinem Frieden durch das ältere 
Recht geschützt war. Diese Frage beantwortet das ältere 
W. G. ®) nicht unmittelbar, sondern nur mit dem Satze : „Er- 
schlägt Jemand seinen Lohnherm, das ist Nidingswerk." Die 
Parallelstelle des jüngeren W. G.*) setzt statt dessen : „Erschlägt 
Jemand seinen* rechten Herrn, dem er Treue versprochen hat . 
dass ist busslose Sache • er habe verwirkt Land und alle Fahr- 
habe." Aus der jüngeren Fassung geht wohl hervor, dass, wer 
den König erschlug, in die strenge Friedlosigkeit gelegt wurde. 
Die ältere Fassung lässt einen Zweifel offen, ob dem Lohnherm 
der König jedem Unterthanen gegenüber gleichgestellt wurde. 
Indessen liegt kein Grund vor, in der Fassung des jüngeren W. G. 
eine bewusste Aenderung des älteren Hechts zu erblicken. Aus 
beiden Stellen scheint sich demnach zu ergeben, dass der Todt- 
schlag am Könige, gleich dem Todtschlage am Treuherm, mit 
der strengen Friedlosigkeit belegt wurde. Der Umstand, dass 
der König auch in seinem subjectiven Frieden nur als Mitglied 



^) Vom testimonium veridicorum hominom spricht D. S. 138. 
») 138. 217. 365. 
») Orb. § 7. 
*) Orb. I. 
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einer bestimmten Klasse von Rechtsgenossen angesehen wurde, 
beweist auch seinerseits das Fehlen eines besonderen Königs- 
friedens. — Zu keinem anderen Resultate führt die Betrach- 
tung einer Stelle des Ostgötalag, welche Ansätze zu einem 
Königsfrieden zu enthalten scheint. Es heisst dort^): 

„Jetzt wird erschlagen des Königs Dienstmann, er wird so 
geschätzt, wie vorher bestimmt war für den freien Mann und 
darüber Königs Unehrenbusse . das waren erst zwölf Mark . und 
hernach gab es so Birghir Jarl in die Gesetze : dass das sollen 
sein vierzig Mark, erst war das so. dass, ward er erschlagen 
vor dem Schiffe (auf der Brücke) oder vor der Schiflfebillcke 
(auf dem Schiffe) oder im Herad . da sollte er (der König) Un- 
ehrenbusse nehmen und nicht sonstwo, dann ward es so ge- 
geben in König Erichs Tagen: dass stets, wo er erschlagen 
ward . da sollten Unehrenbusse dafür nehmen, die sie zu nehmen 
haben. Jetzt wird erschlagen des Herzogs Mann . da ist er so 
geschätzt, wie vorher bestimmt war für den freien Mann und 
seine Unehrenbusse ist neun Mark . die soll der Herzog haben. 
Jetzt wird erschlagen des Bischofs Mann, er ist so geschätzt, 
wie vorher bestimmt war und des Bischofs Unehrenbusse ist 
neun Mark. Jetzt wird erschlagen des Herrn Mann, der einen 
Stallmeister hat und einen Koch und einen Vierzigruderer auf 
seine eignen Kosten, da ist er so geschätzt wie vorher be- 
stimmt war und seine Unehrenbusse ist sechs Mark, die hat 
der zu nehmen dem er diente." 

Der ältere Rechtszustand stellt sich demnach dahin dar. 
dass für Todtschlag an des Königs Dienstmann an den König 
eine besondere Gabe von 12 Mark zu entrichten war, wobei 
es bemerkenswerth ist, dass ursprünglich Voraussetzung war, 
dass er in der Nähe des Königs erschlagen ward. 

Der König steht mit seiner Gabe nicht allein, auch an 
den Herzog, Bischof, Herrn sind Gaben bei Tödtung von deren 
Dienstmannen zu entrichten. Dabei ist die Stufenleiter eine 
regelmässig aufsteigende. Der König steht mit seinen 12 Mark 
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um eine Stufe höher als der Herzog, welcher um eine Stufe 
dem Herrn übersteht. 

Der König erhält die Gabe nur für Todtschlag ^) an seinem 
Dienstmanne, nicht für Todtschlag an jeder Person, die zu ihm 
in einem Abhängigkeits- ^) oder Schutzverhältnisse stand. 

Die Gabe, welche der König erhält, bezeichnet sich nicht 
als Friedensgeld, sondern als „Unehrenbusse", nicht als Sühne 
fbr gestörten Frieden, sondern als Sühne für angethanen Schimpf. 
Der König erhält die Gabe demnach nicht als Wächter des 
Friedens, noch als Inhaber eines besonderen Friedens, sondern 
als höchster Würdenträger im Lande, als die höchste Achtung 
heischende Person. 

Demnach können die obigen Sätze des Ostgötalag nicht 
dazu verwendet werden, für die älteste Zeit einen besonderen, 
subjectiven Königsfrieden zu construiren. 

Das Fehlen eines Königsfriedens im älteren Rechte wird 
durch eine Betrachtung der vorhandenen Königsurkunden bis zur 
Mitte des 13. Jahrhunderts bestätigt. Von älteren Königsurkunden 
sind uns Urkunden über Rechtsgeschäfte, Urtheile, Bestätigungen, 
Befehle, Schutz- und Immunitätsverleihungen erhalten. Für 
alle diese Kategorien ist die Urkundenform die einheitliche. 
Insbesondere weist die öflfenüichrechtliche Königsurkunde keine 
unterscheidenden Merkmale von der privatrechtlichen Königs- 
urkunde auf. 

Die Königsurkunde zeigt gegenüber jeder anderen Urkunde 
eine Sonderheit in der Eingangsformel. Der König sendet den 
Personen, für welche die Urkunde bestimmt ist „Gruss und 
Frieden" (salutem et pacem) oder „Gruss und königlichen 
Frieden" ^), „Gruss und guten Frieden" *). Für „Friede" findet 
sich später „Gnade" (gratia). Die Worte „Friede" „Gnade" 
sind der Königsurkunde nicht wesentlich. Sie fehlen häufig in 
privatrechtlichen Königsurkunden, aber sie finden sich nur in 
Königsurkunden. In ihnen drückt sich die Stellung des Königs, 



^) oder Verwundung yal)amal 12. 

*) Was der Herr flir Todtschlag an dem bryti in Drpb. 14 erhält, ist 
MannbuBse (han ser gildser), nicht pukki, 

») D. S. 68. *) D. S. 69. 70. 71. 116. 378. 
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als Wächter des Friedens, aus. Auf einen eigentlichen Königs- 
frieden sind die Worte nicht zu beziehen. 

Die älteren Königsurkunden lassen eine bestimmte Straf- 
androhung auf die Anfechtung vermissen. Diese Thatsache be- 
zeichnet am besten das Fehlen eines Königsfriedens. Zum Theil 
beschränken sie sich auf die Excommunicirungsklausel ^), zum 
Theile drohen sie neben der poena ecclesiastica die königliche 
Ungnade an. Der Anfechter sei „regie majestatis obnoxius** *). 
er werde sofoit des königlichen Schwertes Rache erfahren^), 
er werde des Königs Zorn und Ungnade sich zuziehen, des 
Königs Bache fühlen*), der König werde die Ueberschreitung 
mit seiner königlichen Autorität strafen, denn er trage das 
Schwert zur Bestrafung des Uebelthäters , zum Wohle des 
Guten ^). Hinter allen diesen volltönenden Worten verbirgt 
sich die Schwäche des königlichen Ausstellers, dessen Urkunde 
keines anderen Schutzes geniesst, als die gewöhnliche Urkunde. 
Von besonderem Wcrthe ist das Fehlen einer Strafklausel bei 
den königlichen Schutzurkunden. Die älteste Schutzurkunde 
der schwedischen Könige stammt aus der zweiten Hälfte des 
12. Jahrhunderts*). Sie fasst die Schutzformel dahin „monachos 
... et omnia ad ipsos attinentia sub alis protectionis nostre 
coUigimus decementes ut si quis eos temerario ausu ii\juste an- 
garariare praesumpserit regie severitatis ultione multetur. Si 
quis autem meliori studio eos in quibus indiguerint misericor- 
diter iuverit. regie mansuetudinis gratiam se promeruisse letetur." 
Der königliche Schutz gewährt hiemach keinen höheren Frieden ; 
er gewährt nur den thatsächlichen Vorzug einer starken Ver- 
theidigung und einer guten Empfehlung. Der König wird, wie 
es in einer anderen Schutzurkunde derselben Zeit heisst ''), den 
Schützling „manu teuere et contra omnem iniusticiam defen- 
dere", er wird „provisor ac prolocutor atque defensor ultorque 
injuriarum secundum possibilitatem omnimodo existere velle" ®). 

») D. S. 64. 65. 67. 113. 189. 144. 161. 181. 

«) D. S. 70. 116. ») D. S. 102. 

*) D. S. 137. 138. 160. 183. 184. 185. 

») D. S. 216. •) D. S. 63. 

') D. S. 64. ») D. S. 137. 
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Ebenso, wie der königlichen Schutzurkunde, fehlte es dem 
königlichen Urtheile und dem königlichen Befehle an einer 
bestimmten Strafklausel. Ein königlicher Befehl vom Ende 
des 1 2. Jahrhunderts *) an die Bauern von Helvacharlaby, den 
Mönchen von Juleta den zugefügten Schaden zu ersetzen, endet 
mit der Drohung an die Ungehorsamen-: excessum vestrum de- 
testabilem per nos sie puniendum quod fiet metus multonim. 
Eine königliche Verordnung aus der Mitte des 13. Jahrhunderts*), 
welche den Bauern von Kydingeland und Findwede gewisse 
jährliche Naturalleistungen an das Kloster Nydala auferlegt, 
beschränkt sich, zu erklären: „Die, welche diese Stätigung 
treulich und redlich erfüllen, erhalten Gnade und Lohn von 
Gott. Aber die, welche mit Vorbedacht dagegen stehen, sollen 
sicherlich Rache, Bann und Zorn von dem allgewaltigen Gotte 
sieh zuziehen. Die königliehen Urtheile drohen nicht anders, 
wie die Bestätigungs- und Privaturkunden des Königs den 
königlichen Zorn und die königliche Rache an. 

Die königlichen Inununitätsurkunden gewähren nur Freiheit 
von dem Ansprüche des Königs auf einen Theil des Strafgeldes 
und auf Leistung der durch das Landrecht festgestellten Ab- 
gaben®). In einer Immunitätsurkunde von 1200*) geht König 
Sverkir freilich weiter, insofern er der Jurisdiction des Bischofs 
von Skara alle Kleriker des Bisthums unterstellt, — aber mit 
welchem Erfolge, lehren päpstliche Sendbriefe der Folgezeit, 
welche sich über die Heranziehung der causae ecclesiasticae an 
das weltliehe Gericht beschweren^). 

§4. 
Die E9nigseldgesetzge1>ang. 

Einen Wendepunkt in der Entwicklung des altschwedisehen 
Königsfriedens bezeichnen die Gesetze über den Königseidbruch ®). 



») D. S. 69. «) D. S. 864. 

«) D. S. 144. 184. 

* D. S. 115. ^) D. S. 288. 577. 

lieber den „Königseidbruch^ siehe besonders Schlyter, Utkast tili 
Edsöreslagames historia in dessen Juridiska Afhandlingar I S. 55 iL 
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Um die Mitte des 13. Jahrhunderts machte sich ein verstärktes 
Streben des schwedischen Königthums im Sinne des Einheits- 
gedankens geltend. Durch die kraftvolle Persönlichkeit eines 
Birger Jarl vertreten schlug das schwedische Königthum zur 
Erreichung seines Zieles den Weg ein, welcher ihm auf Grund 
seiner soeben erörterten staatsrechtlichen Stellung vorgezeichnet 
war. Der schwedische König, von jeher oberster Wächter des 
Friedens der „Landschaft" machte sich zum Wächter eines 
Friedens für das „Reich", eines Friedens, dessen Aufrecht- 
erhaltung eigenthümliche Bechtssatzungen schützten. 

Königseidbruch ist Bruch des königliehen Eides. Die Ge- 
setzgebung, welche uns im Folgenden näher beschäftigen wird» 
nahm ihren Ausgang von königlichen Verordnungen über den 
Frieden, deren Durchführung der König und alle Vornehmen 
des Reiches, darunter die Gesetzessprecher der Landschaften, 
beschworen. Bruch dieses Friedens war Bruch des königlichen 
Eides. Der Inhalt der königlichen Verordnungen, welche den 
„Königseid" in das Leben setzten, wurde in grösserem oder 
geringerem Umfange Bestandtheil des Landrechts. Der „Königs- 
eidbruch" findet sich in sämmtlichen schwedischen Rechts- 
büchem des Festlandes seit dem Ausgange des 13. Jahrhunderts 
als landrechtliches Institut vor. Aber die drei ältesten, das 
westgöthische, ostgöthische und upländische gehen so sehr in 
der Einzelaufzählung der unter den „Königseid" fallenden Ver- 
gehen auseinander, dass sich deutlich ergiebt, wie bei der 
Ueberführung des Königseides in das Landrecht die königliche 
Verordnung in jeder Landschaft durch den Willen des Volkes 
Brechungen erfuhr. 

Wann die erste königliche Verordnung über den Königs- 
eid erging, ist nicht mit Bestimmtheit anzugeben. Dass sie 
unter Birger Jarl, also im dritten Viertel des 13. Jahrhunderts 
erging, wird durch die übereinstimmenden Angaben der Alsnöer 
Verordnung von Magnus LadulSs und der Reimchronik sicher 
gestellt. Nach der letzteren erging sie bereits im Jahre 1262 
bei Gelegenheit der Hochzeit Valdemars mit der dänischen 
Prinzessin Sophie. Das Urkundenmaterial des Dipl. Suecan . 
weist freilich das Wort „Königseid" nicht vor dem Jahre 
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1281^), also erst unter der Regierung von Magnus Laduläs auf, und 
auch erst in einer Immunitätsurkunde von 1278') wird Freiheit 
von der Last „regium causarum, eciam maiorum, que Ensakir 
vulgariter appellantur" gewährt, worunter wohl die an den 
König allein fallenden Vierzigmarkstrafgelder gemeint sein 
mochten, welche erst seit der Königseidgesetzgebung nachweisbar 
sind. In den Ausgang der Regierung Birger Jarls dürfte da- 
nach die erste Verordnung über den Königseid fallen. 

Es handelt sich zunächst darum, die Bedeutung der Königs- 
eidgesetzgebung für den Königsfrieden festzustellen. Die Kö- 
nigseidgesetzgebung hat zum Gegenstande den Schutz des 
Friedens. Ihrer Natur nach ist sie ein objectiver Sonderfriede. 
So ungerechtfertigt es war, diejenigen Vei^ehen, welche als 
Königseidbrüche in den Rechtsbüchem bezeichnet werden, unter 
eine juristische Formel zu zwängen®) — so sicher ist es, dass 
keines dieser Vergehen nicht ein wahrer Friedensbruch ist, ein 
Angriff auf die Ruhe eines Rechtsgenossen. Kein Königseid- 
bruch wird durch ein Nicht-Handeln, ein Weigern, ein Wider- 
stehen begangen. Und wie der Frieden in ältester Zeit kein 
Sach-, sondern ein Personenfrieden, Friedensbruch demnach 
kein Sachvergehen, sondern Angriff auf die Person war, — so 
ist der Königseidbruch nur Angriff auf die Person des Rechts- 
genossen. 

Die Verordnung von Magnus Laduläs aus dem Jahi*e 1285^) 
zählt als Königseidbrüche auf: 

„Einer ist der, dass wenn Jemand haut oder erschlägt 
Jemanden in dessen eignem Hause oder in eines anderen 
Mannes Hause . da soll alles das was ihm gehört, in drei Theile 
zerlegt werden, es nimmt einen der König, den zweiten das 
Herad . den dritten der Kläger . und der, welcher die That that 
sei friedlos gelegt, bis dass der für ihn bittet, an dem er sie 



») D. S. 725. 1719. «) D. S. 651. 

») Vgl. Schlyter S. 67. 

*) Schlyter, Corpus juris Sueo - Gotorum I S. 318. üeber den Zeit- 
punkt, an welchem die Verordnung beschlossen und an welchem sie aus- 
gefertigt wurde, siehe Strinnholm Svenska folkets historia IV S 580, 
Schlyter, Företal zum Ordbok S. XVII. 
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« 

verbrochen hat . und er büsse uns sodann 40 Mark. Ebensolche 
Strafe solle Alle haben, die Frauen gewaltsam entführen oder 
wer erschlägt, verwundet in der Kirche, Kirchhöfen oder auf 
Thingen, oder geht wider vorläufigen Frieden und abgeschlos- 
senen Friedensvergleich, oder ergreift einen fllr die That eines 
Anderen, oder haut Glied vom Manne ab". 

Die sechs Kategorien von Königseidbrüchen, welche hier 
aufgezählt werden, betreffen Verletzimg des Haus-Frauen-Kirchen- 
Thing- Vei^leichsfriedens und eine gewisse Art der Verletzung 
des gewöhnlichen Mannfriedens. Alle diese Frieden sind aber 
Personen- nicht Sachfrieden. Die Störung des Haus-Kirchen- 
und Thingfriedens wird nur insoweit als Königseidbruch be- 
trachtet, als der Friede einer dort befindlichen Person gestört 
wird. Gewaltsames Eindringen in Haus, Kirche, Thing ist an 
sich so wenig Königseidbruch, wie gewaltsame Beschädigung 
des Hauses und der Kirche. 

Alle sechs Kategorien betreffen andrerseits reine Friedens- 
brüche. Sie setzen einen Angriff auf den Frieden voraus, 
welcher sich in einem Hauen, Erschlagen, Verwunden, Ergreifen, 
Entführen äussert. Sie werden nicht durch ein Widerstehen, 
Weigern consummirt Am wenigsten deutlich tritt dies beim 
Bruche des Vergleichsfriedens hervor. Aber auch hier ist nicht 
ein Weigern der Erfüllung von Vergleichsbedingungen, sondern 
ein „Gehen" wider den Vergleich, eine Handlung, durch welche 
der durch den Vergleich hergestellte Friede des anderen Theiles 
verletzt wird, ein „Bächen wider verglichene und gebüsste 
Sache" gemeint. 

In dieser Gestaltung ist der Königseidbruch in die ein- 
zelnen Landschaftsrechte und in das gemeine Landrecht über- 
gegangen. Freilich ist sein Gebiet im Laufe der Zeit ausge- 
dehnt worden. Unter den Rahmen der sechs aufgestellten 
Kategorien wurden Handlungen gefügt, welche nicht von jeher 
Königseidbrüche waren. Besonders bemerkenswerth ist das 
„Bächen wider des Königs Urtheil" , welches der Kategorie: 
Verletzung des Vergleichsfriedens zugewiesen wurde. Aber alle 
die Vergehen, welche das Gebiet der Königseidbrüche vermehr- 
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ten, trugen das Merkmal des Angriffs auf den persönlichen 
Frieden auf der Stirn. 

Es fillt nicht in den Bereich der vorgeschriebenen Auf- 
gabe, die einzelnen Konigseidbrüche nach der Casuistik der 
Landschaftsrechte juristisch abzugrenzen. In gründlicher Weise 
hat zudem Schlyter diesen Gegenstand erörtert, so dass auf seine 
Ausführungen verwiesen werden kann. Es handelt sich hier viel- 
mehr darum, den Fortschiitt, welchen der Königsfrie dedurch die 
Königseidgesetzgebung erfuhr, in das rechte licht zu stellen. 

Mit der Aufiiahme des Königseidbruches in die einzelnen 
Landschaftsrechte ist der durch die Verordnungen von Birger 
Jarl und Magnus Laduläs beschwome objective Sonderfriede 
zum Frieden der Landschaft und des Landrechts geworden. 
Vermöge Landrechts wurde der Rechtsgenosse geschützt, wenn 
an ihm der Königseid gebrochen wurde. So lange die Auf- 
nahme des Königseidbruches in die einzelnen Landschaftsrechte 
nicht geschehen war, ist anzunehmen, dass ein Vergehen 
des Königseidbruches rechtlich nicht bestand. Die erörterten 
Grundlagen der ältesten schwedischen Verfassung lassen es nicht 
annehmbar erscheinen, dass zur Zeit von Birger Jarl und 
Magnus Ladul^s ein selbständiges königliches Rechtschaffungs- 
recht anerkannt wurde, und die Thatsache , dass die ältesten 
Landschaftsrechte in nicht gleicher Gestaltung den Königseid- 
bruch recipirt haben, beweist den Fortbestand der alten demo- 
kratischen Verfassung. 

Nichtsdestoweniger war es bedeutungsvoll, dass der Königs- 
eidbruch vom Könige ausgehend in das Landrecht Eingang fand. 
Der König war die letzte Quelle des Königseidbruches. Und 
den Namen eines vom Könige beschworenen Friedens behielt 
er bei, obwohl er landrechtlicher Friede geworden war. Der 
objective Sonderfriede des Königseidbruches trat in Gegensatz 
zum gemeinen Frieden des Landrechts, einmal als Sonderfriede, 
sodann als vom Könige besonders beschwomer Friede. Ein 
dritter Gegensatz lag darin, dass der Königseidbruch bei Ver- 
schiedenheit im Einzelnen im Grossen gemeinschaftlicher Friede 
aller Landschaften war. Nunmehr war der König ein doppelter 
Wächter des Friedens, ein Wächter des gemeinen Friedens 
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der Landschaft und ein Wächter des besonderen, von ihm be- 
schworenen Friedens aller Landschaften. 

Die Durchftlhrung beider Aufgaben erfolgte in gänzlich 
verschiedener Weise. Anders, als beim gemeinen Frieden der 
Landschaft ist beim Königseidbruche die Stellung des Königs 
gegenüber Strafgeld und Friedensgewährung, anders als beim 
gemeinen Frieden der Landschaft ist beim Königseidbruche 
Gericht, Verfahren und Vollstreckung. Die Betrachtung dieses 
Gegenstandes verdient ein längeres Verweilen. 

1. Der Königseidbruch macht den Thäter friedlos, bis 
der Verletzte für den Thäter um Friedensgewährung bittet 
„Dann soll der König denen den Frieden geben oder der, 
welcher solche königliche Gewalt hat dass er denen den Frieden 
geben mag: da sollen die sich wider den König mit 40 Mark 
lösen und das ist seine alleinige Sache^ ^). 

Schon die Friedlosigkeit des Königseidbruches zieht andere 
Folgen nach sich, als die Friedlosigkeit des Landrechtes, wo- 
rüber sogleich gehandelt werden soll. Hier handelt es sich 
darum, dass der friedlos Gelegte in den Frieden zurückgelangen 
kann. Der Königseidbruch ist keine „busslose Sache". Der 
Friedlose gelangt in den Frieden durch Gabe des Friedens 
seitens des Königs zurück. Hierfür hat er an den König die 
Summe von 40 Mark zu entrichten. 

Nach zwei Seiten tritt augenscheinlich bereits hier der 
König beim Königseidbruche stärker in den Vordergrund, als 
beim gemeinen Friedensbruche. Ganz zweifellos geht hier von 
ihm die Gabe des Friedens allein aus. Vom Verletzten hängt 
es freilich ab, ob er für den Thäter bitten will, und die Wirk- 
samkeit der Gabe des Friedens durch den König ist von dieser 
Bitte abhängig. Aber formal gewährt hier einzig und allein der 
König den Frieden und seine Friedensgabe macht, wenn sie giltig 
erfolgt, den Thäter völlig gefriedet, auch gegenüber dem Verletzten. 

Wie der König hier alleiniger Friedensgeber ist, so ist er 
alleiniger Empfänger der Summe von vierzig Mark. Die Summe 
von vierzig Mark ist ein wahres Friedensgeld, mit welchem 

') 0. G. E|)8öre ^^/i; W. G. II Add. V2a; üpll. Kununxb. 9 pr. 
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sich der Verletzer in den Frieden kauft. Von dieser Summe 
empftngt der Verletzte und das Herad nichts; sie fällt allein 
an den König, ist seine „alleinige Sache". Das Strafgeld von 
vierzig Mark ist dem Königseidbruch eigenthümlich. Es ist kein 
volksrechtliches Strafgeld. Die beiden schwedischen Bechtsquellen, 
welche von der Königseidgesetzgebung nicht berührt sind, kennen 
das Vierzigmarkstrafgeld nur ganz ausnahmsweise. Das ältere 
W. G. weist es nur an zwei Stellen auf, und das Landrecht von 
Gotland*) ist an den wenigen Stellen, wo es dasselbe zeigt, jeden- 
falls vom Festlande her beeinflusst worden. Auch das jüngere 
W. G. zeigt es, von den Königseidbrüchen abgesehen, nur an 
wenigen Stellen. Erst seit der Königseidgesetzgebung verbreitet 
sich das Vierzigmarkstrafgeld über einen grösseren Kreis von 
Vergehen. 

2. Der Königseidbruch fällt nicht unter die Zuständigkeit 
des Volksgerichts, sondern unter die Zuständigkeit des Königs- 
gerichts. Das Königsgericht ist für den Königseidbruch Gericht 
erster Ordnung imd ausschliessliches Gericht^). Das Königs- 
gericht wird für den Königseidbruch zu bestimmten Zeiten ab- 
gehalten. Nach dem Ostgötalag ist das Königsgericht mindestens 
jedes dritte Jahr für den Königseidbruch abzuhalten^) Es ist 
im Herad der begangenen That abzuhalten *). Es ist vom 
Könige oder seinem Vertreter, als welcher im Ostgötalag der 
Heradshäuptiing auftritt, abzuhalten*). Der König oder sein 
Vertreter ist im Königsgerichte Urtheiler, nicht bloss Gerichts- 
halter. Im Königsgerichte urtheilt nicht die Thingversammlung. 
Im jüngeren W. G. ist das Königsgericht zweimal im Jahre 
neben dem Heradsthing abzuhalten*). 

3. Das Verfahren beim Königseidbruche ist ein grund- 
sätzlich anderes, als das volksgerichtliche Verfahren. Es strebt 
nach materieller Wahrheit und baut sich auf der Untersuchungs- 
maxime auf. 



1) Gotl. I »/i. «. «Vi; Addit. 2. Dies hat schon Wilda, Strafrecht S. 446 
bemerkt. Ausführlich wird hierüber später gehandelt werden. Vgl. unten § 6. 
«) 0. Gk Ej)söre 13; W. G. H Add. Vtn; Ödberg I S. 29. 
») Raefetab. »/a. *) E{)Söre i^/a. 

5) Raefstab. 1; E{)8öre 11. «) 11 Fomb. 43; Ödberg I S. 22. 
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Das königsgerichtliche Verfahren strebt nach materieller 
Wahrheit. Sein Endziel ist das „sannind leta", das Erforschen 
des Wahren. Zur Erreichung dieses Endzieles bedient es sich 
eigner Beweismittel. Das formale Beweismittel des volksgericht- 
lichen Verfahrens, die Eideshilfe, verschmäht es grundsätzlich. 
An deren Stelle hat es die Jury gesetzt. Es macht die im 
volksgerichtlichen Verfahren ausnahmsweise auftretende Beweis- 
jury zum ordentlichen Organe des Bechtsganges und wandelt 
sie in die Urtheilsjury um '). 

Das königsgerichtliche Verfahren baut sich auf der Unter- 
suchungsmaxime auf. Es ist kein Verfahren mit „Laden^ und 
„Klagen" seitens des „Sacheigenthümers" , sondern ein Ver- 
fahren mit „Nachforschen" und „Untersuchen" seitens des 
Königsgerichtes. Der „Sacheigenthümer" wird hier zu dem, 
welcher „Schaden empfing". Er „ladet nicht den Beklagten 
daheim zum Thinge" , sondern er „beschwert sich über den 
Beklagten auf dem Thinge". Er „offenbart dort seine Sache" 
und überlässt es nun dem Königsgerichte, einzuschreiten. Er 
erhebt auch nicht seinen Anspruch auf dem Thinge durch förm- 
lichen Klagevorwurf, und der Beklagte gelobt nicht Vertheidigung 
mit „Holz und Bürgen", sondern das Königsgericht soll „lassen 
den fangen, über den Beschwerde geführt wird, und nachforschen 
nach Zeugen, wenn wahre Zeugen sich dazu finden, und auch 
mit Androhung, wenn er nicht selber gestehen will, findet man 
da volle Wahrheit entweder Zeugen oder gesteht er selber, da 
soll man ihn rädern""). Im königsgerichtlichen Verfahren betrei- 
ben daher nicht die Parteien die Beweisverhandlung, sondern es 
sucht das Gericht sich den Beweis zu verschaffen. Der Beklagte 
ist im königsgerichtlichen Verfahren nicht Partei, sondern Inquisit 

Den Gegensatz zwischen königsgerichtlichem und volksge- 
richtlichem Verfahren prägt dasOstgötalag^) für den Königseid- 
bruch in den Sätzen aus: 



^) Hierüber wird ausföhrlicher an andrer Stelle gehandelt werden. 
Vorläufig vgl. Hjäme, Om den fornsvenska Nämnden enligt Grötalagame 
S. 80 ff. 46 ff.; Ödberg S. 24. 32. 

«) 0. G. Epsöre 17 ; vgl. noch El)8öre 25. 

») Epsöre 12; vgl. W. G. ü Add. Vae. ^ 
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„Jetzt mag er nicht den Schaden, welchen er empfing, 
erweisen, nicht Klagen oder Ladung erheben gegen den, welcher 
den Schaden that , bevor die . Jnry entweder ge&llt oder ge- 
wehrt hat, sondern er soll zum Thing fahren und dort die 
Sache offenbaren, und sodann soll die Sache still stehen bis 
zum Königsgerichte, geht er vorher mit einigen Beweisen vor 
gegen den, da sind die ungesetzlich. Nun fällt jetzt die Jury 
den, da mag er den nicht verklagen, weil der friedlos ist. Nun 
wehrt jetzt die Jury den vor Königseidbruch. da mag er her- 
nach Magen, worum es ist, ob Todtschlag, Verwimdung oder 
Blutrunst oder Beschädigung, dann mag auch der welcher die 
That that, nachdem die Jury ihn gewehrt hat vor Königseid- 
bruch, mit Eid leugnen nach Landrecht". 

Der Königseidbruch als Angriff auf den persönlichen Frieden 
schliesst den Thatbestand eines nach Landrecht strafbaren Frie- 
densbruches in sich. Insofern war dem Verletzten der doppelte 
Weg offen, im Wege des königsgerichtlichen Verfahrens die That 
als Königseidbruch, im Wege des volksgerichtlichen Verfahrens 
die That als gemeinen Friedensbruch zu verfolgen. Aus obiger 
Stelle ergiebt sich, dass der Verletzte den 'ersten Weg betreten 
musste, und dass, falls das Königsgericht den Königseidbruch 
für erwiesen hielt, damit der Anspruch aus dem Friedensbruche 
nach Landrecht erloschen war, dass dagegen, falls das Königs- 
gericht den Thatbestand des Königseidbruches für nicht er- 
wiesen hielt, dem Verletzten es noch offen stand, die That aus 
dem Gesichtspunkte des gemeinen Friedensbruches zu verfolgen. 
Sehr scharf tritt aber in obiger Stelle der Gegensatz von königs- 
gerichtlichem Verfahren mit : „zum Thing fahren", „offenbaren", 
„Juryverdict" — und volksgerichtlichen Verfahren mit „klagen", 
„laden", „leugnen nach Landrecht" zu Tage. 

Da das königsgerichÜicheVerfahren zum Ziele die Erforschung 
der Wahrheit hat, nimmt es auf den Ungehorsam des Beklagten 
keine Rücksicht. Es fällt sein Urtheil, sobald es die Wahrheit 
erforscht hat*). 

4. Der Königseidbruch macht den Thater friedlos. Der 



1) Ödberg S. 31. 
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in Folge des Königseidbruches Friedlose heisst nicht „Fried- 
loser" „friflös", sondern er heisst „biltugher" ^). Die Fried- 
losigkeit des „biltugher*' ist sacblich eine andere Friedlosigkeit, 
als die Friedlosigkeit des Landrechts. 

a) der „biltugher" ist friedlos für das Beich, der „frit>lös'^ 
ist es für das Herad oder für die Landschaft^). 

b) Der ,;fril)lös" verliert sein ganzes Vermögen, Land, wie 
Jahrhabe ®), der „biltugher" verliert nur seine Jahrhabe *). 

c) Das Vermögen des „friplös" nimmt halb Erbe, halb 
König, Herad und Verletzter*); die Fahrhabe des „bil- 
tugher" theilen König, Herad und Verletzter*). 

Suchen wir den Fortschritt, welchen die Königseidgesetz- 
gebung in der Entwicklung des Königsfriedens darstellt, juris- 
tisch zu präcisiren, so besteht er darin, dass der König numhehr 
Schützer eines von ihm angebahnten, von den Landschaften in 
den Grundzügen gemeinsam anerkannten objectiven Sonder- 
friedens ist, dessen Aufrechterhaltung durch eigenaitige Ein- 
richtungen amtsrechtlichen Ursprungs und Charakters durchge- 
setzt wird. 

§5. 
Die Skennlnger Verordnung. 

Der nächste Schritt zur Schaffung eines Sonderkönigsfriedens 
wurde unmittelbar nach der Verordnung von König Magnus 
Laduläs über den Königseid gethan. Einige Jahre nach jener 
Verordnung erliess König Magnus Laduläs eine Verordnung 
über den Landfrieden, Schutz von Wittwen, Waisen und 
Greisen, Bruch des Königsurtheils und andere, hier weniger 
in Betracht kommende Verhältnisse. Die Verordnung, zu 
Skenninge im Ostgötaland erlassen und von den Gesetzessprechem 

^) Ueber die Deutung des Wortes siehe Schlyter, Ordbok voce biltngher. 
Das Wort findet sich im älteren Westgötalag nirgends, im Ostgötalag nur 
im Abschnitte über den Königseidbruch vor. Auch das gotländische Recht 
weist es nicht auf. 

«) 0. G. Ej)8öre 8; W. G. II Add. ''/20 mit 0. G. Drapab. »/4; 
Raefetab. »«/i; W. G. II Giptab. 12, Fomaemisb. 48, Addit »/«. "/i; GotU. 
I «/2. i»/b. 

*) Vgl. oben S. 20. ^) 0. G. E^söre 8 und die Parallelstellen. 

8) Oben S. 25. «) 0. G. E|)söre 8 und die Parallelstellen. 
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der beiden göthischen Landschaften mituntersiegelt, war filr 
das Reich bestimmt Sie bezeichnet sich in ihrem Eingange 
als Verordnung im Gegensatze zum Gesetze. Der König er- 
klärt, dass, wenn auch nicht „in die Gesetze gesetzt sei'S was 
er bestimme, — so wolle er doch, dass was er verordne und 
niederschreiben lasse, oft vor allen Leuten verkündet werde, 
damit die Leute das beobachten könnten, was er verordne und 
das unterlassen, was er verbiete"*). 

Die Verordnung hat ein übleres Schicksal gehabt, als ihre 
Vorgängerin. Vergleicht man ihren Inhalt mit den Satzungen 
der Landschaftsrechte, so zeigt sich, dass ihr Inhalt nur von 
einigen Landschaftsrechten, und auch von diesen nur in grossen 
Zügen Anerkennung, im Einzelnen dagegen Abänderung erftihr. 
Es ist daraus der Schluss zu ziehen, dass die Verordnung an 
sieh nicht rechtlich verbindend war, dass das Gesetzgebungs- 
recht der Bauern sich der königlichen Satzung zu fügen nicht 
gewillt war. 

Die Verordnung beschäftigt sich zunächst mit dem Frieden. 
Vom göttlichen Ursprünge des Königthums leitet sie einen 
Königsfrieden für die Landschaft ab, in welche der König kommt. 
Es heisst: „Wir wollen, dass es ewiglich so wäre, dass stets, 
in welche Landschaft in unserem Reiche wir gerade kommen, 
da vierzehn Nächte, nachdem unsere Briefe, welche die Bot- 
schaft bringen wann wir kommen, auf dem allgemeinen Thinge 
verlesen sind wieder bis dahin . dass unsere Briefe entbieten, 
dass wir vom Lande fortgezogen sind, Friede wäre zwischen 
allen Menschen, abgeschafft alle Todtfeindschaft . wie hochgeboren 
und würdig die Männer auch sind. Wer gegen diese Stä- 
tigung geht, dessen Gut werde geplündert und er sei selber 
ewiglich aus dem Frieden gelegt. Und damit der Friede vol- 
lends stark sei, da wollen wir, dass jeder Mann, der irgend- 
welche derartige Waflfen trägt, die zu offenbarem Streite sind, 
in der Zeit, wo wir in der Landschaft sind, habe dieselbe 
Strafe, welche frilher hier aufgezählt ist" ^). 

') Diplomatarium Suecanum Nr. 818. 

') Hierauf folgen besondere Fristbestünmungen für Wermland und 
einen Theil von Westgötaland. 
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Das ostgöthische Recht, welches zeitlich der Skenninger 
Verordnung am nächsten steht, zeigt den obigen Königsfrieden 
in folgenden Einzelbestimmungen anerkannt: 

„Jetzt erschlägt ein Mann einen Mann da als der König 
im Lande war so dass er wusste, dass er in das Land 
kommen werde, da erhöht er seine Sache um vierzig Mark, 
das ist des Königs Einsache"^). 

„Jetzt haut ein Mann einen Anderen mit vollen Wunden 
in des Königs Frieden, das ist, wenn der König im Lande ist, 
so dass vorher Boten in das Land kamen, da erhöht sich die 
Sache dessen der hieb um vierzig Mark. Vierzig Mark Königs 
Einsache und vierzig Mark theilen sich dreifach : an König und 
Herad und Sacheigenthümer" *). 

„Jetzt schlägt ein Mann einem Anderen volle Wunde, 
wann der König im Lande ist, da erhöht er seine Sache um 
vierzig Mark, wie vorher gesagt ist. Wenn er leichte Blut- 
runst schlägt, wo der König im Lande ist, da bricht er 
nicht des Königs Frieden, ausser er thut das in des Königs 
Hause" ^). 

Es ergiebt sich aus den Satzungen des ostgöthischen Rechts, 
dass dasselbe mehrfach von der Skenninger Verordnung ab- 
weicht. Zunächst ist im ostgöthischen Rechte nicht jeder 
Angriff auf den Frieden eines Anderen zugleich Bruch des 
Königsfriedens, sondern nur der Todtschlag und die schwere 
Verwundung. Nicht oder wenigstens nicht in der Gestalt*) 
hat das ostgöthische Recht ferner das Verbot des Waffentragens 
während des Königsfriedens. Endlich ist im Ostgötalag Bruch 
des Königsfriedens nicht mit der Friedlosigkeit, sondern mit 
vierzig Mark Strafgeld bedroht, welches zu der landrechtlichen 
Strafe des fraglichen Vergehens tritt. Das jüngere westgö- 
thische Rechtsbuch und das upländische und södermännische 
Gesetz haben die obigen Bestimmungen der Skenninger Ver- 



») Drpb. 15 pr. 
2) Val)amal 11. 
«) Va{)amal «Vi. 
*) Vgl. Va|)amal "/i. 
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Ordnung überhaupt nicht aufgenommen. Dagegen bestimmt 
Uplandslagen : 

„Jetzt ist ein Schiff auf Seezug gegangen und ist ausser 
Hut und Wache gekommen . . . wird da Jemand getödtet oder 
gehauen mit voller Verwundung da hat der König vierzig 
Mark für Bruch seines Friedens"^). 

Einen ähnlichen Satz hatte schon Ostgötalagen ^) enthalten. 
Mehr einschränkend aber ist Södermannalagen^). 

„Kommt ein Schiff ausser Hut und Wache . da sei das in 
vollem Seerechte .... Wird Jemand . gehauen mit vollen 
Wunden oder auf den Tod geschlagen, während der König 
aussen ist oder sein voller Vertreter, da wird gebtisst dem 
Könige für seinen Friedensbruch vierzig Mark". 

Södermannalagen und Uplandslagen erkennen einen Königs- 
frieden also nur für den Seekriegszustand auf offener See an*). 
Ersteres macht ihn aber von der Anwesenheit des Königs oder 
seines Vertreters abhängig. Dagegen wissen sie von dem 
Königsfrieden der Skenninger Verordnung nichts. 

Das jüngere westmännische Rechtsbuch zeigt dagegen 
grössere Anlehnung an die Skenninger Verordnung. Es be- 
stimmt^): 

„Hauen sich Leute oder erschlagen sich und wissen nicht, 
dass der König im Lande ist , nicht büsst der (Thäter) dafUr 
40 Mark, ausser des Königs Brief kommt an ihn oder des 
Königs Thing wird berufen, kommt der König in das Land, 
da soll es sieben Nächte vorher verkündet werden und der 
Friede soll stehen bleiben auch sieben Nächte nachher. Wird 
des Königs allgemeiner Bath zu ihm einberufen . da soll der 
Friede stehen vierzehn Nächte vorher und vierzehn Nächte 



^) Dass „utan wart> ok vaku^ zu lesen ist, dafür spricht einmal der 
Gegensatz zu „xn p&t hemse giörs'', zweitens die Parallelstelle im Söder- 
mannalag, drittens ÜpU. Manh. ^Vs. 6. 

») Epsöre 34. 

•) Kxb. 11. 

*) Liegt das Schiff noch im Hafen, wenn auch zur Ausfahrt in den 
Seekrieg gerüstet, so herrscht der Königsfriede nicht UpU. Manh. ^Vs. s; 
Söderm. ■•/lo. Dagegen herrscht ein höherer Volksfriede. 

») Manhselgisb. ^Z«. 
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nachher. Wer rächt an einem Anderen alte Fehde in diesem 
Frieden, der jetzt gesagt ist, dessen Gut soll geplündert werden 
und er selber soll friedlos sein". 

Auch das jüngere W. M. hat, wie man sieht, die Bestim- 
mungen der Skenninger Verordnung nicht getreu recipirt. Die 
Friedenszeit ist in ihm eine andere, als in jener und von einem 
Verbote des Waffentragens weiss auch es nichts. Seine Be- 
stimmungen beruhen auf einer Vereinbarung der Skenninger 
Verordnung mit dem Ostgötalag. 

Die Bestimmungen von Helsingelagen ^) über den Frieden 
des Eonungsari sind endlich ganz eigenthümlich ; sie betreffen 
nur den persönlichen Frieden des Konungsari. Mit der Sken- 
ninger Verordnung haben sie nichts zu thun. 

Blicken wir auf den Rechtszustand der einzelnen Land- 
schaften zurück, so gewahren wir, wie sich der in Rede stehende 
Königsfriede räumlich und sachlich ausdehnt. Zuerst nur für 
gewisse Vergehen unter gewissen Verhältnissen oder gar nur 
in unmittelbarer Gegenwart des Königs geltend erweitert er sich 
mit Bezug auf den Kreis der Vergehen, greift stets Platz, wo 
nur der König im Lande ist. Für die Erkenntniss der Natur 
dieses Königsfriedens ist dies bedeutungsvoll. Es beweist, dass 
vom subjectiven Königsfirieden die Entwicklung ihren Aus- 
gang nahm. Der subjective Königsfriede breitet sich über 
bestimmte Orte aus. Der Köjiig ist es, dessen Friede ge- 
schützt wird, dessen Friede geschützt wird kraft Landrechts. 
An die Personen, mit Bezug auf welche der Königsfriede ver- 
letzt wird, ist für die Verletzung deshalb kein erhöhtes Mann- 
geld zu zahlen. Einzig und allein ist an den König für die 



^) Kxb. 10. „So ist gesagt vom Frieden des Königsamtmannes. Wenn 
er Über den Mar[)b8ekker gekommen ist dann ist er im gesetzlichen Schutze 

der Heisinger Läuft Jemand den Königsamtmann auf dem Thinge 

an, wird eine Axt zum Hiebe ergriffen oder ein Schwert aus der Scheide 
gezogen, ein Spiess zum Wurfe geschwungen, ein Pfeil vom Strange ge- 
schossen, 40 Mark Busse steht darauf. Werden Waffen oder Kleider da- 
durch beschädigt steht 80 Mark Busse darauf. Auf Blutrunst 100 Mark. 
Auf Verstümmelung oder Todtschlag 800 Mark. Diesen Frieden hat er 
auf seinem Sitze in derselben Weise. Wenn er einen Mann mit gezücktem 
Schwerte anläuft dann hat er seinen Frieden verlaufen (» verwirkt). 
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Verletzung seines Friedens die Summe von vierzig Mark zu 
entrichten. Mit anderen Worten: der Königsfriede ist bei 
seinem ersten Auftreten ein subjectiver Sonderkönigsfriede. 

Die Skenninger Verordnung enthält eine Reihe weiterer 
Satzungen, welche mit der Entwicklung des Königsfriedens 
ebenfalls in Verbindung stehen. Sie bestimmt: 

„Hierzu verordnen wir und wollen dass das stetig gehalten 
wird : sind Wittwen oder vaterlose Kinder oder sonst alte gute 
Männer da die wegen ihres Alters aus unserem Dienste fort- 
gelassen werden . oder alte Herrenleute : da nehmen wir die 
in unseren Dienst und deren Gut und deren Hausleute . und 
nehmen die mit unserem Briefe unter unseren besonderen 
Schutz . und die, welche dagegen handeln, nachdem sie diesen 
unseren Brief empfangen haben, geschieht das aus Uebelwillen 
und sind sie nicht dazu gezwungen . sollen gelten achtzig Mark 
dafür, wenn sie irgendwelche böse Thaten gegen deren Leib 
vornehmen; werden sie gethan an deren Hausleuten oder Ver- 
mögen . zahlen sie 40 Mark. Wer gegen Andere, denen wir 
unseren Brief geben, vorgeht, sei es sie selbst oder deren Haus- 
leute oder Vermögen . dem bestimmen wir die um die Hälfte 
geringere Strafe . ausser das Unrecht werde öfter verübt . und 
diese Strafe wollen wir selbst auflegen. Demselben Urtheile 
wollen wir dass die Männer unterliegen . die gegen unser Urtheil 
gehen . und ebenso die . welche nicht vor uns kommen wollen . 
nachdem sie dreimal mit unserem Briefe vor uns gerufen sind." 

In obigen Sätzen handelt es sich, wie man sieht, um zwei 
verschiedene Dinge : um den Königsschutz und um das Königs- 
gericht. Was den Königsschutz betrifft, so nimmt der König 
alle Wittwen, Waisen und ausgediente Greise unter seinen be- 
sonderen Schutz. Die Wirkung dieses besonderen Schutzes 
soll sein, dass Angriffe auf den persönlichen Frieden der Schütz- 
linge mit achtzig Mark, Angriffe auf deren Hausgenossen oder 
deren Habe mit vierzig Mark bestraft werden sollen. Der 
König behält sich femer vor, auch andere Personen unter seinen 
besonderen Schutz zu nehmen. Dieser Schutz soll aber nur 
der halbe gegenüber dem Schutze der Wittwen, Waisen und 
Greise sein. Jedoch behält sich der König vor, bei wieder- 

Lebmann, Der KönigsAriede. 4 
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holtem AngriflFe auf die Schützlinge die Strafe aus eigner 
Machtvollkommenheit zu erhöhen. 

Was das Königsgericht betrifil, so bestimmt die Verord- 
nung, dass Bruch des Eönigsurtheils und dreimaliger Unge- 
horsam gegen des Königs Ladung die Strafe von vierzig Mark 
nach sich ziehen solle. 

Auch diese Sätze der Skenninger Verordnung sind nur 
zum geringen Theile in die Landschafterechte (Ibergegangen. 
Die Landschaftsrechte wissen ebensowenig von dem durch die 
Verordnung Wittwen, Waisen und Greisen gewährten erhöhten 
Königsschutze , wie sie von dem anderen Personen zu gewäh- 
renden niederen Königsschutze berichten. Die Svearechte*) 
lassen freilich Weiber imd Kinder zwiefach, d. h. mit der 
Summe von achtzig Mark gebtisst werden*) — aber der Ge- 
danke des königlichen Schutzes liegt dieser Erhöhung nicht zu 
Grunde ^). 

Die Strafe von vierzig Mark für Bruch des Königsurtheils 
hat das Ostgötalag*), und stillschweigend auch jedenfalls die 
anderen Landschaftsrechte , aufgenommen. Dass dreimalige 
Nichtbefolgung der königlichen Ladung die Vierzigmarkstrafe 
zur Folge habe, berichtet keines der Landschaftsrechte. 

Die beste Probe, inwieweit die Skenninger Verordnung 
Gesetz wurde, liefert auch hier dasUrkundenmaterial desDiploma- 
tarium Suecanum. Dieses enthält eine Anzahl königlicher Schutz- 
urkunden aus dem Vierteljahrhundert nach Erlass der Skenninger 
Verordnung. Keine dieser Schutzurkunden enthält die An- 
drohung eines Strafgeldes. Sämmtlich beschränken sie sich 
auf die Androhung der königlichen Ungnade. Dagegen ent- 
halten von den Königsurtheilen aus derselben Zeit einige die 
Androhung einer unbestimmten pena pecuniaria, viele unmittel- 
bar die Androhung des Strafgeldes von vierzig Mark*). 



^) Nicht die Götarechte W. G. I Vapaes. 2 ; 0. G. Drpb. 9. 
«) üpU. Manh. "/e ; Söderm. Manh. "/s; Westm. I Manh. »/4, H Manh. ^^/j. 
') Dies ergiebt sich daraus, dass des Königs Antheil am Strafgelds 
kein höherer ist, als sonst Upll. Manh. ^^/e. s ; W. M. I Manhb. *U. 
*) Va^amal 81 pr. 
6) D. S. 1574-1576. 2106. 2466. 8627. 3878. 3885. 3887. 8889. 8896. 
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Die Skenninger Verordnung ist, wie man sieht, keineswegs 
in allen Punkten ihrer auf den Königsfrieden bezüglichen Be- 
stimmungen in den einzelnen Landschaftsrechten zum Durch- 
bruche gelangt. Einheitlich scheint nur die ^ Umkleidung des 
Königsurtheils mit dem Schutze der Vierzigmarkstrafe anerkannt 
worden zu sein. Im Uebrigen finden ihre grundsätzlichen Be- 
stinunungen nur Widerklänge in zerstreuten Sätzen der einzel- 
nen Landschaftsrechte , von welchen keines einen einheitlichen 
Königsfrieden ausgebildet hat. Ist somit die Skenninger Ver- 
ordnung nur ein Versuch zur einheitlichen Ausbildung eines 
Königsfriedens geblieben, so war ihre Betrachtung geboten, 
weil sie den Ausgangspunkt für die einzelnen Sätze der Land- 
schaftsrechte, welche auf den Sonderkönigsfrieden sich beziehen, 
bildet. Zudem wird sich ergeben, dass sie mittelbar einen 
grossen Einfluss auf die Entwicklung der Stellung des Königs 
in den Landschaftsrechten ausübte. 

§6. 
Die Ausbreitnng des Vierzigmarkstrafgeldes. 

In zwiefacher Beziehung äussern die Königseidgesetzgebung 
und die Skenninger Verordnung eine tiefgehende, mittelbare 
Wirkung auf die einzelnen Landschaftsrechte. Auf der einen 
Seite geben sie den Anstoss zu einer theilweisen Aenderung 
des Zahlensystems von Strafgeldern, auf der anderen Seite 
bilden sie den Ausgangspunkt einer Umgestaltung der Gerichts- 
verfassung und des Bechtsganges. 

Es ist bereits oben bemerkt worden, dass das Vierzig- 
markstrafgeld kein volksrechtliches Strafgeld ist. Das volks- 
reehtliche Zahlensystem von Strafgeldern ist das ältgermanische 
Duodecimalsystem. Mittelpunkt des volksrechtlichen Zahlen- 
systems von Strafgeldern war in älterer Zeit die Zwölfunzen- 
busse, in späterer Zeit die Dreimarkbusse. UeberaU, wo im 
Norden sich die Königsgewalt nicht zur Geltung gebracht hat, 
finden wir die Dreimarkbusse als Grundbusse des Strafgelder- 



8918. 8915. 8980. 4101. 4131. 4158. 4159. 4167. 4169. 4173. 4178. 4186. 

4187. 4266. 4270. 4094. 
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Systems. Auf Island tritt die Dreimarkbusse als grundsätzlich 
einziges Strafgeld unter dem Namen der ütlegd auf. Auf Gotland 
bildet sie die Grundzahl des Strafgeldersystems so sehr, dass 
das Wergeid des Gotländers auf sie zurückgeführt wird*). Die 
Dreimarkbusse wird verdoppelt, verdreifacht, vervierfacht. Sie 
wird in Hälften, Drittel und Viertel zerlegt. Die . verdreifachte 
Dreimarkbusse sondert sich im älteren W. G. als selbständiges 
Strafgeld ab, welches seinerseits wiederum verdoppelt, verdrei- 
facht, vervierfacht wird. Immer aber ist es die Dreizahl, welche 
die Einheit, an der die Steigerung des Strafgeldes geschehen, 
darstellt. Wie das Strafgeld in der Dreizahl seine Einheit 
findet, so zerfällt in den schwedischen Rechten des Festlandes 
jedes Strafgeld grundsätzlich in drei Theile, von welchen den 
einen der König, den zweiten die Rechtsgenossen, den dritten 
der Verletzte erhält. 

Die ältere Aufzeichnung des W. G., welche vor der 
Königseidgesetzgebung entstanden ist, hält an den eben erör- 
terten Strafgelderzahlen grundsätzlich fest. Sie kennt die 
Strafgelderzahlen: 8, 2x3, 4X3, 2X9 (=3X3) 3x9, 4X9, 
andererseits V2X3, V4X3. Ganz selbständig macht sie die 
Zahl 3X8, indem sie sie halbirt. 

In dieses Zahlensystem passen die drei Fälle des Vierzig- 
markstrafgeldes, welche das ältere W. G. bereits kennt, wenig 
hinein. Der eine Fall betrifft den Umgang des Herad mit 
einem Aechter, die beiden anderen betreffen die widerrecht- 
liche Freilassung oder Befreiung eines gefangenen Diebes ^). 
In allen drei Fällen liegt ein widerrechtliches Eingreifen in 



^) I 15. Drei Mark Gold gleich vierundzwanzig Mark Silber, zu 
welchen zwölf Mark Silber als banda vereldi traten. Vergl. Wilda Straf- 
recht S. 328. Im Stadtrechte von Wisby cap. 9 ist an deren SteUe das 
Yierzigmarkstrafgeld getreten. Aus den Urkunden entnehmen wir, dass 
dies bereits früher geschah. D. S. 48 (1168), 1712 (1269). Hansisches 
Urkundenbuch I 50 (1199) 88 (1211) 282 §§ 1, 11 (1229) 898 (1250) 663 (1268). 
Die Vergleichung dieser Urkunden lehrt, wie auch hier das Yierzigmark- 
strafgeld sein Geltungsgebiet erweiterte. Dass im Stadtrechte das Yierzig- 
markstrafgeld so früh auftritt, beruht muthmasslich auf dänischem Einflüsse. 

*) Mdrp. Vs; I)vb. ^/u Die jüngere Redaction hat in ph. 30 dagegen 
2X9 Mark. 
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den Rechtsgang vor. Alle drei Fälle tragen einen aus- 
geprägt öffentlich - rechtlichen Charakter. Alle drei Fälle 
setzen ein erstarktes Staatswesen voraus. Alle drei Fälle 
dürfen der späteren Gesetzgebung angerechnet werden. Im 
älteren W. G. erscheinen sie jedenfalls als vereinzelte Aus- 
nahmefälle. Noch ein vierter Fall aus dem älteren W. G. 
scheint hierher zu gehören. Es heisst im Todtschlagsabschnitte 
5 pr. „Erschlägt Jemand einen schwedischen Mann oder einen 
smäländischen Mann innerhalb des Königsreiches, einen Nicht- 
Westgöten, büsse dafür acht Örtugar imd 13 Mark und keine 
Geschlechtsbusse". Die Summe von 13 Mark 8 Örtugar ist 
der dritte Theil der Summe von vierzig Mark. Nicht geht aus 
der Stelle hervor, ob die gleiche Summe an den König und 
das Herad zu zahlen war. Denn ob der darauf folgende Satz 
„Neun Mark hat der König am Mannestodtschlag und ebenso 
alle Männer'^ sich nur auf den Todtschlag am Inländer bezieht, 
oder auch den vorgehenden Fall miteinbegreift, lässt sich nicht 
entscheiden. Jedenfalls liegt aber dem obigen Satze der Gedanke 
des Vierzigmarkstrafgeldes zu Grunde. Aber der Umstand, 
dass das Yierzigmarkstrafgeld nur bei Todtschlag an einem 
Ausländer Platz gi*eifen solle, zeigt, dass es dem einheimischen 
Zahlensystem des älteren W. G. fremd war. 

Gegenüber dem älteren W. G. zeigen die festländischen 
Landschaftsrechte nach der Königseidgesetzgebung das Yierzig- 
markstrafgeld in lunfassender Geltung. 

Im Ostgötalag, dem der Königseidgesetzgebung zeitlich 
nächsten Landschaftsrechte, ist das Vierzigmarkstrafgeld das 
höchste Strafgeld des Landrechts. 

„Jetzt gelobt ein Mann einen Eid für eine volle Vierziger- 
sache . das ist ein Sechsunddreissigereid . halb ernannt und halb 
nicht ernannt. Jetzt gelobt ein Mann einen Eid für eine Sechs- 
marksache, das ist ein Vierundzwanzigereid, halb ernannt und 
halb nicht ernannt. Jetzt gelobt ein Mann einen Eid für eine 
Dreimarksache oder Sechsunzensache oder Dreiunzensache . das 
ist ein Zwölfmännereid ^)." 



1) B^fstab. 5 pr. 
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„Jetzt will ein Mann eine Vierzigmarksache als verglichen 
und gebüsst erweisen . er soll es erweisen mit drei Vierzehn- 
männereiden. Will ein Mann eine Sechsmarksache als ver- 
glichen und gebüsst erweisen . er soll es erweisen mit zwei 
Vierzehnmännereiden. Will er eine geringere Sache als eine 
Sechsmarksache als verglichen und gebüsst erweisen . er soll 
es erweisen mit Vierzehnmännereid^)." 

Geradezu sehen wir hier die Klimax 3 : 6 : 40 und dem- 
nach die Klimax: einfacher, doppelter, dreifacher. Zwölf- bez. 
Vierzehnmännereid aufeestellt. 

Dass das Vierzigmarkstrafgeld indessen nicht von jeher 
höchstes Strafgeld des Ostgötalag war, geht aus mehrfachen 
Stellen desselben hervor. 

Es finden sich im Ostgötalag zwei Strafgelder, welche 
zwischen dem Sechsmark- und Vierzigmarkstrafgeld stehen, das 
Neunmark- und das Zwölfinarkstrafgeld. Das erstere, haupt- 
sächlich im Kirchenrechte *) auftretend, erscheint an drei Stellen 
als landrechtliches Strafgeld, an zweien als „Unehrenbusse" 
des Jarls, Herzogs oder Bischöfe®), an der dritten als Straf- 
geld für Ungehorsam im Grundstücksprocesse *). Dieses Straf- 
geld dürfte von dem Vierzigmarkstrafgelde nicht in seinem 
Geltungsgebiete beschränkt worden sein. 

Anders steht es mit dem Zwölfmarkstrafgelde. Das Zwölf- 
markstrafgeld erscheint in doppelter Verwendung: als„Unehren- 
busse^ des Königs und als Strafgeld für Ungehorsam gegen 
das Landschaftsthing. Als „Unehrenbusse" des Königs ist indessen 
das Zwölfinarkstrafgeld im Ostgötalag durch das Vierzigmark- 
strafgeld verdrängt worden. 

„Jetzt wird erschlagen des Königs Dienstmann : er wird so 
geschätzt, wie vorher bestimmt war für den fi-eien Mann . und 
darüber Königs Unehrenbusse . das waren erst zwölf Mark und 
hernach gab es so Birghir Jarl in die Gesetze, dass das sollen 
sein vierzig Mark^)." 

Was fttr die Unehrenbusse gilt, gilt für das Bussgeld, 



1) Bygdab. 40. 

«) Krb. «/i. 25. 29 pr. 30 pr. ») Drpb. 14; Va])ainal "/is. 

*) Eghns. 4 pr. ^) Drpb. "/e. Vgl. oben S. 82. 
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welches der König bei Todtschlag an dem Verwalter seines 
Erongutes erhält. 

„Jetzt wird erschlagen des Königs Verwalter im Upsala- 
gute . er ist geschätzt auf Tierzig Mark . die hat der König 
zu nehmen . so gab Birghir Jarl in die Gesetze . vorher waren 
das zwölf Mark »)." 

An einer Stelle hat sich dagegen die alte „Unehrenbusse" 
des Königs von zwölf Mark erhalten: 

„Jetzt bedarf eine Almende der Brücke . da soll das Herad 
für die Brücke einstehen und den Weg räumen. Jetzt führt 
ein Weg über die Almende, die das ganze Herad zu bebrücken 
hat . und es ist die Brücke unbefahrbar oder die angelegte 
Strasse, reitet der König auf dem Wege und wird seine Reise 
verhindert und verdorben seine Kleider . da soll das Herad 
das zurück büssen und dazu zwölf Mark . das ist Königs Un- 
ehrenbusse*)." 

Dass der Betrag der königlichen Unehrenbusse nur bei 
Todtschlag, Verwundung u. dgl. von zwölf auf vierzig Mark 
erhöht wurde, ist bedeutsam. Es erhellt daraus, wie jene Er- 
höhung im engen Anschlüsse an die Königseidgesetzgebung er- 
folgte. Ausdrücklich heisst es zudem in den obigen Stellen, 
dass der Schöpfer der Königseidgesetzgebung, Birger Jarl, die 
erhöhte Unehrenbusse in das Landrecht einführen liess. 

Als Strafgeld für Ungehorsam gegen das Landschaftsthing, 
das Liongathing, tritt das Zwölfmarkstrafgeld an mehreren 
Stellen auf ^). Die eine Stelle ist bereits bei Darstellung des 
volksgerichtlichen Ungehorsamsverfahrens besprochen worden. *) 
Es wurde bemerkt, wie Vierzigmarkstrafgeld und Zwölfmark- 
strafgeld in der Stelle in offenbarem Streite mit einander lägen, 
und dass das Vierzigmarkstrafgeld äusserlich an die Stelle des 
Zwölfmarkstrafgeldes getreten sei, ohne dass das alte Ungehor- 
samsverfahren eine entsprechende Umgestaltung erfahren hätte. 

Unter die Kategorie des Ungehorsams gegen das Lionga- 
thing fällt Bruch des Urtheils des Gesetzessprechers, nachdem 

») Drapab. 14 pr. «) Bygdab. 5 pr. 

^ Kkb. "/«; Vafamal 20; dagegen JEHpah. 14. 17. 

*) Vgl. oben S. 21. 
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der Gesetzessprecher Urtheilerfunctionen erhalten hat. lieber 
diesen bestimmt Vapamal 31: 

„Jetzt bricht ein Mann des Königs Urtheil . das ist Vier- 
zigmarksache. Jetzt bricht ein Mann des Gesetzsprechers Ur- 
theil . das ist Zwölfmarksache. Jetzt bricht ein Mann des 
Heradshäuptlings Urtheil . büsse sechs Mark. Jetzt bricht ein 
Mann des ViertelshäupUings Urtheil . büsse drei Mark.^ 

Es ist hierbei im Auge zu behalten, dass König und Ge- 
setzsprecher im Ostgötalag alsUrtheiler neben einander stehen. 
Nirgends wird der Zug vom Gesetzsprecher zimi Könige ge- 
währt, stets soll er genommen werden zum Könige oder Gesetz- 
sprecher. Ist des Königs Urtheil aber kein höheres Urtheil 
gegenüber dem Urtheile des Gesetzsprechers, so war des Königs 
Urtheil ursprünglich mit keinem höheren Schutze umkleidet, als 
des Gesetzsprechers Urtheil. Zudem ist anzunehmen, dass, wenn 
die in der ostgöthischen Landschaft erlassene Skenninger Ver- 
ordnung das Vierzigmarkstrafgeld auf Bruch des Königsurtheils 
androhte, vordem das Königsurtheil eines geringeren Schutzes 
theilhaftig war. Dies zusammengehalten ergiebt, dass Bruch des 
Königsurtheils erst seit der Königseidgesetzgebung mit dem 
Vierzigmarkstrafgelde bedroht war. 

Von hier aus lässt sich bereits mit ziemlicher Sicherheit 
der Satz aufstellen, dass überhaupt das Vierzigmarkstrafgeld 
im Ostgötalag erst seit der Königseidgesetzgebung weitere Ver- 
breitung gefunden hat und in den meisten Fällen an die Stelle 
des Zwölfmarkstrafgeldes getreten ist. 

Die Vierzigmarksachen zerfallen im 0. G. in solche, welche 
„Dreitheilssachen" sind, d. h. an welchen König, Herad und 
Verletzter zu gleichen Theilen theilnehmen, und in solche, 
welche „Einsachen" d. h. alleinige Strafgelder des Königs sind *). 

Die sämmüichen Vierzigmark-Ein Sachen des Königs im 
Ostgötalag enstammen zweifellos erst aus der Zeit der Königs- 
eidgesetzgebung. Vierzigmark-Einsachen sind im Ostgötalag: 
Königseidbruch ^), Verletzung des königlichen Verwalters und 



^) Ausnahmsweise Zweitheilsachen in Kb. 23. 
«) El)8öre ^^/i. 
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Dienstmannes^), Verletzung während des Königsfriedens ^), Ver- 
letzung durch Messerstich^). Dass die beiden ersten Kategorien 
erst der Königseidgesetzgebung entstammen, ist zweifellos. Die 
Verletzung während des Königsfriedens ist durch die Skenninger 
Verordnung in das Landrecht eingeführt worden. Und der 
Skenninger Verordnung entstammt offenbar die Vierzigmark- 
Einsache des Messerstiches. Die Skenninger Verordnung hatte 
das Verbot des Tragens von solchen Waffen, welche zu offen- 
barem Streite dienten, während des Königsfriedens ausgesprochen. 
Im Anschlüsse hieran mochte die Bestimmung des Ostgötalag 
entstanden sein. Dass sie jedenfalls zugleich mit der Bestim- 
mung über Bruch des Königsfriedens in das Landrecht gelangte, 
beweist die Stelle, an welcher sie steht *). Auch lehrt ein Blick 
auf das ältere Westmannalag ^), dass Messerstich ursprünglich 
Zwölfinarksache war. 

Die Vierzigmarksachen des 0. G., welche Dreitheilssachen 
sind, entstammen zum grössten Theile derZeit nach der Königs- 
eidgesetzgebung. 

Für einen Theil von ihnen lässt sich aus der Vergleichung 
mit anderen Rechten darthun, dass vordem ein anderes Straf- 
geld auf ihre Verübung stand: so Mord eines heidnischen 
Kindes®), Leichenraub '^), Mordgeld®), das ganze Gebiet der 
schweren Verwundimgen *), Ehebruch ^^). Bei anderen ist das 
Vierzigmarkstrafgeld nur subsidiär, wenn die That nicht hand- 
haft ist**), oder wenn der verbrecherische Wille sich nicht 
äusserlich mit voller JKlarheit documentirt oder wenn die That 
aus Gründen in der Person des Thäters") oder Betroffenen**) 



*) yal)amal 12 pr. ; Drapab. ^Vpr« •• 

*) Val^amal 11 pr.; Drapab. ^^fi. 

*) Va|)amal "/i ; Drapab. "/i. *) Va^amal "/i. 

») Mh. 19. «) Kriatnub. 26 pr. mit W. M. II Mh. i^/s. 

') Drapab. 6 mit UpU. Mh. 10; W. M. II Mhb. «Vi. 

») Drapab. »/i mit W. G. I Mdr. "/s ; W. M. I Mh. 5. 

») Val)amal 7 mit W. G. Saeml. 1. 4. 
i<>) Vapamal 30 mit W. G. I Gb. 5; S. M. Gb. */i. 
") Ef)8öre 29. »Va. 32 ; Vaf)amal »Vi. »«/pr. s. 
") Ef)8öre "/i ; Drpb. »/i. ") Efsöre 23 ; Drapab. 10, 13/pr. 1. 
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sich als eine mildere darstellt Hier tritt das Vierzigmarkstraf- 
geld in Concurrenz mit der Friedlosigkeit ^). Eine dritte Gruppe 
von Fällen des Yierzigmarkstrafgeldes hat sich offenbar im An- 
schlüsse an die Königseidbrttche ausgebildet, so z. B. das gis- 
lingabrut ^), die Bestimmung von Vapamal 29 im Anschlüsse an 
das Stocklegen in Eps. 6, die unrechtmässige Verlobung und 
Trauung in Giptab. 6. 9. im Anschlüsse an den Frauenraub in 
Et)Söre 3, die Bestimmung von Krb. 23 im Anschlüsse an den 
Kirchenfrieden in Eps. ®/2. 

Eine vierte Gruppe von Fällen des Vier^igmarkstrafgeldes 
betrifft öffentlichrechtliche Vergehen von Beamten®). Auch sie 
kann nicht alten Ursprungs sein. 

Ueberall wird sich nicht entscheiden lassen, ob das Vierzig- 
markstra^eld des 0. G. erst der Zeit nach der Königseid- 
gesetzgebung entstammt. Für die grosse Mehrzahl der Fälle 
werden wir es aber mit Sicherheit anzunehmen haben. 

In der jüngeren Aufzeichnung des Westgötalag tritt das 
Vierzigmarkstrafgeld, ausser in zwei Fällen, in welchen es be- 
reits die ältere Au&eichnung kennt, nur noch bei Fangen und 



^) Am besten lässt sich dies beim Todtschlag verfolgen. Im älteren 
Westgötalag steht auf Todtschlag Friedlosigkeit. Wollen die Blutklager 
Busse nehmen, so ist 27 Mark Strafgeld an König, Herad und Erbe zu ent- 
richten, ausserdem 12 Mark Geschlechtsbusse. Im Ostgötalag steht auf 
Todtschlag ebenfalls Friedlosigkeit. Aber sie steht nur auf Todtschlag 
begangen an einem Inländer, also nicht auf Todtschlag an einem Ausländer, 
nur auf Todtschlag begangen von einem mündigen Manne, nicht auf Todt- 
schlag begangen von einer Frau oder einem Unmündigen, nur auf Todt- 
schlag begangen an einem in der Sippe Stehenden. In den Ausnahmefallen 
tritt an die Stelle der Friedlosigkeit das Yierzigmarkstrafgeld. Das Yierzig- 
markstrafgeld liegt femer der Bussbemessung zu Grunde, wenn der Blut- 
kläger Busse nehmen will. Das 0. G. hat die Scheidung zwischen Erben- 
und Geschlechtsbusse zwar noch behalten, aber den Betrag der Geschlechts- 
busse nach dem Vierzigmarkstrafgelde bemessen. Im üplandslag ist die 
Scheidung zwischen £rben- und Geschlechtsbusse ganz fortgefallen. Das 
Strafgeld für Todtschlag ist ein einheitliches von 40 Mark, an welchem 
König, Hundertschaft und Verletzter theilnehmen. Vgl. hierzu Wilda, Straf- 
recht S. 400. 401. 379. 

«) Drapab. «/i. 

») Krb. 27; Ef>söre 28; Drapab. Vi, 
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Binden eines Mannes wegen Diebstahls auf, ohne ihn des- 
selben überführen zu können^). Im Uebrigen kennt das jüngere 
W. 6. das Strafgeld von vierzig Mark ausschliesslich bei dem 
Verbrechen des Königseidbruches. Dagegen weisen die Ad- 
ditamenta, die Excerpte Lydekins und die Anmerkungen des 
unbekannten Verfassers eine Reihe von Fällen des Vierzigmark- 
stra^eldes auf, welche sie meist aus dem Ostgötalag entnommen 
haben ^). Auch dieser Umstand legt Zeugniss ab, dass von der 
Königseidgesetzgebung aus das Vierzigmarkstra^eld sich weiter 
in den Landschaftsrechten ausbreitete. 

In den Svearechten mit Ausnahme des Helsingelag ist 
das Vierzigmarkstra^eld Strafgeld des Landrechts geworden. 
Während es in den Götarechten, wenn auch zum Theil häufig 
auftretend, den Charakter des ausserordentlichen Strafgeldes 
an sich trägt, während ihm vor allem ein einheitliches land- 
rechtliches Gebiet der Anwendung mangelt, — ist es in den 
Svearechten Grundbusszahl des Landrechts. Es wird verdoppelt 
und verdreifacht, wie es halbirt wird. Jedoch ist es sehr be- 
merkenswerth , dass dies nur für einen bestimmten Kreis von 
Vergehen gilt. Nur Angriffe auf die Mannheiligkeit, insbesondere 
Todtschlag, Verwundung, Schlag -^ ferner Vergehen militäri- 
scher Art werden grundsätzlich vom Vierzigmarkstrafgelde be- 
herrscht®). Wo sonst Fälle des Vierzigmarkstrafgeldes vor- 
li^en, sind sie, wie im Ostgötalag, meist vereinzelte Ueber- 
tragungen von der Königseidgesetzgebung her, die in den ein- 
zelnen Svearechten nicht gleichmässig auftreten. Während 
z. B. im Uplandsrechte fahrlässige Brandstiftung an einer Kirche 
18, bezw. 7 Mark Busse nach sich zieht ^), hat sie im älteren 
W. M.*) das Vierzigmarkstrafgeld zur Folge. Vom Vierzig- 
markstrafgelde des UpU. für Ehebruch®) wissen Södermannal. '') 



1) |)iufb. 4. 

«) Add. 1. Vm. SS. 8. III 111. 182. IV 19. 

*) Auf die einzehien Bestimmungen braucht hier nicht eingegangen zu 
werden. 

*) Kirkiub. «/s. 

*) Kristnub. */5. 

«) ^rf I)8eb. 6 pr. ; W. M. II JErfdab. 6. ') Gipningab. 4. 
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und älteres W. M. nichts u. dgl. m. In mehrfkchen Fällen 
wird geradezu hervorgehoben, dass es sich um eine Satzung 
späterer Könige handle, so bezüglich der Bestechung von Be- 
amten^), der unrechtmässigen Cession von Klagen^). 

Indessen lässt sich auch ftlr das Gebiet der Angriffe auf 
die Mannheiligkeit die allmähliche Ausdehnung des Yierzig- 
markstrafgeldes in den Svearechten verfolgen. Im Uplandslag 
greift es grundsätzlich bei Todtschlag Platz, bei Verwundung 
dagegen nur, wenn es sich um eine Verwundung im Haus-, 
Kirchen- und Thingfneden handelt^). Das ältere Bechtsbuch 
für Westmannaland fügt den Fall der Verwundung auf öflFent- 
lichem Markte hinzu und legt einzelnen schweren Verwundun- 
gen, Hand- und Fussabschlagen, die Vierzigzahl als Einheit zu 
Grunde, fbr welche Uplandslagen noch an der Dreizahl als 
Einheit festgehalten hatte ^). Södermannalagen geht wiederum 
einen Schritt weiter, indem es Verwundungen, welchen im 
älteren W. M. die Dreizahl zu Grunde lag, die Vierzigzahl 
unterlegt. Abhauen der Ohren, Nase, Ausstechen der Augen ^). 
Das jüngere W. M. endlich legt für das ganze Gebiet der Ver- 
stümmelungen (aifhog) die Vierzigzahl als Einheit zu Grunde®). 

Todtschlag einerseits und Verwundimg im erhöhten Frieden 
andererseits scheinen somit in den Svearechten von den Ver- 
gehen gegen die Mannheiligkeit die ältesten zu sein, auf 
welche das Vierzigmarkstra^eld Anwendung fand. Dass es 
auch hier nicht von jeher in Geltung war, lässt sich aus einer 
Stelle des älteren W. M. entnehmen. Manhb. 5: 

„Wird ein Mann erschlagen im Dorfbezirke der Leute . die 
Dorfleute sollen den Todtschläger auffinden innerhalb Jahr und 
Tag .... Finden sie ihn nicht innerhalb Jahr und Tag . büssen 
die Dorfleute zwölf Mark . diese Busse nimmt der König auf. 
das heisst heimlicher Todtschlag." 



1) Södermlg. Köpmalb. "/i. 

*) W. M. 1 ph. 11. 

») UpU. Manh. 28 finis, 29 pr. 

*) 1 Manh. 12. 17. 

ß) Manh. 6. 10. 12. 

») Manhb. 23. 
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Der „heimliche Todtschlag" ist das Strafgeld für Todt- 
schlag, welches eine bestimmte Rechtsgemeinschaft zu zahlen 
hat, wenn sie den unbekannten Todtschläger nicht ausfindig 
macht Sein Betrag entspricht dem Betrage des Strafgeldes 
fttr Todtschlag. Es beträgt neun Mark im älteren W. G., wie 
die Erbenbusse neun Mark beträgt*), es beträgt vierzig Mark 
im Ostgötalag ^) und den übrigen Svearechten ®), wie das Todt- 
schlagsstra^eld vierzig Mark beträgt. Aus seinem Betrage im 
älteren W. M. lässt sich also der Schluss ziehen, dass das 
Strafgeld für Todtschlag ursprünglich auf dem Zwölfersysteme 
beruht haben muss. 

Wann jenes ältere Strafgeld durch die vierzig Mark in den 
Svearechten ersetzt wurde, lässt sich nicht mit Sicherheit an- 
geben« Indessen verdient die Thatsache Beachtung, dass keines 
der Svearechte, welche das Vierzigmarkstrafgeld beim Todt- 
schlage kennen, eine Betheiligung der Familie an der Todt- 
schlagsbusse aufweist , wie das noch zu betrachtende Heisinge- 
lag. Beachtung verdient femer die Bezeichnung des Vierzig- 
markstra^eldes im westmannaländischen Kechtsbuche als I)ings- 
giaeld*), Unterthanengeld , welche die öflfentlichrechtliche Seite 
des Strafgeldes in den Vordergrund stellt. Wahrscheinlich ist 
es auch hier, dass das Vierzigmarkstrafgeld erst seit der Königs- 
eidgesetzgebung an die Stelle des Zwölfinarkstrafgeldes und an- 
derer getreten ist 

Das Strafgeld von vierzig Mark ist auch in den drei Svea- 
rechten entweder dreitheiliges Strafgeld oder Einsache des 
Königs. Die Einsachen des Königs sind in den Svearechten 
in der Vermehrung begriffen. Einzelne dreitheilige Strafgelder 
der Götarechte sind hier Einsachen des Königs. Die »Un- 
ehrenbusse" des Königs ist hier auch in dem Falle auf 



») W. G. I Af mandrapi "/s. 

«) Drapab. «/i. 

*) üpll. Manh. 8 pr.; Söderm. Manh. 22 pr.; Helsl. Manh. 5. Im 
jüngeren Westmannalag sind die 12 Mark auf 18 Mark erhöht worden. 
Manh. 8 pr. 

*) Manhb. 11 pr. 
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vierzig Mark gesteigert, wo sie im Ostgötalag noch zwölf Mark 
betrugt). 

Sehr bemerkenswerth ist endlich, dass in späteren Svea- 
rechten nur Todtschlag an des Königs Dienstmann eine „Un- 
ehrenbusse" nach sich zieht, während die „Unehrenbusse" des 
Herzogs, Bischöfe und Herrn abgeschafft ist*). Die Entwick- 
lung der Einsachen des Königs in den Svearechten wirft auch 
ihrerseits ein Licht auf den Ausgangspunkt für die Ausbreitung 
des Vierzigmarkstrafgeldes. 

Ganz eigenthOmlich ist der Rechtszustand des Helsingelag. 
Das jüngste unter den schwedischen Landschaftsrechten hat es 
an mehr Stellen älteres Recht bewahrt, als die meisten 
Landschaftsrechte, so im Erbrechte, Eherechte, Rechtsgange. 
Unter den Svearechten ist es das einzige, welches noch eine 
Betheiligung der Familie an der Todtschlagsbusse kennt Es 
heisst in Mhb. 38: 

„Erschlägt ein Mann einen Anderen und bekennt gesetzlich 
den Todtschlag, habe der Sacheigenthümer Gewalt ob er Rache 
nehmen will oder Busse nehmen. Will er Busse annehmen, 
da soll er haben 7 gewogene Mark . . . der König habe als 
Manngeld 4 Mark . der beim Todtschlag Haltende und zum 
Todtschlag Rathende, jeder von denen zahle 15 Mark oder 
leugne mit vierzehn Männer Eide. Vater oder Mutter nehme 
nach ihrem Sohne 16 Unzen . der Bruder 8 Unzen . die Haus- 
frau 12 Unzen. Wer der erste in der Sippe ist . nehme vier 
Unzen . Geschwisterkinder 2 Unzen . der dritte Grad eine Unze . 
der vierte Grad eine halbe Unze. Busse auch jeder, wie er 
nimmt bis zum 4. Grade." 

Die Stelle enthält augenscheinlich älteres und jüngeres Recht. 
Jüngeren Rechtes ist der Satz über den Gehilfen und Anstifter 
ziun Todtschlage. Denn wiewohl die einzelnen schwedischen 
Rechte in den Bussbestimmungen über Beihilfe und Anstiftung 
zum Todtschlage im Einzelnen auseinandergehen, so wird doch 
in allen die Beihilfe und Anstiftung mit einem bedeutend 



1) Södmlg. Bygnb. ^k, 
«) W. M. II Manh. 17. 
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geringeren Strafgelde belegt, als der Todtschlag selbst^). In 
obiger Stelle aber kommt es dem Strafgelde für Todtschlag — 
selbst Erbenbusse, Königsmanngeld und Geschlechtsbusse zu- 
sanimengerechnet — ungefähr gleich"). Zweifellos liegt dem 
Satze demnach ein höheres Strafgeld für den Todtschlag zu 
Grunde, als welches wir das Vierzigmarkstrafgeld ansehen 
können. Betrachten wir aber das Strafgeld für den Todtschlag 
in obiger Stelle, so ergiebt sich, dass Erbenbusse und Geschlechts- 
busse zusammen etwa die Summe von zwölf Mark ausmachen, 
zu welchen des Königs Manngeld in Höhe von vier Mark ^ 
trat. Das Duodecimalsystem dürfte somit auch im Helsingelag 
ursprünglich Grundzahl des Strafgeldes für den Todtschlag ge- 
wesen sein. 

Obige Stelle des Helsingelag ergiebt aber, mit den Stellen 
des Helsingelag über die fahrlässige Tödtung verglichen, eine 
weitere, überaus wichtige Thatsache. Nach ihr ist die Erben- 
busse an Betrag der Vafabot, der Busse flir fahrlässigen Todt- 
schlag, gleich*). Die Busse für fahrlässigen Todtschlag beträgt 
aber nicht bloss im Helsingelag, sondern in den sämmtlichen 
Svearechten die Smnme von sieben Mark*). Diese Summe 
fügt sich in das Zahlensystem der Svearechte, mit Ausnahme 
des Helsingelag, nicht ein. Man könnte etwa daran denken, 
sie als halben Theil des auf den Erben des Getödteten fallen- 
den Drittels von 40 Mark aufzufassen. Indessen stimmt der 
Betrag nicht genau, da sie dann acht Örtugar weniger betragen 
müsste gleich der Vapabot des 0. G.*). Zudem spricht da- 
gegen, dass im älteren W. G. gleichmässig mit dem Helsinge- 
lag die Vapabot einfach an Betrag der Erbenbusse gleich- 



») Vgl. W. G. I Mandr. «/a.8; 0. G. Drapab. »/i; üpU. Manh. »A; 
Söderm. Manh. 24 pr. (8 : 9 : 40); W. M. II Manhb. Vb. 

') Erbenbusse 7 Mark. Königs Manngeld 4 Mark. Geschlechtsbusse 
16 + 12 + 8+4 + 2 + 1 + J Unze — ^ Unze, das ist etwas über 
5 l^lark. Zusammen also etwa 16 Mark. 

») Manhb. 3. 

*) ÜpU. Manhb. «/i; Söderm. Manhb. 19 pr.; W. M. I Manh. 22, 
II Manh. 7 pr. 

*) Vafamal Vi. 
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kommt ^). Die Vapabot der Svearechte von sieben Mark weist 
vielmehr darauf hin, dass sämratliche Svearechte die gleiche 
Todtschlagsbusse von zwölf Mark, welche Erben- und Geschlechts- 
busse in sich begriff, als ursprüngliche Todtschlagsbusse kannten. 
Für das ältere W. M. gewannen wir von einem anderen Stand- 
punkte aus bereits dieses Resultat. Für das Uplandslag und 
Södermannalag wird es von dem eben erörterten Standpunkte 
aus gewonnen. 

Das Helsingelag zeigt noch an einer anderen Stelle älteres 
Recht. Die „Unehrenbusse" für Todtschlag an des Königs 
Dienstmann beträgt nach Mh. 7 nur zwölf Mark. Was das 
Ostgötalag als durch Birger Jarl abgeschafft erklärte, hat sich 
im Helsingeland erhalten. Umgekehrt zeigt merkwürdiger Weise 
das Helsingelag an der Stelle, wo das Ostgötalag die „Un- 
ehrenbusse" von zwölf Mark sich erhalten hatte, das Vierzig- 
markstrafgeld *). 

Im Uebrigen findet sich im Helsingelag das Vierzigmark- 
strafgeld meist an den Stellen vor, wo es die anderen Svea- 
rechte aufwiesen. HeJsingelagen hat es meist von jenen ent- 
lehnt. Dabei entstanden innere Widersprüche im Rechtsbuche, 
wie zwischen Mhb. 5 und 38. 

Die vorstehende Betrachtung dürfte erwiesen haben, dass 
das Vierzigmarkstrafgeld erst im Laufe des 13. Jahrhunderts 
eine umfassendere Geltung in den schwedischen Landschafts- 
rechten erlangte. Sie zeigte, wie, von den Fällen des Königs- 
eidbruches abgesehen, trotz umfassender Geltung das Vierzig- 
markstrafgeld entweder, wie im 0. G., eines einheitlichen An- 
wendungsgebietes ermangelte, oder, wie in den Svearechten, 
einheitlich nur für einen ganz fest abgegränzten Kreis von Ver- 
gehen Platz griff, welche sich als Angriffe auf die Mannheilig- 
keit darstellten. Sie wies für diese Vergehen das Vorhanden- 
sein eines älteren Strafgeldes nach, welches auf dem Duodecimal- 
system beruhte und welches in den meisten Fällen dem Vierzig- 
markstrafgelde wich, im Westgötalag und Helsingelag sich aber 



Va{)gesar V2. 
2) Vif)b. "/a. 
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für den Todtschlag erhalten hat. Sie zeigte, dass bei der 
königlichen „Unehrenbnsse" eine Verdrängung der Zwölfzahl 
durch die Vierzigzahl erst seit der Königseidgesetzgebung statt- 
gefunden hat. Und sie zeigte, wie in demjenigen Rechtsbuche, 
welches zeitlich der Eönigseidgesetzgebung am nächsten stand, 
ein Ringen zwischen Zwölf- und Vierzigmarkstrafgeld sich auch 
sonst bemerkbar machte. Sie suchte endlich, die Hauptfälle 
des Vierzigmarkstrafgeldes aus der Königseidgesetzgebung selbst 
herzuleiten. 

Sind die einzelnen Vordersätze richtig, so rechtfertigt sich 
der Schluss, dass die grosse Masse der unter das Vierzigmark- 
strafgeld fallenden Vergehen ihm erst seit und in Folge der 
Königseidgesetzgebung unterlag. 

§7. 
Die Ansbreitiing des EOnigsgerlehtes. 

Der Gegensatz zwischen volksgerichtlichem und königs- 
gerichtlichem Verfahren, wie er bereits früher für den Königs- 
eidbruch dargelegt wurde, tritt am stärksten in demjenigen 
Landschaflsrechte hervor, welches der Königseidgesetzgebung 
am nächsten steht. Er findet sich noch nicht im älteren W. G. 
und er findet sich nicht mehr in gleichem Grade im Uplands- 
lag und den anderen Svearechten. Er wurde somit in der 
Zeit unmittelbar vor dem Ostgötalag ins Leben gerufen und 
seine Ausgleichung erfolgte in der Zeit unmittelbar nach dem 
Ostgötalag. Der erstere Process ist bereits dargestellt worden, 
der zweite soll nunmehr dargestellt werden. 

Im Ostgötalag wird der Kampf zwischen Königsgericht und 
Volksgericht mit doppelten Waffen geführt. Auf der einen 
Seite zieht das Königsgericht eine Reihe von Rechtssachen mit 
an sich, welche vordem nur der Zuständigkeit des Volksge- 
richtes unterlagen. Auf der anderen Seite beginnt eine Um- 
gestaltung der Gerichtsverfassung des Volksgerichtes im Sinne 
des Königsgerichtes. 

Das 0. G.^) unterwirft der Zuständigkeit des Königs- 
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gerichtes und der Heradsjury : alle Königseidbrüche, alle Zwei- 
schwüre, d. h. die Fälle, in welchen sich die Parteien mit 
gleich starken Beweismitteln g^enüberstehen, alle ungesetz- 
lichen Eide, Messerstich, Königsurtheilsbnich, alle Grundstreitig- 
keiten, alle Hochvergehen, d. h. Vergehen mit Strafe auf Leib 
und Leben, alle Vierzigmarksachen, Raub, ungesetzliche Ver- 
dictsabgabe, den Fall des Mordgeldes, endlich wenn drei Per- 
sonen zugleich gegen denselben Beklagten die Diebstahlsklage 
erheben. 

Die Aufzählung darf nicht so Verstanden werden, als ob 
alle aufgezählten Rechtssachen der alleinigen Zuständigkeit des 
Königsgerichtes unterlagen. Ausschliesslich zuständig ist 
das Königsgericht nur für Königseidbruch *), Zweischwur *) und 
auch wohl ungesetzliche Verdictsabgabe ^). Für die anderen 
Fälle ist es nur gewillkürtes Forum. Es hängt von der Wahl 
des Klägers ab, das Königsgericht oder das Volksgericht an- 
zugehen. 

Für den ungesetzlichen Eid ergiebt dies Raefstab. ^^i: 
„Jetzt sagt Jemand, der Eid sei ungesetzlich . ladet und 
klagt hernach . da ist das Beweisrecht auf Seite dessen der 
vor die Klage gestellt ist . mit Güteeid von vierzehn Männern, 
wenn der (Eid) weniger war als ein Vierundzwanziger-Eid . war 
er ein Vierundzwanziger-Eid . da soll er guten mit zwei Eiden 
von vierzehn Männern . man soll guten Eid mit Eid und nicht 
zwei mit einem. Es mag auch nicht der in Güteeiden stehen. 

der in den früheren Eiden stand Jetzt ladet man 

nicht hernach . sondern trägt die ungesetzlichen 
Eide zum Königsgerichte . da soll die Heradsnaemd 
bekunden, was daran wahr ist und er (der Beklagte) 
komme nicht weiter zum Beweise." 

Den gleichen Satz bringt Eghnasal 15 pr.: 
„Jetzt sagt Jemand . Grundstücksvertheidigung sei unge- 
setzlich vor sich gegangen . lade er drei Thinge und drei 



1) E{)söre 13. 

«) E{)Söre 29; Drapab. »/a; VaJ)amal s/a. 26; Bygdab. »/i. ««/i. 

') Dies muss in anderem Zusammenhange dargethan werden. 



§ 7. Die Ausbreitung des Eönigsgerichtes. 67 

Fünften . da beweise der (Beklagte) auf der dritten Fünft mit 
Eid von vierzehn Männern, dass er das Grundstück gesetzlich 
vertheidigt hatte . fällt er am Eide . da büssen die welche 
vorher schwuren für ungesetzlich. Jetzt wartet er auf 
das Königsgericht . da soll die HeradsnsBmd bekunden 
was daran wahr ist und bekunden ob das gesetzlich oder un- 
gesetzlich ist." 

Für Messerstich ergiebt es Val)amal "/j: 

„Jetzt sagt des Königs Kläger es sei Messerstich und der 
Bauer sagt : nicht — und bekennt doch die Wunde . des Königs 
Kläger ladet imd klagt hernach . da wehre er sich mit Sechs- 
unddreissiger-Eid oder büsse vierzig Mark . will des Königs 
Kläger nicht klagen gegen ihn: da soll die Heradsnaemd 
bekunden, was daran wahr ist" 

Königsurtheilsbruch, Raub und Mordgeld fallen unter die 
Vierzigmarksachen. Dass für diese das Königsgericht nur ge- 
willkürtes Forum war, ergiebt Val)amal ^^n: 

„Jetzt begeht Jemand Handraub gegen einen Anderen auf 
Wegen draussen . wird das mit Geiüfite und Ladungsstock ver- 
folgt . da ist es voller Vierzigmarkraub . wird es nicht mit 
Gerüffte verfolgt . da ist es zwölf Männer Eid oder er büsse 
drei Mark. Wird das mit Haussuchung vorgefunden was er 
von dem raubte oder bei ihm in der Hand . da ist das Vierzig- 
marksache . oder er leugne mit Sechsunddreissiger-Eid .will 
der nicht hernach laden sondern auf das Königs- 
gericht warten da soll die Heradsnaemd bekunden was 
daran wahr ist." 

Ueberhaupt wird an einer Reihe von Stellen der Sechs- 
unddreissiger-Eid als Reinigungseid der Vierzigmarksachen hin- 
gestellt. Wäre das Königsgericht ausschliesslich für die Vierzig- 
marksachen zuständig, so wäre jenes unverständlich. 

Für die Hoch vergehen bezeugen mehrfache Stellen die 
lediglich gewillkürte Zuständigkeit des Königsgerichtes. 

Epsöre 17: 

„Jetzt kann es so werden . dass eine Frau ihren Mann 

mordet oder ein Bauer seine Frau . da soll man ihn rädern . 

wenn er das thut . und sie steinigen . wenn sie das thut. 

5* 



68 Erster Theil. Der Königsfriede der Schweden. 

Jetzt werden sie der Sache verdächtig . da war das so zuerst 
in den Gesetzen . dass die sich mit Eisen und Gottesurtheil 
wehren sollten . und seit Birghir Jarl das Eisentragen ab- 
schaflPte . da ist das so: wollen die welche darüber 
sich beschweren . auf das Königsgericht warten . 
da soll man den fangen lassen . über den Beschwerde erhoben 
wird . und nach Zeugen suchen . wenn wahres Zeugniss sich 
dazu findet und auch mit Drohung wenn er nicht selbst ge- 
stehen will . findet man volle Wahrheit . entweder Zeugen 
oder gesteht er selber . da soll man ihn rädern und sie steini- 
gen lassen. Wenn der welcher sich darüber be- 
schwert nicht auf das Königsgericht warten will, 
sondern ladet und klagt darnach . da soll er leugnen 
mit Sechsunddreissigereid." 

Epsöre 25: 

„Jetzt mordet ein Mann einen Mann oder eine Frau einen 
Mann oder ehie Frau eine Frau . trägt sie in Versteck und 
legt sie heimlich . da soll man ihn rädern und sie steinigen 
lassen . wenn sie dabei ergriflFen werden oder offenbares Zeug- 
niss sich dann findet . wollen die vor des Königs Ge- 
richt sich beschweren . da soll man ihn oder sie fangen 
lassen und nachforschen nach wahren Zeugen und drohen oder 
locken. Wenn die selbst gestehen oder offenbare Zeugen dazu 
sind . da soll man ihn rädern und sie steinigen lassen. Will 
der welcher darüber sich beschwert nicht auf das 
Königsgericht warten . da gehe der . über den beschwert 
wird . Sechsunddreissiger-Eid für sich." 

In einem Falle tritt das Königsgericht auch wider Willen 
des Klägers ein. 

E|)Söre 23: 

„Nur wenn eine Mutter ihr Kind todt liegt . da ist sie 
werth ihr Erbe zu verlieren. Jetzt beschweren sich die väter- 
lichen Verwandten über sie . dass sie mit ihrem Willen ihr 
Kind todt lag • da sollen sie ihre Verwandten vertheidigen mit 
Sechsunddreissiger-Eid . dass sie es nicht todt lag mit ihrem 
Willen • und hat sie so geringe Verwandte . dass sie nicht 
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vermögen . Sechsunddreissigereid zu gehen . da liege das bei 
der Heradsnsemd . ob sie sie vertheidigen oder fMlen will.* 

Damach scheint es, als ob das Königsgericht auch bei 
Anrufen des Beklagten zuständig war. 

Dass für Grundstreitigkeiten das Königsgericht keineswegs 
ausschliessliche Zuständigkeit besass, geht aus dem Li^en- 
schaflsabschnitte hervor^). Die Fälle, in welchen es hier aus- 
schliesslich eintrat, sind mit Ausnahme eines Sonderfalles ein- 
fach Fälle des Zweischwures *). 

Was endlich den Fall der Diebstahlsklage betrifft, so heisst 
es in Vapamal ®*/6: 

„Wenn nun drei Männer gegen Einen Klage erheben Jeder 
von denen wegen eines Diebstahls und wegen solchen Dieb- 
stahls . wo er nicht verklagt war mit geladenem 
Thinge . und wo er sich nicht vorher mit Eiden gewehrt 
hatte . und wegen solchen Diebstahls . der voller Diebstahl 
ist . und gesetzlich gekündigt ist hinterher — und sie geben 
ihm Klage vor Königsgericht, da soll die Heradsnsemd 
bekunden . was daran wahr ist^ 

In allen diesen Fällen tritt das Verfahren mit Ladung und 
Klage dem Verfahren mit Beschwerde, das Verfahren mit for- 
meller Wahrheit und Reinigungseid dem Verfahren mit ma- 
terieller Wahrheit und Heradsnsemd gegenüber. 

Gewillkürtes Forum ist aber das Königsgericht nicht allein 
in diesen Fällen. Es ist allgemein gewillkürtes Forum für 
Dreimarksachen. Es heisst in Rsefstab. ®/i: 

„Diese Sachen sind von der Viertelsnsemd zu 
schlichten, alle Dreimarksachen, gesetzlich geladen und ge- 
setzlich angerufen mit Gesetzesklage . wenn es nicht Grund- 
streitigkeiten sind und nicht zum Liongathinge vorher 
geladen ist Wenn zu dem vorher geladen ist . da kommt 
das nicht zur Viertelsnaemd. Jetzt ist ziun Liongathing nicht 
vorher geladen . da soll dieNaemd den (Kläger) fällen wegen 
falsch geklagt oder den Anderen von ihnen wegen falsch an- 
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geboten, und nicht hat er selbst zu wehren sich . weder der 
welcher klagte noch der welcher verklagt war . gehen die mit 
Eiden dagegen . das ist ungesetzlich . Jetzt streiten die darum . es 
sagt der Eine . die Gesetzesklage wäre ausgeklagt und der 
Andere sagt: nein . da wisse die YiertelsnsBmd . was daran 
wahr ist. Ist sie ausgeklagt . da haben sie den Einen von 
ihnen zu fällen . ist sie nicht ausgeklagt . da haben sie die 
Klage nicht an sich zu. nehmen.*' 

Damit ist zu vergleichen Rsefetab. *^/i: 

„Wenn der nicht will Recht ihun (= erfüllen oder sich ein- 
lassen) auf dem ersten Thinge oder der ersten Fünft . da soll 
er zum zweiten Thinge laden und die zweite Fünft absitzen, 
thut der ihm da wieder nicht Recht . da ist der schuldig sechs 
Mark . sodann soll er zum dritten Thinge laden und die dritte 
Fünft absitzen . will der da Recht thun . oder bietet er Eid 
für sich . da mag man ihn nicht von der Klage gefallen 
heissen .... Jetzt kommt die Viertelsnsemd bevor 
er (Kläger) zum Liongatjiing ladet . da merke sie dass 
sie den nicht fälle . der vor der Klage sass . wenn er Recht 
auf der dritten Fünft that. Will der nicht Recht annehmen, 
der lud . da mag sie ihn fällen wegen falsch geklagt Will 
der nicht Recht thun . der geladen war . da mag sie ihn fällen 
wegen falsch angeboten. ** 

Die Viertelsnflemd ist die aus Mitgliedern des Viertels be- 
stehende Jury des Königsgerichtes. Sie ist für Dreimarksachen, 
wie sich aus obigen Stellen ergiebt, zuständig in Concurrenz 
mit dem Liongathing, das Königsgericht concurrirt für Drei- 
marksachen mit dem Gerichte des Gesetzsprechers. Das Königs- 
gericht setzt voraus, dass drei Thinge und drei Fünften abge- 
sessen sind. Es fällt wegen „falsch geklagt** oder „falsch an- 
geboten". Unter die erste Kategorie fällt aber auch Verwei- 
gerung der Annahme der Erfüllung, unter die zweite Ungehor- 
sam des Beklagten. Das Königsgericht wird für Dreimark- 
sachen zuständig nicht bloss auf Anrufen des Klägers, sondern 
auch auf Anrufen des Beklagten. 

Dies sind die Fälle, in welchen das Königsgericht im Ost- 
götalag zuständig ist. In dem bei Weitem grösseren Theile 
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von ihnen besitzt das Eönigsgericht, wie man sieht, gewillkürte 
Zuständigkeit. Nur für Königseidbruch, Zweischwur, ungesetz- 
liches Verdict besitzt es ausschliessliche Zuständigkeit. Der 
Königseidbruch wurde dem Königsgerichte durch die Königs- 
eidgesetzgebung zugewiesen. Das ungesetzliche Verdict setzt 
die Geltung der Nsemd voraus, welche, wie an anderem Orte 
zu zeigen ist, erst seit der Königseidgesetzgebung weitere Ver- 
breitung fand. So bleibt nur der Zweischwur als einziger Fall 
übrig, für welchen das Königsgericht bereits in älterer Zeit 
ausschliesslich zuständig sein mochte. Aber es ergiebt sich aus 
dem älteren W. G., dass auch hier eine Entwicklung stattge- 
funden hatte, bei welcher muthmaasslich die Königseidgesetz- 
gebung eingrüf. Die Nsemd bei Zweischwur ist im Ostgötalag 
eine XJrtheilsnaemd , die Naemd bei Zweischwur ist im älteren 
W. G. Beweisnsemd. Die Umwandlung der Beweisnsemd in 
die ürtheilsneemd ging, wie noch zu zeigen ist, gerade von 
der Königseidgesetzgebung aus. Erst sie hat desshalb muth- 
maasslich den Zweischwur dem Königsgerichte unterstellt. 

Klarer noch tritt bei den Fällen der gewillkürten Zu- 
ständigkeit des Königsgerichtes hervor, dass sie durch die 
Königseidgesetzgebung ins Leben gerufen wurden. Diejenige 
Stelle des Ostgötalag, welche die gewillkürte Zuständigkeit des 
Königsgerichtes für Dreimarksachen bespricht, fährt folgender- 
maassen fort: 

„Nun war das so zuerst . wenn ein Mann gesetzlich über- 
führt war . da sollte er (der Kläger) nehmen . so auch für 
Geldschuld . doch durfte er nicht nehmen innerhalb des Zaunes 
imd Heckpfahles . nahm er da . da hatte er seinen Anspruch 
vernommen (= verwirkt) und dazu drei Mark . da wurde das 
abgeschafft in König Knuts Tagen, so dass man nicht mochte 
nehmen: und wer nahm, er hatte vernommen seinen Anspruch 
und dazu drei Mark . stets wofür er nimmt, ob es ist für 
Geldschuld oder für Bussanspruch . erleidet der den Tod oder 
Verletzung . der das Nehmen vollzieht . sei das ungegolten. 
Thut er Jemandem Schaden sei das zwiefach gegolten. So 
sind auch jetzt die Gesetze : damals wurde auch so festgesetzt . 
dass . wird jemand für eine geringere Sache als Geiselschafts- 
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brach gesetzlich überführt . da sollte das auf die Baefet warten . 
die Raefst sollte jedes dritte Jahr sein : wer da gefällt wird und 
wollte es nicht büssen . da sollte man ein Thing heim zu ihm 
ernennen und ausmessen seine Schuld . zuerst den Ansprach 
des Sacheigenthümers . dann theilten die sodann . welche dem 
Thinge folgten und nicht der König ausser er folgte selber. 
Nun kam das so . dass der König nimmt . ob er dabei ist 
oder nicht. Nun gab das Birghir Jarl so: nachdem die Rse&t 
die Sache gesetzlich überführt hat da soll man Tagfahrt legen 
ob sie büssen wollen. Wollen die nicht büssen . da soll die 
Naemd die fällte heim zu denen fahren und zuerst der Kinder 
Antheil fortlegen und dann der Hausfrauen Antheil . und von 
seinem Antheile so viel herauslegen wie er sachfiQlig ist." 

Das volksgerichtliche Verfahren kannte, wie bereits hervor- 
gehoben ist, keine Vollstreckung in das Vermögen. Es besass 
in der aussergerichtlichen Pfändung ein Sichenmgsmittel fOr 
die Erreichung der Befriedigung. Diese Pfandnahme wurde, 
wie aus obiger Stelle hervorgeht, von Kpnig Knut abgeschafft 
König Knut kann nicht Knut Eriksson sein, wie v. Amira u. A. 
annehmen, da das ältere W. G. die Pfandnahme als Rechts- 
institut noch kennt, sondern es kann nur Knut Lange um 1230 
sein. Knut Lange schuf als Ersatzmittel für die Pfandnahme 
die Raefst. Der in geringeren Busssachen, als Geiselschaftsbrach, 
Ueberführte sollte durch die Raefst nochmals gefällt werden, 
und dann der Vollstreckung unterliegen. Geiselschaftssachen 
sind im 0. G. mit dem Vierzigmarkstrafeelde bedroht Zur 
Zeit von Knut Lange unterlagen sie muthmaasslich dem Zwölf- 
markstrafgelde. Für das Zwölfmark-, später das Vierzigmark- 
strafgeld bedurfte es, wie bereits ausgeführt ist, nur dreier 
Thinge und des Liongathings, um die Friedlosigkeit des Unge- 
horsamen herbeizuführen, d. h. es bedurfte der einfachen Ueber- 
führang des Angeklagten im volksgerichtlichen Verfahren, um 
ihn friedlos zu legen. Die Abschaffung der Pfandnahme schuf 
hier also keinen Nothstand. Dagegen schuf sie einen solchen 
für geringere Busssachen, wo ein neues Verfahren mit drei 
Thingen und dem Liongathinge nothwendig war, um die Fried- 
loslegung zu erzielen. Um dieses zu erübrigen, griff die Raefst 
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ein, auf Grund von deren Spruch eine obrigkeitliche Voll- 
streckung erfolgte. Die RseÜBt grüBP aber anfänglich ein, wenn 
der Angeklagte bereits überführt war (vart)8er man 
laghunnin), also nach Durchführung des Verfahrens mit drei 
Thingen und dem Liongathinge. Sie concurrirte also nicht mit 
dem Liongathinge, sondern sie setzte dessen Urtheil voraus, 
sie setzte voraus, dass die Klage ^yausgeklagt'' war. Sie war 
demnach kein gerichtliches, sondern ein Vollstreckimgsorgan. 
Erst Birger Jarl gab der Rsefist das ,,laghwinna malit^, das 
Ueberfbhren der Sache, machte sie also zu einem gerichtlichen 
Organe, welches nun in der früher erörterten Weise neben das 
Ldongathing trat. 

Wie in Dreimarksachen die Viertelsnsemd sich demnach 
auf Birger Jarl, den Schöpfer der Königseidgesetzgebung, zu- 
rückführt, so sind die Fälle, in welchen die Heradsnsemd als 
gewillkürte Nsemd zuständig ist, ihr sicher nicht vor der 
Königseidgesetzgebung zugewiesen worden. Das Verfahren, 
welches das 0. G. der Heradsnsemd zuschreibt, ist augen- 
scheinlich dem Verfahren bei Königseidbruch nachgebildet, ja 
ein Theil der Fälle, mit Bezug auf welche ihre Zuständigkeit 
ausgesprochen ist, rührt in der Gestalt, in welcher sie im 0. G. 
auftreten, erst aus der Zeit der Königseidgesetzgebung her. 

Fassen wir das Resultat der bisherigen Darstellung zu- 
sammen, so ist es dieses, dass in Ostgötland seit der Königs- 
eidgesetzgebung das Königsgericht in einer Reihe von Rechts- 
sachen mit dem Volksgerichte in Concurrenz tritt, in einzelnen 
Rechtssachen an Stelle des Volksgerichtes tritt. Die inneren 
Gründe hierzu waren vornehmlich: das Fehlen der Vollstreckung 
beim Volksgerichte und der auf die Spitze getriebene Forma- 
lismus des Verfahrens, welcher sich schliesslich überschlug. 

Bei diesem scharf ausgeprägten Gegensatze zwischen Volks- 
gericht und Königsgericht zeigt indessen das Ostgötalag bereits 
den Beginn einer Umgestaltung des Volksgerichtes. Freilich 
nicht auf dem Gebiete des Verfahrens, sondern auf dem Ge- 
biete der Gerichtsverfassung. Die Gerichtsversammlung als ur- 
theilendes Organ macht dem Einzelurtheiler Platz. An mehre- 
ren Stellen des Ostgötalag finden wir noch die Thingmänner 
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als Urtheiler. So heisst es in Kristnub. 19 pr., dass die Thing- 
männer dem Beklagten die Fünft zur Eidesabiegung anberaumen. 
In Bygdab. ^/a nimmt, wer eine Mühle erbauen will, der Thing- 
männer Urtheil, sie zu erbauen. In Bygdab. 33, wer einen 
eignen Baum auf fremdem Boden fällen will, der Thingmänner 
Urtheil, ihn zu fällen. An anderen und zahlreicheren Stellen 
ist aber vom Einzelurtheiler die Rede, welcher die Fünft an- 
beraumt i), das Urtheil fällt«). 

Dass der Einzelurtheiler der Herads- oder Viertelshäupt- 
ling wai*, ergiebt sich aus Va|)amal 31 pr. Der Heradshäupt- 
ling war Einzelurtheiler im Königsgerichte, sofern nicht der 
König den Urtheilerstuhl einnahm. Das Königsgericht wurde 
im 0. G. auf dem Heradsthinge abgehalten. Es ist wahrschein- 
lich, dass vom Königsgerichte aus die Verdrängung der Ur- 
theilerversammlung durch den Einzelurtheiler im 0. G. ihren 
Ausgang nahm. 

Im jüngeren W. G. zeigt sich ein ähnlicher Kampf zwi- 
schen Thingversammlung und Einzelurtheiler. „Nicht mag man 
den Dieb hängen oder stäupen ausser er ist auf dem Thinge 
mit Genehmigung des Heradshäuptlings abgeurtheilt*' heisst es 
im Diebstahlsabschnitte 17, und an einer anderen Stelle des 
Diebstahlsabschnittes (58) urtheilt der „welcher das Urtheil 
führt" den Vieh- und Getreidedieb „ungegolten vor Erben und 
Verfolgenden . so vor Volksgenossen wie vor König". Letztere 
Stelle ist offenbar späteren Ursprungs. Im Uebrigen hält das 
jüngere W. G. noch an der Thingversammlung als urtheilendem 
Organe fest, soweit es sich nicht um Königseidbruch handelt. 

Die Svearechte zeigen die Thingversammlung völlig durch 
den Einzelurtheiler verdrängt. Der Einzelurtheiler wird durch 
zwölf, vom königlichen Lehnsmanne ernannte Hundertschafis- 
männer gewählt und vom Könige eingesetzt*). Der Einzel- 
urtheiler ist also königlicher Beamter. Er leitet sein Ur- 
theilerrecht vom Könige ab. Was der Heradshäuptling der 
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Götarechte im Königsgerichte war, ist der Einzelurtheiler der 
Svearechte im Volksgerichte, 

In den Svearechten tritt ein derartiger Gegensatz zwischen 
Königsgericht und Volksgericht, wie er in dem Ostgötalag be- 
merkt wurde, nirgends hervor. Dies beruht darauf, dass die 
Svearechte Einrichtungen, durch welche das Königsgericht sich 
im 0. G. vom Volksgerichte scharf abhob, in das Volksgericht 
eingeführt haben. In den Sveai'echten ist die Nsemd volksge- 
richtliches Organ geworden. Nicht als ob die Eideshilfe in den 
Svearechten der Nsemd ganz und gar Platz gemacht hätte. 
Aber es hat eine Ausgleichung stattgefunden. Das volksge- 
richtliche Verfahren bedient sich in einer Reihe von Fällen 
ausschliesslich der NsBmd, in anderen wendet es die Nsemd oder 
die Eideshilfe an. Die Nsemd ist also nicht mehr ausserordent- 
liches Organ des Volksgerichtes. 

Die Friedlosigkeit der Svearechte ist die Friedlosigkeit 
des Königsgerichtes. Die früher erörterten Unterschiede zwi- 
schen dem „biltugher" des Königsgerichtes und dem Friedlosen 
des Volksgerichtes sind in den Svearechten fortgefallen. Der 
Friedlose der Svearechte heisst „biltugher" und wird nach den- 
jenigen Grundsätzen behandelt, welche für den „biltugher" 
Platz greifen. 

Die Svearechte kennen die Vollstreckung in das Vermögen. 
Die Mset der Svearechte ist in ihren Grundlagen dasselbe Voll- 
streckungsverfahren, welches das Königsgericht in den Göta- 
rechten besessen hatte. Die Maet der Svearechte greift, wie 
jenes, nur für öffentliche Busssachen, aber für Busssachen von 
beliebiger Grösse, Platz*). Eine Steigerung der Bussschuld 
durch wiederholtes Verfahren ist nicht geboten. Die Mset greift 
mit der erfolgten „Ausklagung" sofort Platz, wenn der Be- 
klagte sich einliess und verurtheilt wurde. War der Beklagte 
contumax, so soll nach dem Uplandslag die Mset allerdings 
noch drei Thinge „stehen", in welchen der Beklagte sich 
wehren mag. Hierin liegt ein Zugeständniss an den älteren, 
durch das 0. G. dargestellten Rechtszustand. Die späteren 
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Svearechte lassen die Mset bei Ungehorsam des Beklagten 
schneller wirksam werden^). 

Das Ungehorsamsverfahren der Svearechte ist ein kürzeres, 
als das des 0. 6. Erscheint der Beklagte nicht in den drei 
Thingen, welche zur Ausklagung der Sache nothwendig sind, 
so wird das endgiltige Urtheil gefällt'). 

Auch im Gange des Verfahrens zeigen die Svearechte An- 
näherung an das Königsgericht. Die Beweisverhandlung spielt 
sich in den Svearechten auf dem Thinge, nicht daheim beim 
Beklagten, ab, der Eid wird auf dem Thinge, nicht daheim 
abgeleistet'). 

Auch so sind nicht alle Unterschiede zwischen Königs- 
gericht und Volksgericht aufgehoben. Das volksgerichtliche 
Verfahren beruht auch jetzt noch grundsätzlich auf der Ver- 
handlungsmaxime, hat auch jetzt noch die formelle Wahrheit 
zum Gegenstande, das Ungehorsamsverfahren des Volksgerichts 
setzt drei Thinge voraus. 

Zwar nicht das Uplandslag, aber das Södermannalag lässt 
diese drei Unterschiede zwischen Volksgericht und Königsge- 
richt erkennen. 

Es heisst im Thingabschnitte 7: 

„Kommt der Mann zur Hundertschaft . und beruft ein 
Thing vor sich oder ladet die Jury . der die Einsache des 
Königs hat . er soll ernennen von jedem Viertel drei Männer. 
Untersuchen mit denen und nachspüren den Männern . die 
auf Uebles ausgehen . . stehlen und unsittlichen Handlungen 
folgen . da soll der rechte Sacheigenthümer dabei sein und 
seinen Schadensthäter benennen . »der stahl von mir vollen 
Diebstahl eine halbe Mark oder mehr« : da ist den Männern 
Diebes Name gegeben und Beschuldigung gegen sie erhoben, 
das soll auf dem Eide von 12 Männern stehen . wen sie als 



1) Vgl. über das Ganze v. Amira S. 119. 120. 

^ UpU. |>ingm. 3; Söderm. t>ingm. 4. 

") üpU. |)ingm. 5; Söderm. I>ingm. 5; W. M. II |>mgm. "/*. Im 
älteren VST. M. {>inghb. 18 und im Hels. I>ingm. 7 ist wohl der ältere 
Standpunkt eingenommen. 
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den wahrscheinlichsten dazu bekunden wollen oder frei schwören . 
der den sie wehren sei sachfrei vor Busse und Eiden . der 
den sie fällen wehre sich mit 12 Männern in drei Gesetzes- 
thingen." 

Die Stelle ist in anderer Hinsicht bemerkenswerth. Sie 
legt von der Existenz der Anklagejury Zeugniss ab. Für uns 
ist sie insofern von Wichtigkeit, als sie offenbart, dass das 
Eönigsgerlcht , von welchem sie handelt, von Amtswegen ein- 
schreitet, an Stelle der Ladung die blosse Anzeige verlangt, 
zu der der Sacheigenthümer verpflichtet ist. 

In dem jüngeren W. M. heisst es (I>ingm. 19): „der König 

hat das Wahre zu erforschen der Gesetzessprecher 

das Recht zu weisen". 

Der König ist von der formalen Strenge des Volksgerichtes 
entbunden, er kann nach materieller Wahrheit entscheiden. 

An einer anderen Stelle (10) der Zusätze wird das Königs- 
gericht „Einzelthing", Thing, an welchem nach einmaliger Ver- 
handlung entschieden werden kann, genannt. 

Alle drei Stellen bringen kein neues Hecht. Sie zeigen, 
dass die Structur des königsgerichtlichen Verfahrens, welche 
im 0. G. scharf hervortrat, auch in den Svearechten er- 
halten ist. 

Durch diese drei Momente: Einschreiten von Amtswegen, 
materielle Wahrheit, unmittelbare Urtheilsfällung unterscheidet 
sich also das Königsgericht auch in den Svearechten vom 
Volksgerichte. 

Aber das Königsgericht unterscheidet sich nicht stets in 
den Svearechten durch diese Momente vom Volksgerichte. Das 
Königsgericht kennt in den Svearechten auch ein Verfahren 
mit Ladung. 

Södermlg. Additam. 10: 

„Wird Jemand zum Einzelthinge geladen vor den der 
Königsgericht hat . . . sind die nicht da • büssen sie drei Mark 
dem der Königsgericht hat. Ist auch auf dem Thinge der 
Mann. Klagt man über ihn ohne Ladung . habe er keine Ge- 
walt oder anderes Hecht . als zu antworten auf die Klage . die 
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ZU ihm getragen wird . oder er btisse wie vorher gesagt ist 
für seinen Trotz." 

Damach kann auch Ladung zum Königsgerichte ergehen. 
Die Ladung wird jedoch durch Ansprache des auf dem Thinge 
anwesenden Beklagten ersetzt. Es ist klar, dass das Königs- 
gericht an dieser Stelle nicht gleichartig ist dem Königsgerichte 
in Kap. 7 des Thingabschnittes. 

Während in den Götarechten das Königsgericht auf einen 
bestimmten Kreis von Rechtssachen beschränkt ist, ist es in 
den Svearechten allgemeines Gericht. Es ist für jede Art von 
Rechtssachen zuständig, und es tritt, wenn es functionirt, an 
die Stelle des Volksgerichtes. Je nach der Beschaffenheit der 
Rechtssachen tritt es von Amtswegen ein, oder setzt es Ladung 
voraus. 

In den Svearechten ist der König der Urquell alles Rich- 
tens geworden. Von ihm geht alle Gerichts- und TJrtheils- 
gewalt aus. Der Einzelurtheiler des Hundertschaftsthinges wird 
von ihm eingesetzt und urtheilt in seinem Namen. Wenn der 
Einzelurtheiler sein Urtheilerrecht vom Könige ableitete, so lag 
es nicht weit, das Recht zu geben, an Stelle des Einzelurthei- 
lers selbst zu urtheilen. 

Es lässt sich aus den Quellen nicht entnehmen, wann 
dieses allgemeine Urtheilerrecht des Königs zur Entstehung ge- 
langt ist. Die erste, deutliche Spur desselben scheint eine 
Urkunde vom 16. Juni 1306^) zu zeigen. Hier bestätigt der 
König das Kloster Fogdö im Besitze eines Grundstücks und 
zieht etwaige Processe über das Grundstück unter seine aus- 
schliessliche Zuständigkeit. Nichts in den Svearechten weist 
darauf hin, dass Grundstreitigkeiten aller oder gewisser Art 
der ausschliesslichen Zuständigkeit des Königsgerichtes unter- 
lagen. Auch im ostgöthischen Rechte unterlagen sie, wie wir 
sahen, nur der gewillkürten Zuständigkeit des Königsgerichtes. 
Darum liefert die Urkunde einen sicheren Beweis für das all- 
gemeine Recht des Königs, nach seinem Belieben Rechtssachen 



1) D. S. 1505. 
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an sich zur Aburtheilung zu ziehen, d. h. für das allgemeine 
Urtheilerrecht des Königs. 

Der König übt sein allgemeines Urtheilerrecht entweder 
von seinem königlichen Hofe aus oder er übt es an Ort und 
Stelle aus. Das Königsgericht, welches an Ort und Stelle ur- 
iheilt, heisst Rsefstapfng, es ist historisch aus der Konungsrsefst 
der Götarechte hervorgegangen. Die Konungsrsefst der Göta- 
rechte trat, wie wir sahen, zu bestimmten oder innerhalb be- 
stimmter Zeiten zusammen. Das Bsefetapfng der Svearechte 
tritt zu beliebiger Zeit zusammen, wann es dem Könige ge- 
fällt, sein Urtheilerrecht auszuüben. 

Auf dieses Rsefstaffng scheinen sich die Worte zu beziehen, 
welche die Svearechte in ihren Thingabschnitten bringen^): 

„Jeden siebenten Tag mag der Lehnsmann Thing haben 
auf rechter Thingstätte; nur in dem einen Falle öfter wenn 
des Königs Botschaft etwa kommt. ^ 

Im G^ensatze zum Einzelurtheiler ist der königliche Lehns- 
mann in den Svearechten Inhaber der Gerichtsherrlichkeit. Sein 
Amt ist jetzt nicht mehr darauf beschränkt, die an den König 
fallenden Strafgelder einzuziehen und einzuklagen, er ist nicht 
mehr blosser „soknari" des Königs, sondern er ist Beamter 
innerhalb des landrechtlichen Organismus. Er beruft vor allem 
das Hundertschaftsthing ein. Die obige Stelle bestimmt, dass 
der Lehnsmann das Thing in Zwischenräumen von Woche zu 
Woche einzuberufen habe. Nur dann, wenn der König es ge- 
bietet, wird ihm die öftere Einberufung gestattet. »Dass bei 
der kurzen Spanne Zeit von einer Woche zwischen zwei Hun- 
dertschaftsthingen das Gebot des Königs sich auf andere Fälle, 
als die seines Il8efstal)fng beziehen sollte, ist nicht wohl an- 
nehmbar. Bezieht sich aber die obige Vorschrift auf das könig- 
liche Beefstaplng , so wäre uns dessen Existenz bereits für das 
Uplandslag bezeugt. 

Es wird später sich die Gelegenheit finden, auf die Or- 
ganisation des königlichen Baefstaplng genauer einzugehen. Hier 



1) Upll. |>ingm. 1 pr.; Söderm. {>ingm. 1; W. M. II |>ingm. 2; Helsl. 
pingm. 3. 
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sollte allein die Ausbreitung des Königsgerichtes in grossen 
Zügen vor Augen geführt werden. Vom Königseidbruche nahm 
die Zuständigkeit des Königsgerichtes als erstinstanzlichen aus- 
schliesslichen Gerichtes ihren Ausgang. Es trat als solches zu- 
nächst in einen offenen Kampf mit dem Volksgerichte, mit 
welchem es um die Zuständigkeit von Fall zu Fall rang. In 
diesem Kampfe standen sich Gerichtsverfassung, Gerichtsver- 
fahren und Vollstreckung von Königsgericht und Volksgericht 
gegenüber. In allen drei Punkten wirkte das Königsgericht auf 
das Volksgericht ein. Auf dem Gebiete der Gerichtsverfassung 
trat im Volksgerichte der vom Könige eingesetzte Einzelurtheiler 
an die Stelle der Thinggemeinde, auf dem des Verfahrens bür- 
gerte sich die Jury ein, die Vollstreckung des Königsgerichts 
ging in das Volksgericht über. War so die Annäherung von 
Volksgericht und Königsgericht vollzogen und hatte sich so 
das Uebergewicht des Königsgerichtes über das Volksgericht 
bewährt, so war dem Schritte, das Königsgericht zu einem all- 
gemeinen Gerichte zu ma<!hen, der Weg gebahnt. Jenes eifer- 
süchtige Streben des Volksrechtes, dem Königsgerichte keinen 
weiten Spielraum zu lassen, fiel fort, sobald die alten Grund- 
lagen von Gerichtsverfassung und Gerichtsverfahren nach Volks- 
recht verschoben waren. Das Königsgericht war nun nicht 
mehr ein fremdes, sondern ein gleichgeartetes, aber besseres, 
stärkeres Gericht, dem das Volksgericht folglich wich, sobald 
es eingreifen wollte. 

Hanil in Hand mit diesem Frocesse vollzog sich die Ent- 
wicklung, welche das Königsgeiicht als Zuggericht nahm. 

Es ist früher auseinandergesetzt worden^), dass es einen 
Zug in älterer Zeit nicht gab. Indessen haben die sämmtlichen 
schwedischen Rechte des Festlandes nach dem älteren W. G. 
bereits einen Zug gegen das Urtheil des Heradsthinges aufzu- 
weisen. Nach dem 0. G. geht der Zug vom Heradsthinge zum 
Liongathinge oder Königsgerichte ^). Es hängt von der Wahl 
der Parteien ab, ob sie das Liongathing oder das Königsgericht 
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angehen wollen. Das 0. G. spricht diesen Satz zwar nur für 
einen besonderen Fall aus. Aber er entspricht der bereits 
wahrgenommenen Bivalität zwischen Königsgericht und Lionga- 
thing so sehr, dass kein Anstand zu nehmen ist, ihn als allge- 
mein giltigen hinzustellen. Zudem bestätigt ihn eine könig- 
liche Verordnung für Öland vom 29. December 1281 ^), also aus 
der Zeit, welcher etwa das 0. G. entstammt. Damach soll 
der Zug' vom Urtheile des Heradshäuptlings zum Gesetzes- 
Sprecher von Oland, von diesem zum Gesetzessprecher von Ost- 
götland oder zum Könige ergehen. Was fUr Öland eine könig- 
liche Verordnung aussprach, scheint für OstgöÜand angenom- 
men werden zu können. 

Im jüngeren W. G.*) und in den Svearechten ") nimmt 
dagegen das Königsgericht die Stellung des höheren Zug- 
gerichtes gegenüber dem Landschaftsthinge ein. Der Zug geht 
nun vom Herads- bezw. Hundertschaftsgerichte zum Land- 
schaflsgerichte zum Königsgerichte. Der König ist „höchster 
Urtheiler". 

Das Verfahren beim Zuge ist ein „Wettverfahren**. 

Die Partei, welche sich mit dem Urtheile nicht begnügt, 
hat mit den Urtheilem zu „wetten". Nach den Svearechten 
hat sogar der Urtheiler, sobald er das Urtheil filllt, seinerseits 
Wette anzubieten*). Will eine Partei das Urtheil ziehen, so 
wettet sie dagegen. Die Wettsumme ist von der Partei bei 
einem Bürgen zu hinterlegen*^). Die Wettsumme ist im 0. G. 
dem Strafgelde, zu welchem die Partei verurtheilt ist, gleich •). 
In den Svearechten gelten bestimmte Ansätze für die Wett- 
summe, welche mit der Instanz, zu welcher und von welcher 
gewettet wird, steigen^). Die Wettsumme bei Wette „unter 



1) D. S. 786. 

«) II Kirkyub. 70; vgl. hierzu Ödberg S. 17. 

«) üpll. I>ingm. Vi. 10; Söderm. I>ingm. »/a ; W. M. I fingb. »/2, 
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*) Upll. pingmb. 10; Söderm. {>ingm. ®/i. 

') Upll. I)ingmb. 10 und die Parallelstellen. 
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den König" beträgt in den Svearechten 40 Mark. Bereits 
dieser Betrag würde daran erinnern, dass das Königsgericht 
höchstes Zuggericht erst nach der Königseidgesetzgebung ge- 
worden ist, auch wenn das 0. G. nicht zeigte, dass es mit dem 
Landschaftsthinge vorher nur concurrirte. Auch schliesst eine 
Stelle in den Additam. zum Södermannalag 6 das Königsgericht 
in einem Falle des Zuges aus, welchen wir aus gewissen, an 
anderer Stelle zu erörternden Gründen für einen der ältesten 
Fälle, in denen der Zug stattfand, zu halten haben. Es lässt 
sich somit auch für das Königsgericht als Zuggericht der Satz 
aufstellen, dass es höchstes Zuggericht erst nach der Königs- 
eidgesetzgebung geworden ist. 

§8. 
Bas KOnlgsrecht. 

Auf dem Gebiete des Friedens und auf dem Gebiete der 
Rechtsprechung sehen wir das schwedische Königthum eine sich 
stets machtvoller gestaltende Thätigkeit entfalten. Ein eigenes 
Königsrecht, welches neben oder über dem Landschaftsrechte 
stand, hat sich dagegen diese ganze Periode hindurch nicht 
entwickelt. Der alte Satz, dass allein und ausschliesslich die 
Rechtschaffung beim Volke liege, hielt sich zwar in seinem 
ganzen Umfange nicht aufrecht. Das Königthum schwang sich 
zimi mitwirkenden Factor bei der Gesetzgebung auf. Aber 
ohne Annahme seitens der Landschaft wurde auch im 14. 
Jahrhundert noch kein Rechtssatz Recht innerhalb der Land- 
schaft. 

Dass das Königthum ein Mitwirkungsrecht bei der Gesetz- 
gebung seit dem 13. Jahrhundert erhielt, tritt am klarsten in 
den königlichen Sanctionsurkunden für Uplandslagen und Sö- 
dermannalagen hervor. Auf Bitten des Gesetzessprechers, das 
veraltete Recht einer Revision zu unterwerfen, beauftragt der 
König den Gesetzessprecher, mit Hilfe eines von ihm gewählten 
Ausschusses das neue Gesetz zu entwerfen. Nachdem der Ent^ 
wurf vollendet und von der Landschaft angenommen 
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ist^), wird er dem Könige eingebracht, welcher ihn „stätigt 
und bekräftigt^, ihm „volles Gesetzesrecht und Gesetzeskraft 
giebt« 2). 

Wohl haben die kräftigen Folkungerkönige bereits im 
13. Jahrhundert ein selbständiges Königsrecht zu schaffen ver- 
sucht. Königliche Verordnungen gaben den Anstoss, wie wir 
sahen, zu der Königseidgesetzgebung und zu den Bestimmungen 
über Königsfrieden und Königsgericht. Aber wir nahmen zu- 
gleich wahr, dass zwischen dem Inhalte jener Verordnungen 
und den Satzungen der Landschafterechte Unterschiede ob- 
walteten, welche sich nur daraus erklären lassen, dass der 
Volkswille sich dem Königswillen nicht beugte, dass er die 
Einführung der Verordnung in die Landschaftsrechte von Be- 
dingungen abhängig machte. Eine bekannte Thatsache ist es, 
dass noch das gemeine Landrecht nicht Reichsgesetz mit einem 
Sdüage wurde, sondern in den verschiedenen Landschaften zu 
verschiedenen Zeiten, ja sogar in verschiedenem Umfange an 
die Stelle der alten Landschafterechte gesetzt wurde ^). War 
in der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts das Gesetzgebungs- 
recht des Volkes dem königlichen Gesetzgebungsrechte noch 
nicht gewichen — um wie viel weniger mochte dies ein halbes 
Jahrhundert und länger vorher der Fall gewesen sein! 

Waren somit die Grundlagen des alten Rechte nicht völlig 
zu Gunsten des Königthums verschoben, so ergab sich doch in 
der Wirklichkeit ein selbständiges Vorgehen des Königthums 
auf dem Gebiete der Rechtechaffung. Auch ohne auf dem for- 



1) Sipsen t>8BSsir allir haf (>u giörlikae um weit ok gamul lagh 8ku{>8et 
ny dicUef) samsen saett ok iwir ssett . \>b. lystu l>er I^em a pingi pem a 
hörsendi ser um warpsep)! . framlet>is sipaen allir msen . mve^ samsset ok 
utten genmseli wip I)em laghum takit haff pu . {>a komo maen atser til war . 
ok kuimughset>u os . hwat i I>9e8su mali syst war. 

*) f>a äff kunungliku waldi giwm wir fiillsen laghse rsett ok krafifpt 
]>öm samu nyu laghum aer i psessu brewe t>iklae naempd aeru . ok 8tset)ium . 
ok 8tat)fsestum. 

*) Vgl. Ödberg n S. 12 ff., dessen Bemerkungen aber nicht erschöpfend 
sind. Siehe Svenska Riks-Archivets Pergamentsbref Nr. 107. 2239. 655. 
Femer SilfVerstolpe Svenskt Diplomatar. Nr. 1218. 
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malen Boden des Rechtes zu stehen, hätte ein starkes König- 
thum sich die Wege gesucht, seinen Willen durch Normen zur 
Geltung zu bringen. Hinzu kam aber, dass in Schweden seit 
der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts das Beamtenthum in 
Rechtsprechung und Verwaltung königlich war, dass das Königs- 
gericht sich zu einem allgemeinen und höchsten Gerichte aus- 
gebildet hatte. Vermöge seiner Organe vermochte das König- 
thum zur Ausführung zu bringen, was auch nicht den Worten 
des Landrechtes entsprach. In denjenigen Gebieten, in welchen 
die Landschaftsverfassung nicht bestand, so im neueroberlen 
Karelien *), femer gegenüber demjenigen Personen, welche nicht 
Rechtsgenossen waren, wie Fremden, endlich in Zeiten des 
Krieges bestand ohnedies ein unbeschränktes Recht des Königs 
zur Rechtschaffung. 

In diesen letzteren Fällen sehen wir den König denn auch 
bewusst „Gesetz" setzen*), während sich da, wo es sich um 
ein landrechtliches Gebiet handelt, der Abstand zwischen dem, 
was er setzt, und dem, was Landrecht ist, ihm nicht verborgen 
bleibt. Den besten Maassstab für die wachsende Bedeutung 
des Königthums auf dem Gebiete der Rechtschaffiing gewähren 
nicht so sehr die vereinzelten, grossen Verordnungen, welche 
von Zeit zu Zeit zur Aufrechterhaltung des Friedens vom 
Könige erlassen wurden, wie die Verordnungen von Upsala 
und Teige, als die Königsurkundeu, welche Anordnungen und 
Verbote enthalten und dieselben durch Strafgelder zu erzwingen 
suchen. Denn in jenen handelt der König unter Zuziehung der 
Grossen seines Reiches, welche jetzt nach und nach an die 
Stelle des Volkes treten^), zwar nicht dessen Genehmigung 
überflüssig machen, aber durch ihre Zustimmung thatsächlich 
die volle Bürgschaft für die Ueberftthrung der Verordnung in 
das Landrecht bieten, auf der anderen Seite aber den Willen 



») Vgl. D. S. Nr. 2067. 

«) D. S. Nr. 2067. 

^) Ueber die Umwandelung der demokratischen LandschaftsTerfassung 
in die aristokratische Reichsverfassung handelt mit besonderer Beziehung 
auf den Gesetzessprecher die citirte Schrift von Linder, De svenske Lag- 
männens Ställning u. s. w. 
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des Königs einschränken. In den Königsurkunden concreten 
Inhalts tritt dagegen der königliche Wille frei hervor. An 
ihnen erweist sich die Grenze, innerhalb deren er sich frei be- 
wegen konnte, am klarsten. Der älteren Königsurkunde war 
die Androhung eines bestimmten Strafgeldes, wie wir sahen, 
nicht bekannt Sie beschränkte sich auf die Androhung der 
poena ecclesiastica oder der königlichen Ungnade. Seit Ende 
des 13. Jahrhunderts tritt aber ein zwiefaches Strafgeld in den 
Königsurkunden auf: ein kleineres von drei und ein grösseres 
von vierzig Mark. Eine scharfe Grenze lässt sich für das Ge- 
biet beider Strafgelder nicht ziehen. Jedoch ist im Grossen so 
viel bemerkbar, dass das grössere Stra^eld von vierzig Mark 
mehr für eigentliche Friedensbrüche und solche Handlungen, 
welche einen flagranten Eingriff in fremde Privatrechte dar- 
stellen, das geringere Strafjgeld mehr für administrative Delicte 
Platz griff. Insbesondere gegen Handeltreibende, welche die 
Bestimmungen über den Handelsbetrieb übertraten, finden wir 
das Dreimarkstrafgeld, sei es verbünden mit Confiscation ihrer 
Waaren oder ohne solche, in Königsurkunden angedroht. Den 
ältesten Fall dürfte eine Verordnung von 1284^) darstellen, 
welche eine Verordnung Königs Magnus über den Landhandel 
enthält. Zu berücksichtigen möchte dabei wohl sein, dass der 
Handel hauptsächlich von Fremden betrieben wurde, gegen 
welche der König frei vorgehen konnte^). Das Strafgeld von 
vierzig Mark spielt dagegen in den grossen Verordnungen von 
Upsala und Teige eine Hauptrolle. Zudem tritt es sonst in 
zahlreichen Königsurkunden auf, in welchen der König die 
Rückgabe unrechtmässig angeeigneter Gegenstände anbefiehlt, 
die Zahlung einer Schuld auferlegt, die Untersuchung eines 
Vorfalles anordnet, ein Rechtsgeschäft bestätigt Wie wir sehen, 
ist in diesen Einzelfällen der König, ohne dass ein TJrtheil vor- 
liegt, im Dienste der Rechtspflege thätig. An das Vierzigmark- 
stni^eld für Bruch des Königsurtheils scheint sich dieses Straf- 
geld demnach anzulehnen. Die weite Auffassung von dem 



1) D. S. Nr. 8020. 

») Vgl. D. S. Nr. 8581. 
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königliehen Berufe auf dem Gebiete der Rechtspflege, wie sie 
in den jüngeren Landschaftsrechten hervortritt, gewährte einem 
königlichen Verordnimgsrechte Spielraum*). 

Bemerkenswerth ist aber, dass ein technischer Name für 
die beiden Stra^elder, gleich dem fränkischen bannus und nor- 
wegischen bräfebrot, in Schweden sich nicht vorfindet So weit 
hatte sich die königliche Machtstellung nicht verdichtet, dass 
das Strafgeld , mit welchem sie ihre Befehle, Verbote und 
Satzungen durchzusetzen suchte, eine eigne, den Gegensatz von 
Königsrecht und Volksrecht zum Ausdruck bringende Be- 
zeichnung erhielt. 

§9. 

Der EOnlgsfrlede im gemeinen Landreehte von ESnig 

Magnus. 

Königsfriede, Königsgericht und Königsrecht stellen sich 
im gemeinen Landrechte im Wesentlichen in derjenigen Ge- 
staltung dar, in welcher wir sie am Ausgangspunkte der land- 
schaftsrechtlichen Entwicklung antrafen. Am schärfsten ausge- 
prägt zeigt sich die Bedeutung des Königthums auf dem Ge- 
biete der Rechtspflege. Der Königsfnede auch ist anerkannt, 
ja hat Erweiterungen erfahren. Auf dem Gebiete der Gesetz- 
gebung dagegen wird grundsätzlich an dem Mitwirkungsrechte 
des Volkes festgehalten. 

„Der König soll den Kirchen, Geistlichen und Klöstern 
den Rittern und Dienstleuten und all' deren Gut und Ge- 
sinde alle alte Freiheit unbeschadet der Krone Recht halten 
und alle alten Gesetze Schwedens, welche die Allgemein- 
heit mit gutem Willen und Zustimmung ange- 
nommen hat, und welche von den früheren Königen 
und ihrer königlichen Gewalt bestätigt sind, halten, stärken 
und vertheidigen, so dass kein Unrecht über das rechte Ge- 
setz gehe, insonderheit, dass kein ausländisches Recht in 
das Reich gebracht werde der Allgemeinheit als Gesetz und 



') Vgl. D. S. Nr. 3083. 3815. 3900. 4152. 4207. 
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Recht: auch kein Gesetz der Allgemeinheit gegeben 
werde ohne ihr Ja und ihren guten Willen," 
lautet einer der Artikel, welche der von sämmtlichen Gesetzes- 
Sprechern des Reiches auf der Morawiese neu gewählte König 
zu beschwören hat^). 

Der Königsfriede ist darum auch im gemeinen Landrechte 
ein Friede vermöge Landrechts, nicht ein Friede vermöge Kö- 
nigsrechtes. Aber diesen Frieden hat das gemeine Landrecht 
erweitert. Zum ersten Male tritt im gemeinen Landrechte der 
Begriflf der königlichen Gnade auf. Wer sich den Kriegspflich- 
ten entzieht, sei es durch Nichtbefolgung des Aufgebotes oder 
durch Fahnenflucht, verfällt strenger Strafe, wenn ihn der 
König nicht begnadigt '), und auch, wer ein Nidingswerk begeht, 
erhalte, heisst es, um so weniger Gnade, je weniger er deren 
werth ist*). Jeden Verbrecher kann femer der König mit 
offenem Briefe in seinen Frieden nehmen, und wer ihn dann 
angreift, habe Leben und Fahrhabe verwirkt*). Den endgiltigen 
Frieden giebt deih Verbrecher allein der König, aber freilich 
darf er ihm die Friedensgabe nicht willkürlich verweigern*). 
Die allgemeine Au^be des Königthums auf dem Gebiete des 
Friedens fasst ein Artikel des Königseides dahin zusammen: 
„Er soll auch seine Allgemeinheit befrieden und be- 
schirmen . insonderheit den Friedfertigen . der in Ruhe und 
nach den Gesetzen leben will . so vor zügellosen und ge- 
setzlosen Inländern . wie vor Ausländem . insonderheit in Ob- 
hut haben und aufrecht halten und stärken den Kirchen- 
firieden . Thingfneden . Frauenfrieden und Hausfrieden. Aller 
Friede mehrt sich und Unfriede vergeht . je nachdem der 
König dazu ist" •). 
Am einheitlichsten ist die Stellung des Königs auf dem 
Gebiete der Rechtspflege. Der König ist höchster Urtheiler 



1) Kgxb. »/7. 

«) Kgxb. 16. 17. Vgl. Ödberg II S. 26 ff. 

») Drpb. Vü. 16. 

*) Kgb. 27. 

5) Drpb. Vil. 14. 

«) Kgxb. »/7. 
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über alle Urtheiler. Er ist aber auch höchster Richter über 
alle Richter. Er ist Inhaber aller Gerichtsgewalt. Er emenut 
die Urtheiler, sowohl den HeradshäupÜing als den Gesetzes- 
sprecher*), und er ist höchster und allgemeiner Urtheiler*). 
Vom Heradshäuptling geht der Zug zum Gesetzessprecher, vom 
Gesetzessprecher geht der Zug zum Könige ^). Der König kann 
jede Rechtssache an sich ziehen, und wo er urtheilen will, 
weicht ihm jeder andere Urtheiler. 

Der König als höchster, wie als allgemeiner Urtheiler ist 
an das Verfahren der landschaftlichen Gerichte nicht gebunden. 
Er sucht „die volle Wahrheit", entscheidet nicht nach der 
Strenge des volksgerichtlichen Verfahrens*). 

Der König übt sein höchstes, wie sein allgemeines Ur- 
theilerrecht in Person oder durch Vertreter aus*), welche er 
ad hoc, oder welche er auf die Dauer ernennt Er übt sein 
Urtheilerrecht, wo er in Person urtheilt, von seinem könig- 
lichen Hofe®) oder an Ort und Stelle aus''). 

Das schwedische Königsgericht, wie es um die Zeit des 
gemeinen Landrechts sich in voller Blüthe entfaltet hat, bedarf 
eines genaueren Eingehens an dieser Stelle schon deshalb, 
weil im Verlaufe der früheren Darstellung die Organisation 
des Königsgerichtes nicht gehörig zur Erörterung gelangt ist. 
Die Satzungen der Landschaftsrechte waren zu dürftig, um sich 
aus ihnen ein Bild von der Einrichtung des schwedischen Kö- 
nigsgerichtes zu gestalten. Die Svearechte schwiegen von seiner 
Organisation vollständig, und in den Götarechten trat es, wie 
wir sahen, nur für einen beschränkten Ki*eis von Rechtssachen 
auf. Erst aus dem Urkundenmaterial des 14. Jahrhunderts 



') |)iDgmalab. 1. 2. 

«) Kgxb. »/«. 

») I^ingmalab. »*/i. 85. 86. Ödberg II S. 24. 

^) Kgxb. ^/9 (septer lagham seUse 'sefter ut leta fulla saxmind huat han 
hselder vill). I>ingmalab. 32 pr. 88 (Eununger'segher sannind leta; han 
ma ater bryta aUae skruksoknaer ok upsoknser). 

^) |>inginalab. 89. 

«) Kgxb. 29. 

'^ pingmalab. 89. 
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lässt sich in Verbindung mit dem gemeinen Landrechte seine 
Gestaltung ersehen. 

Das schwedische Königsgericht tritt in dreifacher Gestaltung 
im 14. Jahrhundert auf ^). Es tritt als königliches Bdettaral)lng 
auf. Es tritt als königliches Hofgericht auf. Und es tritt als 
Gericht der königlichen Nssmd auf. 

A. Das königliche Baettarapfng ^). 

Das königliche Rsettaraplng oder B^e&taplng oder kurz Rsefst 
ist dasjenige Königsgericht, welches in den einzelnen Land- 
schaften von dem Könige oder seinem Vertreter abgehalten 
wird. Das königliche Ildettarat)lng ist ein Abkömmling der 
Konungsrsefst, welche wir in den Götarechten kennen lernten ®), 
und mit welcher es seinen Namen gemeinsam hat Während 
aber die Konungsrsefst zu bestimmten Zeiten abgehalten wurde, 
tritt das Rsßttaral)lng zusammen, wann es dem Könige beliebt^). 
Während die Konungsraefst regelmässig oder gar stets von dem 
Heradshäuptling abgehalten wurde, wird das Raettaraptiig' vom 
Könige oder seinem Vertreter*), als welcher niemals der Herads- 
häuptling fungirt, abgehalten. Während die Konungsraefst sich 
auf einen bestimmten Kreis von Rechtssachen beschränkte, be- 
sitzt das Rsettarat)mg allgemeine Zuständigkeit*). 

Das königliche Raettaraplng tritt auf Gebot des Königs, 
welches sechs Wochen vorher zu ergehen hat^), zusammen. 
Es tritt nicht an festen Stätten zusammen. Wo es dem Könige 
beliebte, vermochte er innerhalb der Landschaft das Itettaraplng 
abzuhalten. Insbesondere war er nicht an das Landschaftsthing 
gebunden. Regelmässig finden wir bis zum Anfang des 15. 
Jahrhunderts das R8ettaral)(ng innerhalb eines Herad abgehalten. 



^) Ueber das Folgende siehe Ödbergs Eingangs citierte Schrift Heft II, 
von welcher ich in einzelnen Punkten abweiche. 
«) Ödberg U S. 16-22. 86-72. 
>) Siehe oben §§ 4. 7. 
^) L. L. |)ingmalab. 89. 
») Ödberg H S. 17. 86. 
•) Ödberg ü S. 70 f. 
') L. L. I>ingmalab. 39. Vgl. hierzu Ödberg II S. 72. 
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Aber es treten auch Fälle auf , in welchen es auf dem Land- 
schaltsthinge und andere, in welchen es im Kirchspiele abge- 
halten wurde*). Seit dieser Zeit wird es dagegen regelmässig 
auf dem Landschaftsthinge abgehalten^). 

Auf dem königlichen Ksettarapfng sind nicht die Bauern 
der ganzen Landschaft, sondern nur die Bauern desjenigen Be- 
zirks, fbr welchen das Bsettarapli^ abgehalten wird, in ihrer 
Gesammtheit zu erscheinen verpflichtet®). Aus diesen Bauern 
ernennt der Vorsitzende mit Zustimmung der Parteien die 
Nsemd, welche in den vor das Bsettaraplng gelangenden Sachen 
ihr Verdict abgeben soll. Diese Naemd ist eine ständige Nsemd, 
eine Nsemd, welche für die Gesammtheit der im jeweiligen 
Rsettarapfng zu verhandelnden Sachen ihr Verdict abgiebt^). 
Diejenigen, welche auf dem königlichen Bsettaraplng Klage er- 
heben wollen, haben ihre Gegner zu dem ersten Thinge, oder, 
wenn in dem fraglichen Bezirke kein Thing abgehalten wird, 
zu der ersten Kirchspielversammlung, auf welchen das Rsettara- 
ptag abgehalten werden soll, zu laden, falls sie in dem Rsett- 
aral)lng berücksichtigt werden sollen. Laden sie nicht, so ist 
der Gegner zur Einlassung nicht verpflichtet. Erscheint der 
Gegner auf ordnungsmässige Ladung im Rsettarat)(ng nicht, so 
wird, falls die Sache spruchreif erscheint, das Urtheil sofort 
gefällt«^). 

Das Verfahren des Rsettaraplng strebt nach materieller Wahr- 



^) Vgl. hierzu Ödberg n S. 68 f. Das Letztere geschah besonders in 
Finnland. 

«) Silfverstolpe Svenskt Diplomatarium Nr. 844—846. 1079. 1084. 
1088—1090. 1092. 1095-1097. 1100. 1101. 1103—1118. 1122—1126. 1128 
— 1180. 1182-1185 u. s. f. 

') „Mit*' einem bestimmten Herad, „mit*^ einem bestinmiten Kirchspiel 
wird nach dem Wortlaute der Urkunden das Rsettarapfng abgehalten. 
Ödberg n S. 64. 

*) Ödberg n S. 19. Vorbehalten blieb den Parteien natürlich das 
Recht, befangene Mitglieder der Nsemd auszuscheiden und an deren Stelle 
für ihren Process andere zu vereinbaren. Hierauf werden wohl die Ver- 
schiedenheiten in der Zusammensetzung der Nsemd, welche in den Proto- 
collen desselben R8ettaral>ihg wahrnehmbar sind, zurückzuführen sein. 

B) t>ingmalab. 89. Ödberg II S. 19. 
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heit Im Rsettarapfng treten die formalen Beweismittel des 
Volksgerichtes, insbesondere der Keinigungseid mit Eideshelfem 
nicht auf. Vielmehr eigeht das Urtheil im Rsettaraping auf 
Grund des Verdictes der Urtheilsnsemd. 

Gegen das Verdict der Nsemd und gegen das Urtheil des 
königlichen Vertreters ist nur der Zug an den König zulässig, 
gegen das Verdict der Nsemd jedoch nur so lange, als die Nsemd 
ihr Verdict noch nicht beschworen hatte ^). Hielt der König 
das Raettarapfng selbst ab, so vermochte er sofort das materiell 
oder formell ungerechtfertigte Verdict der Nsemd zu vernichten 
und ein neues Verdict zu provociren. Hielt sein Vertreter das 
Raettarapüig ab, so ruhte die Sache, bis der König von seinem 
Hofe aus auf den Zug die Entscheidung fällte. 

Das Urtheil des Bsettaraping ist mit dem Schutze umgeben, 
welchen das königliche Urtheil seit der Skenninger Verordnung 
besass, mit dem Schutze des Vierzigmarkstrafgeldes. Als Bei- 
sitzer urtheilte im Ilsettaral)üig neben dem königlichen Vertreter 
regelmässig der Gesetzessprecher der jeweiligen Landschaft. 
Darum wird das Urtheil zugleich als ein Urtheil des Gesetzes- 
sprechers aufgefasst und mit der seit dem gemeinen Landrechte 
auf sechs Mark herabgesetzten Urtheilsbruchstrafe umkleidet ^). 
Urtheilte der König selbst, oder war er aiif dem Rsettarapfng 
zugegen, so urtheilte der Gesetzessprecher als Beisitzer nicht 
mit. Darum lautet die Schlussklausel des Rsettaraplngsurtheiles 
hier allein auf die Vierzigmarkstrafe*). 

Vergleichen wir das lUettaraplng in seinen Grundzügen mit 
der Konungsrseüst , so finden wir, dass es das Princip der ma- 
teriellen Wahrheit und des schleunigen Ungehorsamsverfahrens 
mit jener gemein hat. Wenn es Ladung voraussetzt, statt, 
wie jenes, sich mit der blossen Anzeige zu begnügen, so liegt 
dies an der weiten Zuständigkeit, welche ihm zukam. Das 
Einschreiten von Amtswegen war fUr das ganze Gebiet der 
civilen Sachen, für welche das Rsettarapfng nunmehr thätig war, 



1) Ödberg H S. 69. 
«) Ödberg U S. 66. 
•) D. S. Nr. 3627. 3866. 3867. 4476. 
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nicht geboten. Für das Gebiet der criminalen Sachen, vor 
allem des Königseidbruches, für welche letztere das Königs- 
gericht auch jetzt noch ausschliesslich zuständig war, trat es 
denn in der That von Amtswegen ein. Die Satzungen des O. G. 
über das Verfahren bei Königseidbruch hat das gemeine Land- 
recht wörtlich übernommen^). Wie dort, hatte bei Königseid- 
bruch der Verletzte die That im Heradsthinge anzuze^n, und 
nunmehr ruhte das Veifiahren, bis das R8ettaral)(ng abgehalten 
wurde, welches gegen den Königseidbrecher einschritt 

Das Rsettaraplng kennt demnach ein Verfahren mit Ladung 
und ein OiBdalverfahren. Aber in beiden Ver&hrensarten 
herrscht das Princip der materiellen Wahrheit. Die Ladung 
ist nur ein äusseres Zugeständniss , welches das Königsgericht 
mit Rücksicht auf den Charakter der civilen Rechtssachen dem 

■ 

volksgerichtlichen Verfahren macht In seinem Kerne ist das 
Verfahren im Bsettaraping ein unverändertes geblieben. 

B. Das königliche Hofgericht 

Das königliche Hofgericht ist dasjenige Gericht, welches 
der König an seinem Hofe abhielt Schon vor Einführung der 
Konungsraefst war, wie wir sahen, diese Gestaltung des Königs- 
gerichtes in Geltung gewesen, und zwar muthmaasslich ursprüng- 
lich als mit dem Landschaftsthinge concurrirendes Gericht. 
Neben dem königlichen RsBttara|)(ng erhielt es sich sowohl als 
Zug- wie als erstinstanzliches Gericht 

Der König urtheilt an seinem Hofe allein oder mit Zu- 
ziehung seines Rathes *). Er urtheilt nach eigner Untersuchung, 
oder er überträgt die Untersuchung einem Dritten und behält 
sich das Endurtheil vor^). 



1) E{>8öri8b. 28. 80. 

') Die Scheidung, welche Ödberg zwischen beiden Fällen macht, hat, 
wenigstens für die hier behandelte Zeit, keine Begründung. Durch die Zu- 
ziehung des Rathes wurde das königliche Urtheil so wenig wie das Verfahren 
im Eönigsgerichte beeinflusst Die L. L. wissen auch von einer solchen 
Scheidung nichts. 

») Ödberg II S. 82 ff. 
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Eine feste Grenze für diejenigen Rechtssachen, welche vor 
das königliche Hofgericht gelangten, lässt sich nicht angeben. 
Insoweit das B8ettarat>fng zuständig war, besass jedenfalls auch 
das königliche Ho^ericht Zuständigkeit. Nur die Eönigseid- 
brüche gehörten der ausschliesslichen Zuständigkeit des Bsettara- 
ptng an^). 

Vermöge seiner Stellung als „höchster Urtheiler" konnte 
der König Rechtssachen unter sein eignes ürtheil ziehen. Ins- 
besondere finden wir in Schutzurkunden aus dieser Zeit die 
Klausel, dass der König sich das Urtheilerrecht über den Schütz- 
ling in Rechtsstreitigkeiten vorbehalte"). Diese Rechtsstreitig- 
keiten gelangten ausser Königseidbruch vor das königliche Hof- 
gericht, nicht vor das Rsettaraplng. Das R8ettara{)fng diente 
mehr allgemeinen, das königliche Hofgericht mehr besonderen, 
privilegirten Rechtssachen. Dies äussert sich auch darin, dass 
im königlichen Hofgerichte in gewissen Rechtssachen ein be- 
sonderes Verfahren galt. „Kommt Jemand vor den König", 
heisst es im gemeinen Landrecht ^), „der eine Urkunde auf einen 
Anderen wegen Geldschuld hat und der ist nicht zur Antwort 
da . der verklagt wird . da hat der König dem welcher Kläger 
ist . Einen oder Zwei in d e r Landschaft einzusetzen . in welcher 
der Beklagte wohnt . und vor dem Einen oder den Zweien soll 
der Beklagte dem Kläger Recht an dem Tage thun . welchen 
der König mit seiner Urkunde anberaumt . oder er soll seine 
Quittungsurkunde vorlegen . oder erweisen, dass er ihm nach 
den Landesgesetzen bezahlt habe . und es haben Die dem Könige 
urkundlich zu melden . die dabei waren . dass es so geschehen 
war." Auffällig ist, dass hier in Civilsachen der König ladet 
Auch in einem anderen, von Ödberg*) angeführten Falle, in 
dem das königliche Hofgericht urtheilte, finden wir, dass der 
König vorladet. Damach scheint im Gegensatze zum Rs6ttara|)fng 
am königlichen Ho^erichte die Ladung vom Könige ausgegangen 
zu sein. 



1) L. L. E^Börisb. 28. 30. 
«) D. S. 1505. 4880. 4458. 4468. 
») Kgxb. 29. 
*) II S. 91. 
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Ueber das sonstige Verfahren im königlichen Hofgerichte 
ist im gemeinen Lan<h*echt nichts gesagt. Dass auch hier der 
Grundsatz der materiellen Wahrheit galt, folgt aus den all- 
gemeinen Sätzen, welche das gemeine Landrecht über das 
Königsgericht enthält. 

Auf Verletzung des Urtheils des königlichen Hofjgerichtes 
stand die Vierzigmarkstrafe, wie auf Verletzung des Urtheils 
des R8ettarat)fng. 

C. Die königliche Nsemd. 

Die königliche Nsemd ist eine Neuschaffung des vier- 
zehnten Jahrhunderts, welche, wenn überhaupt Geltung, doch 
nur vorübergehende Geltung besessen hat. Durch das Statut 
von Upsala vom Jahre 1344^) gelangte sie in das gemeine 
Landrecht. 

Die königliche Nsemd war ein Zwölfergericht jeder Land- 
schaft, welches vom Könige und Gesetzessprecher gemeinsam 
eingesetzt ward. Es war ein Gericht, keine blosse Jury, es 
waren Urtheiler, keine blossen Geschwomen, wie ihr Name an- 
nehmen lassen könnte. Das gemeine Landrecht Königs Magnus 
drückt sich zwar derartig aus, dass man in der königlichen 
Naemd möglicherweise bloss eine Anklagejury erblicken könnte. 
„Wen die wehren", heisst es 2), „der sei gewehrt vor König- 
thum . Herad imd Sacheigenthümer . wen die fällen . der sei 
gefällt unter die Königsraefst nach Hand Hals Leib 
oder Gut imd Pfennigen." „Er werde gefällt nach seinem Ver- 
brechen und es gehe das Kecht über ihn je nachdem er ver- 
brochen hat." Damach könnte man zu der Annahme gelangen, 
dass der verurtheilende Spruch der Königsnsemd erst das In- 
krafttreten der Konungsraefet zur Folge habe. Aber eine au- 
thentische Interpretation des Königs legt der Königsnaemd aus- 
drücklich die Urtheilereigenschaft bei, sie „habe des Königs 
volles Urtheilerrecht . zu urtheilen und zu richten nach Land- 
schafts -Reichsrecht und des Königs Verordnung", sagt König 

1) D. S. 3864. 

2) Kgxb. 81. 
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Magnus in einem Schreiben an die Bauern des Uplandes vom 
26. August 13461). — 

Die königliche Nasnid ist in ihrer Zuständigkeit auf das 
Gebiet der Königsvergehen im engsten Sinne beschränkt „Wenn 
etwas verbrochen wird gegen den König von dem was im 
Königsabschnitte steht" soll nach dem gemeinen Landrecht«) 
die königliche Nsemd urtheilen. Hierhin gehören ausser den 
Vergehen des Hochverrathes die militärischen Vergehen der 
Dienstentziehung und Fahnenflucht, Bruch des Königsurtheils 
und Königsfriedens, femer gewisse Vergehen, auf deren Be- 
seitigung der König zur Zeit des gemeinen Landrechts seine 
ganze Kraft richtete. Nichts dagegen hat die königliche Nsemd 
mit den Königseidbrüchen zu thun, welche vielmehr dem 
Rsettaraplng unterlagen^). 

Die königliche Naemd schreitet von Amtswegen ein. Auch 
ohne dass der Verletzte bei ihr Beschwerde erhebt, hat sie 
„nachzuforschen und zu offenbaren Alle, die der Allgemeinheit 
Unfrieden thun gegen dieses Recht" *). 

Da die königliche Nsemd es nur mit schweren Criminal- 
Sachen zu thun hat, so urtheilt sie in allen Fällen auf Grund 
der erlangten, materiellen Wahrheit. 

Findet sich der Beklagte vor der königlichen Naemd 
nicht ein, so ergeht nichtsdestoweniger bei Spruchreif heit das 
Urtheil. 

Auffällig ist, dass die königliche Naemd in d e r Gestaltung, 
wie sie das gemeine Landrecht aufweist, in den Urkunden der 
Folgezeit nur ganz vereinzelt auftritt*^). Was dort unter dem 
Namen: Königsnaemd erscheint, ist Jury, nicht Urtheiler- 
versammlung, und fast stets Naemd des raettaraplng. In König 
Christophs Landrecht sind zwar die Sätze des gemeinen Land- 



1) Ödberg H S. 23. 

«) Kgxb. 81. 

») Epsörisb. 28. 

*) Kgxb. 81. 

*) Siehe die sorgfältige Untersuchung Ödbergs S. 73 — 11, Von den 
von ihm citirten Urkunden ist eigentlich nur die Urkunde vom 2. Februar 
1348 — D. S. 4282 — voll beweiskräftig. 



96 Erster Theil. Der Eönigsfriede der Schweden. 

rechts über die EmenniuigBart der Königsnaemd im Grossen 
übergegangen: aber die Nsemd ist dort Jury, welche auf dem 
Landschaftsthing veredicirt, und nicht selbständiger Gerichtshof^). 
So scheint es, dass die Eönigsnaemd in derjenigen Ge- 
staltung, welche das gemeine Landrecht aufweist, bald ausser 
Kraft getreten ist. 

Von den drei behandelten Formen des Königsgerichtes hat 
das Ksettarapfng in der Folgezeit eine Spaltung erfahren. Es 
ist bereits auseinandergesetzt worden, dass das RdBttaraI>lng ent- 
weder durch den König in Person oder durch seinen Vertreter 
abgehalten werden konnte. Im Laufe des vierzehnten Jahr- 
hunderts griff die letztere Art seiner Abhaltung mehr und mehr 
um sich. Zugleich wurde es üblich, das Rsettarapfng auf dem 
Landschaftsthinge abzuhalten. 

Bereits seit der Mitte des vierzehnten Jahrhunderts sass 
im Rsettaraflng neben dem königlichen Vertreter der Gesetzes- 
sprecher der jeweiligen Landschaft auch dann, wenn das 
Kaettaraplng im Herad oder Kirchspiel tagte. Dies führte dazu 
über, dass das B^ttaraplng da abgehalten wurde, wo der Ge- 
setzessprecher seinen dauernden Sitz hatte. Die Abhaltung des 
RsBttarapfng auf dem Landschaftsthinge machte aber letzteres 
praktisch überflüssig. Seitdem das Königthum im Bunde mit 
den Grossen auf dem Gebiete von Rechtschaifung und Recht- 
sprechung dem Volke mehr und mehr von seinen Aufgaben ab- 
nahm, — trat das Landschaftsthing naturgemäss in den Hinter- 
grund. Ohnedies war der Gesetzessprecher seit dem gemeinen 
Landrecht königlicher Beamter. Durch eine Verordnung vom 
9. April 1413*) hob König Erich das Landschaftsthing auf und 
setzte an dessen Stelle das „rsefstathing'^. 



1) Kgxb. 35. Thingmb. 87. 

^) Silfverstolpe 1702. (Item skula engin annor laghmandzthiDg wara 
i Lyncapunx biscopsdjeme, utan aU mal, som kaeras, skiila ther sendas 
uppa the forscreffiia refstathinge, som £err ser saght) Die Verordnung ist 
nur für das Bisthum Linköping erlassen. Der König erklärt am Schlüsse 
aber, dass er für die anderen Bisthümer und Landschaften gleiche Ver- 
ordnungen erlassen habe. cf. 1708. 



§ 9. Der Königsfnede im gem. Landrechte Yon König Magnus. 97 

Im RsßfistatMng sollten, falls der König nicht selbst urtheilte, 
als Urtheiler der Bischof, zwei Domcapitulare, eine Anzahl vom 
Könige ernannter Männer und der Gesetzessprecher füngiren. 
Es sollte zweimal^) im Jahre zusammentreten. Es sollte für 
alle die Rechtssachen zuständig sein, für welche vordem das 
Landschaftsthing zuständig war^). 

Das Verfahren sollte im Rsefetathing durch die Ladung®) er- 
öflhet werden. Das Urtheil sollte auch gegen den Abwesenden 
ergehen. Der Zug sollte vom Rsefstathing nicht an den König 
gestattet sein — sondern das Urtheil des Raefstathings sollte 
volle Rechtskraft besitzen*). 

Ueber das weitere Verfahren im Raefstathing spricht sich 
die königliche Verordnung nicht aus. Jedoch belehren uns 
Urkunden, dass im Raefstathing die Naemd veredicirte *). Auch 
hier herrschte also der Grundsatz der materiellen Wahrheit. — 

In diesen Grundzügen ist das Raefstathing in das Gesetz- 
buch König Christophs übergegangen*). 



1) Silfverstolpe 1703. "Wenn in 1702 för das Bisthum Linköping der 
König dreimalige Abhaltung vorschrieb, so lag dies wohl an dem weiten 
Umfange des Bisthums (vergl. Styffe, Skandinavien under Unionstiden 1880 
S. 101). 

^ All Eaeromaal oc twsedrakt oc ossemio . . . at iLera . . oc ranzsaka 
oc fulkomplika ower at dema, rsetta oc senda . . 

, *) Item vare nakar stamder til the foma rsefstathing 

Item hwa som stsempder wardher . . 

^) Thy at wi engaledhis unna sta^dhia aeller lüdha willioin, at nakar 
skal wsedhia seller skiuta sik for oss seller wart rikesens raadh ytermer, 
sen hwat thene for: de, som ower raettin sithia, dema rsetta seller ssemla 
thet scal bliwa stadhught oc fast i alla matte, utan alla gensaeghn til 
ewserdhelik tüdh. 

6) Silfverstolpe 1743. 1747. 1748. 1749. 1750. 1751. 1754. 1761. 1767. 
1769. 1791. 1813. 1816. 1817. 1822. 1824. 1828. 1830. 1833. 1839. 1842. 
1848. 1846. 1847. 1848. 1849. 1850. 

^) Thingmalab. 9. Doch soll hiemach mindestens einmal im Jahre 
in jeder lagsaga das Raefstathing abgehalten werden. Raefst und Landsthing 
wird in diesem Gesetzbuche mit einander dementsprechend identificirt Das 
Urtheilercoll^um im Raefstathing soll, falls der König nicht selbst urtheilt, 
nach Thingmalab. 10 aus dem Bischof, zwei Domcapitularen, dem Gesetzes- 
sprecher und zwei Mitgliedern des Reichsrathes bez. zwei vom Bischöfe 
und Gesetzessprecher gewählten Männern bestehen. 

Lehmann, Der Königsfriede. 7 
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Das Urfheileramt des Gesetzessprechers ist durch das Bsefeta- 
thing ebenso wenig aufgehoben worden, wie das Bsettarapfng 
des Königs. Der Gfesetzessprecher fimgirte nur auf dem Bsefeta- 
thinge nicht als Einzelurtheiler. Andererseits soll er in den 
einzelnen Heraden mindestens einmal des Jahres Thing ab- 
halten ^). Das R8ettaral>fng ist fortan Thing, welches der König 
oder sein Vertreter „in anderen Zeiten, als wie vorgeschrieben 
steht^, in den einzelnen Landschaften abhält'). — 

Nach dem Erörterten kennt das gemeine Landrecht König 
Christophs drei Arten von Königsgerichten: 

1. das königliche Hofgericht, 

2. das Rsefetaptng, 
8. das Hsettaral)(ng. 

Das königliche Hofgericht wird am Hofe des Königs, das 
Rsefstaplng und Rdettara])fng werden in der Landschaft ab- 
gehalten. 

Im Ra^fetaplng und Rsettaraljfng urtheilt der König selbst 
oder es urtheilen seine Vertreter. Im Hofeerichte fällt das 
Endurtheil stets der König. 

Das Ra^fstapfng ist ordentliches Gericht, das Hofgericht 
und Il8ettara{)lng sind ausserordentliche Gerichte. Darum wird 
das Bsefstaplng zu bestimmten Zeiten, das Rsettaral>fng und 
Hofgericht zu willkürlichen Zeiten abgehalten. 

Für die Zuständigkeit aller drei Gerichte gelten keine 
bindenden Normen. Sie sind fUr alle Klagesachen der All- 
gemeinheit zuständig'). 

Alle drei Gerichte sind oberste Gerichte und die Urtheile 
aller drei Gerichte sind mit dem gleichen Schutze des Vierzig- 
markstrafgeldes umgeben. 

In allen drei Gerichten herrscht das Princip des „sannind 
leta". — 



^) Chr. L. L. Thingmalab. 9. Dieses Thing heisst im Gegensätze zum 
Landsthing Laghmanztingh. 

2) Chr. L. L. Thingmalab. 40. 

^) Die Sonderstellung des Königseidbruches, welche noch das gemeine 
Landrecht von Magnus kannte, ist durch Christophs Landrecht au%ehoben. 
Edzörisb. 24. 35. 
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Bei dem Reehtszustande, wie ihn das Gesetzbuch Christophs 
darbietet, schliessen wir den Ueberblick über den Entwickelungs- 
gang des Königsgerichtes. Ganz abgesehen davon, dass die 
weitere Verfolgung ausserhalb unserer Aufgabe liegt, erscheint 
dies um deshalb geboten, weil die Gesetzgebung Christophs 
einen wirklichen Abschluss bedeutet. Die Verdrängung des 
Landschaftsthinges durch das Rae&tapfng stellt den endlichen 
Sieg des Königsgerichtes über seinen Nebenbuhler, das Gericht 
der Landschaft, dar. — 

§ 10. 
Mckbllek. 

Aus kleinen Anfängen heraus sahen wir in Schweden den 
Königsfrieden erwachsen. Nicht mehr als ein verfassungsmässiges 
Organ der jedweden Landschaft war in historisch noch wahr- 
nehmbarer Zeit der schwedische König. Bestimmte Rechte 
waren dem Könige durch das Landrecht der einzelnen Land- 
schaft zugewiesen. Der König stand nicht über, er stand nicht 
neben dem Landrechte. Er stand durchaus im Landrechte, 
dessen strenge, formale Satzungen seinen Willen in die Richtung 
zwängten, welche das Landrecht anwies. Einen objectiven 
Königsfrieden kannte das älteste schwedische Recht nicht. 

Auch ein subjectiver Sonder-Königsfriede war dem ältesten 
schwedischen Rechte unbekannt. Es behandelte den Königs- 
frieden nach gemeinem Rechte. Als Treuherr genoss der König 
seinen Unterthanen gegenüber eines Friedens, gleich jedem 
anderen Treuherm. 

Als Organ der einzelnen Landschaft standen dem Könige 
behufs Wahrung des Friedens gewisse Befugnisse formalen und 
materiellen Charakters zu. Der König ertheilte dem Friedlosen 
den Frieden im Namen der Rechtsgemeinschaft, ursprünglich 
neben dem Verletzten und der Gemeinde, später an deren Stelle. 
Der König hatte Anspruch auf einen Theil des Ächtergutes 
und auf einen Theil der Strafgelder. 

Hierin erschöpften sich seine Rechte gegenüber dem Frieden. 
So wenig er die Ordnung des Volksrechtes umstossen oder ab- 



100 Erster Theil. Der Eönigsfriede der Schweden. 

ändern konnte, so wenig besass er ein eignes Gericht, durch 
welches er seine Stellung als Wahrer des Friedens ausübte. 
Im Volksgerichte musste der König gleich dem Volksgenossen 
seine Rechte geltend machen. — 

An das geringe Maass der königlichen Befugnisse knüpften 
kräftige Herrscher an, um den König in seiner Stellung gegen- 
über dem Frieden auf eigne Füsse zu stellen. Sie vermochten 
es nicht durchzusetzen, dass neben dem Landrechte ein eignes 
Königsrecht entstand, welches den Frieden regelte, sie ver- 
mochten es also nicht durchzusetzen, dass ein objectiver Königs- 
friede in das Leben trat. Sie setzten aber so viel durch, dass 
innerhalb der einzelnen Landschaftsrechte im Grossen und 
Ganzen übereinstimmende Satzungen in eigner, vom Landrechte 
dem Namen und der Sache nach abweichender Gestaltung den 
Frieden regelten, dass sich innerhalb des Landrechts ein Friede 
vom gewöhnlichen Frieden des Landrechts abhob, welcher seinem 
Ursprünge und Inhalte nach ein Königsfriede, der Form nach 
ein Landrechtsfriede war. Dies war die Bedeutung des Königs- 
eidschwures. Dieser eigne Friede erhielt ein eignes Gericht 
mit eignen Formen. Das Königsgericht, vordem in kümmer- 
licher Geltung, wenn überhaupt in Geltung, wurde nun ein 
kräftiger Factor im Staatsleben. Die Untersuchungsmaxime, 
das Princip der materiellen Wahrheit, die Jury, der Einzel- 
urtheiler, die Vollstreckung in das Vermögen des Beklagten, 
eine eigene Friedlosigkeit über das Reich hin unterschieden es 
vom Volksgerichte mit Verhandlungsmaxime, formeller Wahrheit, 
Eidhelfem, Urtheilergemeinde, Mangel der Vollstreckung in das 
Vermögen und gemeiner Friedlosigkeit über die Landschaft hin. — 

Vom Königseidschwure und vom Königsgerichte gingen Um- 
wälzungen im landrechtlichen Systeme aus. 

Vom Königseidschwure ging eine Umwälzung im landrecht- 
liehen Strafensysteme aus. Die Vierzigmarkbusse und die neue 
Friedlosigkeit bürgerten sich im Landrechte ein und verdrängten 
die Zwölfmarkbusse und die alte Friedlosigkeit. 

Vom Königsgerichte drangen die Reformen der Jury, des 
Einzelurtheilers , der Vollstreckung in das Vermögen in die 
Volksgerichte ein. 
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Indem so das Königsgericht Vorbild für das Volksgericht 
wurde, hatte es seine Ueberlegenheit gegenüber dem Volks- 
gerichte dargethan. Es entwickelte sich zum höheren Gerichte 
gegenüber dem Volksgerichte. Es entwickelte sich femer zum 
allgemeinen Gerichte neben dem Volksgerichte. So gelangte 
es am Ende unserer Periode zu dem Abschlüsse seiner Ent- 
wicklung. — 

Nicht zum Abschlüsse gelangte im Uebrigen die Entwick- 
lung des objectiven Königsfriedens. Ein objectiver Königsfriede 
wird nicht erzielt. Der König erlangt ein Mitwirkungsrecht auf 
die Gesetzgebung. Er erlangt auch von Fall zu Fall ein Ver- 
ordnungsrecht. Aber die Grundlage der alten Verfassung, dass 
ohne Ja und Willen der Bauerschaft nichts Gesetz ist, erhält 
sich bis zum Schlüsse dieser Periode. 

Was den subjectiven Königsfrieden betrifft, so gelang es 
auch hier den Königen nicht beim ersten Anlaufe, ihre weit- 
gehenden Bestrebungen durchzusetzen. Von ihrer Person aus 
wollten sie einen erhöhten Frieden der Landschaft, in welcher 
sie weilten und den Unterthanen, welche sie unter ihren Schutz 
nahmen, durch die Skenninger Verordnung mittheilen. Aber 
diese Satzungen stiessen zunächst in den einzelnen Landschafts- 
rechten auf Widerspruch. Erst am Ablaufe unserer Periode 
sehen wir diesen subjectiven Königsfrieden zum Durchbruche 
gelangt. — 

Unter den drei skandinavischen Reichen nimmt Schweden 
in der Entwicklung des Königsfriedens in dreifacher Hinsicht 
eine Sonderstellung ein. Einmal prägt sich hier der Gegensatz 
zwischen der alten Ordnung und der neuen Ordnung am 
schärfeten aus. Wie in Schweden überhaupt Volk und König 
unvermittelter g^enüberstehen als in Dänemark und vor allem 
als in Norwegen, so hebt sich der Königsfriede mit seinem 
Organe, dem Königsgerichte, wirksamer vom Volksrechte ab, 
als in den beiden anderen nordischen Reichen. 

Dem entspricht es aber zweitens, dass bedeutsamer und 
einschneidender als in Dänemark und Norwegen in Schweden 
die Wirkungen dieses Königsfriedens sind. Nicht nur eine theil- 
weise Umänderung des Bussensystems und eine Aenderung der 
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Friedlosigkeit, sondern auch die Herstellung eines einheitlichen 
obersten und allgemeinen Billigkeitsgerichtshofes und die Ein- 
führung verschiedener Reformen in das Gerichtsverfahren des 
Landrechts sind ihm zuzusehreiben. — 

Endlich steht Schweden in der formalen Ausprägung des 
Eönigsfriedens, als Königseidschwures, unter den skandinavischen 
Ländern isolirt da. Weder in Dänemark noch in Norwegen 
findet sich ein vom Könige und den Grossen beschwomer Friede, 
welcher gewisse Klassen von Friedensbrüchen umfasst. Halten 
wir sonst Umschau in den germanischen Ländern, so stossen 
wir auf die Landfriedensordnungen Deutschlands. Die Aehn- 
lichkeit des schwedischen Königseidschwures mit den deutschen 
Landfriedensordnungen liegt klar zu Tage. Hier wie dort 
handelt es sich um einen vom Könige ausgehenden Frieden. 
Hier wie dort wird dieser Friede vom Könige und den Grossen 
beschworen. Hier wie dort ist es ein Sonderfriede. 

Aber in Deutschland stand dem Könige nicht mehr das 
alterthümliche Gefüge der einzelnen Landschaften gegenüber, 
wie in Schweden. In der Zeit, in welcher die deutschen Land- 
friedensordnungen ergingen, waren die demokratischen Stamm- 
verfassungen längst verschwunden. Das karolingische Einheits- 
königthum selbst, welches sie getilgt hatte, war dahin. Neue 
Bildungen waren erwachsen, deren Gepräge ein aristokratisches 
war. Ihnen entsprach es, wenn der König mit den Grossen 
den Frieden beschwor. In Schweden genügte dieses nicht. 
Der vom Könige und den Grossen beschwome Friede bedurfte 
der Annahme seitens der Landschaft, um dort Recht zu werden. 
Und wir sahen, wie wenig die einzelnen Landschaften gewillt 
waren, den vom Könige ihnen vorgelegten Frieden ohne Weiteres 
anzunehmen, wie sehr sie an den königlichen Satzungen modelten. 
Ist somit der schwedische Königseidschwur möglicherweise eine 
Uebertragung von deutschen Vorbildern auf schwedische Ver- 
hältnisse, so ist er die Uebertragung einer späteren Bildung 
auf frühe Verhältnisse. Die schwedische Verfassung um die 
Mitte des dreizehnten Jahrhunderts war ungefähr auf den Stand- 
punkt gelangt, auf welchem sich die deutsche Verfassung im 
Beginne der Karolingerzeit befand. Und wie diese deutsche 
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Verfassung das Amtsrecht der Könige nur widerwillig au&ahm, 
wie in ihr sich der Antagonismus von Volksrecht und Amts- 
recht geltend machte, so trat in das Gefllge des Landrechts 
der Königseidschwur als ein Fremdes ein. Und wie die 
fränkischen Könige sich einen obersten Gerichtshof schaffen 
mussten, um ihre Neuerungen in das Volksrecht überzuftlhren, 
so schufen sich die schwedischen Könige einen obersten Ge- 
richtshof, mit dessen Hilfe sie die Gerichtsverfassung und das 
Gerichtsverfahren des Volksrechts reformirten. 

Der Hergang, welchen wir in Schweden im dreizehnten 
Jahrhundert beobachten, entspricht dem Hergange, welcher sich 
in Deutschland etwa ein halbes Jahrtausend früher abspielte. 
Nur die äussere Form hat zum Theil Schweden den Vorbildern 
seiner Zeit entlehnt 



ZWEITER THEIL. 

DER KÖNIGSFRIEDE DER DÄNEN. 



§ 11. 

Die altdSnlsche YerfASSung ^). 

Die älteste dänische Verfassung zeigt in ihren Grundzügen 
grosse Verwandtschaft mit der ältesten schwedischen Verfassung. 
Eine Reihe von Territorien tritt uns entgegen, welche, ur- 
sprünglich selbständige staatsrechtliche Gebilde, in historischer 
Zeit sich wenigstens durch die Einheit des Rechtes zu den drei 
grossen Landschaften Schonland, Seeland, Jütland zusammen- 
geschlossen haben. Jede dieser Landschaften stellt ein selb- 
ständiges Rechtsgebiet dar. Und wenn auch die Abgeschlossen- 
heit der einzelnen Rechtsgebiete gegen einander nicht eine so 
schroffe ist, wie in den schwedischen Landschaftsrechten ^), wenn 



^) Ausser den Darstellungen bei Eolderup Rosenvinge, Schlegel, Ste- 
mann, Aschehoug vergl. vor Allem Larsen: om Rigsdage og Provindsial- 
forsamlinger samt Rigsraadet i Danmark fra det 13de Aarhundrede indtil 
Statsforandringen 1660, sowie Om de danske Kongers personlige Deeltagelse 
i Retspleien fra de seldste Tider indtil den nuvserende Tid in der Historisk 
Tidsskrift von Molbech Bd. 1 und in seinen Samlede Skrifter II S. 215 ff., 
805 ff., femer Larsen: om Kongevserdighedens Arvelighed fordum i Dan- 
mark in Saml. Skr. II S. 173 ff. Für das dreizehnte Jahrhundert liefert 
reiche Beiträge Johannes C. H. R. Steenstrup, Studier over Kong Yaldemars 
Jordebog. Kopenhagen 1874. 

^) Darin geht Steenstrup S. 1. 2. zu weit Nirgends wird in den 
dänischen Landschaftsrechten gesagt oder gezeigt, dass der einer anderen 
Landschaft angehörige Däne als Fremder gilt. Die Friedlosigkeit der ein- 
zelnen Landschaftsrechte ist zwar noch eine Friedlosigkeit über die Land- 
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der BegriflF des Reiches mehr in den Vordergrund tritt, als in 
Schweden, so sind wir doch weit von dem Zustande eines ein- 
heitlichen Rechtes entfernt. Denn auch ein Allthing, auf welchem 
das gesammte Volk ein die Gesammtheit bindendes Recht schafft, 
ist nicht vorhanden. Nur zur Beschlussfassung über Krieg und 
Frieden und zur Wahl des Königs tritt ein gemeinsames Thing 
zusammen, welches f&r den letzteren Fall nach Svend Aagesen ^) 
und Saxo^) am Ise^örd in Seeland, nach den isländisch- 
norw^schen Geschichtsquellen®) zu Viborg in Jütland ab- 
gehalten wurde. Aber der auf dem allgemeinen Thinge neu 
gewählte König pflegte wohl, gleich dem schwedischen Könige, 
in den anderen Landschaften sich nachträglich huldigen zu lassen 
und als König galt er in jeder Landschaft auch dann, wenn 
er nur auf deren Landschaftsthing gewählt ist, ohne auf dem 
allgemeinen Thinge gewählt worden zu sein. 

Der dänische König der Zeit, welcher unsere Rechtsquellen 
angehören, ist Wahlkönig. In einer älteren Zeit war möglicher- 
weise in Dänemark das Königthum ein Erbkönigthum , so wie 
es dies möglicherweise in Schweden war. Aber die geringen 
Machtbefugnisse des ältesten Königthums und der Mangel einer 
festen Thronfolgeordnung haben dem Volke von jeher einen 
gewissen Einfluss auf die Besetzung des Thrones gewährt und 
sie fahrten in Zeiten gestörten Friedens leicht von selbst zum 
Wahlkönigthume hinüber. Bereits am Schlüsse des zehnten 
Jahrhunderts regt sich das Recht des Volkes, den König zu 



Schaft hin, aber in den Verordnungen der dänischen Könige vom Anfange 
des dreizehnten Jahrhunderts tritt bereits die Friedlosigkeit über da« Reich 
auf. Hauptsächlich tritt die Landschaft im Gegensatze zum Reiche hervor, 
wenn es sich um die Abwesenheit eines Menschen und den daran geknüpften 
Verlust gewisser Rechte oder um deshalb drohende Nachtheile handelt 
Aber dies letztere gilt auch noch in Norwegen, wo das iylki vom Reich 
vollständig verschlungen ist 

^) Historia regum Dan. 5 (Scriptores rer. Dan. I S. 56). 

«) ed. Müller -Velschow S. 569, 645 u. s. 

') Knytlingasaga 24. 26. 28. 65. Heimskringla Magnus saga goda ^^/sso, 
Haralds saga hardräda ^^/mb, Frfssbök Magnus s. goda '^/it9, Haralds s. 
hardräda "/iio. Fagrskinna S. 92. 99. 102. 120. vergl. hierzu Larsen Sam- 
lede Skrifter F» S. 200 ff. 
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Wählen. Vom SchluBse des elften Jahrhunderts ab sehen wir 
es in festen Formen uns entgegentreten. Das Volk setzt sich 
bewusst über das Recht des Thronfolgers hinweg und wählt 
sich einen König, welcher ihm die Herrschereigenschaften in 
höherem Maasse zu besitzen scheint, als der geborene Thron- 
folger. Die Bürgerkriege des zwölften Jahrhunderts trugen 
dazu bei, dem Wahlrechte des Volkes den Sieg über das Erb- 
folgeprincip zu verschaffen, und um die Mitte des zwölften Jahr- 
hunderts ist das dänische Königthum de jure ein Wahlkönigthum 
geworden. 

Der König ist das einigende Band der drei Landschaften, 
welche durch ein weiteres einigendes Band nicht verknüpft sind. 
Dem Könige steht aber in Dänemark kein Vertreter der Bauern 
in den Landschaften gegenüber, wie dem schwedischen Könige 
der Gesetzessprecher. Weder die älteren dänischen Landschaits- 
rechte noch die geschichtlichen Quellen lassen eine Spur des 
Gesetzsprecheramtes in Dänemark erkennen, und was sich in 
der späteren Zeit davon findet, scheint fremden Ursprungs zu 
sein *). 

Die Verfassung innerhalb der einzelnen Landschaften trägt 
denselben demokratischen Charakter, wie die Verfassung der 
schwedischen Landschaften. In altgermanischer Weise zerfallen 
sie in Herade, territoriale, den Zwecken der Bechtspflege dienende 
Bezirke, diese wieder in Unterabtheilungen*). Innerhalb der 
Landschaft und innerhalb der Herade sind die freien Bauern 
die Träger, Pfleger und Schöpfer des Rechtes. Ständisch ab- 
gestuft sind die Bauern nicht. Dem Rechte ist nur der Unter- 
schied zwischen Bauern und Unfreien geläufig, wenn auch im 
Leben Reichthum, Abkunft, Rechtskenntniss, kriegerische Tapfer- 



^) Vergl. K. Maurer, Das Alter des Gesetzsprecheramtes in Norwegen S. 21. 

^) Neben der Eintheilung in Herade läuft eine andere, muthmaasslich 
spätere, Eintheilung in Syssel, grössere Bezirke, deren Alter, Ursprung und 
Bedeutung noch nicht ganz aufgeklärt ist Vergl. über sie Larsen s. Skr. I 
S. 256, Nielsen, Bidrag til Oplysning om Sysselinddehiingen i Danmark, 1867 ; 
Steenstrup, Studier S. S — 17; Sars, Udsigt over den Norske historie I 
S. 127. Nicht für das weltliche Hecht von Bedeutung ist die Eintheilung 
in söknir. 
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keit Vorzüge verliehen. Ein Adel als Stand gehört erst der 
späteren Zeit an^). 

Der dänischen Landschaftsverfassung fehlt ein volksrecht* 
liches Amt, wie es die schwedische Verfassung im Herads- 
hänptling kannte. Von einem Heradshäuptling wissen die 
dänischen Rechtsquellen nichts, um nicht zu sagen nichts mehr. 
Andererseits füllt dessen Platz nicht ein königlicher Beamter 
aus. Zwar yom königlichen Voigt sprechen bereits die ältesten 
Rechtsquellen. Aber der königliche Voigt, Konungs umbuzmann, 
exactor regius, hat in dem ältesten der dänischen Landschafts* 
rechte nur beschränkte Befugnisse. Er hat die Eintreibung der 
königlichen Stra^elder und sonstigen Einkünfte des Königs^), 
die Bewachung des gefangenen oder zur Strafknechtschaft dem 
Könige übergebenen Uebelthäters ®), die Verwaltung der könig- 
lichen Domänen^). Eine Mitwirkung bei oder ein Einfluss auf 
die Gesetzgebung und Rechtspflege steht ihm in älterer Zeit 
nicht zu*). Ebenso wenig hat er in älterer Zeit die Hegung, 



') lieber den jüngeren Ursprang und die Entwicklung des dänischen 
Adels, welcher ein Amtsadel war, siebe Larsen, samlede Skrifter I S. 812 ff. 
Stemann, Betsbistorie § 22 : Steenstnip, Studier S. 106. 107 ; Sars, üdsigt n 
S. 356 ff. Der wieder von Kincb om de danske Adels Udspring fra Tbing- 
lid in den Aarbeger 1875 aufgenommene Yersucb, den dänischen Adel von 
der Witherlagsgenossenschaft abzuleiten, erscheint nicht gelungen. Jergensen 
in den Aarbeger 1876 S. 56 Anm. nimmt einen alten Geburtsadel in Däne- 
mark an, giebt aber ebenda S. Ö8 zu, dass ein Standesunterschied zwischen 
Adligen und Bauern ursprünglich nicht bestand. Kann man dann, wie 
schon Steenstrup bemerkt, von Adel als Stand sprechen? Derselbe Jer- 
gensen bringt mit seinem alten Adel die „aldungse" des älteren Rechtes in 
Verbindung (Aarb^ger 1872 S. 297, 298), unseres Erachtens ohne Grund. 

^ Skanelagen 105. 156. 157. 

>) Skanelagen 154. 216. 

^) Als Konungsbryti, Schlyter Glossar zum Skänelag voce bryti. Ueber 
den Konungsbryti vergl. Yelschow om Brydeme, en egen Classe af den 
danske Bondestand i Middelalderen in der Historisk Tidsskrift von Molbech I. 
Die SteUung des dänischen exactor entspricht im Ganzen der des norwegi- 
schen ärmadr, von welchem handelt K. Maurer, die drmenn des alt- 
norwegischen Hechtes in Sitzungsber. der philo8.-phil. bist Classe der k. 
bayer. Akademie 1879 S. 49 ff., 72, 126, 128 ff. vergl. auch Sars Udsigt I. 
S. 168. 

^) Skanelagen 147, Andreas Sunesen 95. 



\ 
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Leitung und Schliessung des Thinges, da seine Anwesenheit 
auf dem Thinge nicht nothwendig ist*). Erst im Laufe des 
dreizehnten Jahrhunderts wird ihm eine Mitwirkung bei der 
Kechtspflege durch das Recht der Beistimmung zimi Urtheile, 
schliesslich durch Gewährung eines alleinigen Urtheilerrechtes ^) 
eingeräumt. — 

Die Gesetzgebimg und die Rechtspflege wird von den 
Bauern der Landschaften ausgeübt. Die Gesetzgebung wird 
von den Bauern auf dem Landschaftsthinge ausgeübt. Das 
Landschaftsthing ist ein örtlich ständiges Thing, welches in be- 
stimmten Zwischenräumen zusammentritt^). Auf dem Land- 
schaftsthinge sind die Bauern in ihrer Gesammtheit, nicht durch 
einen Ausschuss thätig. 

Die Gesetzgebung liegt in vollem Umfange bei den Bauern, 
insofern ohne „Ja und Willen" der Bauern nichts Gesetz ist. 
So wenig ohne „Ja und Willen" der Bauern der König ursprüng- 
lich Krieg erklären und Frieden schliessen konnte*) und so 
wenig er ohne „Ja und Willen" der Bauern noch im dreizehnten 
Jahrhundert neue Steuern auferlegen kann*^), so wenig kann 
er ohne „Ja und Willen" der Bauern Landrecht schaffen. Dass 
die Gesetzgebung in älterer Zeit ausschliesslich bei den Bauern 
lag, bezeugen historische Quellen, wie JElnoths Lebensbeschreibung 
Knuts des Heiligen®). Dass sie im zwölften imd dreizehnten 
Jahrhundert zwar nicht mehr ausschliesslich, aber doch in vollem 



1) Valdemars Sseli. UI 13. 

*) Dies bereits in der Verordnung von 1251 in Aarsberetninger des 
Geh. Ar. V S. 10, 12; vergl. über ihn noch Stemann S. 212, Nielsen Bidrag 
S. 37 ff. 

*) Vergl. Stemann § 44. 

*) Auf das ehemalige Mitwirkungsrecht des Volkes auch in auswärtigen 
Angelegenheiten weist der Brief hin, welchen Knut der Grosse von Rom 
aus an die englischen Bischöfe richtete. Der für uns werthvolle Passus 
ist in den Begesta diplomatica historiae Danicae Bd. I Nr. 70 abgedruckt 
Der König erklärt, er habe die Absicht, nach Dänemark zurückzukehren 
„ut pacem et firmum pactum onmium Danorum consilio cum adversarüs 
gentibus componat". 

») Steenstrup S. 208 f. 

®) Scriptores rer. dan. UI 341, 361. 
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Umismge bei den Bauern ]ag, bezeugt der Umstand, dass das 
schonische und seeländische Kirchenrecht Satzungen der Bauem- 
scljaft sind, welche sie mit dem Erzbischofe von Lund, bez. 
Bischöfe von Roeskild vereinbart hat, um sie nachträglich erst 
vom Könige bestätigen zu lassen, bezeugt eine Stelle des see- 
ländischen Rechtsbuches Erichs, welche die Gründe der Annahme 
einer Satzung durch das Land erörtert *), bezeugt die Knythnga- 
saga^), bezeugt schliesslich noch die Vorrede zum jütischen 
Königsgesetze, welche dem Könige verbietet, das zwischen ihm 
und dem Lande vereinbarte Becht einseitig abzuändern, sofern 
es nicht offenbar gegen Gottes Recht ist^). Aber die Gesetz- 
gebung liegt im zwölften und dreizehnten Jahrhundert nicht 
mehr ausschliesslich bei den Bauern. Neben den Bauern ist 
Factor der Gesetzgebung der König. 

Auch die Rechtspflege liegt in vollem Umfange bei den 
Bauern, so weit diese nicht durch freie Entschliessung darauf 
verzichtet haben*). Die Urtheilsfindung wird von den Bauern 
auf dem Landschaftsthinge und auf den Heradsthingen ausgeübt. 
Das Heradsthing tritt von Woche zu Woche an einem be- 



») m 47. 

«) cap. 28. 

•) ed. Petersen S. 4. 

*) Dementsprechend sind die Berichte von Saxo (p. 575) und von dem 
anonymen Hoeskilder Chronisten (Scr. v. D. I 380), dass Knut der Heilige 
die Geistlichen bei Streitigkeiten unter einander und dass Nicolaus sie als 
Beklagte überhaupt der weltlichen Gerichtsbarkeit entzogen habe, so zu 
deuten, dass die Bauern der einzelnen Landschaften auf diese Gerichts- 
barkeit verzichteten. Vorausgesetzt, dass man diesen Berichten Glauben zu 
schenken hat, was nicht ohne Weiteres geschehen darf. Gegen die Exem- 
tion der Geistlichen von der weltlichen Gerichtsbarkeit spricht z. B. das 
ausdrückliche Verbot Innocenz' III. von 1199 und Gregors IX. von 1228 im 
DipL Am. I S. 76. 106. re ullus episcopus vel qualibet alia persona 
die Klosterbrüder von Sora ad synodos vel conventus forenses ne vel iu- 
ditio seculari de vestra propria substantia vel possessionibus vestris 
subiacere compellat Vergl. auch das Privileg Gregors IX. für das Kloster 
Esrom von 1228 (D. A. L. S. 110). Noch im Jahre 1297 muss König Erich 
verbieten, Geistliche vor das weltliche Gericht zu ziehen. Oldemoder (ed. 
Nielsen 1869) S. 24. 
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stimmten Tage *) oder es tritt von Fall zu Fall bei handhafter 
That zusammen ^). Das Landschaftsthing tritt nur in bestimmten 
Zwischenräumen zusammen. 

Heradsthing und Landschaftsthing scheinen in ältester Zeit, 
wie in Schweden, grundsätzlich gleiche Zuständigkeit besessen 
zu haben. Jedoch konnte allein das Landschaftsthing die Fried- 
losigkeit über die ganze Landschaft hin aussprechen, während 
das Heradsthing nur über das Herad hin friedlos legen konnte. 
Bei Sachen, welche auf Friedlosigkeit über die Landschaft 
gingen, war daher, falls das Heradsthing angegangen war, das 
Landschaftsthing nachträglich nochmals anzugehen, um die volle 
Friedlosigkeit des Thäters zu erzielen. Im Laufe der Zeit 
bildete sich hieraus eine ausschliessliche Zuständigkeit des Land- 
schaftsthinges für Sachen, die auf Friedlosigkeit gingen, da die 
Friedlosigkeit über das Herad verkümmerte, und es bildete sich 
eine ausschliessliche erstinstanzliche Zuständigkeit des Herads- 
thinges für geringere Sachen. Dies ist bereits der Rechtszustand 
in dem Erichschen Rechtsbuche für Seeland®). Aber die 
schonische Rechtsaufzeichnung weiss hiervon noch nichts, wenn 
sie auch stillschweigend voraussetzt, dass bei Sachen auf Fried- 
losigkeit regelmässig das Landschaftsthing angegangen wurde, 
ja dies für Todtschlag sogar vorschreibt*). — 

Auf den Herads- und auf den Landschaftsthingen urtheilen 
die Bauern in ihrer Gesammtheit. Weder ein Einzelurtheiler 
noch ein Ausschuss der Bauernschaft urtheilt, sondern der Ge- 
sammtheit der Bauern steht die Urtheilsfindung zu^). 



') Eriks SaeU. Lov II 48. Stemann S. 215. 
») Skänelagen 204. 

8) n 50. vergl. dazu Jyske Lov II 3, Stemann S. 219. 
*) Sk. 115. 118. 

») Skänelagen 18. 41. 82. 181. 133. 134. 137. 138. 145. 147. 154. 161. 
208. 214. 220. Sunesen 85. 89. 112. Valdemars ssell. Lov 22. 24. 32. 50. 

58. 60. 71. 84. 87. Eriks saell. Lov I 33. 46. II 42, 48. 50. Jyske Lov ü 

59. 61. 87. 88. Eine andere Frage ist, ob die Gesammtheit verpflichtet 
war zu erscheinen und das Urtheil zu finden. Diese Frage ist für die 
spätere Zeit bekanntlich zu verneinen. Eriks Saell. n 48, Jyske Lov I 38. 
Wie auf den landrechtlichen Thingen die Gesammtheit der Bauern urtheilt, 
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§ 12. 

Der altdSniscIie Bechtsgang. 

Das altdänische Gerichtsverfahren ist gleich dem alt- 
schwedischen Gerichtsverfahren ein formstrenges Verfahren. Die 
Formstrenge tritt, wie dort, besonders bei der Ladung und bei 
der Eidesableistung hervor. Die Ladung hat beim Beklagten 
daheim^) auf dessen Grundstück und, falls er ein solches nicht 
besitzt, an seinem Niederlassungsorte ^) zu ergehen. Sie muss 
an dem bestimmten Tage vor Sonnenuntergang in lauten förm- 
lichen Worten, welche Gerichtsstätte und Gerichtstag angeben, 
in Gegenwart von zwei gezogenen Zeugen durch den Kläger 
in Person erfolgen®). 

Der Eid ist von der Partei auf der Tagfahrt, welche die 
Thingleute legen, in der Weise abzuleisten, wie er „gelobt ist". 
Bei Givilstreitigkeiten ist er daheim abzuleisten. Dreht sich 
der Streit um ein Grundstück, ist er auf dem Grundstücke*), 
dreht er sich um Fahrhabe, ist er an der Thür des Wohn- 



urtheilt in den Städten die Gesammtheit der Bürger, das placitnm (altes 
Stadtrecht von Schleswig 41. 48. 69. 88), urtheilt auf den Gildeversamm- 
lungen die Gesammtheit der Gildegenossen. Pappenheim, Die altdänischen 
Schutzgilden 1885 S. 285. 

1) Schonisches Eirchenrecht (ed. Schlyter S. 375) 16 : Laden soll man 
den Mann an seiner Hausthür, dass die Nachbarn darauf hören. 

') Damm erfolgt, wie Kinch richtig bemerkt, im alten Witherlags- 
recht die Ladung am Königshofe. Denn die Witherlagsgenossen waren 
ursprünglich an den Hof des Königs gefesselt. 

*) Eriks Ssell. Lov U 50: „Er hat ihn zum Landschaftsthinge laden 
zu lassen mit zwei Männern zwei Nächte bevor das Landschaftsthing statt- 
findet und an dem Tage, wo er ladet, da soll er ihn früher laden lassen, 
als die Sonne niedergeht, und soll dazu rufen mindestens zwei seiner 
Nachbarn". II 51 : „Aber zum Heradsthinge da mag man laden eine Nacht 
vorher, aber auch bevor die Sonne niedergeht und muss haben zwei Nach- 
barn dabei und mit zwei Nachbarn soll man ihn laden lassen''. Jyske 
Lov I 50: „Der, welcher klagt, soll laden den, welcher vor der Klage ist, 
fünf Nächte vor dem Thinge mit zwei Männern an seinem Hause.*' ; 

^) Skanelagen 82, daher ssetia a ior]} tyltser eth, setzen auf das Grund- 
stück Zwölfereid in 18. 
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hauses abzuleisten ^). In Strafsachen ist der Eid auf dem Thinge 
abzuleisten. 

Das altdänische Gerichtsverfahren beruhte, gleich dem 
altschwedischen Gerichtsverfahren, auf der Verhandlungsmarime. 
Ohne Kläger kein Urtheil. Ein Einschreiten der Urtheiler- 
gemeinde erfolgte auch da nicht, wo der Thäter sich freiwillig 
stellte und die That bekannte. Kläger war aber in ältester 
Zeit grundsätzlich allein der Verletzte. Die öffentliche Gewalt 
hatte, wo sie am Strafgelde betheiligt war, nur dann Klage, 
wenn der Verletzte Klage erhoben hatte ^). Die Verhandlung 
am Thinge wurde von den Parteien geführt, Klage und Ant- 
wort zwischen den Parteien gewechselt^). Das Urtheil der 
Thingversammlung, ob Beweis-, ob Endurtheil, hatte denselben 
formalen objectiven Charakter, wie das Urtheil im altschwedi- 
schen Gerichtsverfahren. 

Die Beweismittel waren im ältesten Verfahren, dement- 
sprechend einseitige*). Es waren das gezogene Zeugniss, das 
Erfahrüngszeugniss , der Eid, die Eideshilfe und das Gottes- 
urtheil, welches nach Abschaffung des Zweikampfes^) nur in 
der Gestalt des glühenden Eisens*) auftritt. Aus demjenigen 
Beweismittel, welches am wenigsten der Einseitigkeit Merkmale 
an sich trug, dem Erfahrungszeugnisse, hat sich indessen das 
zweiseitige Beweismittel der Jury') bereits entwickelt, welches 
sodann das Gottesurtheil verdrängt. 



1) Skanelagen 137. Eriks 8«U. Lov II 99. 100. Der Schiffer hat im 
ältesten Stadtrechte von Schleswig 62 neben dem Schiffe zu schwören. 

«) Reste hiervon in Eriks Saell. Lov III 48. 49. 52. 53. Aeltestes 
Stadtrecht von Schleswig 19. Jyske Lov II 91. 

«) Skanelagen 149. Eriks saell. Lov III 48. 49. 52. 53. 

^) Ueber die Beweismittel des altdänischen Rechtes überhaupt vergl. 
Rosenvinge, Dissertatio de usu juramenti in litibus probandis et decidendis 
juxta leges Daniae antiquas 1815. 1817. Stemann § 29—42. Sylow, Den 
materielle Bevisteories Udviklingshistorie, 1879. Pappenheim S. 303 ff. 

') üeber den Zweikampf vergl. Stemann § 27 und die daselbst Citirten. 

®) üeber die Eisenprobe vergl. Stemann § 28. 

'^) üeber die altdänische Jury wird ausführlich an anderem Orte ge- 
handelt werden. Einstweilen vergl. über sie ausser den oben Citirten 
Larsen s. Skr. I/i S. 78 ff. und Schlyter Ordbok S. 803. 
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Von den d&nischen Landschaftsrechten hält freilich nur das 
yon Schonen den Grundsatz der Verhandlungsmaxime und einen 
damit verbundenen Formalismus noch streng aufrecht. Wie es 
die Jury nur in wenigen Fällen kennt, so betont es schärfer 
als die beiden anderen Landschaftsrechte, die Nothwendigkeit 
des Ladungsactes, das Auftreten eines privaten Klägers. Neben 
der Ladung lässt das seeländische Rechtsbuch von Erich ^) be- 
reits in ganz schweren Fällen die Ankündigung am Thinge zu, 
gestattet es dem Vertreter der öffentlichen Gewalt, unter Um- 
ständen Klage zu erheben, auch ohne dass der Verletzte Klage 
erhebt*), was dann das jütische Königsgesetz verallgemeinert®). 
Alle dänischen Landschaftsrechte gestatten aber bereits die 
processuale Stellvertretung*). 

Dem ältesten dänischen Rechte war die Vollstreckung in 
das Vermögen des Beklagten so unbekannt, wie dem ältesten 
schwedischen Rechte. Es kannte, soweit wir sehen können, 
gleich jenem zwei Wege, auf welchen der Kläger mittelbar sich 
Befriedigung seines Anspruches verschaffen konnte: die Fried- 
loslegung des Beklagten und die Pfandnahme. Keines unserer 
Landschaftsrechte steht freilich mehr ganz auf dem ursprüng- 
lichen Standpunkte, wie wir ihn noch in Schweden gewahrten. 
Nur mittelbar durch Schlussfolgerungen können wir ihn ge- 
winnen. 

1. Der Kläger erzielte die Friedloslegung des Beklagten. 
Das älteste dänische Recht kennt, gleich dem ältesten schwedi- 
schen Rechte, eine doppelte Friedlosigkeit, eine Friedlosigkeit 
über die Hundertschaft hin und eine Friedlosigkeit über, die 
Landschaft hin. Unbekannt ist ihm dagegen eine Friedlosigkeit 
über das Reich hin. Diese tritt, wenn wir vom Witherlag*) 



^) n 50. 51. Vergl. bez. der analogen Entwickelang im isl&ndischen 
Rechte Lehmann und von Carolsfeld die Njälssage 1888 S. 47. 

*) m 48. 49. 53. Larsen, s. Skr. I S. 505. 

») II 10. 

*) Skanelagen 65. 140. Snnesen 25. Valdemars s. L. 41. Er. Ssell. 
Lot n 50. 51. 

*) Vergl. unten § 14. 

Lehmann, Der Eönigifriede. 8 
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absehen, erst in Verordnungen der dänischen Könige aus dem 
dreizehnten Jahrhundert^) auf. 

Die Friedlosigkeit über die Hundertschaft in ihrer älteren 
Gestaltung unterscheidet sich nur in ihrem territorialen Um- 
fange von der Friedlosigkeit über die Landschaft hin. Der 
Friedlose ist hier, wie dort, ganz und voll seines Friedens be- 
raubt, er hat die Frist von Tag und Nacht, um sich Wald und 
Sumpf zu suchen. Aber er ist nur innerhalb der Grenzen der 
Hundertschaft seines Friedens beraubt. Diese Friedlosigkeit 
kennt noch das seeländische Rechtsbuch Valdemars*). Was 
die übrigen Kechtsbücher dem Aehnliches bringen, hat sich von 
seinem Ursprünge bereits weit entfernt. Die „Beraubung der 
Mannheiligkeit" des Erichschen Rechtsbuches von Seeland und 
des jütischen Königsgesetzes weist nicht bloss räumliche, son- 
dern auch inhaltliche Beschränkungen gegenüber der Friedlosig- 
keit über die Landschaft auf. Der friedlos Gelegte darf nur 
vom Gegner in seiner Mannheiligkeit verletzt werden, er darf 
dies nicht an gewissen Orten (Thing, Kirche, Markt, Haus, 
Heer), er darf es feiner nur bis zu einem gewissen Grade (nicht 
getödtet, nicht zum Krüppel gemacht werden)®). Andererseits 
kann diese beschränkte Friedlosigkeit bei andauernder Hart- 
näckigkeit des Beklagten auch über die Landschaft hin aus- 



') Das erste Beispiel in der Verordnung Yaldemars II., welche die 
Geschlechtsbusse abschafft, bei Thorsen Skänske Lov S. 244: oc fly 
Kunungs fiki. Die Landschaftsrechte sprechen inuner nur von land: 
Skanelagen 206 fly han land oc cmnmi aldrigh Sunesen 45 indignus pace 
et patria, non patente sibi evadendi tantarum calamitatum pericula facul- 
tate, nisi se prius a nobis et patria per exilium elongaret. Jyske Lot II 22 
tha fly han land innsen dagh ok manseth III 66 rymae ^alf landset. An 
anderen Stellen wird freilich hervorgehoben, jedweder könne den Friedlosen 
todten. Sunesen 45 et haberet quilibet infligendi sibi necem 90 ut cum 
cuilibet cum armis invadere sit permissum. Wo man ihn antreffe, sei 
er geächtet und friedlos. Yaldemars Ssell. Lov 87 oc vsere sithien fegh oc 
frithles, hvarse sum men kumae vith hanum. Diese Stellen werden dem- 
entsprechend einschränkend zu deuten sein. 

«) Vergl. V. A. Secher om Vitterlighed og Vidnebevis I 1885 S. 160. 

') Vergl. Rosenvinge, Retshist S. 206. 207. Stemann S. 617 — 619. 
Larsen, saml. Skr. I S. 544. Secher S. 160. 161. 
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gedehnt werden ^). Sie entspricht insofern ganz der Verfestung 
des deutschen Rechtes. Die Mannheiligkeitsberaubung als Pro- 
duct einer späteren Rechtsentwickelung kann hier füglich bei 
Seite gelassen werden. 

Die Friedlosigkeit über die Landschaft hin weisen dagegen 
unsere Rechtsbücher in ziemlich übereinstimmender Gestalt auf. 
Sie entzieht dem Friedlosen völlig den Rechtsschutz. Jedweder 
kann ihn an jedwedem Orte in jedwedem Maasse seiner Mann- 
heiligkeit berauben. Niemand darf ihn beherbergen oder unter- 
stützen. Seine Fahrhabe, ursprünglich auch sein Grundbesitz ^) 
nach Abzug der Schulden ist der königlichen Gewalt verfallen ^). 

Dass und wie der Kläger die Friedloslegung des Beklagten 
erzielte, schildern uns unsere landrechtlichen Rechtsbücher nur 
bei den schweren Vergehen, welche unmittelbar oder mittelbar 
auf Friedlosigkeit gingen. Hier erzielte er sie durch ordnungs- 
mässige Ausklagung im einmaligen Verfahren mit drei, vier, 
fünf Ladungen und Thingverhandlungen ^). Dagegen erwähnen 
sie nichts mehr davon, dass auch bei geringeren Bussschulden 
im Wege des fortgesetzten Verfahrens durch allmähliche Steige- 
rung der Kläger zur vollen Friedloslegung gelangen konnte, 
wie wir es in Schweden sahen. Dass indessen auch in Däne- 
mark dieser Weg vom Kläger beschritten wurde, lehrt uns das 
schonische Kirchenrecht, jene der Mitte des zwölften Jahr- 
hunderts angehörige Rechtsquelle, deren Satzungen für das 
älteste Recht grosse Bedeutung haben. Hier heisst es 16 
(ed. Schlyter): 

„Aber auf diese Weise soll man eine Sache einklagen. 
Man soll den Anderen vor seiner Hausthüre laden so dass es 
die Nachbarn hören. Bleibt er bei zwei Ladungen ruhig sitzen 
da büsse er für jede mit sechs Unzen oder leugne es mit sechs 
Männern, bleibt er bei der dritten Ladung ruhig sitzen da 
büsse er drei Mark oder leugne es mit Zwölfereid. Dann soll 



1) Dies übersieht Secher S. 160. 

■) Vergl. unten § 14. 

>) Skanelagen 186. 

*) Sk&nelagen 118. Eriks SseU. Lov TL 51. 

8' 
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man das vierte Mal laden in der Kirche am Festtage so dass 
es der Priester und die Kirchenleute hören. Bleibt er ruhig 
sitzen bei der Ladung so ist er ausgeklagt . bttsse für Ladung 
und Hauptsache . Will er nicht büssen . da soll man ihm das 
Abendmahl verbieten und die Zusammenkunft der Männer und 
ihn nicht vor Jahreszeit in den Bann setzen, sofern er nicht 
verdirbt den Leuten ihr Abendmahl und ihre Zusammenkunft. 
Thut er das (oder löst er sich binnen Jahreszeit nicht aus dem 
kleinen Bann), dann soll man ihn in den Bann setzen und wer 
dann mit ihm Zusammenkunft hat büsse drei Mark oder lasse 
sich aus dem Banne schlagen. Will der Gebannte sich vom 
Banne lösen das erste Jahr büsse er die Ladung und Sache 
und drei Mark filr den Bann; geht es aber über das andre 
Jahr . büsse er Ladung und Sache und sechs Mark ftlr den 
Bann . geht es aber über das dritte Jahr büsse er Ladung und 
Sache und neun Mark tHr den Bann. Geht es auf das vierte 
Jahr büsse Ladung und Sache und vierzig Mark für den Bann 
und nicht mehr". 

Durch allmähliche Steigerung sehen wir hier die Sache 
bis zur Höhe von vierzig Mark gelangen. Ueber den weiteren 
Verlauf schweigt das Kirchenrecht. Es griffen nun die Satzungen 
des weltlichen Rechtes über das Verfahren bei schweren Ver- 
gehen Platz, auf deren Darlegung es verzichtete, weil sie Dicht 
in seinen Bahmen gehörten. Es hatte nur also der Kläger in 
der vom Landrechte vorgeschriebenen Form die Friedloslegung 
des Beklagten zu erzielen und sich daraus Befriedigung zu 
verschaifen. 

Li einer späteren Quelle, dem Stadtrechte von Lund aus 
der zweiten Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts, tritt uns das 
gleiche Verfahren in gleicher Anschaulichkeit entgegen. Es 
heisst in 37: 

„Welcher Mann da geladen wird zum Thinge und kommt 
nicht, gelte zwei Unzen ein Mal und zwei Unzen das andere 
Mal. Und kommt er nicht das dritte Mal da büsse er drei 
Mark oder leugne es mit Zwölfereid . Wird er öfter geladen 
und kommt nicht büsse sechs Mark. Wird er öfter geladen 
und besucht (das Thing) nicht . büsse dem Bauern neun Mark 
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imd dem Könige drei Mark . Hierauf soll man seinen Frieden 
ausklagen, wie eines anderen Uebelthäters, wenn er nicht zu 
Recht stehen will". 

Nach dem Stadtrechte von Lund kann also bei erfolgter 
Steigerung bis zur Summe von zwölf Mark der Frieden aus- 
geklagt werden. — 

2. Der Kläger wählte das Verfahren mit Nehmen (nam). 
Von diesem Verfahren handelt das schonische Rechtsbuch bei 
Geldschulden 220: 

„Heischt man Zahlung von einem Anderen und will der 
nicht zahlen und nicht Eid dafür gewähren . da lade man 
ihn zum Thinge so wie die Gesetze sind und erziele ein 
Urtheil sein Gut zu nehmen." 

225: „Zieht der Pächter ab mit dem Pachtgelde und 
wiU es nicht später erlegen und nicht Eid dafür ge- 
währen . da soll ihn der Bauer zu drei Thingen laden so 
wie die Gesetze sind und ein Urtheil dazu erzielen sein 
Gut zu nehmen." 

Durch ordentliche Ausklagung hatte darnach der Kläger 
ein Urtheil zu erwirken, Gut des Schuldners zu nehmen. Nicht 
geht aus den bisherigen Stellen hervor, wer das Gut nahm. 
Die Parallelstellen von Sunesen ^) lehren, dass dem KlSger das 
Nehmen oblag"). 

Das Nehmen war ein Privatact des Klägers, bei welchem 

er nach schonischem Rechte von der obrigkeitlichen Gewalt, 

dem königlichen Voigt, weder unterstützt noch vertreten wurde. 

Das Nehmen hatte zum Gegenstand nur Fahrhabe des 

Schuldners. 

Das Nehmen griff sowohl bei civilen als bei Bussschulden 
Platz. Dass es bei jenen Platz griff, lehren die obigen Stellen 
des schonischen Rechtes. Dass es bei Bussschulden ursprünglich 
Platz griff, lehrt Skänelagen 84. Damach hatte der Todt- 
schläger ursprünglich das Recht, zur Zahlung der Geschlechts- 



1) 137. 149. 

*) Creditor bona quevis sabripuerit debitori; consnlendi sibi per 
sabtractionem bonorum coloni adiudicando iuridici dabunt licentiam 1 o c a t o r i. 
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busse durch Nehmen seine Verwandten zu nöthigen. Durch 
die zum Gesetze erhobene Verordnung Knuts von 1200 wurde 
ihm dies Recht in Schonland entzogen, während es sich in 
Seeland erhielt. 

Welche Wirkungen besass das Nehmen ? Gewährte es dem 
Kläger Eigenthum oder ein dingliches Recht oder ein blosses 
Retentionsrecht? Die Satzungen des schonischen Rechtes ge- 
währen darüber keine Entscheidung, wiewohl sie gegen das 
Eigenthum des Klägers sprechen^). Aus den Satzungen des 
seeländischen Rechtes geht hervor, dass das nam ein blosses 
Retentions- und Gebrauchsrecht gewährte*). 

Das Nehmen ist zweifellos ein im Absterben begriffenes 
Institut. Dies äussert sich darin , dass es entweder verboten 
wird, wie in Schonland für den erörterten Fall, oder dass seine 
Durchführung erschwert oder dass es in seinen rechtlichen Folgen 
eingeengt wird. „Er soll so nehmen^, heisst es im seeländischen 



^) Matzen, den danske Panterets Historie 1869 S. 52. 

') Matzen S. 49 ff. Secher a. a. 0. S. 168 ff. nimmt an, dass das 
nam von der Friedloslegung sich herleite und ursprünglich Eigenthum ge- 
währte, erst später sich zu einem Retentionsrechte abschwächte. Doch er- 
scheinen seine Gründe bei näherer Betrachtung nicht stichhaltig. 

a) Die Berufung auf das isländische Recht erweist nichts. Es ist 
keineswegs sicher, dass das isländische Recht einen älteren Rechtszustand, 
als das dänische Recht, wiederspiegelt, umgekehrt scheint dem isländischen 
Rechte das nam bereits verloren gegangen zu sein, ohne dass es an dessen 
SteUe eine obrigkeitliche YoUstreckung ohne Friedloslegung setzte. 

b) Dass das nam von der Friedloslegung sich herleitet, ist zu be- 
streiten (vergl. dagegen bereits von Amira, Altnorw. Vollstreckungsverfahren 
S. 828). Dagegen spricht, dass das nam in ältester Zeit überhaupt kein 
TJrtheil voraussetzte (v. Amira, Nordgerman. Obligationenrecht I S. 235) 
und dass es bei civilen Schulden Platz griff. 

Die Behauptung Sechers, dass Erichs Rechtsbuch för Seeland als 
Voraussetzung des nam die Beraubung der mannhelgi des Beklagten hin- 
stellt, ist nicht richtig. UI 26, welches nach Secher S. 98 eine „ausser- 
ordentlich alte", nach S. 170 freilich eine jüngere Rechtsregel darstellt, 
verlangt nur ein „Urtheil der Verwandten'', also nicht einmal das Urtheil 
der Thinggemeinde, geschweige denn die Beraubung der mannhelgi, um 
das nam vorzunehmen. 

c) Aus Stellen, welche dem Gläubiger gestatten, doppelt 6o viel zu 
nehmen, als seine Forderung beträgt oder nur einmal zu nehmen, „wenn 
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Kechtsbuche von Erich, „dass der es nicht sieht, dem es gehört, 
und nicht (nehmen) innerhalb seines Zaunthores, und kommt 
der hinzu, welcher Eigenthümer davon ist, während er inner- 
halb der Dorfinarkung nimmt und nimmt es ihm mit der Hand 
ab, was er genommen hat, da soll er lassen was er genommen 
hat, doch kommt er ausser der Gemarkung mit ihm zusammen, 
da darf der es nicht von ihm abnehmen dem das Gut gehört"^). 
Und das jütische Königsgesetz bestimmt, er solle nehmen „heim- 
lich und nicht offenbarlich und ausserhalb des Zaunthores'^, 
femer solle der Nehmende „zu seinen Nachbarn sagen. Einem 
oder Zweien oder Mehreren, dass er nahm" *). Der Nehmende 
soU nach dem jüngeren Bechtsbuche für Seeland das Genommene 
femer nicht ausserhalb des Herad führen „und nicht sein Zug- 
seil oder seinen Sattel auf das konmien lassen, was er genommen 
hat"'). Den Stadtrechten ist demgemäss im Allgemeinen das 
Nehmen nicht mehr bekannt. — 

Am Schlüsse unserer Darstellung des volksgerichtlichen 
Verfahrens sei des Ungehorsamsverfahrens des älteren Rechtes 
gedacht Dieses führt, wenn der Beklagte nicht in drei Thingen 
erscheint, zum ürtheile *), welches, wenn es auf eine Geldsumme 
lautet, die Befriedigung des Klägers durch das Nehmen erzwing- 
bar macht, wenn es auf Friedlosigkeit lautet, den Beklagten 
friedlos macht. 



er anch weniger genommen hat, als dazu gehört", folgt nicht im Eigenthum 
des Nehmenden. Der Zwang war natürlich ein stärkerer, je mehr der 
Gläubiger nahm. 

d) Die Vergleichung der schwedischen Rechtsqaellen spricht gegen 
ein Eigenthum des Nehmenden. < 

Dagegen lässt sich ftir die ältere Zeit wohl aufstellen, dass das nam 
ein Pfandrecht begründete, welches nach bestimmter Zeit dem Gläubiger 
zu EUgenthum verfiel. 

1) n 104. 

«) II 59. 

»)m 26. 

*) Skänelagen 14, 220. 
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§ 13. 

Der ESnlg. 

Auch der dänische König ist in seinen Hechten eng um- 
grenzt. Er steht nicht über Recht und Frieden, sondern er 
steht in Recht und Frieden. Das Landrecbt misst seine Be- 
fugnisse streng ab. Aber das Maass seiner Befugnisse ist ein 
grösseres als das beim Schwedenkönige wahrgenommene. 

Von den Rechten des Dänenkönigs scheiden für uns zu- 
nächst diejenigen aus, welche für seine Stellung gegenüber dem 
Frieden bedeutungslos sind^). 

Hierhin gehört das Recht des Königs am Krongute (Konung- 
lef), d. h. demjenigen Gute, welches ihm in seiner Eigenschaft 
als König zum Unterschiede von seinem privaten Stammgute 
(Patrimonium) zustand. Wie der Schwedenkönig in der Ver- 
fügung über den Upsalaaudr. beschränkt war, so war es der 
Dänenkönig in der Verfügung über das Krongut Das Kron- 
gut ist unveräusserlich, sofern nicht die gesetzgebenden Factoren 
ihre Zustimmung ertheilen. Doch darf angenommen werden, 
dass dieser Unterschied zwischen Krongut und Privatgut erst 
einer späteren Zeit seine Entstehung verdankt 

Hierhin gehört das Recht des Königs auf die ihm vom 
Landrechte zugestandenen Abgaben und persönlichen Leistungen 
seiner Unterthanen (servicium oder procuratio noctiimi ^), stuth*), 
innse*). Streng ist hier der König an die Vorschriften der 
Landschaftsrechte gebunden. Ausserordentliche Abgaben, wie 



^) Yergl. für das Folgende Kolderup-Rosenvinge, Retsh. § 56, Larsen, 
samlede Skrifter I S. 818—319. Stemann S. 74. 116 ff. insbes. aber Steen- 
strap, Kong Yaldemars Jordebog 1874. 

^) Unterhalt des Königs mit seinem Gefolge bei dem Aufenthalte an 
einem bestimmten Orte. 

') Abgabe an den König, sei es in Geld, sei es in Naturalien. In 
den Städten eine besondere Abgabe unter dem Namen: Mitsommersgield 
oder Amegield. 

^) Arbeiten der Unterthanen zu des Landes Wohl, Yorspannpfiicht, 
Pflicht zum Bau von Festungswerken und Gräben etc. 
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solche im Pflugpfennig auftreten, darf er nur mit Zustimmung 
der Bauern in jeder Landschaft auferlegen^). 

Hierhin gehört das Recht des Königs auf Befolgung des 
Angebotes zum Kriegsdienste ^) oder auf Zahlung einer Abgabe 
für Freiheit vom Kriegsdienste*). 

Hierhin gehört das MQnzrecht des Königs^). 

Hierhin gehört das Recht des Königs auf den ledigen Nach- 
lass (danefe), welches vom Erbe des Ausländers seinen Ursprung 
genommen und sich dann auf jeden Nachlass, zu welchem sich 
binnen bestimmter Zeit kein Erbe meldet, ausgedehnt zu haben 
scheint*^). 

Hierhin gehört das Recht des Königs auf den herrenlosen 
Schatz^) und auf die herrenlosen Liegenschaften und auf die 
Ströme '). 

Hierhin gehört das Strandrecht des Königs, d. h. das Recht 
auf das gestrandete Schiff und seine Ladung und auf das auf- 
getriebene Gut, insbes. auf den aufgetriebenen Wal^). 

Alle diese Rechte haben mit dem Königsfrieden nichts zu 
thun. Soweit sie überhaupt in Beziehung zum Frieden stehen, 
ist diese Beziehung eine für die Construction des Königsfriedens 
unerhebliche. 

Lose ist auch nur der Zusammenhang mit dem Königs- 
frieden bei dem Rechte des Königs auf die ihm yom Land- 
rechte zugestandenen Zölle fbr Aus- und Einfuhr von Waaren ^). 
Den Fremden gegenüber scheint dieses Recht entstanden zu 
sein. Für Duldung des an sich rechtlosen Fremden in seinem 
Gebiete erhebt der König eine Abgabe, ursprünglich wohl vom 

1) Steenstrup S. 208 f. 

') Lething. 

') Quaersset, in den Städten skot und qusersset. 

*) Steenstrup S. 221 ff. 

^) Stemann S. 4d2 ff. 

«) Stemann § 85. 

■') Steenstrup S. 334 ff. Gegen die von Aagesen überlieferte Vor- 
stellung eines ursprünglichen Obereigenthums des Königs am ganzen Lande 
Steenstrup I S. 325 ff. 

») Stemann S. 456 ff. Steenstrup S. 266 ff. 

») Steenstrup S. 261 ff. 
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Kopfe, später von der Waare. Den Fremden gestattet der 
König dadurch den Frieden, sie sind im KönigsMeden, wie das 
alte Stadtrecht von Schleswig sich ausdrückt^). Aber es er- 
scheint fraglich, ob man diese Sätze des Stadtrechts als Aus- 
fluss eines allgemeinen Königsfriedens aufzufassen hat. Schles- 
wig stand auf Königsgrund. Dadurch ist eine pax regia 
gegenüber dem Fremden erklärt. Die Landschaftsrechte wissen 
ebensowenig von einem Königsfrieden als von einem Volks- 
frieden der Fremden, welchen letzteren doch altschwedische ^) 
imd altisländische ^) Quellen kennen. So wird man diesem 
„Königsfrieden'' keine andere Bedeutung beizumessen haben, 
als dem Frieden des königlichen Schützlings, von welchem 
nachher die Rede sein wird. — 

Nichts mit dem Frieden des Königs zu thun hat weiterhin 
ein gewisses Ehrenrecht des Königs, welches uns bereits in 
Schweden entgegentrat, das Recht auf eine höhere Unehren- 
busse, I>okki, als sie dem Bauern zugebilligt wird. Für Todt- 
schlag an unschädlichen Thieren von gewissem Werthe, für 
Verletzung des einem Anderen gehörigen Unfreien, für Schädi- 
gung der Saaten eines Anderen, für Rücktritt vom Vertrage, 
für Unzucht mit der Ehefrau eines Anderen, kurz für jede 
Handlung, welche eine Ehrenkränkung gegen den Anderen in 
sich schliesst, ist dem Gekränkten ausser der Busse ein precium 
contemptus, eine Busse für die zugefügte Unehre, zu entrichten, 
deren Betrag regelmässig zwei Unzen nicht überstieg*). Wo 
sich diese Handlung dagegen gegen den König richtete, wuchs 
die Unehrenbusse auf drei Mark an. 

Sk&nelagen 168: 
„Sitzt der König selbst auf seinem Hofe oder der Erzbischof 
auf seinem . da ist deren pokki höher als wenn der Verwalter 
säßse . wird Vieh mit Willen in deren Saat gelassen .... 
klagt des Königs Verwalter oder des Erzbischofs darüber gegen 



1) ed. Thorsen § 81. 

«) W. G. I Af mandr. 5, Gottl. I 16. 

») Kgbk. "/n2. 

*) Sk. 101. 119. 164. 165. 206. 
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den anderen Mann dass er ihm mit seinem Vieh Abbruch ge- 
than habe und ladet ihn zum Thinge oder zu seinem Herrn . 
da büsse der Bauer drei Mark oder leugne mit Zwölfereid". 

215: 

„Verdingt man sich zum Verwalter in des Königs Wirth- 
schaft oder des Erzbischofs und will der sich sogleich wieder 
scheiden büsse drei Mark ob er hinkommt oder nicht . oder 
leugne mit Zwölfereid . weil deren iokki nicht geringer wird 
als auf drei Mark". 

Wie wir bereits bei Erörtenmg der schwedischen Verhält- 
nisse darl^ten, hat diese Unehrenbusse nichts mit dem Frieden 
des Königs zu thun. Sie ist lediglich eine Sühne für zugefügte 
Ehrenkränkung. Sie bringt somit nur die höhere Achtung, in 
welcher der König steht, zum Ausdruck. — 

Nach Ausscheidung der für den KönigsMeden unerheblichen 
Befugnisse des Königs treten wir an die Stellung des Königs 
gegenüber dem Frieden heran. Aus den früheren Erörte- 
rungen ergiebt«ich, dass ein objectiver Königsfriede in Däne- 
mark nicht anerkannt ist. Auf dem Gebiete der Gesetzgebung 
ist der dänische König mitwirkender Factor, aber nicht mehr 
als dieses. Das Gesetz ist eine Vereinbarung zwischen König 
und Volk. In einer weiter zurück liegenden Zeit mochte der 
dänische König wohl gar gleich dem schwedischen Könige sich 
der Satzung der Bauernschaft schlechtweg zu fügen haben. 
Denn wenn Saxo bereits von gesetzgeberischen Acten der 
mythischen Könige zu erzählen weiss, so wird man darauf kein 
Gewicht zu legen, sondern dies als Ausfluss der Denkungsweise 
seiner Zeit zu betrachten haben. Der im Laufe der Zeit sich 
erweiternde Machtkreis der königlichen Rechte lässt vielmehr 
den sicheren Schluss auf ihren geringeren Umfang in der vor 
unseren Quellen liegenden Zeit zu. 

Für die Zeit der Landschaftsrechte ist das Mitwirkungs- 
recht des Königs an der Gesetzgebung dagegen sicher bezeugt. 
Am klarsten stellt es die Vorrede zum jütischen Königs- 
gesetze hin: 

„Kein Mann soll auch urtheilen gegen die Gesetze welche 

der König giebt und das Land annimmt sondern nach den 
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Gesetzen soll das Land abgeurtheilt und gerichtet werden. 
Die Gesetze, welche der König giebt und alles Land an- 
nimmt, die mag er auch nicht zurücknehmen oder yer- 
ändem ohne des Landes Willen, ausser es wäre offenbar 
wider Gott". 

Die schonische Rechtsaufzeichnung und die Paraphrase von 
Sunesen führen Neuerungen auf des Königs Liitiative oder gar 
Bestimmung zurück^). An zwei Stellen berichtet die dänische 
Rechtsaufzeichnung für Schonen indessen von einem Zwiespalte 
zwischen König und Landrecht. „Stirbt ein Mann in Lehm- 
gruben oder Fuchsgruben der büsse drei Mark der graben liess. 
Aber doch sagt der König, dass für solche Sachen oder 
Gruben man nichts büssen soir, heisst es in SkSnelagen 99, 
wozu eine Handschrift fügt „darüber streiten Gesetzbuch und 
König". Und in 122 heisst es: „Alles das woftü- ein freier 
Mann büsst mit vierzig Mark für seine eigene That . dafür 
soll er büssen mit neun Mark für seines Knechtes Thaten oder 
er gebe heraus den Knecht und dazu sechs Mark . Aber der 
König will das als Gesetz haben dass ein Knecht nie mehr als 
drei Mark an einem untodten Manne verwirken kann". Das 
Letztere übersetzt Sunesen 50 dahin: „Sed rex Waldemarus 
noluit consentire ut ultra trium marcarum satisfactionem 
nisi quando perimitur liber homo pro servi facto in liberum 
suus dominus obligetur". Damach scheint es, als ob die Bauern- 
schaft im letzteren Falle ihren eignen Willen gegenüber dem 
Könige habe durchsetzen wollen, welcher am alten Rechte fest 
hielt. Das Schwanken von Sunesen und vom Verfasser des 
schonischen Rechtsbuches zeigt, dass die Grenzen zwischen des 
Königs und des Volkes Antheil an der Gesetzgebung noch nicht 
feste waren, dass des Königs Antheil an der Gesetzgebung noch 
kein so zu Recht bestehender war, dass es nicht die Bauern- 
schaft versucht hätte, auch wider des Königs Willen Recht 
zu setzen. In dem seeländischen Rechtsbuche Erichs ergiebt 
sich aus einer Satzung, welche erörtert, aus welchen Gründen 



^) Sk. 84: psettse havir Eonung for t>y swa skipaet Sunesen 45. 61. 



§ 13. Der König. 125 

das Land „dieses aiinahm*^ dass auch hier das Mitwirkungs- 
recht des Königs an der Gesetzgebung anerkannt war. 

Die Könige^) selbst sind ihrerseits bereits früh weiter ge- 
gangen. In seiner Verordnung über den Landfrieden vom 
28. December 1200*) bezeichnet es König Knut als Recht der 
königlichen Gewalt leges condere vel mutare und die Verord- 
nung Valdemars 11., welche die Jury an die Stelle des Gottes- 
urtheils setzt®), stellt sich als Gesetzessatzung*) hin. Aber 
zweifellos bedurften diese königlichen Verordnungen erst der 
Annahme seitens der Bauernschaft , um Landrecht zu werden. 
Für den letztberührten Fall erfährt diese Ansicht eine Stütze 
dadurch, dass die seeländische Eechtsaufzeichnung Erichs in 
der Gestaltung der Jury mehrfache Abweichungen gegenüber 
der Jury, welche die Verordnung Valdemars n. ins Leben rief, 
aufweist. Dieser Umstand zeigt, dass die Einführung der Jury 
in jeder Landschaft gesondert geschah und dass in jeder Land- 
schaft die Jury durch den Willen der Bauernschaft Abänderungen 
erfahr — denn für den König selbst lag kein Grund vor, der 
neugeschaffenen Jury in Seeland eine andere Gestakung, als in 
Schonland zu geben. — 

Ein objectiver Königsfriede ist somit in Dänemark von den 
Landschaftsrechten nicht anerkannt Dem entspricht es, dass 
ein eigenes Organ für die Aufrechterhaltung eines solchen 
Königsfriedens, ein Königsgericht erst in der Entwickelung be- 
griffen ist. 

Der dänische König scheint in ältester Zeit auf dem Ge- 
biete der Rechtsprechung keine Rechte besessen zu haben*). 



') oder der Geistliche, welcher die Königsurkunde ahfasste. Larsen, 
s. Skr. I S. 817. Nicht richtig ist, was Hasse, Dänenrecht und Fremden- 
recht in Dänemark zur Zeit Waidemars U. Kiel 1883 (als Manuscript ge- 
druckt) hierüber S. 4. 5. bemerkt 

') Zuletzt abgedruckt in Aarsberetninger fra det Kongelige Geheime- 
archiv Bd. V. 

•) Aarsberetninger Bd. V. 

*) haevum wi thesse logh swa sat 

') Yergi. Larsen om de danske Eongers personlige Deeltagelse i 
Retspleien (Saml. Skr. II S. 805 ff.). 
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Selbst im Gebiete des Witherlags lässt Saxo den König nur 
die Rolle eines Zuhörers ausüben ^), was Aagesen und der Text 
des Witherlagsrechtes bestätigen ^). In der schonischen Rechts- 
aufzeichnung tritt das Königsgericbt nur an wenigen Stellen 
auf. Bei Streitigkeiten zwischen Dorfgenossen über unrecht- 
mässige Bebauung öffentlicher Plätze und Wege, sodann bei 
Gewährschaflsleistung betreffe eines Grundstücks, endlich l)ei 
Klagen wegen böswilliger Beschädigung der Saaten des Königs 
wird des Königsgerichtes gedacht^). Ebenso gedenkt Valdemars 
Rechtsbuch für Seeland, ausser bei Grundstücksprocessen*), nur 
bei Handlungen der freiwiUigen Gerichtsbarkeit des Königs- 
gerichtes '^). Das Königsgericht ist hier aber ebensowenig aus- 
schliessliches, als es höheres Gericht ist. Es ist neben dem 
Volksgerichte und dem Gerichte des Erzbischofis zuständig*). 
Von einem besonderen Verfahren des Königsgerichtes lässt das 
Schonenrecht nichts erkennen, wie auch nichts von einem be- 
sonderen Schutze, dessen sich das Königsgericht erfreute, ver- 
lautbart. Diesen Rechtszustand bestätigen die Urkunden aus 
dem zwölften und dem Anfange des dreizehnten Jahrhunderts. 
Sie lehren uns, dass vor dem Könige Acte der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vorgenommen wurden') und sie weisen einige 
Fälle von Grundstücksprocessen auf, in welchen der König an- 



') Ipse enim auditoris tantum partem exequens militiae judicationis 
mandavit arbitrium p. 530. 

') Larsen S. 808 f., insbes. über die Deutung von raetta male. Einch 
S. 267. 

») Sk. 66. 68. 81. 188. Ueber das nö{3ae msdp konungs rsetse in 84 
wird später die Rede sein. 

*) ed. Thorsen 71. 72. 

ß) 68. 69. 88. 

®) Sk. 66. til pings sellser til Konungs seller archibißcops. 68 a f)inghi 
sellser fore konungi aellaer archibiscope. 81. ofha {)ingi sellser 
fore konungi aellaer fore archibiscopbe. 168 til |)ings sellaer 
til haerrse sinnae. Im letzten Falle weiss Sunesen 109 nur 
vom Thing. 

') Dipl. Am. I S. 28 (1170) S. 86 (1174) S. 56 (1184); Scr. rer. Dan. V 
S. 250 (1188). 
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gegangen wurde, sei es um den Rechtsstreit zu schlichten^), 
sei es um ihn abzuurtheilen ^). Dass das Eönigsgericht in diesen 
Fällen eine ausschliessliche Zuständigkeit besessen habe, lassen 
die Urkunden nicht erkennen. Ebensowenig tritt ein eigenes 
Verfahren zu Tage. Nur ersetzt natürlich die Stelle der ur- 
theilenden Thinggemeinde der König als Einzelurtheiler. 

Wir können somit annehmen, dass noch im Anfange des 
dreizehnten Jahrhunderts der König auf dem Gebiete des 
Friedens weder rechtschaffende noch rechtsprechende Kraft 
besass. — 

Bevor wir weiter fortschreiten, um gewisse Rechte des 
Königs im Frieden zu betrachten, wird es gut sein, das obige 
negative Ergebniss durch eine Betrachtung der dänischen Königs- 
urkunden der älteren Zeit auf seine Richtigkeit zu prüfen. Es 
ergiebt sich, dass der älteren dänischen Königsurkunde, gleich 
der älteren schwedischen Königsurkunde, die Androhung einer 
bestimmten Straffolge fremd ist. Die Stellung des dänischen 
Königs als Wächter des Friedens der Landschaft, welche sich 
in gewissen noch zu besprechenden Einzelbefugnissen äussert, 
tritt in der dänischen Königsurkunde freilich zu Tage. Der 
König sendet salutem et pacem*), er erklärt, es sei seine Sache 



^) So in der Urkunde des Dipl. Am. I S. 54, welche nach den Begesta 
dem J. 1196 angehört Die beiden Parteien kommen gemeinsam vor den 
König (ad nostram presenciam convenenint) und der König entscheidet 
nicht den Streit, sondern schlichtet ihn (volentes dirimere litem), indem 
er einen Vergleich (composicio) zu Stande bringt 

^) Dies in der Urkunde des £rzbischofs Absalon Yon 1177 im Dipl. 
Suec. I Nr. 76. Es handelt sich um eine Klage der Bewohner des Faardasa- 
herad in Halland (vergl. Styffe, Skandinavien S. 86) gegen die Klosterbrüder 
von Esrom über Eigenthum an Wäldern. Die Kläger wenden sich an den 
König. Qui ac^judicavit praedictis fratribus et caeteris qui praefatam viUam 
et calumpniatas villas in possessione habebant, sacramento comprobare 
easdem Silvas a justis possessoribus se adeptos fuisse , et ipso sacramento 
praeterito, de jure easdem Silvas in perpetuum debere absque ulla calum- 
pnia possidere. Praestitum est sacramentum sicut supra testati sumus, in 
praesentia Domini Kanuti regis et nostra et praefatae silvae de jure ab 
ipso fratribus in perpetuum sunt a^judicatae omnia calumpnia in post^rum 
abjudicata. 

») Dipl. Suec. 73. 
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• 

providere quomodo hü qui in regno nostro sunt in pace et 
quiete vivant^) oder pacem et quietem regno michi commisso 
previdere et precipue religiosis ') oder ut hi qui in regno nostro 
divinis mancipati sunt obsequiis et pace nostra tueantur et regia 
liberalitate fulciantur ne egeant®). Aber diese Stellung gewährt 
ihm nicht das Kecht, Urkunden zu erlassen, welche eine be- 
sondere Straffolge androhen. Die Königsurkunde des zwölften 
Jahrhunderts beschränkt sich entweder auf die Androhung der 
poena ecclesiastica ^) oder sie droht neben der poena ecclesiastica 
oder allein ganz allgemein des Königs Rache (regalis vindieta) 
an^), bestimmt, dass der Zuwiderhandelnde regio majestatis 
reus existat^), dass er transgressionis iniidelitate notatus ultoris 
Dei iram incurrat, dagegen quietis et pacificis erit retributio 
quietis et pacis*^), dass er gladium majestatis ultorem ftOden 
solle ^), behandelt ihn als Begali auctoritate districtissime 
puniendum*), während servantibus ea, quae supra dicta sunt, 
pax Dei et nostra perpetua maneat *^) u. dgl. m. Ueberall ver- 
missen wir eine concrete handgreifliche Folge der Uebertretung 
der Königsurkunde. Da wir bei dem theilweise rein privat- 
rechtlichen Inhalte der Königsurkunden unmöglich annehmen 
können, dass der Uebertreter nach den Grundsätzen über den 
Hoch- und Landesverrath (crimen laesae majestatis)") beurtheilt 
wurde, bleibt uns nichts anderes übrig, als in den Wendungen 
leere Drohungen zu erblicken, welche einen rechtlichen Inhalt 
nicht bergen, was durch den Umstand, dass die poena ecclesia- 



1) D. A. I S. 28. 30 (1170). 

») D. S. 120 (1203). 

») D. A. I S. 16 (1164). 

*) Dipl. Suec. 26. 33. 97. 121. 

») D. A. I S. 8 (1117) 4 (1135) 11 (1148) 21 (1164) 90 (1209) 128 (1239) 
268 (1180) 270 (1183). 

«) D. A. I S. 12 (1152) 16 (1164). 

') D. S. 78 (1176). 

8) D. S. 75 (1177). 

») D. A. I S 59 (1187). 

^^) Urkunde bei Hasse, das Schleswiger Stadtrecht S. 182. 
^^) Sunesen 62. Witherlagsret (ed. Rosenvinge) S. 2. 
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stica neben ihnen oder an ihrer Stelle auftritt^), nur bestätigt 
wird. Insbesondere für die königliche Schutzurkunde ist dieses 
Resultat von Bedeutung. Es lehrt, dass der königliche Schütz- 
ling keinen höheren Frieden kraft Rechtssatzes genoss. Nur 
den thatsächlichen Vorzug, welchen die Fürsorge eines mäch- 
tigen Armes verschafft, enthält der königliche Schutz. Nach 
Landrecht ist der königliche Schützling darum auch weder in 
Busse noch in Wergeid seinem Recht^enossen überlegen, nach 
Landrecht empfängt der König für Verletzung seines Schützlings 
darum auch kein höheres Gewette, als für Verletzung eines ande- 
ren Unterthanen. Die Betrachtung der Königsurkunden bestätigt 
somit, dass ein objectiver Königsfriede nicht anerkannt ist. 

Für die Stellung des dänischen Königs i m Frieden sind zwei 
Rechte bedeutungsvoll, welche ihm von alter Zeit her zukommen, 
das Recht der Friedensgabe und das Recht auf Stra^elder. 

Der dänische König hat das formale Recht der Friedens- 
gabe. Bis in das elfte Jahrhundert lässt sich mit Sicherheit 
zurückveifolgen , dass der König dem Friedlosen den Frieden 
gab. Bereits in einer schonischen Immunitätsurkunde von 1085 
behält sich der König vor, dass der extra pacem positus emat 
pacem a rege^) und eine Immunitätsurkunde aus dem Anfange 
des zwölften Jahrhunderts^) überlässt dem bedachten Kloster 
das ganze Vermögen des Friedlosen mit Ausnahme der re- 
demptio pro pace, welche dem Könige auch in Zukunft ver- 
bleiben solle. Der König ist in der Friedensgabe nicht un- 
beschränkt. Bei unsühnbaren Sachen stand es nicht in des 
Königs Macht, dem Thäter den Frieden zu geben ^) und so 



^) z. B. Scr. rer. Dan. VI 396 (1204): non solam Telit regie ultionis 
animadYenionem , sed et divine vindicte merendmn judidum exigentibus 
temeritatis sne meritis sustinere. u. s. 

*) Dipl. Snec. 26. In der gleichen Urkunde ist auch von Grundstücken 
die Rede, welche Jemand dem Könige emendavit, persoWebat, dedit pro 
pace sua. 

>) Dipl. Am. Magn. I S. 3. 

^) Dies zeigt sich bei der späteren ünsühnbarkeit noch darin, dass 
der König ohne Willen des Verletzten kein Friedensgeld nehmen und keinen 
Frieden geben darf. Yergl. § 14. 

Lehmann, Der Königsfriede. 9 
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weit der König den Frieden geben konnte, musste er ihn bei 
Vorbandensein der vom Landrechte geforderten Bedingungen 
geben ^). Des Königs Gnade ist es also nicht, venn(^e deren 
der Friedlose wieder in den Frieden gelangt. Der Friedlose 
kauft sich vielmehr in den Frieden. Gegen Zahlung einer 
vom Landrechte bestimmten Summe erwirbt er vom Könige 
den Frieden. Der Betrag dieser Summe wechselt in den ein- 
zelnen Landschaftsrechten'), ist aber überall ein durch das 
Landrecht bestimmter Betrag. 

Die Gabe des Friedens seitens des Königs verschafft den 
Frieden der Allgemeinheit. Aber, wie sich in Schweden Spuren 
davon fanden, dass der König ursprünglich nur für sich den 
Frieden gab, und dass neben ihm Verletzter und Thingver- 
sammlung den Frieden gaben, so weist das seeländische Bechts- 
buch Valdemars eine Mitwirkung der Thiilgversammlung bei 
der Friedensgabe auf. Es bestimmt: 

„Erschlägt ein Mann einen Freien da hat er seinen Frieden 
wider des Königs Voigt mit drei Mark Silbers zu lösen. Aber 
ist sein Haupttheil geringer als drei Mark da mag des Königs 
Voigt ihm nicht mehr abverlangen, als seinen Haupttheil. Nach- 
dem er seinen Frieden erkauft hat da hat er zum Landschafts- 
thinge zu fahren und seine Sache zur Busse zu bieten, und 
da haben die Lande für ihn und für den welcher des Todten 
nächster Verwandter ist ein Thing und ein anderes zu legen. 
Aber haben nicht die welche des Todten Verwandte sind auf 
dem dritten Thinge etwas dafür vorzubringen dass er eine un- 
sühnbare That gethan habe da haben die Lande ihm seinen 
Frieden zuzuurtheilen und wegen Busserbietung zu verhandeln" '). 

Es bedarf demnach eines Urtheiles des Landschaftsthinges, 
damit der Friedlose in den Frieden wieder gelange. Der König 
gewährt nur einen vorläufigen Frieden der Allgemeinheit Durch 
den Frieden des Königs erlangt der Friedlose die Möglichkeit, 



^) lieber das analoge Verhältniss bei der Gilde siehe Pappenheim 
8. 338. 339. 

«) Vergl. Wilda, Strafrecht S. 447. 448. 
') ed. Thorsen L. 
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das Landschaftsthing gefriedet anzugehen und den endgiltigen 
Frieden zu erwerben. 

In dieser Gestaltung entspringt augenscheinlich das Recht 
des Königs zur Friedensgabe nicht der Auffassung, dass der 
König Träger eines besonderen Friedens ist, welchen er auf 
den Friedlosen überträgt, noch der Auffassung, dass der ge- 
meine Frieden vom Könige allein getragen wird. Wäre das 
Erste der Fall, so wäre es nicht verständlich, dass der Fried- 
lose gegen Zahlung des fridkaup ein Recht auf Gewährung 
des Friedens hat, wäre das Zweite der Fall, so bedurfte es 
nicht eines Urtheiles des Landschaftsthinges. Der König ge- 
währt vielmehr den Frieden der Allgemeinheit, nicht einen 
eignen Frieden, er gewährt ihn aber als Organ der Allgemein- 
heit, nicht aus eigner Machtvollkommenheit, daher nur mit be- 
stimmten inhaltlichen und zeitlichen Beschränkungen. — 

Der dänische König hat Recht auf Strafgelder, und zwar 
hat er neben dem Verletzten oder allein Strafgelder zu em- 
pfangen. Wo er neben dem Verletzten ein Strafgeld empfilngt, 
richtet sich sein Strafgeld nicht nach dem Betrage der Busse, 
welche der Verletzte erhält, es ist vielmehr von der Busse des 
Verletzten ganz unabhängig. Es tritt hierin die bedeutsamere 
Stellung des Dänenkönigs gegenüber dem Schwedenkönige zu 
Tage. Der Schwedenkönig theilte das Strafgeld mit dem Ver- 
letzten und der Hundertschaft. Der auf ihn fallende Theil war 
nur ein Bruchtheil des Gesammtstrafgeldes. In dieser Drei- 
theilung des Strafgeldes an Verletzten* Hundertschaft, König 
prägte sich der Gedanke aus, dass der König nur einen Bruch- 
theil der Staatsgewalt darstelle, in der Gleichheit des an den 
König und an den Verletzten fallenden Betrages vom Strafgelde 
zeigte sich die Auffassung, dass der BegrifiT der öffentlichen 
Gewalt sich noch nicht zu voller Selbständigkeit durchgerungen 
hat. In Dänemark findet sich von einem Antheile des Herad 
am Strafgelde keine Spur mehr. Was sich dem vergleichen 
lässt, ist der Antheil der Witherlagsgenossen und der Antheil 
der Städte am Strafgelde. Der letzte ist zweifellos späteren 
Rechtens. Der erstere lässt vielleicht den Schluss zu, dass auch 
in Dänemark ursprünglich die gleiche Dreitheilung, wie in 

9* 
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Schweden, geherrscht hat. Dem Landrechte aber ist jede Er- 
innerung an die Dreitheilung geschTsiinden. In Dänemark ist 
femer das Strafgeld, welches der König bezieht, im Betrage 
ganz unabhängig von der Busse, welche der Verletzte bezieht 
In Dänemark erscheint der König somit als alleinige Ver- 
körperung der öffentlichen Gewalt, welche nicht mehr hinter 
dem Verletzten in abhängiger Stellung steht, sondern um ihrer 
selbst willen da ist und nach ihren Zielen den Betrag des an 
sie fallenden Strafgeldes selbständig abmisst. 

Die Strafgelder, welche an den König nach Landrecht zu 
entrichten sind, das „Recht'' des Königs, Konungs rset, jus 
oder justitia regis, treten in zwei Grund-Beträgen auf, als 
Strafgeld von drei Mark und als Strafgeld von vierzig Mark. 

Das Strafgeld von drei Mark ist das ordentliche jus regis. 
Wo nur vom Konungs rsett die Rede ist, ohne dass der Betrag 
angegeben wird, ist das Dreimarkstrafgeld gemeint. Das Drei- 
markstrafgeld tritt bei den mannigfachsten Vergehen auf, bei 
Friedensbrtichen , Rechtsbrüchen, blossen Gesetzesverletzungen, 
ohne dass Friede oder Recht eines Anderen gebrochen wird. 

Das Strafgeld von vierzig Mark ist das ausserordentliche 
jus regis. Das Strafgeld von vierzig Mark tritt femer grund- 
sätzlich bei Friedensbrtichen auf. Das Strafgeld von vierzig 
Mark ist für die Entwicklung des Königsfriedens von hoher 
Bedeutung. Es ist das Mittel, durch welches sich der dänische 
König aus einem Organe der Allgemeinheit zum alleinigen 
Träger des Friedens aufschwingt. 

Es bedarf deshalb, um über die Entwicklung des dänischen 
Königsfriedens in's Klare zu kommen, einer genaueren Be- 
trachtung. 

§ 14. 
Das Ylerzlgmarkstrafgeld. 

Mit erkennbarer Schärfe hob sich in Schweden die Zeit, 
von welcher an das Vierzigmarkstrafgeld in die Landschaits- 
rechte eindrang, von der Zeit ab, in welcher es den Land- 
schaftsrechten noch ein Fremdling war. Erst in das dreizehnte 
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Jahrhundert fiel dort die Ausbreitung des Vierzigmarkstrafgeldes. 
Dass auch in Dänemark das Strafjgeld von vierzig Mark eine 
ähnliche Entwicklung, wie in Schweden, durchgemacht hat, wird 
die folgende Darstellung wenigstens wahrscheinlich machen. 
Aber es ist hier ungleich schwieriger, die Zeit, in welcher, und 
den Ausgangspunkt, von welchem aus das Yierzigmarkstrafgeld 
zur Entstehung und Verbreitung gelangte, kennzuzeichnen. — 

Nicht bestritten werden kann, dass das Strafgeld von vierzig 
Mark sich ebensowenig in den Rahmen des dänischen Zahlen- 
systemes von Strafgeldern harmonisch einfügt, wie es sich in 
das schwedische Zahlensystem von Strafgeldern harmonisch ein- 
fügte. Das dänische Zahlensystem von Stra%eldem ist gleich 
dem schwedischen das Duodecimalsystem , dessen Mittelpunkt, 
wie in Schweden, das Dreimarkstrafgeld bildet. Das Strafgeld 
von drei Mark wird verdoppelt, verdreifacht u. s. w., wie es 
in Hälften, Drittel und Viertel zerlegt wird. Durch VerfUnf- 
fachung des Dreimarkstrafgeldes ist die schonische und see- 
ländische Mannbusse von fünfzehn Mark entstanden, von welcher 
Sunesen^) und das Eechtsbuch Erichs*) berichten. Versechs- 
fachung des Dreimarkstrafgeldes sind die thrinnse attan mark 
des jütischen Königsgesetzes ®) und des Schleswiger Stadtrechtes*), 
welche die jütische Mannbusse, wie ich anzunehmen geneigt 
bin, bereits seit alter Zeit*) bildeten. Spricht die Vermuthung 
somit von vornherein dafür, dass auch in Dänemark das Straf- 
geld von vierzig Mark späteren Ursprungs ist, so gilt es hier- 
über aus den Quellen das Material zusammenzustellen. — 

Wenn wir Saxo glauben wollen, war bereits zur Zeit Knuts 
des Grossen, also im Anfange des elften Jahrhunderts das 
Vierzigmarkstrafgeld das gewöhnliche Strafgeld für Todtschlag. 



^) 48. Die Mannbusse des Bchonischen Stadtrechtes betrug dagegen 
80 Mark, Schlyter IX S. 418/43. 

») Eriks Ssellandske Lov 11 87. 

») Jydske Lov II 9. 

^) § 8. Regni consuetudine conservata sagt das Schleswiger Stadt- 
recht Vergl. Larsen, Bidrag til de gamle danske ProvindsiaUovbögers 
Historie in Samlede Skrifter I S. 66. 
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Nach dem alten Witherlagsrecht, berichtet Saxo *), wie es Knut 
Sveinsson schuf, habe auf Todtschlag an dem Witherlagsgenossen 
die strenge Friedlosigkeit gestanden. Nun aber habe der König 
selbst als Erster sidi des Todtschlages an einem Witherlags- 
genossen schuldig gemacht. Um nicht ihres Führers verlustig 
zu gehen, und sich so selbst in's Verderben zu stürzen, hätten 
die Witherlagsgenossen beschlossen, von der Verurtheilung des 
Königs Abstand zu nehmen, und hätten ihm selbst überlassen, 
die Art seiner Bestrafung zu bestimmen. Der König hätte sich 
zur Zahlung des neunfachen Betrages der damaligen ge- 
wöhnlichen Todtschlagsbusse von 40Mark^), d. h. zur 
Zahlung der Summe von 860 Mark verurtheilt, von welcher 
ein Drittel dem Könige, ein Drittel den Witherlagsgenossen, 
ein Drittel den Erben des Getödteten zufallen sollte. 

Man hat diesem Berichte Saxo's vielfach unbedingten Glauben 
geschenkt^). Wie uns scheint, mit Unrecht. Muss man sich 



>) ed. Müller-Velschow S. 527— 5S4. 

s) Comque alias homicidionun crimen quadragenis nummi talentis ex- 
piari soleret Ungewiss lässt Saxo, ob diese 40 Mark das an den König 
zu zahlende fridkaup in sich begreifen oder ob sie allein die Bosse dar- 
steUen soUten. Wegen der Worte nummi talentis nimmt man nach den 
Worten Rosenvinges (Einleitung zu Eriks SseUandske Lov. S. XXXI Note 78) 
vielfach an, dass Saxo 40 Mark ,,Pfennige^ gemeint ' habe. Wilda, Straf- 
recht S. 404 bemerkt mit Recht dagegen, dass es für die Zeit Knuts ziem- 
lich unerheblich sein mochte, ob es sich um eine Mark „Silber'' oder eine 
Mark „Pfennige** handelte, da beides damals wohl nicht sehr verschieden 
war. Sagt doch die Konungsbök *^^/i92, dass bei der Einführung des 
Christenthums auf Island var t>a allt eitt talit oc vegit VergL hierzu Wilda, 
Strafrecht S. 828 ff. und von Amira, Nordgerman. Obligationenrecht I § 64. 
Steenstrup, Danelag S. 294. 

8) So Kolderup-Rosenvinge, Retsh. § 166; Wilda, Strafrecht S. 404; 
Pappenheim, die altdänischen Schutzgilden S. 848; (dieser, weil in den Gilde- 
statuten die YierzigmarkbuBse als Mannbusse wiederkehrt. Aber die Gilde- 
Statuten reichen in den uns vorliegenden Redactionen nicht über die Mitte 
des dreizehnten Jahrh. zurück. Pappenheim S. 154. 159. 168. 169. 171. und 
das alterthümlichste Gildestatut, das Flensburger, Pappenbeim S. 154. 847 
kennt die Yierzigmarkbusse als Zusatzbusse zur rechten Mannbusse. Pappen- 
heim S. 442. 847); Stemann S. 650; Steenstrup, Danelag S. 298, dessen Aus- 
führungen durch unsere ganze Arbeit widerlegt werden ; dagegen zweifelhaft 
Larsen, Saml. Skr. I S. 516. 
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Saxo gegenüber überhaupt etwas kritisch verhalten (vgl. Steen- 
strup, Indledning i Normannertiden 1876 S. 7 ff.), so gewiss in 
den Fällen, wo er von weit vor ihm liegenden Zeiten berichtet 
Von vornherein spricht gegen die Annahme, dass das Yierzig- 
markstrafgeld von Alters her bei Todtschlag in Dänemark Platz 
griff, die Dreitheilung bei Leistung und Empfang der Busse 
zwischen Thäter, bez. Erben, Schwertmagen und Spillmagen, 
wie sie das schonische und seeländische Becht aufweisen^). 
Diese Dreitheilung weist, wie sie selbst aus dem Duodecimal- 
system hervoigegangen ist, auf ein Bussgeld hin, welches durch 
die Zahl drei theilbar ist. Es spricht weiter gegen diese An- 
nahme der Blick auf die schwedischen Verhältnisse, in welchen 
das Vierzigmarkstrafgeld erst später^ wie wir sahen, Todtschlags- 
strafgeld wurde. Solange somit Saxo's Darstellung nicht durch 
andere glaubwürdige Quellen gestützt wird, sind wir befugt, 
uns ihr gegenüber wenigstens zweifelnd zu verhalten. Wir be- 
sitzen nun aber im Texte des Witherlagsrechts und in Svend 
Aagesen's Geschichte des Witherlagsrechtes zwei zweifellos klas- 
sischere Quellen, als Saxo selbst (vgl. Kinch S. 267). An ihnen 
werden wir die Richtigkeit von Saxo's Darstellung zu prüfen haben. 
Beider Bericht weicht aber von Saxo's wesentlich ab. Nach 
Aagesen bestand das Urtheil der Witherlagsgenossen über den 
König darin, dass derselbe sich in den Staub werfen und de- 
müthig Abbitte thuen sollte. Von einer Bestrafung des 
Königs wurde dagegen abgesehen^). Für die Zukunft wurde 



1) Skanelagen 42. 84. 91, Statntum Eanuti von 1201 ; Sunesen 45. 47; 
Eriks SseUandske Lot II 9. Secundum antiqua jura sie est persolute 
pecunie distribucio facienda sagt Sunesen 47. 

^ Universae tandem cohorti haec placuit sententia ut jactato in medio 
Condoms pulyinari regia mtgestas procumberet ibique sententiae vel indul- 
gentiam vel rigorem praestolaretur. Quo facto regem erigentes ipsi delicti 
veniam gratiamque indulgent, unanimi confirmatione conclamantes, 
ut omni de caetero dispensatione semota higuscemodi transgressionis reus 
nulla in postemm satisfactione tanti delicti immunitatem expiaret, sed vel 
capitalem subiret sententiam vel saltem temperato rigore ut extorris pro- 
fngns et ab omni militari coUegio cum probroso nuncupationis vocabulo id 
est Nitbingsorth ejectus abscederet Cap. 10. Bei Kolderup-Rosenvinge 
Sämling V. 
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aber einstimmig festgesetzt, dass Todtschlag oder schwere Ver- 
wundung an dem Witherlagsgenossen die volle Friedlosigkeit 
nach sich ziehen sollte. So sei es während der Regierung der 
acht darauf folgenden Könige gehalten worden. Unter König 
Niels aber (1104 — 1134) sei es voi^ekommen, dass ein ange- 
sehener Mann, welcher grosse Verbindungen im Lande hatte, 
einen Witherlagsgenossen verwundete. Um den sich aus der 
strengen Gesetzesanwendung ergebenden Misshelligkeiten aus 
dem Wege zu gehen, sei das alte Recht dahin abge- 
ändert worden^), dass, wer seinen Genossen in Zukunft 
verwundete, dem Verletzten vierzig Mark und zwei Goldunzen 
als „görsum", dem Könige vierzig Mark, endlich allen Wither- 
lagsgenossen vierzig Mark zahlen solle ^). 

Aagesen weiss also so wenig davon, dass unter Knut dem 
Grossen die gewöhnliche Todtschlagsbusse vierzig Mark betrug, 
wie er davon weiss, dass Knut selbst eine Busse für den von 
ihm begangenen Todtschlag entrichtete. Erst dem zwölften 
Jahrhundert gehört nach Aagesen ein Fall an, in welchem dem 
Friedensbrecher gestattet wurde, mit der Vierzigmarkbusse den 
Friedensbruch zu sühnen. In diesem Falle liege aber , wie 
Aagesen ausdrücklich hervorhebt, eine Neuerung. Das Vierzig- 
markstrafgeld sei hier zum ersten Male an die Stelle der 
alten Friedlosigkeit getreten. 

Mit dem, was Aagesen berichtet, stimmt nun aber der 
Text des Witherlagsrechtes eher überein, als mit Saxo's Bericht. 
Das Witherlagsrecht weiss von dem Todtschlage und der Buss- 
zahlung König Knuts überhaupt nichts. Es erklärt viel- 
mehr ausdrücklich, dass bis auf König Niels herab 
kein Fall vorgekommen wäre, in welchem das 
Witherlag gebrochen und dafür Busse gezahlt 
worden wäre^). Erst unter König Niels sei jene Ab- 



1) Totius igitur curiae assensu novae constitutionis sententiam pro- 
mulgavit 

«) Cap. 11. 

') Aus diesem Grunde dürfte auch die Erzählung Saxo*s von Erichs 
Eiegod Missethat und VSTallüalirt S. 607 mindestens zweifelhaft sein, zumal 
die anderen Quellen davon schweigen. 
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ändenmg des alten Rechts erfolgt, von welcher Aagesen be- 
richtet^). — 

Ein negatives und ein positives Ergebniss scheint aus den 
beiden Berichten von Aagesen und dem Witherlag gegenüber 
Saxo hervorzugehen. Offenbar entkräften sie die Erzählung 
Saxo's von Knuts Busszahlung völlig. Diese Erzählung kann 
somit für die Ansicht, dass das Vierzigmarkstrafgeld von Alters 
her in Dänemark bei Todtschlag gegolten habe, nicht als Stütze 
verwendet werden. Von Saxo's Bericht bleibt für uns also nur 
seine Bemerkung übrig, dass zu Knuts Zeit das Strafgeld für 
Todtschlag vierzig Mark betragen habe. Hat sich aber Saxo's 
Darstellung von König Knuts Busszahlung als ersonnen heraus- 
gestellt, so werden wir seiner Bemerkung von der alten Geltung 
der Vierzigmarkbusse bei Todtschlag ebenso wenig Glauben zu 
schenken haben. Er übertrug Verhältnisse seiner Zeit, in welcher 
auf Todtschlag unter Umständen allerdings das Vierzig- 
markstralgeld stand, auf die Zeit Knuts. — 

Andrerseits liefern die beiden Berichte von Aagesen und 
dem Witherlag das positive Ergebniss, dass im ersten Drittel 
des zwölften Jahrhunderts das Vierzigmarkstrafgeld bei gewissen 
Friedensbrüchen im Witherlagsrechte an die Stelle der strengen 



^) Withirlaghit war trolike takit meUe herrae oc mannum sinum oc 

stoth swa uspiellat i atta konungha daghum oc brödis ey för 

en i nynde konungs dagha . thet war Niclis. Tha reth christiem swensson 
til oc hio thuse doka thet war hint första withirlagxbröt. Tha 
thötte bathe konong niclis oc cristiems frendir want wsera at wraka honum 
af konungs garth meth nithings orth . forthy at hans bröther twa wäre 
biscopa .... Tha litte the afif bo hethinsson af waenla ther gamla Knutz 
man war oc off andre the eiste men i danmark wäre of nokir waro 
minne til thet witherlagh war för brudit oc bot eftir . oc 
matte ey finne ther doma til. Tha melte bo hethinsson. Msethin 
ey serse doma til fare wäre dagha . tha görnm the minne ther wara 
skula eftir wara dagha . thet ser at hin ther withirlagh brydir . meth 
hug ellir meth saar han böde konung företiugho mark oc andra withir- 
lagxmen andra foretiugho mark . oc hinum som mis war giort företiugho 
marc oc gewe twa marks gulz oc görsum. Hierauf berichtet das Wither- 
lag von einem späteren Falle, in welchem der Friedensbrecher ebenfalls 
Busse zahlte und schliesst seine Darstellung mit den Worten „oc sithin 
sera mangar bödir bytter at the samma minne ther christiem bötte'^. 
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Friedlosigkeit trat. Bis auf das erste Drittel des zwölften Jahr- 
hunderts können wir also in Dänemark das Vierzigmarkstra^eld 
zurückverfolgen. — 

Es steht uns indessen aus den Geschichtsquellen ein noch 
älterer Fall des Vierzigmarkstrafgeldei? zur Verfügung. Ueber- 
einstimmend berichten Saxo und Svend Aagesen von einem Vor- 
falle aus der Regierungszeit Cnuts IV (1076—1086), bei welchem 
das Vierzigmarkstrafgeld eine Bolle spielte. Im Jahre 1085 
wollte dieser König einen Heerzug nach England unternehmen. 
Er sammelte zu diesem Zwecke eine Flotte am Liimjgörd. 
Während die Schiffe zur Ausfahrt bereit lagen, wurde der König 
durch die Nachricht von einem Aufstand in Schleswig abberufen. 
Er eilte dorthin. In seiner Abwesenheit fiel sein Heer von ihm 
in Folge der Umtriebe der Gegner ab ^). Ohne oflFen zur Deser- 
tion aufzufordern, wussten die Gegner es durch Zuflüsterungen 
dahin zu bringen, dass die Schiffe sich zerstreuten und nach 
Hause fuhren. Der König bestrafte diesen Abfall später damit» 
dass er den einzelnen Schi ff sftihrern vierzig, den Matrosen 
drei Mark Strafe auferlegte*). 

Wir finden somit, falls wir dem Berichte Glauben schenken 
wollen^), am Schlüsse des elften Jahrhunderts das Vierzigmark- 
strafgeld als Strafgeld für Fahnenflucht vor. Merkwürdig ist, 
dass in diesem Falle, wie im vorigen, das Vierzigmarkstrafgeld 
in enger Beziehung zur Friedlosigkeit steht. Die Gegner, be- 
merkt Saxo, hätten deshalb nicht offen zum Aufruhr aufgefordert, 
weil dann die strenge Friedlosigkeit verbunden mit Vermögens- 
confiscation gedroht hätte*). Eben weil es nicht zu offenem 



^) Saxo p. 584: tota a rege classis . . defecit. 

') Saxo p. 586. Aagesen, Hist Regum Dan. Cap. 7. 

') iBlnoth weiss von dem Aufrühre und der Busse nichts. Historia 
S. Canuti regis Cap. 13. 14. Die Knytllngasaga 44. 45 weiss yon den vierzig 
Mark nichts. Sie lässt den König nur „stör gjöld^ denen auferlegen, „er 
hann hafdi mest sakir 4 hendi''. Damit vergl. Heimskringla Olafs saga 
Kyrra ^/ess: en hann lagdi ä Dani reidi ok mikit f^gjald. Morkinskinna 
Olafs saga Kyrra S. 128. Frlssbök Olafs saga Kyrra ®/859. 

*) Quam rem si quis palam exhortatus iuisset publicatis bonis aut 
in exilium agi aut capitali supplicio affici lege merebatur. Diese Strafe 
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Aufruhr kam, griff nicht die Friedlosigkeit , sondern nur das 
Vierzigmarkstrafgeld Platz. Das Vierzigmarkstrafgeld löst also 
in diesem, wie im vorigen Falle, die strenge Friedlosigkeit ab. 

Dies sind die beiden ältesten Fälle des Vierzigmarkstraf- 
geldes, welche uns zuverlässige Qudlen berichten. 

Um die Mitte des zwölften Jahrhunderts finden wir es be- 
reits in Urkunden als causa regia auftreten ^). In den Kirchen- 
rechten von Schonen und Seeland finden wir es sodann als 
höchstes Strafgeld bei fortgesetztem Ungehorsam des Beklagten ^). 
In den Gildestatuten, welche in den vorliegenden Redactionen 
freilich sämmtlich nicht über die Mitte des dreizehnten Jahr- 
hunderts zurückgehen^), hat es eine ausgedehnte Geltung und 
in den Landschaftsrechten ist es für einen Kreis von Vergehen 
typisch. Von nun ab breitet es sich in den Stadtrechten und 
königlichen Verordnungen mehr und mehr aus. — 

Es ist bezeichnend, dass die beiden ältesten historischen 
Fälle des Vierzigmarkstrafgeldes Fälle der Ablösung der alten 
Friedlosigkeit durch ein Strafgeld darstellen. Gerade, dieser 
Umstand ist es, welcher dem Vierzigmarkstrafgelde überhaupt 
sein Gepräge verleiht. Das Vierzigmarkstrafgeld hatte die 
historische Mission, die alte strenge Friedlosigkeit in die neue, 
milde Friedlosigkeit zu verwandeln oder durch ein Strafgeld 
zu ersetzen. 

Die alte Friedlosigkeit ist eine strenge in zwiefacher Hin- 
sicht. Sie macht den Thäter für alle Ewigkeit friedlos und sie 
zieht den Verlust seiner ganzen Habe nach sich. Die im förm- 
lichen Verfahren Ueberführten , sagt Saxo bei der Darstellung 
des Witherlagsrechtes — und hierbei stimmt er mit dem Texte 



hat nach Saxo bereits Fropi eingeführt (p. 228), wozu vergl. Steenstrup, 
Indledning S. 311 ff. und MüUer-Yelschow Noten zu Saxo p. 149 ff. 

^) Dipl. Ama-Magmean. I S. 10. Terpager Ripae Cimbrüae S. 175. 
Oldemoder S. 1. 3. 4. 28. Stemann S. 91. 

*) Valdemars ssellandske Lov ed. Thorsen S. 74. 75. Bezeichnender 
Weise soll es hier den Beklagten vom Banne lösen. Ueber den Parallelis- 
mus von Bann und Acht im Norden vergl. von Amira, Nordgerman. Obli- 
gationenrecht 1 S. 155. 

») Vergl. Pappenheim S. 130. 153. 154. 160. 163. 169. 171. 
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des Witherlagsrechtes und Svend Aagesen im Grossen tiberein — , 
verliess das Gltick, ergriff das Ungltick, um so sicherer, als die 
Priester der drei Reiche gegen die solcher Vergehen Schuldigen 
feierliche Verwünschung aussprachen *). Der Verurtheilte hatte 
die Wahl, zu Lande oder zu Wasser der Friedensgenossenschaft 
zu entfliehen '). Wollte er sich dem Meere anvertrauen, so be- 
gleitete ihn die Schaar der Kameraden dahin, versah ihn mit 
Schiff, Rudern und Speisen und liess ihn, soweit das Auge 
reichte, gefriedet fahren. War er dem Auge entschwunden, so 
stiess sie laut die Verwünschungsformel über den Friedlosen 
aus. Von nun ab war er friedlos und konnte und musste als 
Feind der Friedensordnung von Jedem erschlagen werden. 
Wollte der Verurtheilte zu Lande fliehen, so wurde er zum 
Walde geleitet und es wurde gewartet, bis er im Dunkel ent- 
schwunden war. Dann wurde dreimal ein lauter Ruf erhoben, 
damit dem Fliehenden die Richtung, in welcher er sich zu wenden 
hätte, offenbar bliebe'). Nunmehr war er friedlos und wer 
ihn jetzt traf, musste ihn erschlagen^). Nimmer konnte der 
Friedlose in die Friedensgemeinschaft zurückkehren, es sei denn, 
dass die Friedensgenossen beschlossen hätten, ihn wieder auf- 



^) p. 5S2. Wohl ein Rest des sacralen Strafrechts. K. Maurer in der 
krit Yierte^jahrsschr. Bd. XYI S. 84; von Amira, über Zweck und Mittel 
der germanischen Rechtsgeschichte 1876 S. 58 ff. 

') Interrogari solebat terreno an maritimo secessu fiigam petere de- 
crevisset Saxo p. 580. 

*) Saxo p. 581. Aagesen Historia legis castrensis cap. 14. Die Aehn- 
lichkeit, welche die Gildestataten mit diesem Geleit aufweisen — z. B. 
Flensburger Statut 15 (Pappenheim S. 445), Odenseer (Pappenheim S. 445X 
Store Hedinger 8 (Pappenheim S. 478) ist nur eine äusserliche. In den 
Oildestatuten handelt es sich einzig um ein Helfen aus der Lebensgefahr, 
im Witherlagsrecht dagegen in erster Linie um die Form der Ausstossung 
aus dem RechtsTerbande. Dies ist von anderer Seite bereits bemerkt 
worden. 

^) Ut si quisquam commilitonum uno saltem comite aut telo superior 
illi postmodum occurerit, eumque non invaserit ^usdem ignominiae et pro- 
brosae nuncupationis jacturam subire teneatur. Aagesen cap. 14. Saxo p. 582. 
Witherlagsret: oc sithin hwiUdn withirbgaman ther han hittir tha skule 
han ratha ofaa han hawe en skiöld meer en hin ellir skulde han nithing hede. 
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zunehmen ^), und sein ganzes Gut ^), ob Liegenschaften ob Fahr- 
habe, wurde vom Könige eingezogen. 

Diese alte Friedlosigkeit kennen die dänischen Landschafts- 
rechte nicht mehr in ihrer Reinheit. Und zwar weisen sie um 
so grössere Modificationen auf, je jünger sie sind. Den Verlust 
der ganzen Habe zeigen sie nur noch in dem einen Falle des 
Landesverraths *) , während sie im Uebrigen nur den Verlust 
der Fahrhabe*) als Folge der Friedlosigkeit eintreten lassen. 
Und die Unsühnbarkeit des Friedensbruches weicht in ihnen 
schrittweise der Sühnbarkeit. Gerade hier setzt, wie bereits 
bemerkt ist, das Vierzigmarkstrafgeld ein. 

Das Vierzigmarkstrafgeld setzt in doppelter Weise ein. Es 
tritt entweder als unbedingtes Strafgeld an die Stelle der alten 
Friedlosigkeit, es verwandelt also, um einen Ausdruck Wilda's 
zu gebrauchen, den Friedensbruch in einen Rechtsbruch — oder 
es tritt als bedingtes Strafgeld ein, d. h. als solches Stra^eld, 
welches nur eintritt, wenn der Verletzte und die öffentliche 
Gewalt auf die Friedloslegung verzichten, die Sühne annehmen 
wollen. In diesem Falle macht es den imsühnbaren Friedens- 
bruch zum sühnbaren, die strenge Friedlosigkeit zur milden. 

Der Process, wie die alte strenge Friedlosigkeit durch die 
neue milde oder durch das Vierzigmarkstrafgeld ersetzt wurde, 
ist in den dänischen Landschaftsrechten nicht ganz regelmässig 



^) lieber die analoge Wirkung der AusstOssung aus der Gilde siehe 
Pappenheim S. 836. 

') Konung take alt thet han a — hawer han sik sielwan forgiort oc 
alt thet han a. 

') Sunesen 62. Eriks Seell. Lov II 27. Verordnung Abels von 1251 
in Aarsberetninger Y S. 10. 12. Das schonische Recht ausserdem noch bei 
Diebstahl und Brandstiftung 39. 136. 214 taki kunung sellsen hans howot>lot, 
dagegen Yaldemars Ssell. Lov 87 tha ma han ey merse for gerse aen sin 
hoYiethlot ense oc thet af fse oc ey af iorhd. 

*) Jyske Lov UI 67. H 90. 97. 99. 108. 115. Sk. 89. 156. Sunesen 62. 
Wenn in späteren Verordnungen, z. B. Abels von 1251, gesagt wird: der 
König capitalem porcionem delinquentis confiscari faciat capitalis porcio 
cedat regi, Eimg havse therse hervaeth loot, wird dies deshalb nur auf die 
Fahrhabe zu beziehen sein. 
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ZU verfolgen, so dass manche Rechtshistoriker, wie Stemann*), 
überhaupt verzichten, eine grundsätzliche Entwicklung anzu- 
nehmen. Insbesondere bemerken wir, dass bei einzelnen Ver- 
gehen jüngere Landschaftsrechte die Friedlosigkeit festsetzen, 
wo ältere das Vierzigmarkstrafgeld eintreten lassen. Indessen 
darf diese Erscheinui^ nicht beirren. Es darf nicht übersehen 
werden, dass die Friedlosigkeit jener jüngeren Landschaftsrechte 
eben nicht mehr die alte unsühnbare, sondern die jüngere sühn- 
bare Friedlosigkeit ist, welche mit dem Vierzigmarkstrafgelde 
in Verbindung steht. — 

Würden wir keine weiteren GiUnde haben anzunehmen, 
dass die strenge Friedlosigkeit * in Dänemark durch die milde 
Friedlosigkeit oder durch das Vierzigmarkstrafgeld allmählich 
ersetzt wiu'de, so müssten uns drei Momente hierzu veranlassen. 
Einmal die in Schweden wahrgenonunene Entwicklung, wo nach- 
weisbar der grössere Theil der Fälle, in welchen die strenge 
Friedlosigkeit Platz griflf, im Laufe der Zeit der milden Fried- 
losigkeit oder dem Strafgelde unterlegt wurde, sodann der 
Rechtszustand des alten Witherlags, in welchem jede schwere 
Verletzung die strenge Friedlosigkeit nach sich zog^), endlich 
der Name „busslose Sache" „orbotamal", welcher in den jüngeren 
Landschaftsrechten in den Fällen auftritt, wo das Vergehen be- 
reits ein sühnbares ist und welcher auf eine Zeit zurückweist, 
in welcher jene Vergehen noch der strengen Friedlosigkeit 
unterlagen^). — 

Wenn wir nun ad die drei Landschaftsrechte herantreten, 
80 werden wir bei gewissenhafter Prüfung nicht verkennen 



>) S. 612. 

*) Ausdrücklich hebt dies das Witherlag hervor för Verrath, Unge- 
horsam im Processe, Körperverletzung, sei es durch Schlag, sei es durch 
Wundzufügung. Für die Körperverletzung trat, wie oben berührt ist, unter 
Niels eine Milderung ein. 

^) Dass der Name nicht mehr passt, sieht die Helsingburger Verord- 
nung Erich Glippings vom März 1283 ein, wenn sie sagt: Orbotse maal 
vero sie intelligitur, quod occisor ad emendam venire non potent 
nisi prius pro eo intercesserint consanguinei interfecti Aarsberetninger V 
S. 18. 
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können, dass das Vierzigmarkstrafgeld und die milde Friedlosig- 
keit entschieden in der Ausdehnung begrififen sind. 

Für Schonland stehen uns zwei Bearbeitungen des Land- 
schaftsrechtes zur Verfügung, eine dänische und eine etwas 
jüngere lateinische, die erstere von einem unbekannten Ver- 
fasser , . die letztere vom Erzbischofe Sunesen. Die lateinische 
Bearbeitung von Sunesen zählt als Vergehen, deren Thäter 
,)Perpetua pace privantur" auf*): 

si post homicidium quis offerre venerit satisfacüonem. Si 
post prestitam emendationem sumatur vindicta. Si per homi- 
cidium cimiterium violetur. Si turbata pace coram omnibus 
in iure mors cuiquam inferatur. Si sponsa cuiquam pervio- 
lentiam auferatur. Si coniunx cuiuspiam, vel mater, vel soror, 
vel filia, ob stupri turpitudinem rapiatur. Si hospes a domino 
vel ab hospite in domo propria dominus domus occidatuf. 
Si quis voluntarie ignem inponat domo aliene, ut ad iniuriam 
et dampnum domini domus ineendio consumatur. Si presente 
rege et in dioecesi commorante quis presumat homicidium 
perpetrare secundum novam a rege waldemaro editam con- 
stitutionem. 

Der erste Fall — Weigerung des Todtschlägers, Busse an- 
zubieten — kann natürlich nicht zu den Fällen gerechnet 
werden, in welchen Friedlosigkeit die primäre Folge der That 
ist. Die Friedlosigkeit tritt hier nur bedingt ein, wenn der 
Todtschläger die Busse nicht anbietet. Der letzte Fall, Todt- 
schlag im Königsfrieden, gehört nach Sunesen erst der Gesetz- 
gebung des dreizehnten Jahrhunderts an^). Beide Fälle sind 
somit auszuscheiden. Es bleiben filr das ältere schonische 
Recht als Vergehen, welche die Friedlosigkeit nach sich zogen, 
übrig: Bruch der geschworenen Urfehde, Todtschlag auf dem 
Kirchhofe, Thinge, Frauenraub, Erschlagen des Gastherren oder 
Gastfreundes im eignen Hause, vorsätzliche Brandstiftung. Ihrer 
Beschaffenheit nach lassen sich die Fälle entweder unter die 



»)61. 

') was Hasse, das Schleswiger Stadtrecht S. 41, mit Unrecht für alle 
die aufgezählten Fälle behauptet. 
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Kategorie der schweren Friedensbrüche oder unter die Kategorie 
der Nidingswerke stellen. Im Ganzen sind es die gleichen Fälle, 
welche das ältere westgöthische Recht zu den orbotamal zählt. 
In diesen FäUen wird nach Sunesen der Thäter für ewig seines 
Friedens beraubt. Seine Fahrhabe fällt an den König. Von 
einem Rechte des Königs, ihm den Frieden zu geben, weiss 
Sunesen nichts. Höchstens für den letzten, der Gesetzgebung 
Valdemars angehörigen Fall wird sich ein solches Recht des 
Königs annehmen lassen^). 

Die dänische Bearbeitung des Schonenrechtes enthält eine 
gleiche Aufzählung nicht ^). Sie erwähnt nur den Todtschlag 
nach gebUsster Busse als Vergehen, dessen Thäter nie den 
Frieden erhalten solle ^). Daraus folgt natürlich durchaus nicht, 
dass der dänische Text auf diesen Fall die Friedlosigkeit be- 
schränkt Dies anzunehmen wären wir nur dann berechtigt, 
wenn für die übrigen Fälle von Sunesen eine andere Strafiblge 
vom dänischen Texte gekannt würde. Aber dies ist nicht der 
Fall. Der dänische Text stimmt, wie wir sehen werden, be- 
züglich der Fälle, in welchen das Vierzigmarkstrafgeld 
Platz greift, mit dem lateinischen Texte im Ganzen überein. 
Daraus können wir den Schluss ziehen , dass er auch in den 
Fällen, in welchen Sunesen Friedlosigkeit eintreten lässt, die 
Friedlosigkeit als Folge des Vergehens kannte. — 

Die dänische und lateinische Bearbeitimg weisen nemlich 
übereinstimmend nur folgende Fälle des Vierzigmarkstrafgeldes 



^) Denn es bestimmt die dänische Bearbeitung 89: „Die Zeit, wo der 
König innerhalb der Landschaft ist, soll jeder Mann Frieden haben, aber 
wird ein Mann die Zeit erschlagen wo der König innerhalb der Landschaft 
ist, da liege darauf dessen Friede, der erschlug und er erhalte ihn nie 
wieder, ausser er löst sich, wie der König will und des Erschlagnen Ver- 
wandte wollen.*' 

^) Was die von Thorsen seiner Ausgabe zu Grunde gelegte Runen* 
handschrift als Botlöst mal aufführt (Schlyter S. 215), kommt deswegen nicht 
in Betracht, weil das betr. Stück entschieden späteren Ursprungs ist und 
somit die jüngere Friedlosigkeit meint Vergl. Schlyter, Einleitung zum 
Skänelag S. S. IV— XII, Thorsen, Skanske Lov S. 73 Anm. 

') 89. Draepir man annar man ofose bötser bött« farse fri{>lös oc fa 
aldrigh fri|). 
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auf: Todtschlag mit Hausfriedensbruch^), Heimsuchung ^), Ver- 
wundung während des Königsfriedens ^) , Ehebruch mit der 
Ehefrau eines Andern*), Nothzucht®). In diesen Fällen tritt 
nach ihnen das Vierzigmarkstrafgeld entweder unbedingt oder 
es tritt bedingt ein (falls der Verletzte Busse nehmen will). 

Jüngeren Ursprungs ist von diesen Fällen nun der Fall 
der Verwundung während des Königsfriedens. Er entstammt 
erst dem dreizehnten Jahrhundert. Der Fall der Nothzucht 
steht in enger Beziehung zum Falle des Frauenraubes, auf 
welchen nach Sunesen Friedlosigkeit stand. Er ist der mildere 
Fall eines in seiner schwersten Gestalt mit Friedlosigkeit be- 
legten Verbrechens. Bei ihm kann somit die enge historische 
Beziehung zur strengen Friedlosigkeit nicht geleugnet werden. 
Was den Ehebruch betrifft, so scheint auch bei ihm das Vierzig- 
markstrafgeld erst in späterer Zeit entstanden zu sein. Nicht 
nur, dass im jütischen Rechte ein geringeres Strafgeld auf den 
Ehebruch gelegt ist®), auch der Umstand, dass in den see- 
ländischen Rechtsbüchem ') der Text zwischen der Vierzigmark- 
busse und einer vom Verletzten frei zu bestimmenden Busse 
schwankt, endlich der Umstand, dass der Ehemann den auf 
handhafter That ergriffenen Ehebrecher busslos erschlagen kann, 
verräth hier die jüngere Entstehungszeit des Vierzigmarkstraf- 
geldes. So bleiben Todtschlag mit Hausfriedensbruch und Heim- 
suchung übrig. Bei ihnen bezeichnet schon die Verordnung von 
1200 das Vierzigmarkstrafgeld als von alten Zeiten her in 
Geltung®). — 

Wie man über die Richtigkeit der obigen Beweisführung 
auch denken mag, man wird soviel zugeben müssen, dass das 
Vierzigmarkstrafgeld dem schottischen Rechte im Ganzen noch 



1) Sk. 86. Sun. 59. 
«) Sk. 87. Sun. 61. 
») Sk. 90. Sun. 61. 
*) Sk. 206. Sun. 127. 
») Sk. 207. Sun. 128. 
«) n 18 (ed. Petersen). 
'') Valdemar 52. Erich II/2. 
8) Schlyter S. 439. 

Lehmann, Der Königsfriede. 10 
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fremd ist. Nirgends begreift es das Vierzigmarkstrafjgeld mit 
im Konungs raet, dieser bedeutet in ihm nur das Dreimark- 
strafgeld. Nirgends spricht es femer von einer Kat^orie von 
Vierzigmarksachen, wie die anderen Rechtsbücher. Das Vierzig- 
markstrafgeld kann darnach in Schonen eine alte Geltung nicht 
haben. 

Waren in den schonischen Bechtsaufzeichnungen die Fslle 
des Vierzigmarkstrafgeldes an Zahl und Beschaffenheit die 
gleichen, waren es nur wenige Fälle, welche zum grösseren 
Theile in geschichtlicher Beziehung zur strengen Friedlosigkeit 
zu stehen schienen, so sind in den seeländischen Bechtsbüchem 
von Valdemar und Erich die Anwendungsfillle des Vierzigmark- 
strafgeldes zahlreicher, Heimsuchung*), Ehebruch*), Noth- 
zucht*) finden wir auch hier. Ausserdem aber finden wir: 
Bruch des Thingfriedens durch Verwundung oder sonstige Ver- 
letzung eines Anderen, ohne dass Tödtung vorliegt*), Bruch 
der beschwomen Urfehde unter den gleichen Bedingungen*^), 
vorsätzliche Brandstiftung ®), rechtswidrige Fesselung von Freien^), 
Todtschlag oder Verwundung im Marktfrieden®). Nach dem 
Bechtsbuche Erichs endlich noch Todtschlag auf dem Wege 
vom und zum Thinge®). 

Als „unsühnbare Sachen" führen dagegen beide Bechts- 
bücher auf: Todtschlag mit Hausfriedensbruch, Todtschlag auf 
dem Thinge, Kirchhofe, gegen beschworene Urfehde*®). Das 
Wesen der „unsühnbaren Sachen" besteht nach Valdemar darin, 
dass „der König nicht mit Eecht denen den Frieden geben 
mag, sofern er nicht den Willen derer dazu erhält, die die 



1) Valdemar 56. Erich H 16. 

2) Valdemar 52. Erich II/2. 
8) Valdemar 61. Erich II .20. 
*) Valdemar 54. Erich II 17. 
») Valdemar 55. Erich H 12. 
«) Valdemar 57. Erich H 14. 
•^ Valdemar 59. Erich H 19. 
8) Valdemar 63. Erich n 22. 
»)n 29. 

10) Valdemar 53. Erich H 8. 4. 5. 8. 9. 
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nächsten Verwandten sind zu dem Erschlagenen und vollaltrig 
sind^)", oder wie genauer Erich *) sa^, darin, „dass die Erben 
nicht Busse nehmen mögen von dem Nächsten dessen, der er- 
schlagen hat, sofern sie nicht des Königs Willen dazu erhalten 
und der König nicht dem den Frieden wieder geben mag, so- 
fern er nicht der Verwandten Willen dazu hat". Auch die 
unsühnbaren Sachen sind also sühnbare, sofern nur König und 
Verletzter sich zur Annahme von Strafgeldern bereit erklären. 

Vergleichen wir den jüngeren Rechtszustand in Seeland 
und den älteren Rechtszustand in Schonland, so finden wir, 
dass unleugbar die Entwicklung in d e r Richtung sich vollzogen 
hat, die busslosen Sachen zu Busssachen oder doch zu buss- 
baren Sachen umzuwandeln. Nicht nur weist der seeländische 
Rechtszustand mit Ausnahme eines Falles die gleichen Fälle 
des Vierzigmarkstrafgeldes auf, wie der schonische Rechts- 
zustand — sondern er zieht augenscheinlich Fälle, welche in 
letzterem ganz oder bei schwereren Voraussetzungen zu den 
„busslosen" Sachen gehörten, zu den Vierzigmarksachen hinüber. 
Ganz deutlich tritt dies bei der Brandstiftung*) hervor. Aber 
auch Todtschlag im Marktfrieden, auf dem Wege von und zum 
Thinge können erst in jüngerer Zeit Vierzigmarksachen geworden 
sein. Femer unterlegen die seeländischen Rechtsbücher wenig- 
stens die milderen Fälle eines Friedensbruches dem Vierzig- 
markstralgelde, wo sie für die schwereren noch die Friedlosig- 
keit beibehalten, so Verwundung auf dem Thinge, gegen 
beschworene Urfehde. Endlich nehmen sie den auch „busslosen" 
Sachen das Wesentliche ihres Inhaltes, die „Ewigkeit" der 
Friedlosigkeit , insofern sie von dem vereinigten Willen von 
König und Verletztem die Aufhebung der Friedlosigkeit ab- 
hängig machen. 

Das jütische Königsgesetz nimmt eine vermittelnde 
Stellung ein zwischen dem Systeme der milden, d. h. ablösbaren 
Friedlosigkeit und dem Systeme des reinen Vierzigmarkstraf- 



>)53. 
«)n 9. 

') Yergl. hierzu Skänelagen 214. 

10 
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geldes. Die Friedlosigkeit ist ihm, me den seeländischen 
Rechtsbüchern, eine ablösbare, wenn König und Verletzter ihre 
Zustimmung zur Bussannahme erklären. Während aber die 
seeländischen Rechtsbücher dem Könige und Verletzten über- 
lassen, um welches Strafgeld sie die Ablösung bewilligen wollen, 
tritt nach dem jütischen Königsgesetze von Rechts wegen das 
Vierzigmarkstrafgeld ein. Dieser Friedlosigkeit unterwirft das 
jütische Königsgesetz*) folgende Verbrechen: 

„Erschlägt ein Mann einen Anderen im Heere oder in 
der Versammlung oder auf dem Thinge oder Thingwege 
oder in seinem eignen Hause oder in dem Herad, in welchem 
der König ist, oder in der Kirche oder auf dem Kirchhofe 
oder auf der Messe oder während der Bauer seinen eigenen 
Pflug hält ... da büsse der, welcher erschlug, ausser rechter 
Mannesbusse vierzig Mark dem Erben des Erschlagenen 
und ebenso dem Könige, wenn er seinen Frieden behält 
imd zu Busse kommt/ 

Es sind, wie man sieht, im jütischen Königsgesetze im Grunde 
die gleichen Kategorien, welchen wir im schonischen und see- 
ländischen Rechtsbuche bald als orbotamal bald als Vierzigmark- 
sachen begegneten. Todtschlag mit Hausfriedensbruch, auf dem 
Thinge, in der Kirche, auf dem Markte, während des Königs- 
friedens. Auch Todtschlag „wider gebüsste Busse" zieht nach 
ni 23 imd Frauenvei-gewaltigung nach H 16. 22 die gleichen 
Folgen nach sich. Das jütische Königsgesetz scheidet also nicht 
in dem Grade, wie die seeländischen Rechtsbücher, vom Vierzig- 
markstrafgeld die Friedlosigkeit, sondern es bildet eine neue 
Art der Friedlosigkeit, welche von beiden etwas an sich hat. 
Ungerechtfertigt wäre es deshalb, in den Bestimmungen des 
jütischen Königsgesetzes einen Rückschlag zur alten Friedlosig- 
keit zu sehen, weil die Fälle der Friedlosigkeit zahlreicher, 
als in den seeländischen Rechtsbüchern sind'^). 

Neben diesen Fällen der Friedlosigkeit weist das jütische 
Königsgesetz auch reine Vierzigmarksachen auf: Freilassen 



1) m 22. 

^) Dies hat mit gewohnter Klarheit Larsen s. Skr. I S. 506 bereits erkannt. 
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eines gebundenen Diebes^), Leichenraub*). Auf der anderen 
Seite kennt es im Falle des Mordbrandes eine durch alleinige 
Gnade des Königs ablösbare Friedlosigkeit^). 

Ueberblicken wir den geschilderten Rechtszustand der drei 
Landschaftsrechte, so werden wir die wachsende Bedeutung des 
Vierzigmarkstrafgeldes nicht in Abrede stellen können. Im 
schonischen Hechte nur in vereinzelten Fällen auftretend, ist es 
im seeländischen Rechtsbuche von Erich und im jütischen 
Königsgesetze für die Kategorie der schweren Friedensbrüche 
so typisch geworden, dass die Vierzigmarksachen „fyrtiughae 
marc mal^ eine eigene Abtheilung bilden^). Im schonischen 
Rechte bezog sich der „konungs rset^ nur auf die Dreimark- 
sachen, in den späteren Rechtsbüchem auch auf die Vierzig- 
marksachen ^). 

Die gleiche Entwicklung können wir in den Stadtrechten 
wahrnehmen. Wenn wir das der ersten Hälfte des 18. Jahr- 
hunderts angehörige Stadtrecht von Schleswig*) mit den spä- 

>) n 91. 
«)ni 24. 
«) m 66. 

*) Erich m 48. 68. 

») z. B. Erich lü 48. 

^) In diese Zeit wird das alte Stadtrecht von Schleswig zu setzen 
sein. Wird man auch die Art der Beweisführung von Hasse, das Schles- 
wiger Stadtrecht, nicht zu billigen vermögen, so wird man nicht verkennen 
können, dass der Termin von 1200 für das Stadtrecht etwas zu früh ge- 
griffen ist. Auf spätere Zeit weisen folgende Momente hin: a) dass das 
Stadtrecht das Gottesurtheil nicht mehr kennt ; b) dass ihm das Institut des 
nam ganz unbekannt ist; c) die Betonung des regnum vor der Landschaft; 
d) die Steuerfreiheit des miles in § 68. Nicht für eine frühe Entstehungs- 
zeit spricht, dass ihm die Jury unbekannt ist und dass es den vin sich er- 
halten hat Beide Erscheinungen finden sich auch in dem Stadtrechte von 
Lund, welches erst der zweiten Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts angehört. 
Für die Entstehung vor dem jütischen Königsgesetze spricht, dass für Todt- 
schlag in der Stadt noch nicht vierzig Mark an den König zu entrichten 
sind (§ 3 mit J. L. IE 22), dass bei Unzucht der nächste Verwandte der 
Frauensperson gegen den Unzüchter das Recht der Rache hat (§11 mit 
J. L. II 18), dass man den ergriffenen Dieb selbst aufhängen kann (§ 14, 25 
mit J. L. II 87). So dürfte die Entstehungszeit etwa auf 1280 anzu- 
setzen sein. 
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teren Stadtrechten vergleichen , so fällt sofort in die Augen^ 
dass auch hier das Vierzigmarkstrafgeld aus einem ausnahms- 
weise platzgreifenden Strafgelde zu dem typischen Strafgelde 
für schwere Friedensbrüche sich entwickelt hat*). 

Behalten wir dabei im Auge, dass es grundsätzlich die 
Kategorien der Angriffe auf den Frieden sind, auf deren Gebiet 
das Vierzigmarkstrafgeld seine Geltung ausdehnt, und dass die 
Doppelung des Vierzigmarkstrafgeldes, insofern es einmal an 
den Verletzten, einmal an den König zu zahlen ist, beinahe 
allen Fällen, in welchen es auftritt, gemeinsam ist, so werden 
wir in dem Umsichgreifen des Vierzigmarkstrafgeldes nicht eine 
Zufälligkeit, sondern einen von inneren Triebfedern geleiteten 
Process erblicken müssen. Klar ist, dass dieser Process der 
Stärkung des Königsthums wesentliche Dienste leistete. Im 
alten Systeme der strengen Friedlosigkeit erscheint der König 
wesentlich als ein Organ der Allgemeinheit, hier erscheint er 
als Verletzter neben der Partei. Im alten Systeme der strengen 
Friedlosigkeit hatte er auf die Gewähiiing des Friedens keinen 
Einfluss. Hier hängt es, soweit das Vierzigmarkstrafigeld nicht 
bloss reines Strafgeld ist, von seinem Willen mit ab, den 
Thäter in den Frieden wieder gelangen zu lassen. — 

Wir müssen uns vorbehalten, auf die Frage, wann und 
wo in Dänemark das Vierzigmarkstrafgeld entstanden ist, später 
nochmals zurückzukommen. Diese Frage wird am leichtesten 
beantwortet werden können, nachdem die Entwicklung dieses 
Strafgeldes auch in Norwegen beobachtet worden ist Für 
unsere Zwecke wird aus den vorhergehenden Erörterungen so 
viel sich ergeben haben, dass in Dänemark, wie in Schweden, 
das Vierzigmarkstrafgeld erst in einer späteren Zeit des macht- 
vollen Königthums in den Landschaftsrechten eine umfassendere 
Geltung erhielt, und dass es wesentlich den Zwecken des 
Friedens dienen sollte. Es ergab sich weiter, dass die Stellung 



^) Im alten Stadtrechte Ton Schleswig findet es sich nur bei Noth- 
zucht (2. 12), unrechtem Binden und Freilassen des Diebes (14. 25. 26), 
Hausfriedensbruch (49), im Flensburger Stadtrecht in einer ganzen Reihe 
von Fällen, und zwar so, dass neben dem König auch die Stadt meist 
vierzig Mark empf&ngt. Yergl. Hasse, das Schlesw. Stadtr. S. 41. 42. 
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des Königs im Frieden dadurch eine andere geworden ist Der 
König steht nun nicht mehr als ein Organ im Frieden, sondern 
er ist der Träger eines Friedens, welcher zwar vom Land- 
rechte ausgeht, welcher aber von dem Könige allein ausgenützt 
wird. In Schweden, sahen wir, knüpfte sich hieran die Ent- 
stehung eines Königsgerichtes mit eigener Zuständigkeit und 
eigenem Verfahren. Es fragt sich, ob auch in Dänemark die 
Ausbreitung des Vierzigmarkstrafgeldes von gleichen Folgen be- 
gleitet war. 

§ 15. 
Das ESnlgsgerieht. 

Das dänische Königsgericht war im Schonenrechte, wie wir 
sahen, erst im Entstehen begriflfen. Nur an wenigen Stellen, 
welche zudem einen civilrechüichen Charakter trugen, war von 
ihm die Rede und auch hier concurrirte es mit dem Volks- 
gerichte. Ein eigener Name kam ihm noch nicht zu. Ganz 
anders ist der Zustand am Schlüsse des dreizehnten Jahrhunderts. 
Hier finden wir ein dänisches Königsgericht mit allgemeiner 
Zuständigkeit für civilrechtliche und für criminalrechtliche Fälle 
und mit dem eigenen Namen des r8ettar8et)lng. Im Laufe des 
dreizehnten Jahrhunderts muss sich demnach die Entwicklung 
dieses Königsgerichts vollzogen haben. Es fragt sich, wie diese 
Entwicklung vor sich ging. 

Nahe liegt es von vornherein, die Entwicklung des dänischen 
Königsgerichts mit der Ausbreitung des Vierzigmarkstrafgeldes 
in Verbindung zu bringen. Aber so klar, wie in Schweden, 
vollzog sich dieser Process in Dänemark nicht. Es gilt, die 
wenigen Andeutungen, welche die Landschaftsrechte in dieser 
Richtung geben, zusammenzustellen und aus ihnen die gebotenen 
Schlüsse zu ziehen. 

Von einem nöpse til msej) konungs rset« spricht bereits 
die dänische Bearbeitung des Schonenrechtes. Der Todtschläger 
darf nicht einen seiner Verwandten, heisst es in 84, welcher 
in der Bezahlung der Geschlechtsbusse säumig ist, dazu nöthigen, 
mit ihm zu büssen, weder im Wege des nam noch auf andere 
Art, sondern die Verwandten sollen den Säumigen dazu nöthigen 
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mset) konungs rsete, mit des Königs Gericht, wenn sie es sonst 
nicht vermögen. Die Stelle stammt aus der Verordnung Knuts 
von 1200, welche sich darüber so ausdrückt: 

Si cognatus aliquis cum' cognato suo satisfacere noluerit 
alii cognati ipsum ut emendet amoneant et inducant sedhomi- 
cida nichil iuris habeat ut per nam vel alio quocunque modo 
ipsum ad hoc compellat sed a cognatis ad hoc compellatur 
nostro ipsis si defecerint auxilio suffragante. 
Sunesen 45 bringt die Stelle in folgender Weise: 

obligatum autem coniunctione sanguinis et satisfacere 

renuentem ad satisfaciendum ab agnatis et cognatis per 

exactorem vel ins regium induci debere. 

Damach hat also König Knut das nam bei der Eintreibung 

der Geschlechtsbusse in Schonen abgeschafft. An dessen Stelle 

gestattete er den Verwandten, mit Hilfe des Königsgerichtes 

oder des Königs Voigtes den Beitrag zur Geschlechtsbusse vom 

Säumigen einzutreiben. Aus der ganzen Form der Darstellung 

ergiebt sich, dass das Königsgericht die blosse Rolle eines VoU- 

streckungsorganes spielte. Von einer Klage, einer Verhandlung 

und einem Urtheile des Königsgerichtes ist keine Rede. Die 

obigen Stellen können demnach nicht dazu verwendet werden, 

bereits für das Schonenrecht die Existenz eines allgemeinen 

Königsgerichtes gleich dem späteren rdBttarsBpfng anzunehmen. 

Dagegen wird in dem jüngeren Rechtsbuche für Seeland 

und im jütischen Königsgesetze des Königsgerichtes in einer 

Weise Erwähnung gethan, welche einerseits auf die Existenz 

des rsettaraeplng schliessen und welche die enge Verbindung von 

r8ettar8e{)lng und Vierzigmarkstrafgeld andererseits erkennen 

lässt. Im Erichschen Rechtsbuche für Seeland 11 8 heisst es: 

„Die Kirche soll jeglichen Christenmannes Heimathshaus 

sein, und wenn ein Mann darin erschlagen wird, dann gehe 

es ganz nach denselben Gesetzen, als ob er daheim in 

seinem eigenen Hofe oder seinem Hause erschlagen wäre, 

ihm (dem Todtschläger) auf Friedlosigkeit, so dass er nicht 

zu Bussen kommen kann, dann hat der König über 

ihn zu richten so wie über die, von welchen 

früher geredet ist." 
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Da in den vorbeigehenden Kapiteln von schweren Friedens- 
brüchen die Rede ist, auf welchen die milde Friedlosigkeit *) 
stand, so ergiebt sich, dass des Königs Gericht für jene schweren 
Friedensbrüche eine Zuständigkeit neben dem Volksgerichte 
besass. ^ 

Ebenso heisst es im jütischen Königsgesetze ni 23: 
„Aber wird irgend ein Mann wegen dergleichen Thaten 

ergrififen, von denen in diesen zwei Kapiteln gesagt ist, 

und richtet der König über ihn ...."* 

In den beiden Kapiteln handelt es sich um diejenigen 
schweren Friedensbrüche, auf welchen nach dem jütischen Königs- 
gesetze die milde Friedlosigkeit stand. Auch nach dem jüti- 
schen Königsgesetze war also das Königsgericht für die schweren 
Friedensbrüche zuständig. Mittelbar ergiebt sich ausserdem 
aus der Vorrede zum jütischen Königsgesetze das gleiche Re- 
sultat. „Das ist des Königs und Häuptlings Amt," heisst es, 
„über das Urtheil zu wachen und Recht zu thun imd die zu 
befreien, welche mit Gewalt gezwungen werden, als da sind 
Wittwen und vormundlose Kinder, Wallfahrer und ausländische 

Männer und arme Männer und zu peinigen Uebel- 

thäter, die nicht nach Recht leben wollen. Denn indem er 
peinigt oder tödtet Uebelthäter, ist er Gottes Dienstmann und 
des Gesetzes Schirm." 

Dies sind freilich die einzigen Anhaltspunkte für die An- 
knüpfrmg des raettarseping an die Ausbreitung des Vierzigmark- 
strafgeldes und die damit verknüpfte Umwandelung der Fried- 
losigkeit. Im Uebrigen tritt uns das dänische Königsgericht 
als vollendete Schöpfung entgegen. 

Zum ersten Male findet sich die Bezeichnung : r8ettar8et>lng 
in dem schonischen Gesetze König Erichs von 1284*). Hier wird 
dem Konungs eghet thing das Konung raettarsBpfng gegenüber- 
gestellt. Beide werden in der Folge auseinander zu halten sein. 

Das rsettarseplng ist dasjenige Königsgericht, welches vom 
Könige an beliebigen Orten der einzelnen Landschaften zu be- 



1) Vergl. oben S. 146. 147. 

») Bei ScHyter IX 8. 455. Aarsberetninger V S. 25. 
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liebiger Zeit des Jahres mit allgemeiner Zuständigkeit abgehalten 
wird'), wie das schwedische rsettaraB^lng. 

Es wird in jeder Landschaft abgehalten, ohne festen Sitz, 
wo gerade der König sich beüand. Früh wurde es sogar Rechts- 
satz , dass Niemand ' der Ladung zum rsettarseping ausserhalb 
der Landschaft '), in den Städten ausserhalb der Stadt"), Folge 
zu leisten habe und dass im rsBttarsBpüig nach dem Rechte der 
jeweiligen Landschaft verhandelt werden müsse. Zur praktischen 
DurcMührung der letzteren Satzung wurde dem Könige auf- 
erlegt, zu seinen Beisitzern Angehörige der betreifenden Land- 
schaft zu nehmen^). 

Es wurde vom Könige abgehalten oder von seinem Ver- 
treter. Doch scheint das Letztere am Schlüsse des dreizehnten 
Jahrhundert^ bereits die Regel geworden zu sein^). 

Es wurde zu beliebigen Zeiten des Jahres abgehalten, wann 
es dem Könige gefiel. 

Es besass eine allgemeine Zuständigkeit, d. h. es konnte 
in erster und in letzter Instanz angegangen werden. Freilich 
begegnen im Beginne des vierzehnten Jahrhunderts Versuche, 
seine erstinstanzliche Thätigkeit aufzuheben. Die Handfesten 
ChristofiPers n. und Valdemar Erikssons bestimmen, dass Nie- 
mand unmittelbar vor das Königsgericht geladen werden dürfe, 
sondern dass die Sache zuerst an das Heradstiiing, sodann an 
das Landschafisthing , und erst wenn hier der Beklagte nicht 
stehen wolle, „citando vel appellando^ an das Königsgericht 
zu bringen sei®). Aber diese Versuche drangen nicht durch. 



^) Yergl. über dasselbe Koldenip-Rosenvinge, Udvalg af Gamle Danske 
Donune Fortale S. XXII ff. Larsen, de danske Kongers Deeltagelse i Rets- 
pleien in saml. Skr. 11 S. 814 ff. Stemann S. 224 ff. 

') Arüculi Thordonis legiferi in Aarsberetn. V S. 34 : Item qnod rez 
extra provinciam suam nulluni citet, sed advocatus regis ipsum infra pro- 
vinciam ex parte regis inpetat et convincat 

') So bereits im alten Stadtrechte von Schleswig § 1. YergL Stadt- 
recht Yon Limd 85, Kopenhagen 16. 

*) Larsen S. 815. 

^) Da das r8ettar8et)ing in der Verordnung von 1284 dem Konungs 
eghet thing gegenübergestellt wird. 

«) Larsen S. 816. 
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Dagegen erhielt sich das rsßttarsBplng umgekehrt nicht als 
höchstes Gericht. Seit dem ersten Viertel des vierzehnten 
Jahrhunderts bildet sich der Grundsatz aus, dass vom Königs- 
gerichte in letzter Instanz an den Reichstag der Zug ge- 
stattet sei*). 

Dem rsettar8Bt)fng stand gegenüber das „konungs eghet 
plng" . Knüpfte das raßttaraeping, wie wir sahen, möglicherweise 
an das Vierzigmarkstrafgeld an, so knüpft das „konimgs eghet 
fing" an das alte Königsgericht an, welches in civilen Rechts- 
sachen neben dem Volksgerichte angegangen werden konnte. 
Das „konungs eghet plng" wurde vom Könige in Person ab- 
gehalten, es wurde am Hofe des Königs abgehalten. Mit dem 
Aufkommen des nettarsBplng trat es als erstinstanzliches Gericht 
in den Hintergrund und erhielt sich, wie es scheint, lediglich 
als Obergericht. — 

Auf die Einzelheiten in der Gestaltung des dänischen 
Königsgerichtes einzugehen, liegt nicht in unserer Absicht. Es 
handelt sich hier nur darum, die Grundzüge der Entwicklung 
festzustellen. 

Jener scharfe Gegensatz zwischen Königsgericht und Volks- 
gericht, welchen die schwedischen Rechte aufwiesen, tritt in 
Dänemark nicht hervor. 

Das königsgerichtliche Verfahren, wie es in den späteren 
Rechtsquellen sich darstellt, ist ein Verfahren mit Ladung^), 
wie andererseits das volksgerichtliche Verfahren die Jury kennt. 
Durch die Vorschrift, dass im rsettaraeplng nach dem Rechte 
der jeweiligen Landschaft verhandelt und geurtheilt werden 
müsse, wurde in der Folgezeit der Entstehung eines eigenen 
königsgerichtlichen Verfahrens ein Riegel vorgeschoben. 

Nur der Unterschied tritt zwischen königsgerichtlichem und 
volksgerichtlichem Verfahren hervor, dass im Königsgerichte 
der König oder sein Vertreter als Einzelurtheiler , im Volks- 
gerichte die Thinggemeinde als Gesammtheit das Urtheil fällte. 



*) Larsen a. a. 0. 

*) Koldenip-Rosenvinge a. a. 0. 



156 Zweiter Theil. Der Königsfriede der D&nen. 

Doch nahmen vom Eönigsgerichte, sei es dem rsettarsepfng, 
sei es dem Ho^erichte, diejenigen Beformen der Vollstreckung, 
welche sich im Laufe des dreizehnten Jahrhunderts ftlr das 
Gebiet des Landrechts in Dänemark vollzogen, ihren Ausgang. 

Vom Königsgerichte ging die ümwandelung des Privat- 
aktes der Pfandnahme zu dem obrigkeitlichen Akte der Voll- 
streckung aus. Wir sahen bereits am Eingange dieses Para- 
graphen, dass König Knut das Nehmen im Jahre 1200 fOr 
einen besonderen Fall in Schonen verbot und an dessen Stelle 
dem Gläubiger gestattete, sich der Hilfe der königlichen Organe 
zu bedienen. Dies ist der einzige Fall, in welchem im Schonen- 
recht ein obrigkeitliches Einschreiten behufs Befriedigung des 
Gläubigers wahrnehmbar ist. 

Im Erichschen Bechtsbuche Air Seeland und im jütischen 
Königsgesetze ist der Zustand ein wesentlich anderer. Während 
der Privatakt des Nehmens mehr und mehr Beschränkungen 
unterworfen wird und sich in der Folgezeit ganz verliert, tritt 
ein obrigkeitlicher Akt der Vollstreckung an dessen Stelle. 
Der königliche Voigt geht gegen den Schuldner nicht bloss für 
den König, sondern auch fllr den „Bauer^ vor. Er „ninunt 
zuerst dem Bauer sein Becht und demnächst sein eigenes 
Eecht*)". Dieses Nehmen des königlichen Voigtes war, wie 
das private Nehmen, auf die Fahrhabe des Schuldners be- 
schränkt. Es erzielte aber weitergehende Wirkungen, als das 
private Nehmen. Es schaffte nicht ein blosses Betentionsrecht, 
sondern Eigenthum für den Gläubiger, es stellte also eine wirk- 
liche Vollstreckung dar. Es erhebt sich die Frage, woher diese 
obrigkeitliche Vollstreckung abstamme. Da sie zeitlich mit 
dem Umsichgreifen des Vierzigmarkstra%eldes zusammenfällt, 
liegt es nahe, sie mit diesem in Verbindung zu bringen. Darauf 
hin weist aber auch eine von Matzen*) bereits benützte Stelle 
des Erichschen Bechtsbuches. In n 28 heisst es, „das soll 
man auch wissen, wie gesagt ist, dass in allen Fällen, wo die 
Bauern vierzig Mark haben, da hat der König vierzig Mark 



1) Erich n 52. 

') den danske Panterets Historie S. 44. 
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und doch stets nur dann, wenn der König dem Bauern zuerst 
dazu verhilft, dass er sein Recht erhält di^r, dass das an ihm 
begangen war, und hernach soll der König seine vierzig Mark 
haben. ** Matzen entnimmt aus dieser Stelle, dass die obrigkeit- 
liche Vollstreckung in Dänemark zuerst bei den Vierzigmark- 
sachen aufgekommen ist. Ob dies ganz richtig ist, mag dahin- 
gestellt bleiben. Jedenfalls wird so viel zugegeben werden 
mOssen, dass die Ausbreitimg des Vierzigmarkstrafgeldes und 
die damit verbundene Ausdehnung der Wirksamkeit des Königs- 
gerichtes die Einfllhrung der obrigkeitlichen Vollstreckung in 
das Landrecht vermittelt hat. 

Vom Königsgerichte ging sodann eine Reform der Voll- 
streckung aus , welche auch die Liegenschaften des Schuldners 
zur Befriedigung des Gläubigers heranzog. Ueber diese wird 
im nächsten Paragraphen gehandelt werden. 

§ 16. 
EOnigsfriede, KOnlgsgnade, ESnlgsrecht. 

Der wachsenden Bedeutung des Königthums gegenüber 
dem Frieden entspricht es, dass im dreizehnten Jahrhundert in 
Dänemark ein Königsfriede im Sinne eines durch die Anwesen- 
heit des Königs erhöhten Friedens entsteht, dass sich femer 
ein königliches Begnadigungsrecht zu bilden beginnt und dass 
ein königliches Verorijnungsrecht in das Leben tritt. Diese 
drei Erscheinungen treten zeitlich nach einander auf. 

Andreas Sunesen^) führt die Schaffung des Königsfriedens 
auf König Valdemar 11. zurück. Erst dem dreizehnten Jahr- 
hundert gehört also die SchaiTung des Königsfriedens auch in 
Dänemark an. Der Königsfriede herrscht, solange der König 
in der Landschaft^) ist, und er herrscht ausserhalb der Land- 
schaft in Gegenwart des Königs^). Todtschlag während des 
Königsfriedens macht den Thäter friedlos, sofern König und 



1)61. 

*) Sk. 89. Nach Sunesen in der Dioecese. 
') Presente rege. Sunesen 61. 
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Erben des Getödteten nicht das, zuerst von ihrem Willen 
abhängige, später auf vierzig Mark festgesetzte Strafgeld an- 
nehmen wollen. Verwundung während des Königsfriedens war 
Vierzigmarksache. Im jütischen Königsgesetze ^) und der 
späteren Gesetzgebung^) ist an die Stelle der Landschaft das 
Herad getreten. Eine Eindämmung des Königsfriedens ist 
hiermit wohl nicht bezweckt. Vielmehr nahm die Bedeutung 
der Landschaft als selbständigen Rechtsverbandes im Laufe der 
Zeit wesentlich ab. 

Andreas Sunesen führt diesen Königsfrieden auf eine Ver- 
ordnung Waidemars zurück; sicherlich nicht in anderem 
Sinne, als dass jene Verordnung den Anstoss zur Annahme 
eines neuen Gesetzes seitens der einzelnen Landschaften gab, 
wie wir dies bereits früher wahrnahmen. Der Königsfriede 
war also kein objectiver Friede des Königs, sondern objectiver 
Friede des Landrechts. Der König war Träger jenes Friedens 
vermöge Landrechts. 

Zu der Einführung dieses Königsfriedens stimmt es, dass 
in seinem subjectiven Frieden der König im dreizehnten Jahr- 
hundert aus dem Kreise der Rechtsgenossen heraustritt Die 
Landschaftsrechte schweigen über den subjectiven Königsfrieden 
völlig. Sie sprechen nur von dem Falle, dass Jemand „ausser- 
halb des Reiches zieht und mit einem ausländischen Heere 
gegen sein eigenes Reich einbricht und wider das beert*)". 
Verordnungen aus der zweiten Hälfte des dreizehnten Jahr- 
hunderts*) beschäftigen sich dagegen mit dem Falle des Todt- 
schlags am Könige oder der machinatio mortis am Könige. 
Sie bezeichnen diese Handlung als crimen laesae majestatis, 
bei welchem omnia bona des Thäters fisco applicabuntur. Sie 
behandeln das Verbrechen demnach völlig nach den Grundsätzen 
des Hochverraths. Inwieweit diese Verordnungen Gesetz wurden, 



1) m 22. 

^ z. B. Erich Glippingfs Nyborger Verordnung für Schonen von 1284 
(Aarsberetn. V S. 24). 

») Erich II 27. Sunesen 62. 

^) Verordnung Christophs I (von 1252 — 1255) in den Aarsberetninger V 
S. 15. Verordnung Erich Glipping's vom 9. Oktober 1276 ebenda S. 16. 
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ist freilich nicht ersichtlich. Aber die Grenzen zwischen Königs- 
recht und Landrecht waren in der zweiten Hälfte des drei- 
zehnten Jahrhunderts ja bereits schwankend geworden. 

Den ersten Fall des königlichen Begnadigungsrechtes zeigt 
das jütische Königsgesetz. Der Mordbrenner soll y,das Land 
räumen, bis der König seine Gnade an ihm thut" heisst es 
i ni 66. Das seeländische Rechtsbuch Erichs wies an der 

Parallelstelle ^) den letzten Satz noch nicht auf. Anzunehmen 
ist, dass Tor dem jütischen Eönigsgesetze ein Begnadigungs- 
recht des Königs nicht anerkannt wurde, so wenig, wie dies 
vor dem gemeinen Landrechte in Schweden geschah. Das dem 
Könige eingeräumte Begnadigungsrecht entspricht eben der 
Auffassung des jütischen Königsgesetzes vom königlichen Berufe, 
über das Recht zu wachen, Wittwen und Waisen, Pilgrime, 
Ausländer und Arme zu schützen, Uebelthäter zu peinigen*), 
Wendungen, welchen wir im gemeinen Landrechte Schwedens 
ebenfalls begegneten. Es entspricht der Aemterverfassung des 
jütischen Königsgesetzes, welche im Könige gipfelt und vom 
Könige sich herleitet. Wenn das Begnadigungsrecht trotzdem 
nur in Bezug auf den einen Fall des Mordbrandes erwähnt 
wird, so scheint sich daraus der Schluss ziehen zu lassen, dass 
es vordem nicht Rechtens war. Die späteren Quellen zeigen 
es in stärkerem Umfange^). 

Ein Königsrecht gelangt in Dänemark erst in der 
zweiten Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts zur Entfaltung, 
doch nur neben dem Landrechte, nicht an dessen Stelle und 
sich auf die Macht der Thatsachen, nicht auf den Buch- 
staben des Gesetzes stützend. Nach dem formalen Rechte lag 
es nicht in der königlichen Machtbefogniss , einseitig Normen 
mit rechtsverbindlicher Kraft zu erlassen. Aber die unmittel- 
bare Theilnahme des Volkes an der RechtschaSung hörte seit 



^) II 15. 

■) Vorwort zum Jyske Lov. 

•) z. B. Verordnung von Erich Glipping vom J. 1276 : der Verbrecher 
und porcio sua capitalis sind in potestate regis (Aarsberetninger V S. 16); 
Verordnung von 1251: caput eins sub potestate sit regis, haus hals wserse 
i kungaes wald (Aarsberetninger V S. 11. 12). 
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der zweiten Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts auf, wesent- 
liches Erfordemiss für die Schaffung eines Gesetzes zu bilden. 
Neben das Volk, später, an Stelle des Volkes tritt der dänische 
Reichstag (Hof, Danehof), eine aus Vertretern der vier Stände, 
der Geistlichkeit, des Adels, der Bürgerschaft und der Bauern- 
schaft zusanunengesetzte Versammlung, welche ursprünglich 
in vom Belieben des Königs abhängigen Zeitabständen, später 
jährlich in Nyburg zusammentrat, um über die wichtigsten An- 
gelegenheiten Beschluss zu fassen. Ausdrücklich heisst es in 
königlichen Handfesten aus der ersten Hälfte des vierzehnten 
Jahrhunderts : Item non inveniantur novae leges nisi de con- 
sensu totius regni in parlamento generali^). Das alte Land- 
schaftsthing trat diesem Organe für das Reich gegenüber nach 
und nach in den Hintergrund, wenn es auch nicht völlig ver- 
schwand ^). 

Der Ausbildung eines Königs rechtes war naturgemäss 
die Ablösimg der Volksversammlung durch eine Ständever- 
sammlung günstig. Wir finden deshalb königliche Verordnungen 
aus dieser Zeit, vor ^), sowohl zur Aufrechterhaltung des 
Friedens, als zu anderen Zwecken. Wir sehen nunmehr auch 
in Königsurkunden hin und wieder eine Geldstrafe angedroht^), 
für welche sich freilich ebensowenig ein technischer Name findet, 
als in Schweden. 

Alles dies, ohne dass sich feste Grenzen zwischen des 
Königs und Volkes Antheil an der Rechtsschaifung ziehen 
lassen. 

Für unsere Zwecke wichtig ist, dass königliche Verordnungen 
eine Reform der Vollstreckung in das Leben riefen, welche die 
Liegenschaften des Schuldners zur Befriedigung des Gläubigers 
heranzog. 



^) Larsen om Higsdage og Provindsialforsamlinger samt Rigsraadet i 
Danmark in saml. Skr. II S. 219 fP. 

2) Larsen S. 238 ff. 

') Abgedruckt in den Aarsberetninger V. 

*) D. S. 841. 955. S. R. D. IV/ss». Vl/sd». 40o. Seidelin, Dipl. Flensb. 16. 
17 u. 6. 
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Die Verordnung Abels vom März 1251 bestimmte: 

Item siquis contempserit trinas literas ammonitorias a 
domino rege datas, rex satisfadat leso et tres marchas 
pro qualibet litera in recompensacionem dampni solvat et 
capitalem porcionem delinquentis confiscari faciat et pimiat 
pro sue libitu voluntatis. 

Dreimaliger Ungehorsam gegen die literae ammonitoriae 
des Königs soll also zur Folge haben, dass der König die 
capitalis porcio, den Haupttheil des Ungehorsamen — natürlich 
nur die Fahrhabe — confisciren und daraus den Gläubiger 
befriedigen kann, sowie, dass es in seinem Belieben steht, 
auch sonst eine Strafe gegen den Ungehorsamen zu verhängen. 

Literae ammonitoriae sind Mahnbriefe, welche der König 
in seiner Eigenschaft als Urtheiler im Königsgerichte an den 
Schuldner richtet. Der Gläubiger geht das Königsgericht an, 
um von ihm Rechtshilfe in den Fällen zu erlangen, wo die 
Volksgerichte ihm diese Hilfe nicht verschaffen, oder nicht in 
gleich energischer Weise verschaffen. 

Nicht nothwendig ist es nach der obigen Verordnung, dass 
der Gläubiger, bevor er den König anging, die Volksgerichte 
ang^angen war. Der König konnte in erster und letzter In- 
stanz angegangen werden. Die Folge des dreimaligen Unge- 
horsams ist nicht ohne Weiteres völlige Friedlosigkeit, sondern 
Vermögensconfiscation und eine vom Belieben des Königs ab- 
hängige Strafe, also ein Rechtszustand, bei welchem die Fried- 
losigkeit nur zu Gunsten des königlichen Begnadigungsrechts 
abgeschwächt ist. — 

Die Verordnung weist offenbar eine so einschneidende 
Neuei-ung auf, dass kaum anzunehmen ist, dass sie ohne Wider- 
spruch durchgesetzt wurde. 

Einige Jahre später wird sie in etwas abgeschwächter 

Gestalt von König Christoph I. wiederholt. Dieser bestimmte'): 

Siquis contempserit trinas literas super aliqua causa a 

domino rege datas, rex satisfaciat leso et pro qualibet 

litera in recompensam dampni et laboris solvat ei 3 marcas 



^) Aarsberetninger V S. 13, 

Lehmann, Der Königsfriede. 11 
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et capitalem porcionem in mobilibus tantum confiscari 
faciat delinquentis et puniat pro 8ue libitu voluntatis, sie 
tarnen quod post publicacionem litere regis 
differatur confiscatio et pena per mensem. 

Die Einziehung des Vermögens soll also bis nach Ablauf 
eines Monats nach Veröffentlichung der Königsurkunden hinaus- 
geschoben werden. 

Eine weitere Einschränkung erfuhr die Verordnung durch 
das Vordingborger Gesetz vom 19. März 1282^), durch welche 
sie Bestandtheil des schonischen Landrechts wurde. Damach 
soll des Königs Brief gegen Niemand gegeben werden, der 
nicht vorher gesetzlich auf den Herads- und Landschaftsthingen 
verklagt ist. Es bedarf darnach femer vier Briefe, bevor zur 
Vollstreckung geschritten werden kami. Endlich zieht die 
Nichtbefolgung des vierten Briefes nicht die Friedlosigkeit, 
sondem das Stmfgeld von vierzig Mark an den König fbr den 
Schuldner nach sich, welche nebst dem Betrage derFordenmg 
des Gläubigers durch eine königliche Gonmiission eingetrieben 
werden. 

Au dieses Verfahren hält sich im Ganzen auch die Nyborger 

Verordnung des gleichen Jahres*). Doch thut sie den wichtigen 

Schritt, in Ermangelung von Fahrhabe des Schuldners dessen 

Liegenschaften zur Execution heranzuziehen. Sie bestimmte: 

Et si talis bona mobilia non habet, sed tantum terram, 

extunc officialis domini regis moneat eum, ut infra mensem 

tantum vendat de terra sua, in quantum regi et bondoni 

tenetur, quod nisi fecerit, officialis sub estimacione bonorum 

jus regis et bondonis recipiat et non amplius de terra sua. 

Damit sind die Liegenschaften des Schuldners Gegenstand 
der Vollstreckung geworden. Das Verfahren, welches sich auf 
Gmnd dieser Bestimmungen ausbildete, tmg den Namen des Ver- 
fahrens nach Reichsrecht (Eigens Ret). Es erfuhr im Laufe der 
Zeit eine sorgfältige Ausbildung in der Praxis imd wurde dazu 
verwendet, den Besitz eines Gmndstücks gegen Anfechtungen 



^) Bei Koldenip-Rosenvinge, Om Rigens Ket og Dele S. 24. 
') Bei Koldenip-Rosenvinge in der cit. Schrift S. 26. 
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ZU schützen. Näher auf die Geschichte dieses Verfahrens hier 
einzugehen, erübrigt sich in Anbetracht der gründlichen Arbeit 
Yon Kolderup-Rosenvinge ^). 



§ 17. 
Bflckbllck. 

Weniger scharf treten uns die Gegensätze in Dänemark 
entgegen, als sie uns in Schweden entgegentraten. Die Ursache 
hiervon ist in zwei Umständen zu suchen : in der grösseren An- 
näherung Dänemarks an die mitteleuropäische Culturwelt und 
in der schwächer entwickelten demokratischen Verfassung der 
dänischen Landschaft. Der erstere Umstand lenkte das dänische 
Königthum bereits früher auf seine Angaben gegenüber dem 
Frieden, als das schwedische Königthum. Der letztere Umstand 
erleichterte ihm die Durchftüirung seiner Aufgaben gegenüber 
dem schwedischen Königthume. 

Der alte und der neue Zustand lassen sich deshalb in 
Dänemark nicht in der gleichen Deutlichkeit erkennen und 
von einander sondern, wie in Schweden. Die dänischen Quellen 
gehören sämmtlich der Uebergangsperiode vom Alten zum 
Neuen an. Diejenige Controle, welche das ältere Westgötalag 
und das Gotlandslag in Schweden gewähren, vermissen wir in 
Dänemark. Die einzige Quelle aus älterer Zeit, das Wither- 
lagsrecht, kann deshalb wenig in Betracht kommen, weil sie 
gerade von der Königsgewalt am ersten beeinflusste Rechts- 
verhältnisse behandelt. Aus den Geschichtsquellen und Urkimden 



^) Om Kigens Ret og Dele 1848. Yergl. auch Secher, Om Yitterlighed 
etc. S. 209 ff., welcher das Verfahren mit dem von ihm behaupteten Liquidi- 
tätsverfahren der älteren Zeit in Verbindung bringt Aber erst im Vording- 
borger Gesetz ist davon die Rede, dass der Schuldner vorher gesetzlich 
ausgeklagt sein solle, bevor die Königsurkunden erlassen werden können, 
erst hier kann also von einer Liquidität im Sinne Sechers gesprochen 
werden, während die Verordnungen Abels und Christophs davon nichts 
wissen. Die literae ammonitoriae des Königs enthalten auch kein kräfa 
(Secher S. 222), sondern einen Befehl, da der König nicht als Partei, 
sondern als Urtheiler auftritt 

11* 
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ist die Ausbeute für die ältere Zeit nur gering. So waren wir 
darauf angewiesen, aus dem Material der späteren Zeit Schluss- 
folgerungen für die frühere Zeit zu wagen. 

Als Resultat dieser Schlussfolgerungen ergab sich auch für 
Dänemark ein älteres Königthum im Frieden des Volkes, als 
ein Organ mit bestimmten Befugnissen, vor Allem einem Rechte 
auf Strafgelder und dem Rechte der Friedensgabe, aber nicht 
als Träger eines eigenen Friedens. Ueberall engten die strengen, 
formalen Satzungen des Yolksrechtes dieses Königthum ein. Sie 
schrieben dem König das Maass seiner Rechte überhaupt und 
insbesondere auf dem Gebiete des Friedens vor. Sie bestimmten 
die Höhe seiner Strafgelder, sie bestimmten, wann und unter 
welchen Bedingungen und mit welchen Folgen er den Frieden 
zu ertheilen habe. Nichts war der Gnade und Willkür des 
Königs überlassen. Und so wenig der König Träger eines eigenen 
Friedens war, so wenig besass er auf dem Gebiete des Friedens 
ein eigenes Gericht Im strengen, formalen Gange des volks^ 
rechtlichen Verfahrens musste er sein Recht suchen. 

Von diesem älteren Königthume unterscheidet sich wesent- 
lich das jüngere Königthum aus der Mitte des dreizehnten Jahr- 
himderts. Es steht nicht mehr im Frieden des Volksrechtes, 
sondern neben ihm. Es schafft neben dem Volksrechte bereits 
ein eigenes Recht, welches es durch ein eigenes Gericht zur 
Durchführung bringt. Und soweit es im Frieden des Volkes 
steht, ist seine Stellung eine wesentlich andere. Es übt auf 
die Ertheilung des Friedens einen materiellen Einfluss aus, es 
setzt sich bereits in den Besitz des Begnadigungsrechtes, es hat 
sich einen eigenen subjectiven Frieden geschaffen, es hat diesen 
Frieden seiner Umgebung, dem Herad, der Diöcese, der Stadt, 
der Landschaft, in welcher es weilt, mitgetheilt. — 

Die Brücke von jenem älteren Zustande zu diesem jüngeren 
zu schlagen, schien dem Vierzigmarkstrafgelde vorbehalten. Das 
Vierzigmarkstrafgeld verwandelte die strenge Friedlosigkeit in 
die milde Friedlosigkeit, es führte muthmaasslich zur Schaffung 
jenes allgemein zuständigen Königsgerichtes, welches den Namen 
des rsettarseplng trug, es führte die obrigkeitliche Vollstreckun 
in das Völksrecht ein. 
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Aber alles dies geschah nicht nüt einer plötzlichen, hastigen 
Wendung, wie wir sie in Schweden wahrnahmen. Es geschah 
im Wege der stillen, theilweise verborgenen Entwicklung, bei 
welcher sich der Zeitpunkt, an welchem, und die Stelle, von 
welcher aus die Umwandlung vor sich ging, nicht mit Be- 
stimmtheit angeben lassen. 

Ausgangs- und Endpunkt der Entwicklung sind in Schweden 
und Dänemark offenbar die gleichen. Darum können die 
schwedischen Quellen da zur Aufklärung herangezogen werden, 
wo die dänischen Quellen uns im Stiche lassen. Sie werden 
da^enige, was die obigen Auseinandersetzungen ohne Zuhilfe- 
nahme fremder Quellen zu erweisen suchten, bestätigen. 

Insbesondere werden sie die historische Mission des dänischen 
Vierzigmarkstrafgeldes, um welche sich die Axe unserer Unter- 
suchung dreht, zur Erkenntniss bringen, sofern dies die obigen 
Auseinandersetzungen nicht vermochten. 



DKITTER THEIL. 

DER KÖNIGSFRIEDE DER NORWEGER 0- 



§ 18. 
Die Grundlagen der ältesten Verfassung. 

In der Zeit der Kleinkönige trug muthmaasslich die nor* 
wegische Verfassung das gleiche demokratische Gepräge, 
welches wir noch im dreizehnten Jahrhundert bei der schwe- 
dischen Verfassung gewahrt haben. Schwer ist es zwar, bei 
dem Dimkel, welches über der Zeit vor König Haraldr dem 
Schönhaarigen lastet, ein wahrhaftes Bild von den ältesten 
norwegischen Zuständen zu entwerfen — aber gelegentliche 
Aeusserungen der Geschichtsquellen verbunden mit Satzungen 
der Eechtsbücher , welche nicht völlig in den Rahmen der 
späteren Zustände passen, sowie endlich Schlüsse aus den 
isländischen Rechtszuständen gewähren Anhaltspunkte, um 
wenigstens die Grundzüge des ältesten Verfassungslebens sich 
zur Anschauung zu bringen. 

So viel ist klar und sicher bezeugt, dass die Eintheilung in 
jene grossen Thingverbände, welche die Rechtszustände des 
zwölften Jahrhunderts zeigen, nicht von jeher in Norwegen in 



^) Ausser den umfassenden Bearbeitungen von Munch und Keyser ist 
besonders Aschehoug, Statsforfatningen i Norge og Danmark indtil 1814. 
Christiania 1866 und Sars, üdsigt over den Norske Historie. 2. Aufl. 
Christiania 1877, endlich Fr. Brandt, Forelsesninger over den norske Rets- 
historie. Kristiania I 1880, 11 1883 zu vergleichen. 
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Geltung gewesen ist. Von einem derselben^) wissen wir, dass 
er erst im zwölften Jahrhundert geschaffen wurde und bei den 
anderen gewahren wir in der Zeit des Grosskönigthums Ver- 
änderungen in ihrem territorialen Umfange ^). Keineswegs deckte 
sich femer der räumliche Umfang jener Thingverbände mit dem 
räumlichen Umfange der Kleinkönigthümer ®), und ihre Verfas- 
sung unterscheidet sich merklich von der der kleineren Thinge^). 
Vor jener Zeit, in welcher der Zusammenschluss der nor- 
wegischen Volksstämme zu den drei grossen Thingverbänden 
des Gulapmgs, Frostaplngs und £idsiQat)lngs sich vollzogen 
hatte, bildete das Volksland, fylki, muthmaasslich die staatliche 
Einheit*^). Das Volksland zerfiel wieder in eine Anzahl Unter- 
abtheilungen ®), welche im späteren Rechtsverbande des Gula- 
t>lngs und Borgart)lngs den Namen von Heraden, im Rechts- 



^) Dem des Borgart>ing vergleiche Munch I/2 S. 613, Keyser, efter- 
ladte Skr. 11 S. 165, Maurer, Udsigt over de Nordgermaniske Retskilders 
Historie. Kristiania 1878 S. 14. Brandt II S. 166. 

«) Brandt II § 64. 

') Maurer, Entstehung des isländischen Staats S. 10 ff. Keyser n 
8. 20 ff. 

*) Vergl. unter § 19. 

^) Keyser Y S. 156 f. Sars I S. 125. Maurer, die Entstehungszeit 
der älteren Gula^ingslög. München 1872 S. 4; derselbe in Ersch und 
Grubers Encyclopädie Section I Th. 97 Artikel Gula{>iugslög S. 1. 2. An 
die ursprüngliche Bedeutung des Volkslandes erinnert in den Rechtsbüchem 
z. B. in den G[)l. noch Manches. Jedes Yolksland hat eine Hauptkirche 
(Gpl. 10.). Fttr die Greltendmachung von Rechten hängt es davon ab, ob 
der Inhaber oder der Gegner oder der Zeuge sich im Volkslande befindet 
oder nicht (Gj)!. 41. 46. 50. 55. 59. 78. 160. 161. 278. 289.). Der unvoll- 
konmien Freigelassene darf sich aus dem Volkslande nicht entfernen {GpL 
61. 67.). An die Volkslandsleute fällt mitunter die Busse (Gpl. 71.). Es 
wird bestimmt, in welchem Volkslande eine Klage anzustellen ist (G[}1. 120.). 
Dabei ist entweder das Volksland das einzig in Betracht kommende Terri- 
torium oder es wird nur dem Auslande gegenübergestellt unter Ueber- 
springung des Rechtsverbandes der Gula[)ingslög. Eane viel bescheidenere 
Rolle spielt der Rechtsverband als Ganzes. Er schiebt sich selten zwischen 
Volksland und Ausland. 

^) Mit Ausnahme von Drontheim, wo das fylki den engsten Verband 
darstellte. Brandt 11 S. 168. Hertzberg, Grundtrsekkene i den seldste Korske 
Proces 1874 S. 112. 
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verbände des Eidsi^apfngs den Namen von Bruchtheüen des 
fylki tragen. An der Spitze der Unterabtheilungen, wie an 
der Spitze des Volkslandes standen Vorsteher, deren Amt ein 
erbliches war. Der Vorsteher des hferad hiess hersir oder 
h^radskonungr ^), der Vorsteher des Volkslandes fylkiskonungr. 
Beide nahmen zugleich die priesterlichen Funktionen wahr, und 
da ihr Amt ein erbliches und wohl auch ein theilbares war, 
so liegt es nahe, in ihrer priesterlichen Function den Ursprung 
ihres Amtes zu erblicken, wie wir dies bei dem isländischen 
Goden in historischer Zeit wahrnehmen und in Schweden fbr 
die vorhistorische Zeit anzunehmen berechtigt sind. Beide, 
Heradskönig und Volklandskönig, standen dabei in keinem oder 
doch nur in einem losen Abhängigkeitsverhältnisse zu einander ^). 
Möglicherweise war, wie wir Aehnliehes auf Island bemerken*), 
der Volklandskönig nur der Heradskönig desjenigen Herads, 
in welchem das Volklandsthing lag^). 

Neben diesem bodenständigen Königthume, welches in 
Zeiten des Friedens in langer Ahnenreihe sich fortpflanzte, 
bildet sich ein Heerkönigthum oder Seekönigthum*). Die auf 
Kriegszüge ausgehende Schaar wählt sich ein Oberhaupt, wel- 
chem sie den Namen des Königs beilegt. Gelingt es diesem 
Oberhaupte, einen Landstrich sich zu unterwerfen, so setzt er 
sich an die Stelle des Volkslandskönigs, welcher diesem Land- 
striche vordem vorstand. Das durch die Schärfe des Schwertes 
erworbene Königthum gestaltete sich dann möglicherweise zu 
einem wirklichen Volkslandskönigthume um, wenn es, sich lange 
Zeit im Besitzstande zu erhalten, kräftig genug war. Auch 
Kämpfe einzelner Volkslandskönige gegen einander vergrösserten 
den Besitz eines Volkslandskönigs. So gewahren wir neben den 
alten Volkslanden bereits in der Zeit des Kleinkönigthums 



^) üeber ihn vergl. Hertzberg, £n fremstiUing af det norske aristo- 
kratis historie indtil Kong Sverres tid. Christiania 1869 S. 5 ; Sars, Üdsigt I 
S. 142 ff. 

«) Keyser U S. 21. 22. 

») Beim aUsheijargodi. Maurer, Island 1874 S. 190. 

^) Hertzberg, fremstilling S. 6; Aschelioug S. 8. 

^) Hertzberg, fremstilling S. 8 ff. 
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„Reiche" von grösserem oder geringerem Umfange, wechselndem 
oder dauerndem Bestände. 

Was die Zustände im Innern betraf, so waltete, wie es 
scheint, kein Unterschied ob zwischen den Yolkslanden und 
den Reichen. In beiden herrschte eine demokratische Ver- 
fassung, welche die Rechte des Königthums ii\ ganz enge 
Grenzen einschränkte. Auf den Gebieten von Gesetzgebung 
und Rechtsprechung entschied einzig und allein der Wille der 
Bauernschaft Nur die Aufrechterhaltung der Ordnung im 
Innern , die Yorstandschaft auf den Thingversammlungen und 
bei den Opfern fiel den Kleinkönigen zu, ohne dass ihre Rechte 
eine feste Abgrenzung besassen oder einer selbständigen vom 
Willen der Bauernschaft losgelösten Machtbefiigniss entsprungen 
wären. — 

Die Bauernschaft übte ihr Urtheils- und Gesetzgebungsrecht 
auf den Herads- und Volkslandsthingen aus. Sie übte beide 
Rechte in ihrer Gesammtheit, nicht durch Vertreter aus *). Noch 
in der Zeit der Rechtsbücher stehen Heradsthing und Volkslands- 
thing in ihrer Verfassung im Gegensatze zum lögplng , haben 
sie sich ihre demokratische Gestaltung gegenüber dem lögping 
erhalten. Die Bauernschaft beschloss und urtheilte, wie sich 
aus den Bestimmungen der Rechtsbücher ergiebt, einstimmig. — 

Die freie Bauernschaft ist zur Zeit der Rechtsbücher stän- 
disch abgestuft. Ob für die älteste Zeit des Kleinkönigthums 
jene Abstufung bestand oder wenigstens in dem Maasse bestand, 
dürfte sehr zu bezweifeln sein ^). Auf Island, wo im Uebrigen 
der aristokratische Charakter der Verfassung nicht minder scharf. 



1) Sars I S. 165. 

*) Dass sie bestand, nimmt Sars, Udsigt 1 S. 147 fif. an, hauptsächlich 
unter Berufung auf das Institut des odal. Aber das odal hat unseres Er- 
achtens sicher einen jüngeren Ursprung. Wenn Sars sich für das Alter 
des odal darauf st&tzt, dass Je länger man in der Zeit zurückgeht, desto 
grösser die Anforderungen sind, welche das Gesetz für den Erwerb des 
odal aufstellt', so ist, dies selbst zugegeben, obwohl es nicht unzweifelhaft ist, 
dagegen zu bedenken, dass das spätere Recht das odal fester an die 
Familie knüpfte, als das frühere Recht. Der Begriff des odal erf^dirt also 
eher eine Stärkung, als eine Abschwächung. 
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als in Norwegen, hervortritt *), findet sich keine Spur von stän- 
dischen Unterschieden zwischen den Freien^), und die beiden 
ältesten der Provincialrechte scheinen nur den Unterschied 
zwischen Landmännem, den Abkömmlingen der alten Klein- 
könige und freien Bauern zu kennen^). 

Eine besondere Aemterverfassung existirte muthmaasslich in 
jenen alten Kleinstaaten nicht. Schon der geringe räumliche 
Umfang erübrigte eine solche. Der Vorsteher vereinigte alle 
amtlichen Eigenschaften in seiner Person. In den durdi Er- 
oberung gebildeten Reichen mochte sich eher das Bedür&iss 
für den Eroberer geltend machen, Statthalter einzusetzen — • 
und so wird von Halfdan dem Schwarzen berichtet, dass er 
einen Jarl über das Sygnavolksland setzte^). Dies ist das erste 
historische Beispiel des Auftretens des jarP), welcher in den 
ersten Zeiten des Grosskönigthums eine bedeutende Rolle 
spielte. Dagegen traten wohl bereits in jenen alten Zeiten in 
den einzelnen Yolkslanden Männer von besonderer Rechtskunde 
hervor, welche auf dem Volkslandsthinge das Recht vortrugen 
und dem Unkundigen Bescheid in Rechtsfragen ertheilten, ohne 
eine amtliche Stellung einzunehmen^). 

Bei alledem mussten die Rechte des Kleinkönigs gering 
sein. Er war Eigenthümer grosser Ländereien, aber nidit in 
seiner Eigenschaft als König, sondern lediglich als Privatperson. 
Ein Unterschied zwischen Krongut und Priyatgut wurde damals 



') Insbes. bei der Besetzimg der Gerichte. Maurer, Island S. 172—176. 

2) Maurer, Island S. 152 ff. 

») Bf)l. I 9. 12. II 14. 15. Brandt I S. 79. Munch I/i S. 105 ff. weist 
mit Recht auch darauf hin, dass das Rigsmäl der älteren Edda bei den 
Freien nur zwischen Karl, dem Gemeinfreien, und Jarl, dem Könige, scheidet 
und den hauldr von Karl abstammen lässt 

*) Heimskringla Halfdanar s. svarta '/44. 

») Ueber ihn vergl. Keyser II S. 27 f: 

^) Unbegründet ist es aber, wenn Sars, Udsigt II S. 20 u. A. von dem | 

Hersen den lögmadr ableiten, die Rechtskunde in deren Geschlechtem als ! 

eine Würde sich vererben lassen. Der lögmadr ist aus dem Volke, nicht i 

aus den regierenden Geschlechtem hervorgegangen. Maurer, das Alter des i 

Gesetzsprecheramtes S. 42 ff. ! 
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noch nicht gemacht^). Er war oberster Kriegsherr und hatte 
als solcher einen Anspruch auf Erfüllung der Kriegspflicht 
(leidangr), bez. auf Erlegung einer Steuer an deren Stelle. 
Inwieweit er bereits Anspruch auf Abgaben oder persönliche 
Leistungen seiner Unterthanen hatte, inwieweit ihm ein Recht 
auf Zölle, herrenlosen Nachlass, Strandgut zukam, über alles 
dies sind wir nicht genügend unterrichtet, um ein sicheres XJr- 
theil fällen zu können. Meist wird die Vergleichung mit islän- 
dischen Verhältnissen eine verneinende Antwort ertheilen. 

Was das Verhältniss des Kleinkönigs zum Frieden betrifft, so 
stand der Kleinkönig voll und ganz im Frieden des Volksrechtes 
als ein mit bestimmten Befugnissen ausgestattetes Organ. Ob das 
Volksrecht ihm einen höheren subjectiven Frieden gewährte, 
ist mit Rücksicht auf den isländischen Goden zu bezweifeln. 
Nimmt man dies aber auch wegen der Sätze der Provincial- 
rechte') an, so darf man in dem höheren subjectiven Frieden 
den Ausdruck einer höheren Werthmessung allein in dem Sinne 
erblicken, wie man ihn in dem höheren Frieden des Freien 
gegenüber dem Freigelassenen zu erblicken hat. Wie wenig 
nodi in der Zeit der Provincialrechte der König trotz seines 
subjectiven höheren Friedens aus dem Volksfrieden heraustrat, 
lehrt der Satz der Provincialrechte, dass der König nach dem- 
selben Maasse, wie er Bussen empfange, auch Bussen zu zahlen 
habe ^). Diese Anschauung muss natürlich der älteren Zeit noch 
geläufiger gewesen sein. 

Zu bezweifeln ist auch , ob dem Kleinkönige das Recht 
der Friedensgabe zustand, da dem isländischen Goden dieses 
Recht nicht zukam ^) und da noch die spätere Zeit ein Ur- 
theilen der Thinggemeinde in den Frieden kennt*). Thatsäch- 
lich liess der starre Charakter des ältesten Strafrechtes diese 
Friedensgabe selten zu®). 



1) Keyser 11 S. 95. 96; Aschehoug S. 54. 

«) Gpl. 91, 185; Frl)l. IV 53, XIU 15. 

«) Frl)l. IV 53 mit Gj)!. 185. 

*) Vergl. Fingen, Wortregister zur Grägas voce lof. 

'^) Vergl. unten § 20. 

«) Vergl. unten § 20. 
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Dagegen berechtigt uns die Vergleichung mit isländischen 
Verhältnissen zu der Amiahme, dass dem Könige ein Antheil 
an den Strafgeldern zufiel, welche der Schuldige zu zahlen hatte, 
und dass der König von dem Aechtergute einen Theil zu be- 
anspruchen hatte. Eine selbständige einheitliche Stellung nah- 
men, dürfen wir behaupten, die Kleinkönige auf dem Gebiete 
des Friedens jedenfalls nicht ein. Sie waren so wenig Träger 
des allgemeinen Friedens, als sie einen besonderen Frieden 
schaffen konnten. Sie standen innerhalb des Volksfriedens als 
mit gewissen Befugnissen ausgestattete Organe. 

Zeitlich später, aber gewaltsamer und gewaltiger, als in den 
beiden benachbarten skandinavischen Staaten, machte sich in Nor- 
wegen die Umwandelung des Kleinkönigthums in das Grosskönig- 
thum geltend. Als König Haraldr die zahlreichen Kleinkönige be- 
seitigte, begnügte er sich nicht damit, ein Oberkönigthum zu 
errichten , welches unter Schonung der alten Verhältnisse nur 
das ganze staatliche Gebäude krönen sollte, wie das schwedische 
Grosskönigthum. Er schweisste vielmehr die einzelnen Volks- 
lande zu einem Reiche zusammen. Die alten Hersen machte 
er zu königlichen Beamten, an die Stelle der alten Volkslands- 
könige setzte er Jarle, welchen er reiche Einnahmequellen zu- 
wies. Die Rechte der freien Bauern zertrümmerte er im ersten 
Anlaufe vollständig. Die Sagenschreibung kleidet dies darin 
ein, dass sie berichtet, er habe sich alle Stammgüter angeeignet 
imd alle Bauern sich Abgaben zahlen lassen ^). Erst sein Sohn 
setzte an die Stelle der Gewalt das Recht, verwandelte den im 
Wege des Krieges geschaffenen Zustand in einen rechtlichen. 
Von nun ab begann jene zweite Periode des norwegischen 
Staatsrechtes, welche uns im Folgenden beschäftigen wird. Sie 
spiegelt sich in den Satzungen der norwegischen Rechtsbücher 



^) Vergl. K. Maurer, über die Einziehung der norwegischen Odelsgiiter 
in Germania XIY S. 27 ff. Sars, Udsigt I S. 240 ff., welcher Letztere sich 
einen Staat nach Karolingischem Muster mit Heerbann, Gerichtsbann, all- 
gemeiner Unterthanenpflicht u. s. w. unter Harald ausmalt in wohl etwas 
phantastischer Weise. Gegen dessen Behauptung, dass Harald sich das 
Eecht auf das Strandgut und den Schatz anmaasste (S. 251), vergL Brandts 
Bemerkungen I S. 271—273. 
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und in den Erzählungen der Geschichtsquellen wieder. Ihren 
Endpunkt erreicht sie in der zweiten Hälfte des dreizehnten 
Jahrhunderts. Mit der Gesetzgebung von König Magnus laga- 
bffitir hebt die dritte Periode an, welche ein verstärktes Vor- 
treten der königlichen Rechte gegenüber der zweiten Periode 
charakterisirt. Während in der ersten Periode der Kleinkönige 
der Wille der Bauernschaft das Maassgebende war, kennzeichnet 
die zweite Periode ein Zusammenwirken des Willens von König 
und Bauernschaft, bis in der dritten Periode der Wille des 
Königs über den Willen der Bauernschaft den Sieg davon trägt. 
Bevor wir auf diese zweite Periode eingehen, ist einer 
Thatsache zu gedenken, welche dem Wechsel von Klein- und 
Grosskönigthum voranging, des Zusammenschlusses der Volks- 
lande zu grösseren Thingverbänden. Drei solche Verbände fand 
Haraldr vor, den Verband von acht Volkslanden Drontheims, 
den Verband von drei Volkslanden Vestenfields und den Verband 
von drei Volkslanden des Hochlandes 0- Aber die Verbände be- 
sassen, wie es scheint, noch keine gemeinsame Verfassung, da 
ihnen ein gemeinsames Oberhaupt fehlte. In einer Geschichts* 
quelle heisst es ausdrücklich, dass jedes der Volkslande bis auf 
Haralds Nachfolger herab seine eigenen Gesetze hatte '). Sie schei- 
nen Verbände politisch-religiöser Natur gewesen zu sein. Aber 
freilich scheinen sie schon fest im Volksbewusstsein gewurzelt zu 
haben, da die Grosskönige gezwungen waren, an der die 
Reichseinheit sicher nicht fördernden Spaltung in Thingverbände 
festzuhalten. Den Grosskönigen blieb, wie es scheint, erst die 
Constituirung der Verbände zu Reichsverbänden vorbehalten®). 
Sie gaben den Thingverbänden eine eigenartige Verfassung 
gegenüber den Volkslanden und Hundertschaften, welche die Ge- 



') Vergl. über das Folgende Hertzberg, Grundtraekkene S. 117 flf. 

') Olafs saga hins helga Kap. 10: Häkon Konungr lagdi mikinn hug 
& lagasetning i Noregi; bann sethi Gulat>ing8lög ok Frostat>ingslög ok 
Heidsdevislög fyrst at uppbafi, en adr böfdsu ser bveerir fylkis- 
menn log. 

^) Auf Halfdan den Scbwarzen werden die EidsiQapingslög, aof H^on 
godi die Gulapingslög und Frostapingslög zurückgefubrt Hertzberg, Grund- 
traekkene S. 117. 
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setzgebung und die Urtheilsfällung in die Hände eines vom 
königlichen Beamten ernannten Ausschusses aus den Vertretern 
der Bauernschaft legte. 

§ 19. 
Das OrosskSnigthum. 

Seit Haraldr dem Schönhaarigen ist Norwegen ein Land. 
Es ist nicht, wie Schweden, eine Summe von Landschaften, 
welche lediglich die Person des Königs mit einander verbindet. 
Es herrscht kein Gegensatz zwischen Land und Reich, sondern 
das Land ist Norwegen in seiner Gesammtheit. Wiewohl das 
Land in mehrere Rechtsverbände zerfällt, ist doch der Einheits- 
gedanke so mächtig, dass er aus jenen Rechtsverbänden Land- 
schaften nicht entstehen lässt. „Land- und Gesetzsprechung*' 
war in Schweden ein einheitlicher Begriff, Inländer nur der in 
den Bereich der „lagsaga^ Gehörige, die Friedlosigkeit höchstens 
eine Friedlosigkeit über „Land und Gesetzsprechung" hin^). 
Auch Dänemark zeigte in seiner auf die Landschaft beschränk- 
ten Friedlosigkeit die gleiche Auffassung*). Li Norwegen ist 
Land der weitere Begriff gegenüber dem Rechtsverbande, In- 
land ist auch „ausserhalb unserer Gesetze" ^), die Friedlosigkeit 
ist eine Friedlosigkeit über ganz Norwegen hin*). „Unser 
Land", „hier zu Lande" sind Wendungen, welche die Rechts- 
bücher mit Bezug auf ganz Norwegen, nicht mit Bezug auf den 
einzelnen Thingverband gebrauchen. 

Das Land ist Land des Königs. Norwegen ist das „Land- 
eigen unseres Königs", wie die Gpl. sich an zahlreichen 



1) Oben S. 19. 

«) Oben S. 114. 

^) z. B. Gt>l. 68. 102 : innanlandz oc utan laga värra 71 innanlandz — 
heidit land. 286: utan laga vdrra seda utanlandz. 259: p& scal hana af 
lande foera i annars Konongs vellde. Erpl. lY 34, Einleit 21: sem allar 
lögboekr yätta i landinu. 

^) Von der Friedlosigkeit über engere Verbände hin weist noch einen 
Kest auf Gt>l. 84. Wenn Bt>l. I 16 dagegen der wegen Zauberei Be- | 

schuldigten gestattet aus dem H^rad mit ihrem Vermögen fort- I 

zugehen, dürfte diese Verweisung nichts mit der Friedlosigkeit der ältesten ! 

Zeit zu thun haben. Vergl. Anhang. i 
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Stellen ausdrücken ^). Die Frosta|)lngslög gebrauchen den Aus- 
druck „Königsmacht" „Konungsveldi" *). In der Terminologie 
prflgt sich bereits aus, wie sehr der König den Schwerpunkt 
der landrechtlichen Verfassung darstellt. 

Das Königthum ist ein erbliches. Die Angehörigen des 
Mannsstammes aus dem Geschlechte Haralds „sollten ein Jeder 
das Königthum nach seinem Vater nehmen", bestimmte Haraldr ^), 
und so wurde es die folgenden vier Jahrhunderte hindurch ge- 
halten. Eine feste Erbfolgeordnung existirte freilich nicht imd 
ebenso wenig galt der Grundsatz der Untheilbarkeit von Anfang 
an. Um der Zersplitterung des Landes vorzubeugen, hatte 
Haraldr bestimmt, dass unter mehreren Thronprätendenten Einer 
immer die Oberherrschaft über die Andern ausüben sollte. Aber 
dieser Grundsatz, in den ersten Zeiten beobachtet, wurde spä- 
ter nicht mehr anerkannt. Seit dem elften Jahrhundert be- 
herrschten zeitweise mehrere Könige neben einander das nor- 
wegische Reich. Unverbrüchlich erhielt sich aber auch in den 
Zeiten dieser Theilkönige der Grundsatz der Erblichkeit der 
Königswürde. Er verdichtete sich schliesslich im zwölften 
Jahrhunderte zu einer Thronfolgeordnung. Die Thronfolge- 
ordnung von 1164*), so sehr sie eine Schwächung der Königs- 
macht beabsichtigte, bedeutete doch insoweit einen Fortschritt, 
als sie die Einheit und Untheilbarkeit des Königthums grund- 
sätzlich hinstellte. Indem sie freilich bei dem Tode des je- 
weiligen Königs der hierarchisch zusammengesetzten Reichs- 



1) 7. 20. 21. 22. 28. 24. 25. 28. 29. 30. 253. Das Verzeichniss der 
Strafgelder von König und Bischof in N. G. L. IV S. 17. 18 hat in 14: riki 
konongs vars. 

«) FrH. II 4. IV 34. 

*) Heimskringla Haralds s. hins hirf. ^/74, ohne Rücksicht auf ihre 
Ehelichkeit. Yergl. Maurer, Die unächte Gehurt nach altnordischem Rechte 
S. 55 ff. 

^) Eingeschaltet in die Gpl. als § 2; über sie yergl. Hertzberg, En 
fremstilling af det norske aristokratis historie S. 128 ff. Anmerkung; K. 
Maurer, Norwegens Schenkung an den heiligen Olaf, 1877 S. 25 ff. Stonn, 
Magnus Erlingssens Lov om Kongevalg og Lefte om Kronens Ofring 1880. 
N. G. L. IV S. 31. 82. 
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versammlimg eine Prüfung dai*ttber einräumte, ob der Thron- 
erbe fähig und würdig sei, die Krone zu tragen, und indem sie 
bei Nichtvorhandensein eines echten Sohnes der Reichsversamm- 
lung die Auswahl unter den gleichnahen Thronprätendenten zu- 
gestand, musste sie die norwegische Verfassung auf die Bahnen 
des Wahlkönigthums führen. Aber dieser Theil der Bestimmun- 
gen vermochte sich als Gesetz nicht zu erhalten^). In den 
Kämpfen König Sverrirs und seiner Nachfolger verlor die Thron- 
folgeordnung von 1164 ihre Geltung, während der Gedanke 
der Einheit des Königthums sich aufrecht erhielt. Um die 
Mitte des dreizehnten Jahrhunderts gelangte endlich Norwegen 
zu einer umfassenden, auf dem reinen Principe der Erblichkeit 
beruhenden Thronfolgeordnung, welche unter Zugrundelegung 
des Untheilbarkeitsgedankens die Erbfolge bis in die entfern- 
testen Grade im Anschlüsse an das Landrecht regelte ^). 

Ist das Königthum ein erbliches, so gilt doch nicht der 
Grundsatz, dass der Todte den Lebendigen erbt, für das nor- 
wegische Königthum. Nicht mit dem Tode des jeweiligen 
Königs ist sein Erbe König, sondern er ist es erst mit der 
Annahme seitens des Volkes. Die „Annahme"^) war nicht 
Wahl*) oder sie war es nur dann, wenn mehrere Thronpräten- 
denten neben einander auftraten, was vor Einführung einer 
festen Thronfolgeordnung oft genug stattfand *). Bei Vorhanden- 
sein nur eines Thronprätendenten war sie Genehmigung. Sie 
war nicht bloss ein Unterwtirfigkeitsakt der Huldigung"), noch 



1) Aschehoug S. 21 ff. 

>) Jämsida (1847) Kristindomsbilkr 4. Landslög II 4. Jönsbök I 5 
(N. G. L. IV S. 197). . 

') Das taka. 

^) Nie wird der Ausdruck Igösa dafür gebraucht 

^) Ein sehr anschauliches Beispiel in der Olafs saga hins helga Heims- 
kringla '"/m*. 

®) Dieser erfolgte erst nach dem taka, auf Grund des taka. Die 
Reihenfolge tritt z. B. in der Sverris saga 15 hervor, wenn es heisst: & 
l>vi t>ingi var Sverri gefit konungs nafh ä ätta fylkna pingi ok doemt med 
y&pnat^ ok svarit honimi land ok {>egnar eptir fomum landslögum. Oder 
Fagrskinna ^lu töku l)eir hann til konungs ok söru hänum eida. 
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auch ein bloss declarativer Akt der Anerkennung ^), sie besass 
begründende Eigenschaft Der König wird „genommen**, der 
Königsname wird ihm gegeben^), das Land ihm zugeeignet^). 
Erst von da ab ist er König. So wenig ein nicht zum Königs- 
geschledite Gehöriger bei Vorhandensein eines rechten Thron- 
prätendenten durch die Annahme zum Könige wurde — so 
wenig war der rechte Thronerbe ohne Annahme König. Bereits 
hier tritt der Grundzug der norwegischen Verfassung, die Verein- 
barung zwischen König und Volk hervor. Der vermöge seiner 
Abstammung auf die Krone Anspruch Erhebende erlangte sie 
erst , wenn das .Volk sie zugestand, und das Volk gestand sie 
ihm mit Kechtswirkung nur dann zu, wenn und weil er der 
rechte Thronfolger war. — 

Die Annahme erfolgte regelmässig auf dem Eyrapfng bei 
Nidaröss. Aehnlich, wie die Uppsvear in Schweden, wurden 
die Drönter in Norwegen als diejenige Völkerschaft betrachtet, 
welche für die Königsannahme meist und hauptsächlich anzu- 
gehen war*). Aber ein rechtlicher Vorzug hat sich für 
sie erst am Schlüsse dieser Periode ausgebildet. Erst in der 
Jämslda findet sich der Satz, dass die Annahme auf dem Eyra- 
plng zu geschehen habe ^). Die geschichtlichen Quellen weisen 
Beispiele in Menge auf, dass auch auf andern Lagthingen Kö- 
nige, und zwar nicht bloss in Zeiten der Thronstreitigkeiten, 
angenommen wurden. — 

Mit der Annahme war der König in vollstem Umfange 
König. Die Krönung, im zwölften Jahrhundert in den Quellen 



^) Dieser äussert sich in dem „Zuurtheilen des Königthums'^, dem 
doema med väpnataki. Siehe Sverrissaga 15. 

') z. B. Heimskringla, Häkonar saga göda 1. „Häkon begann seine 
Kede damit, dass er die Bauern bat lun Annahme und darum, ihm den 
Königsnamen zu geben*^. 

*) Fagrskinna ^^^/iso: var hänum pk eignat allt landit 

^) „Die I>roendir nehmen zum König um allt landit^ heisst es häufig, 
z. B. Heimskr., Häk. s. göda Vss. Olafe s. Tryggv. ^"^Ino. Magnus s. göda '/sn. 
Magnus s. -Erlingssonar '/tso. Wo das taka von anderen Verbänden aus- 
geht, unterbleibt regelmässig der Zusatz. 

^) Kristindomsbälkr 4. Die Thronfolgeordnung von 1164 enthält den 
Passus nicht. 
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begegnend, hat für die Erlangung der Königs^ ürde keine Be- 
deutung gehabt^). — 

Dem Könige steht gegenüber das Volk. Das Volk in seiner 
Gesammtheit im Gegensatze zu den einzelnen fylkir heisst 
I>j<^^« l)jödkonungr ist der Grosskönig im Gegensatze zu den 
Kleinkönigen ^). Die Rechtsbücher gebrauchen den Ausdruck 
lyöd freilich nie, wie sie überhaupt für Volk keine CoUectiv- 
bezeichnung aufweisen. „Bsendr", Bauern, „Menn" Leute, sind 
ihnen geläufige Ausdrücke, um die Gesammtheit der Volks- 
genossen zum Ausdrucke zu bringen. Mit Bezug auf die 
engeren Verbände gebrauchen sie besondere Bezeichnungen. 
^Rechtsgenossen^ „laugunautar*" heissen die Angehörigen der 
grossen Thingverbände im Verhältnisse zu einander, wie „Volks- 
landsleute" „fylkismenn" die Angehörigen des Volkslandes, 
„Heradsleute** „h^radsmenn" die Angehörigen des Herads. Im 
Verhältnisse zum Könige heisst jeder Kechtsgenosse „pegn", 
eine uralte auf den Runensteinen der grauen Vorzeit bereits 
auftretende Bezeichnung. 

Das Volk scheidet sich seit dem zwölften Jahrhundert in 
vier grosse Thingverbände, in die Thingverbände des Frosta- 
pfngs, Gulapfngs, £idsiQal>lngs und Borgart)lngs. Jeder dieser 
Thingverbände zerfiel in Volkslande, diese meist wieder in ün- 
terabtheilungen. Jeder der grossen Thingverbände bildet eine 
eigne Rechtsgenossenschaft für sich, dagegen sind das Volksland 
und dessen Unterabtheilungen nur unselbständige Theile der 
grossen Thingverbände. 

Ein allgemeines Thing, welches von Seiten des Volkes den 
Gedanken der Reichseinheit in derselben Weise darstellte, wie 
der Einheitskönig von Seiten des Königthums, ist nicht vorhanden. 
Das Grosskönigthum fand bereits jene Scheidimg in Thing- 
verbände vor. Es vermochte nicht , an deren Stelle ein All- 
thing zu setzen. Dagegen weitete es die lokalen Grenzen der 
Thingverbände aus; es reihte in sie die bis dahin selbständig 



^) Aschehoug S. 29. 

^) Heimskriogla, Haralds saga hins härfagra '/so. Vergl. dazu den 
]>iaurikr der Runeninschrift auf dem Rökstein. 
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gebliebenen Volkslande ein ^). Und es gab den grossen Thing- 
verbänden diejenige Verfassung, welche sie zur Zeit unserer 
Rechtsbücher aufweisen. 

Bedeutsam ist für diese Verfassung der Gegensatz in der 
Organisation der Lagthinge und der kleineren (\^olkslands-, 
Herads-) Thinge. Die kleineren Thinge sind nunmehr blosse 
Gerichtsthinge ohne politischen Charakter. Und darum haben 
sie sich ihre alte Gestaltung bewahrt. Die Gesammtheit der 
freien Bauern findet sich auf ihnen ein. Die Gesammtheit 
fällt das Urtheil. Die Lagthinge als Gerichts- und Gesetz- 
gebungsthinge haben die demokratische Gestaltung eingebüsst. 
Sie sind einmal Bepräsentativthinge, nicht Volksvei^ammlungen. 
Ihre Mitglieder sind femer von der Obrigkeit ernannt, nicht 
von der freien Bauernschaft gewählt. Und ein muthmaasslich 
wieder von der Obrigkeit ernannter Ausschuss aus den Reprä- 
sentanten, die lögrätta, besass die urtheilende und gesetzgebende 
Function. 

Die Aemterverfassung ist eine gemeinsame fUr das Land, 
nicht eine besondere in jedem Thingverbande. Mit Ausnahme 
des Gesetzsprecheramtes sind die Aemter königliche. Zwei 
königliche Aemter treten in den Rechtsbüchem hervor: das 
Amt des lendrmadr und das Amt des ärmadr. In negativer 
Hinsicht ist zunächst beiden gemeinsam, dass sie keine Vor- 
standschaft auf den Thingversammlungen darstellen. Lendr- 
madr und ärmadr können vom Thinge fortbleiben, ohne dass 
dessen Giltigkeit dadurch Abbruch geschieht ^). In ihren Rech- 
ten und Pflichten gehen die beiden Aemter wenig auseinander. 
Lendrmadr und ärmadr haben für die Sicherheit im Innern zu 
soigen, den gefangenen Verbrecher zu bewachen, die an den 
König fallenden Strafgelder einzuklagen, das Urtheil zu voll- 
ziehen oder bei der Vollziehung mitzuwirken, die Vertreter zum 
Lagthing zu ernennen. Der ärmadr hat überdies das Krongut 



^) Für das Gala|>ing speciell vergl. Maurer, die Entstehungszeit der 
älteren Gulapingslög, 1872, S. 5 ff., fOr alle vier Thingverbände Maurer in 
Ersch und Gruhers Encyklopädie, Sect. I Bd. 96, Art: Gulal)ing. 

^) Hertzberg, Grundtraekkene S. 156. 

12* 
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ZU verwalten. Von letzterer Stellung nahm sein Amt historisch 
den Ausgang ^). Er war ursprünglich nicht einmal ein Freier, 
daher ohne sociales Ansehen. Eine eigene Mannbusse muss 
ihm die Gesetzgebung verleihen, um ihn aus seinem Stande 
emporzuheben^). Der lendrmadr ist dagegen der Abkömmling 
der alten Heradskönige^). Als solcher hat er sich auch in dea 
Zeiten des Grosskönigthums die Fühlung mit dem Volke be- 
wahrt. Seine Angehörigen stellen einen Geburtsstand mit 
höherem Wergeide und höherer Busse dar*). 

Ein drittes Amt , das des jarl , welches an die SteUe der 
Volkslandskönige durch Haraldr gesetzt wurde, verkümmerte 
im Laufe der Zeiten zu einem Ehrenamte, welches stets nur 
durch einen Inhaber vertreten wurde *). 

Ein solches Gegengewicht, wie es der schwedische König 
im Gesetzessprecher besass, besass der norwegische König nicht. 
Wohl fanden sich auch in Norwegen Gesetzessprecher ®), welche 
das geltende Recht vorzutragen und Weisthümer zu ertheilen 



^) Maurer, die ärmenn des altnorwegischen Rechtes, 1879, S. 68—72. 
89. 90. 130 ff. 

*) Gfl. 170. Frl)l. IV 57. Maurer's Auffassung dieser Stellen vermag 
ich nicht beizupflichten. Er will die 15 Mark nicht als Mannbusse, sondern 
als „{}ukkabot'' auffassen, welche neben dem an die Erben fisdlenden Wer- 
geide und dem an den König fallenden Friedensgelde an den König zu 
entrichten waren, und beruft sich hierför auf die oben S. 32. 54. 55 be- 
sprochenen Stellen des Ostgötalag. Aber diese Stellen würden noch nichts 
beweisen, da auch sie von Unfreien zu handeln scheinen. Dass die Rechts- 
bücher den ärmadr sich als Unfreien denken, ergiebt sich m. E. daraus, 
dass sie ihm den r^ttr nur des Gemeinfreien verleihen. Wäre der ärmadr 
ein Freier gewesen, so hätte er einen höheren r^ttr erhalten müssen, gleich 
dem scutilsveinn, guUsmidr u. s. w., da der Königsdienst eine Auszeichnung 
vor den Angehörigen des gleichen Standes verlieh. Auch die Bezeichnung 
dröttinn in FtI>\. IY 57 weist auf die Auffassung des drmadr als pnell hin. 

•) üeber ihn vergl. die citirte Schrift von Hertzberg, En fremstilling 
etc., femer Sars S. 161. 

^) Hertzberg S. 95 f. An die Stelle von ärmadr und lendrmadr trat 
später der syslumadr, über welchen vergl. Keyser S. 209 ff. Sars II S. 138 ff. 
Aschehoug S. 50. 

^) Hertzberg S. 31. 101 f. 

®) K. Maurer, das Alter des Gesetzsprecheramtes in Norwegen, 1875. 
Brandt, Forelaesninger II S. 181 ff. 
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hatten. Aber wir sehen sie in den Geschichtsquellen nie jene 
Rolle spielen, welche der greise I>orgn;^r dem Schwedenkönige 
gegenüber . spielte — und ihr Amt verschwindet im Laufe der 
Zeit, um einem neuen königlichen Amte mit Urtheilerfunctionen 
Platz zu machen. 

§ 20. 

Fortsetzung. 

Bereits das Vorgetragene lehrt, wie ungleich gewichtiger 
die Stellung des norwegischen Königs gegenüber der Stellimg 
des schwedischen und des dänischen Königs war. Dass sich 
dies in seinen Einzelbefugnissen und in seinem ganzen Ver- 
hältnisse zu Rechtsprechung und Rechtschaffung ausprägen 
werde, ist zu erwarten. Aber nicht überall zeigt sich diese 
Erwartung bestätigt. Auf dem Gebiete der Rechtsprechung 
erhält sich bis in die Mitte des dreizehnten Jahrhunderts die 
Urtheilsfindung völlig beim Volke. Erst um diese Zeit wird 
sie auch in die Hände des königlichen Gesetzsprechers gelegt. 
Das der König sie selbst ausgeübt habe, dafür lässt sich in 
dieser ganzen Periode kein Nachweis erbringen. Die Rechts- 
bücher schweigen völlig von einer unmittelbar vom Könige ge- 
handhabten Rechtsprechung und was die Geschichtsquellen 
davon bringen, lässt sich entweder unter den Gesichtspunkt 
eigenmächtigen Vorgehens ^) oder unter den Gesichtspunkt eines 
Schiedsspruches') stellen. Ja auch in der folgenden Periode 
erlangt der norwegische König nicht entfernt die Befugnisse, 
welche dem schwedischen und dänischen Könige derselben Zeit 
als Urtheiler zustanden. Der norwegische König erringt sich 



^) z. B. Heimskringla, Olafs saga Tryggv. ^Viss. *^/i69; Olafs saga hins 
faelga ^Vsei. ''■/mo. 

*) z. B. Heimskrmgla, Olafs saga hins helga ^^Vsss. Häufig ist die 
Durchführung des volksgerichtlichen Verfahrens durchaus nicht ausge- 
schlossen, z. B. wenn es heisst: Konungr . . gerdi Hrölf ütlaga af Noregi 
in Heimskr. Haralds s. h. häif. '^/es. Yergl. vor aUem den Process gegen 
Signrdr Hranason, welcher den besten Beleg für das Fehlen eines Königs- 
gerichtes bildet (ed. Storm, Kristiania 1877). 
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die Stellung eines obersten Wächters über die Rechtsprechung, 
aber er wird nicht allgemeiner Urtheiler, wie der schwedische 
und dänische König. Von einem Eönigsgeridite , wie das 
rsettarsßpfng, wissen die norwegischen Quellen auch der folgen- 
den Periode nichts. Erst seit der Vereinigung Norwegens mit 
Schweden und Dänemark finden sich Spuren eines solchen 
Königsgerichtes in Noi-wegen. Von einem Gegensatze zwischen 
königsgerichtlichem und volksgerichtlichem Verfahren und von 
Eeformen, welche das Königsgericht in das Volksrecht einführte, 
ist deshalb in Norwegen nichts zu verspüren^). Damit Mit 
für uns der Grund fort, den Gang des volksgerichtlichen Ver- 
fahrens in Norwegen dem Leser vorzuführen*). Wir haben es 
allein mit der Stellung des norwegischen Königs gegenüber 
Rechtschafiung und mit seinem Verhältnisse zum Frieden zu 
thun. Vorher wird es aber nöthig sein, mit wenigen Worten 
die wichtigsten Einzelbefugnisse des norwegischen Königs, welche 
mit dem Frieden nichts zu thun haben, aufzuzäMen. 

Der norwegische König ist oberster Heerftlhrer und Kriegs- 
herr. Als solcher hat er das Recht des Aufgebotes zum Kriegs- 
dienste innerhalb der vom Landrechte gesteckten Grenzen, d. h. 
bei Vertheidigung des Landes das Recht zum Aufböte aller 
wafifenfähigen Männer, welche dem heimgesuchten Landestheile 
angehören, in allen anderen Fällen das Recht zum Aufgebote 
einer gesetzlich bestimmten Zahl von Schiffen, Mannschaft und 
Ausrüstung. Streng hat hier das Landrecht seine Befugnisse 
geregelt, welche er nicht überschreiten darf*). 

Als Kriegsherr hat der norwegische König femer das Recht, 
Krieg zu erklären und Frieden zu schliessen. War der Klein- 
könig in diesen beiden Rechten auch nach Aussen hin jedenfalls 
von der Zustimmung des Volkes abhängig*), so ist es der 



^) Hierin liegt u. E. einer der Gründe, aus welchen Norwegen keine 
Jury kennt, was Hertzberg und Brandt nicht bemerken. 

^ Ueber ihn vergl. Hertzberg, Grundtrsekkene i den seldste Norske 
Proces. Kristiania, 1874. Fr. Brandt, Forelsesninger H S. 228 ff. 

>) Keyser S. 33. Aschehoug S. 38. Fr|>l. YII/i : Konungr scal räda 
bodi oc banni oc räda at lögum. 

*) Keyser S. 21. 22. 
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Grosskönig nicht mehr. Nach Aussen hin kann der norwegische 
Grosskönig unbeschränkt den Krieg erklären und den Frieden 
schliessen *). Aber freilich kann er seine Unterthanen nur in- 
soweit zwingen, ihm Heeresfolge zu leisten, als das Volksrecht 
sie dazu verpflichtet 

An das Becht des Aufgebotes schliesst sich das Becht des 
norwegischen Königs auf die ihn vom Landrechte zugestandenen 
Abgaben (skattr) an, sei es die allgemeinen Abgaben, sei es beson- 
dere Abgaben (landvördr *), finnakaup®)) und bei jenen wieder 
ordentliche Abgaben (leidangr *), vlss eyrir *)) und ausserordentliche 
Abgaben (gjafir*)). Herrscht über denUrsprung der norwegischen 
Abgaben auch noch keine volle Klarheit, so ist die Entstehung 
aus der Kriegspflicht wenigstens für einen Theil derselben sicher 
gesteUt Als eine Ablösung des Kriegsdienstes stellen sich die 
ältesten Abgaben (leidangr, vlss eyrir) dar. Neben ihnen waren die 
Unterthanen vielleidit noch zu gewissen Naturalleistungen (veiz- 
lur ^)) verpflichtet, falls der König in ihr Gebiet kam, wenn die 
letztere Last nicht auf die Hintersassen der königlichen Güter 
zu beschränken ist. Die sonstigen Leistungen hingen von ihrem 
freien Belieben ab, es waren Geschenke (gjafir) an den König. 
Maassgebend für uns ist auch hier, dass für das Becht des 
Königs auf Abgaben strenge Grundsätze galten. Noch das 
gemeine Landrecht, dessen Königsgewalt eine weit ausge- 
dehntere ist, als die Königsgewalt der Provinzialrechte, schreibt 
in alterthümlidien Worten vor^): „keine allgemeinen Abgaben 
soll der König auf uns legen oder sein Vertreter, nicht Geschenke 
noch Bewirthungen noch Hengstfiltterung noch Holzschlag dann 
wenn Aufgebot zum Kriege ergeht ausser den Beitpferden und 



>) Aschehoug S. 39. 40. 

^) Abgabe von den Fischern. Keyser S. 101. 

') Abgaben der Finnen. Keyser S. 101. 102. 

*) Seekriegssteuer. 

^) Steuer der Binnenbewohner. Keyser S. 97. Aschehoug S. 68. 

«) Keyser S. 104. 

■'i Keyser S. 96. 

«) m 1. 
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den anderen Unterthanenpflichten, wie sie das Gesetzbuch be- 
zeugt." — 

Der König hat weiterhin das Recht auf gewisse Zölle für 
Einfuhr *) und später auch fllr Ausfuhr *) von Waaren (landeyrir, 
tollr), sowie ein Vorkau&recht auf vom Auslande eingeführte 
Waaren®). Ein freilich loser Zusammenhang des ersteren 
Rechtes mit dem Frieden wird sich nicht leugnen lassen. Da 
es muthmaasslich nur Ausländem *) gegenüber bestand, da der 
Zoll femer ursprünglich nicht von der Waare, sondem vom 
Kopfe entrichtet wurde*), so war er ein Entgeld zugleich fftr 
den Schutz, welchen der an sich rechtlose Ausländer durch den 
König genoss. Ob dagegen der Ausländer vom Könige einseitig 
in den allgemeinen Frieden gestellt werden konnte, ist zu be- 
zweifeln^). Die Grundlagen der norw^schen Verfassung er- 
heischten Dir diesen Fall wohl die Zustimmung der Bauern. 
Ebensowenig vermochte wohl der König den Ausländem aus 
eigener Kraft einen besonderen Frieden zu ertheilen. Es wäre 
daher unrichtig, die Abgabe der Fremden an den König als ein 



^) Vergl. Keyser S. 100 und die daselbst citirten SteUen. 

') Keyser S. 101. Der Ursprung dieses Rechtes liegt im Bann des 
Königs, d. h. in dem alten Rechte des Königs, den Verkehr mit dem Aus- 
lande zu untersagen. Beispiele davon in der Heimskringla Olafs s. hins 
helga »»/s6*. "«/sBs. 

«) Keyser S. 101. 

^) Dass König Sveinn Alfifuson es auch auf Inländer ausdehnte (vergl. 
Keyser S. 100 A. 2), wurde als harte Last empfunden. 

^) Vergl. die Uebereinkunft König Olafs mit den Isländern in N. G. L. I 
S. 437 : Karl menn friälsir t>eir er fullan r^tt eigo scolo gialda landaura \1 
felde oc VI alnir vadmals eda hälfa morc silfrs. 

*) Wenn es in dem Vertrage der Isländer mit den Norwegern heisst, 
dass König Olaf den Isländern das Recht eines hauldr gab, so ist dies 
nicht anders auszulegen, als wenn sonst auf König Olaf Gesetze zurück- 
geführt werden. In der Einleitung drückt sich der Cod. 136 qv. der ama- 
magnäanischen Sammlung so aus: I perma tima urdu eigi asattir Noregs- 
menn oc Islendingar hvem rett Noregs menn setti & Islandi edr Islendingar 
i Noregi. Hier tritt also das norwegische Volk in den Vordergrund. Zur 
Parallele kann auch die hird des norwegischen Königs herangezogen werden. 
Der König kann nicht einseitig in die hird aufnehmen, er bedarf dazu der 
Mitwirkung der Hirdmenn. Keyser S. 84 Anm. 1. 
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Friedensgeld zu bezeichnen. Der Schutz, welchen der recht- 
lose Ausländer durch den König genoss, war ein thatsächlicher, 
kein rechtlicher. — 

Der König ist weiterhin Eigenthümer des Krongutes. Die 
Scheidung zwischen Krongut und Privatgut des Königs erscheint 
in dieser Periode durchgeführt Wie in Schweden und Däne- 
mark ist der König in der Verfügung tlber das Krongut be- 
schränkt^). 

Der König hat femer das Recht auf den herrenlosen Nach- 
lass (dänarfö, aldauda arfr')). 

Der König hat ein Obereigenthum an den Almenden, 
welches sich in einem Genehmigungsrechte bei Veräusserungen 
des Almendebodens, in einem Au&ichtsrechte bei der Bodimg 
und in einem Aneignungsrechte bezüglich des auf Almendeboden 
aufgetriebenen Strandgutes und Wales, sowie des im Almende- 
boden veiigrabenen Schatzes äussert^). 

Der König hat weiter ausschliesslich das Münzrecht^). 

Wie man sieht, prägt sich in diesen Einzelbefiignissen die 
stärkere Stellung des norwegischen Königs klar genug aus. 

Auf dem Gebiete der Bechtschaffimg ist der norwegische 
König in dieser Periode mitwirkender Faktor. Das Gesetz ist 
eine Vereinbarung zwischen König und Volk. Dies lassen die 
Bechtsbücher und Geschichtsquellen deutlich erkennen. An 
mehrfachen Stellen zwar gebrauchen sie Wendungen, welche 
die Thätigkeit des Volkes bei der Gesetzgebung allein berühren^). 
An anderen Stellen aber treten König und Volk als Gesetz- 
geber gleichmässig hervor^). In den meisten Fällen wird gar 
das Gesetz auf den König allein zurückgeführt''). 



>) Brandt I S. 287. 

») Brandt I S. 147. 

») G{)1. 145. 150. Fr{)l. XIV 8. Brandt I S. 241 ff. 

*) Keyaer S. 102. 

^) „Sem nu erom ver satter a^ „v^r hafum I>Ti skipt fylkna imeUom^ 
„v^r hafiim t)at aihumit*' etc. 

*) „Sem Olafr hinn helgi iatte .... oc sva sem v^r uurdun a satter 
sidan** a. s.; Heimskr., Häk. s. göda ^''/m. 

'') So meist in den Geschichtsquellen. Vergl. aber auch Gf>l. 148. 
Frf)l. Einleitung 4 u. 5. 
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Formal prägt sich in der zweiten Kategorie von Stellen, 
materiell aber wohl in der dritten der thatsächliche Zustand 
am wahrsten aus. Die Zersplitterung des Reiches in die vier 
Thingverbände, der Charakter, welchen die Verfassung derselben 
besass, der Mangel eines demokratischen Organes, welches die 
Interessen der Bauernschaft gegenüber dem Könige zur Geltung 
bringen konnte, legte die Initiative und die Hauptthätigkeit auf 
gesetzgeberischem Gebiete in die Hände des Königthums ^). 

Solange das alte Gesetzsprecheramt noch in Blüthe stand, 
mochte von ihm der erste Schritt zu gesetzgeberischen Neue- 
rungen ausgehen. In den Bessa-lög haben wir hierfür ein aus- 
drückliches Zeugniss*). Aber mit seinem Verschwinden verlor 
die Bauernschaft ihren Leiter und der neue königliche Gesetzes- 
sprecher vertrat die Interessen seines Herrn, nicht die der 
Bauernschaft. So ruhte thatsächlich die Gesetzgebung im Könige. 
Formal erhielt sich aber diese ganze Periode hindurch der 
Grundsatz, dass nichts Gesetz werden könnte, was nicht die 
Zustimmung der Bauernschaft erhalten habe. — 

So vorbereitet treten wir nun an die Stellung des nor- 
wegischen Königs gegenüber dem Frieden heran. Klar ist nach 
dem Vorausgegangenen, dass ein objectiver Königsfriede auch 
in dieser Periode nicht anerkannt ist. Es handelt sich allein 
um Befugnisse, welche der König kraft Volksrechtes auszuüben 
hat. Das Maass dieser Befugnisse ist freilich ein erheblich 
grösseres, als das Maass der dem Kleinkönige zugestandenen 
Befugnisse. Aber es ist nicht von vornherein das gleiche. Im 
Laufe der hier behandelten Periode ist es im Zunehmen be- 
griffen. Es gilt, diesen Entwicklungsprocess sorgfältig zu 
beobachten. — 

Drei Rechte kommen dem Grosskönige in dieser Periode 
zu, das Recht der Friedensgabe, das Recht auf das Ächtergut 
und das Recht auf Strafgelder. 

Alle drei Rechte hängen mit der Entwicklung des alt- 



1) Aschehoug S. 72 ff. 

') K. Maurer, das Alter des Gesetzsprecheramtes S. 80; derselbe bei 
Ersch und Gruber, Th. 96 S. 408, Th. 97 S. 29. 
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norwegischen Strafensystems eng zusammen. Sie änderten sich 
mit den Wandlungen, welche das altnorwegische Strafensystem 
durchmachte. Um über sie zur vollen Klarheit zu kommen, 
bedarf es daher eines Blickes auf das letztere. — 

Das altnorwegische Strafensystem nahm muthmaasslich 
seinen Ausgang von einem sacralen Strafensysteme ^). Es machte 
sodann die Entwicklimg durch ein System der strengen Fried- 
losigkeit durch, neben welchem für Vergehen ganz leichter Art 
geringe Strafgelder Platz griffen. Hierauf trat es in ein Stadium, 
in welchem ein System der milden Friedlosigkeit die Oberhand 
gewann — um schliesslich zum Systeme der öffentlichen Strafen 
zu gelangen. 

Das Strafensystem, welches die Rechtsbticher unserer 
Periode aufweisen, ist von der milden Friedlosigkeit beherrscht. 
Das Kennzeichen derselben ist, dass der Verbrecher die Mög- 
lichkeit hat, gegen Zahlung eines Strafgeldes in den Frieden 
wieder zu gelangen^). Während die strenge Friedlosigkeit 
den Ausschluss des Verbrechers von der Friedensgenossenschaft 
in vollstem Umfange und auf ewige Zeit zur Folge hat, lässt 
die milde Friedlosigkeit dem Verbrecher die Möglichkeit offen, 
den Frieden wieder Zugewinnen. Die strenge Friedlosigkeit 
lassen die Rechtsbacher nur in ganz wenigen Fällen besonders 
schwerer Verbrechen eintreten®). Die milde Friedlosigkeit ist 
ihnen Kegel. Das sacrale Strafensystem haben sie so gut, wie 
völlig überwunden*). Das System der öffentlichen Strafe be- 
ginnt sich in ihnen erst zu entwickeln. 

Es ist vor etwa einem Jahrzehnt von Amira *) die Ansicht 
verfochten worden, dass das System der milden Friedlosigkeit 

^) Vergl. K. Maurer in der Anzeige von „v. Amira, Altnorweg. Voll- 
Btrecknngsverfahren^, krit Vierteljahrsschr. Bd. 16. 

*) V. Amira, Altnorwegisches Vollstreckungsverfahren S. 48 S. 

>) Sie zählt auf v. Amira S. 10 ff. ; vergl. auch Brandt 11 S. 8. 9. 

^) Ein Best vielleicht in der Bestimmung von Kongens og Biskopens 
Sagöre § 13 in N. G. L. IV S. 18. 

^) V. Amira, Vollstreckungsverfeihren S. 43. 44. Vergl. auch Derselbe, 
über Zweck und Mittel der germanischen Bechtsgeschichte, Note 114. Für ! 

Schweden ist Amira der gleichen Ansicht, wie wir. Nordgerman. Obligationen- 
recht I S. 142. 
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in Norwegen, wie sonst im germanischen Bechtsgebiete das 
ursprüngliche gewesen sei gegenüber dem Systeme der strengen 
Friedlosigkeit. Auf der Thatsache füssend, dass die Fälle der 
strengen Friedlosigkeit nur wenige in den norwegischen Bechts- 
büchem sind und sich nachweisbar im Laufe der Zeiten ver- 
mehrten, gelangt Amira für die ältere Zeit zu dem Resultate, 
dass der Verbrecher durch Anerbieten der Busse von der Fried- 
loslegung sich habe befreien können. Es bedarf eines Ein- 
gehens auf diese Frage, weil ihre Beantwortung für die Stellung 
des Königs gegenüber dem Frieden von unmittelbarer Bedeu- 
tung ist. Denn soviel ist klar, dass im Systeme der strengen 
Friedlosigkeit dem Könige ein geringerer Spielraum gewährt 
wird, als im Systeme der milden Friedlosigkeit, da jenes 
Strafensystem von strengen und unabänderlichen Gesichts- 
punkten beherrscht ist und der Willkür keine Concessionen macht. 

Nehmen wir zu Amira's Behauptungen Stellung, so können 
wir sie bei aller Anerkennung ihrer gründlichen Rechtfertigung 
als die richtigen nicht gelten lassen. Wir folgen dabei in den 
meisten Punkten Konrad Maurer^), welcher sich in der Kritik 
von Amira's Abhandlung für die allgemeine Geltung der 
strengen Friedlosigkeit in älterer Zeit ausgesprochen hat. 

In erster Linie spricht gegen Amira die Terminologie. Die 
milde Friedlosigkeit trägt den Namen der üüegd. Aber dieser 
Name drückt eben dasjenige Moment aus, welches die milde 
Friedlosigkeit mit der strengen gemein hat, den Ausschluss 
vom Frieden^). Die ütlegd erscheint somit als passende Be- 
zeichnung für die strenge Friedlosigkeit nicht minder, als für 
die milde. Und wenn sie auch an einigen Stellen der Rechts- 
bücher zweifellos nur für die milde Friedlosigkeit und im 
Gegensatze zur strengen Friedlosigkeit gebraucht wird*) — so 
wird doch von der Mehrzahl der Stellen das Wort ütlegd als 



^) Krit Yierteljahrsschr. 16. 

*) lieber die Terminologie vergl. v. Amira , VoUstreckungsTerfahren 
S. 45 ff. Obligationenrecht I S. 141 Note 4. An der Ableitung von leggja 
halten noch fest Schlyter im Ordbok und Finsen im Glossar zur Gr&g&s 
voce ütlegd. 

») z. B. Gf)l. 135. Amira, Vollstr. S. 45. 
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Bezeichnung filr die Friedlosigkeit schlechthin ^) und das Adjec- 
tiv üÜagT als Bezeichnung fOr den Friedlosen schlechthin an- 
gewendet, ohne dass die technische Einschränkung auf die 
milde Friedlosigkeit zu Tage tritt. Auf der andern Seite prägt 
sich im Wort ütlegd gerade das der milden Friedlosigkeit 
Eigenthümliche, die Möglichkeit in den Frieden wieder zu ge- 
langen, nicht aus. Während der isländische Qörbaugsgardr, 
welcher sachlich der altnorwegischen ütlegd entspricht, durch 
seinen Namen ^) sich als eigne Gestaltung der Friedlosigkeit 
legitimirt, ist der Name ütlegd ein farbloser. Das Gleiche gilt 
vom Adjectivum ütlagr. Beide besagen nur, dass Jemand aus 
der Friedensgemeinschaft ausgeschlossen ist. Ist dies aber der 
Fall, so ist anzunehmen, dass beide Worte, was sie besagten, 
ursprünglich auch in vollem Umfange besagten. Unerklärlich 
wäre es wenigstens von Amira's Standpunkt aus, dass die der 
milden Friedlosigkeit eigenthümliche Bedingtheit des Friedens- 
ausschlusses im Worte keinerlei Abspiegelung fand. 

Die milde Friedlosigkeit scheint sich aber auch im Laufe 
der Zeit von der strengen Friedlosigkeit entfernt zu haben. 
Amira nimmt als von jeher geltendes Merkmal der ütlegd an, 
dass sie nur den Verlust der Fahrhabe nach sich zog®). Aber 
die beweisenden Belegstellen, welche er hierfür anführt*) ge- 
hören sämmtlich dem jüngsten der norwegischen Rechtsbücher, 
den Frpl., an. Aus den anderen Rechtsbüchera sind uns da- 
gegen mehrfache Fälle bezeugt, in welchen die ütlegd den 
Verlust der Liegenschaften nach sich zog^). Da nun auch auf 
Island sowohl der Waldgang als der flörbaugsgardr den Verlust 
des ganzen Vermögens zur Folge hat, so ist für Norwegen die 
Annahme gerechtfertigt, dass auch die ütlegdarmäl in älterer 



>) 2. B. Frrl. IV 7 Ende, 41. Gj)l. 98. 

') Hierüber vergl. Maurer, die Bekehrung des norwegischen Stammes II 
S. 220 ; Finsen, Glossar zur Grdgäs voce fjörbaugsgardr. 

•) V. Amira, Vollstreckungsverfahren S. 108. 110. 

*) a. a. 0. S. 108. 109. 

^) Hierüber handelt Amira, VoUstreckungsverfahren S. 111— 114. Er 
erklärt sie für Zwitterbildungen aus strenger Acht und ütlegd. Besser wohl ; 
filr Uebergangsformen von der strengen Acht zur ütlegd. 
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Zeit den Grund und Boden verwirken liessen. Entfernte sich 
aber im Laufe der Zeit die ütlegd von der strengen Friedlosig- 
keit, so weist dies darauf hin, dass den Ausgang die Ent- 
wicklung von der strengen Friedlosigkeit nahm. —. 

Eine wichtige Stütze nimmt Amira für seine Aufstellung aus 
der allmählichen Vermehrung, welche die Fälle der strengen Fried- 
losigkeit in Norwegen erfuhren. Aber möglicherweise ist diese 
Ausbreitung ein Btlckfall in die alte strenge Acht. Ohne dass 
ein zwingender Beweis geführt werden kann, ist doch auf das 
überaus strenge Strafensystem der Bt>l. und Eipl. hinzuweisen, 
welche sich als die ältesten norwegischen Bechtsquellen den 
ursprünglichen Zuständen am meisten nähern ^). Der Umstand, 
dass uns von beiden nur die Christenrechte erhalten sind, be- 
rechtigt nicht, die Verschärfung des Strafensystems in ihnen auf 
die Christenrechte einzuschränken. Denn es weist auch das in 
Bd. n S. 522, 528 der Norges gamle Love abgedruckte Bruch- 
stück der Eipl '), welches dem weltlichen Rechte angehört, ein 
schärferes Strafensystem, als die Gpl. und Fvp\., auf. — 

Einen wichtigen Maassstab für die Richtigkeit der Ansicht 
Amira's giebt endlich die Vergleichung mit dem isländischen 
Rechte ab. Denn aus der Bezeichnung der strengen Fried- 
losigkeit in Island als Waldgang geht, wie Maurer betont, 
hervor, dass die strenge Friedlosigkeit bereits zur Zeit der 
Gesetzgebung Ulfljöts in Norwegen bekannt war, da Island nie 
derartige Wälder besass, welche dem Friedlosen eine Zufluchts- 
stätte hätten bieten können, die Bezeichnung somit aus Nor- 
wegen entlehnt haben muss. Aber auch sachlich ist der islän- 
dische Waldgang mit der strengen Friedlosigkeit Norwegens 
wesentlich übereinstimmend. Dagegen ist der isländische igör- 
baugsgardr, welcher der ütlegd bis zu einem gewissen Grade 
entspricht, inhaltlich eine selbständige Rechtsbildung, welche 



^) Als überaus streng galt das alte Recht von Olaf im Gedächtniss 
der späteren Zeit Vergl. N. G. L. IV S. 685. Amira, VoUstreckungs- 
verfahren S. 113. 

*) Dass dieses Bruchstück den Eipl. angehört, geht aus der Drei- 
theilung der Bussen hervor. Vergl. Maurer, bei Ersch und Graber Section I 
Th. 97 S. 38. Hertzberg, Grundtraekkene S. 112 Note 3. 
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ein Vorbild in Norwegen nicht gefunden haben mochte. Auch 
dies w0ist auf die spätere Bildung der ütlegd hin. 

Nehmen wir aus diesen Gründen mit Wilda *) und Maurer ^) 
an, dass die strenge Friedlosigkeit in älterer Zeit in Norwegen 
den allein herrschenden Fall der Friedlosigkeit dargestellt hat, 
so ist sie nicht als die allein herrschende Strafart zu betrachten. 
Neben einem Systeme schwerer Friedensbrüche kannte das 
ältere Recht jedenfalls bereits ein System leichterer Missethaten, 
welche Busse an den Verletzten und Strafgeld an die öffent- 
liche Gewalt nach sich zogen. Grundbussbetrag für diese 
leichteren Missethaten war die Zwölfunzenbusse, in späterer 
Zeit die Dreimarksbusse. 

Solange dieses ältere Strafensystem herrschte, waren die 
Befugnisse des Königs auf dem Gebiete des Friedens eng um- 
gränzte. Was die schweren Friedensbrüche betraf, so stand 
ihm nicht das Recht zu, dem Thäter den Frieden zu gewähren. 
„Aber wo immer ein Mann Nidingstodtschlag begeht . da fahre 
er friedlos und ungeheiligt . und habe verwirkt jeden Pfennig 
seines Gutes in Land und Fahrhabe . und soll nie in das Land 
kommen, weder mit König noch mit Jarl. sofern er nicht 
wahre Kunde von Heerung überbringt^)." Wir werden dies 
als die Folge jedes schweren Friedensbruches in älterer Zeit 
anzusehen haben *). Höchstens mochte es, wie beim isländischen 
Waldgang, den gesetzgebenden Organen, in Norwegen also dem 
Könige und der lögr^tta zugestanden haben, dem Friedlosen 
Milderung seiner Strafe durch gemeinsamen Akt zu gewähren. 

Dagegen war der König berechtigt, einen Theil des Ver- 
mögens des Friedlosen an sich zu ziehen. Und zwar lassen 
uns Bestimmungen der EidsiQapfngslög vermuthen, dass in Nor- 



^) Strafrecht der Germanen S. 1S96 ff. 

*) a. a. 0. Brandt, Forelaesninger II, lässt sich über die Frage nicht 
deutlich aus, scheint sich aber der Auffassung Wilda's zuzuneigen. 

») GI)1. 178. Frf)L IV 52. 

*) Vergl. V. Amira, YoUstreckungsrerfahren S. 41. 42; Brandt, Fore- 
Isesninger II S. 9. Was die Geschichtsquellen dem Widersprechendes be- 
richten, ist, wenn ihnen Glauben geschenkt wird, auf thatsächliche Macht- 
yerhältnisse zurückzuführen. 
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wegen, wie in Schweden, der Grundsatz der Dreitheilang 
zwischen König, Verletztem und Gemeinde ursprünglich in 
dieser Beziehung gegolten habe. „Alles Friedlosigkeitsgut . da 
wo der Bischof Klage erhebt . gehört ihm zum Drittel . dem 
Könige zum Anderen . den Bauern zum Drittel . welche darüber 
aburteilen,^ heisst es im Ghristenrechte der £it)P). Dass sich 
dieser Grundsatz der Dreitheilung nicht auf das Christenrecht 
beschränkte, ergiebt sich aus dem Bruchstücke der £il)l., welches 
weltliches Recht betrifft. Aber freilich ist auch zu erwägen, 
dass die Hochlande Schweden am nächsten lagen, so dass 
schwedischer Einfluss sich möglicherweise geltend machte. Die 
B{>1. lassen von dieser Dreitheilung keine Spur erkennen. Und 
auf Island wurde das Ächtergut zwischen Verletztem und Ge- 
meinde getheilt, während der Gode nur einen geringen Betrag 
aus dem Ächtergute für seine Mühewaltung bei Abhaltung des 
Vollstreckungsgerichtes erhielt. Freilich fällt auf Island das- 
jenige Organ, welchem das eine Drittel in Norwegen zufiel 
— der König — fort. Galt jemals das Dreitheilungsprindp 
in ganz Norwegen,, so wurde es jedenfalls früh beseitigt Mög- 
licherweise bereits durch König Haraldr in den unterworfenen 
Bezirken, während er es in den Hochlanden, die er nicht durch 
das Schwert unterwarf, besteheu Hess*). An seine Stelle trat 
der Grundsatz, dass alles Ächtergut dem Könige anheimfallen 
sollte. Er findet sich in den Gpl., Frpl. und Bpl. anerkannt 
Nur bei kirchenrechtlichen Vergehen wird auch dem Bischöfe 
ein BruchtheiP) oder ein bestimmter Betrag aus dem Ächter- 
gute ^), in späterer Zeit sogar das ganze Ächtergut ^) zugestanden. 

Einen ähnlichen Entwicklungsgang machten die leichteren 
Missethaten durch. Auch bei ihnen scheint in ältester Zeit 
der Dreitheilungsgedanke für die Strafgelder gegolten zu haben, 
um hernach einer Scheidung zwischen öfientlichem Strafgeld 



J) I 25. 

^) So Maurer in den Beiträgen S. 22 f. 

») Die Hälfte. 

*) z. B. Bf)l. I 11. II 25. 

^) Frl)l. II 38. 41. 43. III 1. 3. 4. 14. 15. 16. 21. 28. 
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und privater Busse Platz zu machen, von welchen das erstere 
ausschliesslich an den König fiel. 

Für die constructive Auffassung ergiebt sich aus diesen 
Rechten des Königs, dass die Entwicklung zur Idee eines 
eigentlichen Königsfriedens noch nicht gelangt ist. In dem 
Umstände, dass bei der Einziehung des Ächtergutes und bei 
den Strafgeldern der König die neben ihm früher antheils- 
berechtigte Gemeinde verdrängt, prägt sich die wachsende Be- 
deutung des Königthums auf dem Gebiete des Friedens freilich 
aus. Aber der König ist doch auch so noch Organ der All- 
gemeinheit Diese misst ihm streng seine Hechte zu. Und 
sie betrachtet ihn so wenig als Quelle des Friedens, wie als 
alleinigen Träger desselben. 

Eine völlige Veränderung in dieser Auffassung trat auch 
mit der milden Friedlosigkeit nicht ein. Muthmaasslich war 
das Königthum zur Ausbildung derselben seinerseits energisch 
thätig. Denn sie führte eine Stärkung der königlichen Hechte 
auf dem Gebiete des Friedens mit sich, welche für die ganze 
Stellung des Königs bedeutungsvoll werden konnte. Bei der 
milden Friedlosigkeit ist es grundsätzlich der König, welcher dem 
Verbrecher den Frieden der Allgemeinheit gewährt. Es scheint 
nach den Bechtsbüchem der König allein zu sein, welcher 
den Frieden der Allgemeinheit gewährt. Auf eine frühere Be- 
theiligung der Thinggemeinde an der Gewährung des allgemeinen 
Friedens lässt aber vielleicht Fr{)l. HI 24 schliessen: 

„So ist es gesagt in den Gesetzen der Männer dass Nie- 
mand friedlos wird sofern ihn nicht zum Thing ladet der Mann 
oder der Pfeil oder das Hom in der Stadt zur Versammlung. Aber 
wenn Jemand eine Ächterhandlung begeht im Christenrechte, 
und er schreitet zur Sühne bevor die Acht auf ihn kommt . da 
hat der König nichts daran. Aber wenn er zum Ächter ge- 
macht wird auf dem Thinge . da hat der König das landkaup . 
bevor er in den Frieden kommt und Strafgelder von denen 
welche mit ihm verkehren sofern er nicht zur Sühne zum 
Bischof gegangen ist . da sollen die Leute straflos mit ihm 
zusammen sein und auch wenn die Frist verstrichen ist, welche 
der Bischof ihm ansetzte seine Sünde ausserhalb des Landes 

Lehmann, Der Königsfriede. 13 
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ZU bessern. Aber die Königsleute dürfen Niemandem den 
Landaufenthalt erlauben, welchen des Bischofs Voigt im Christen- 
rechte zum Ächter macht. Jetzt kommt er zurück und hat 
seine Busse vollbracht, welche er ausserhalb des Landes voll- 
bringen sollte, da suche er das Thing auf. und habe da 
die Schrift des Bischofs oder Kapitels , wenn der Bischof nicht 
daheim ist, oder wenn er verstorben ist . und lasse sich 
zum Inländer machen . aber der König habe vorher das 
Waldkaufsgeld (skögarkaup). Aber wenn einem Manne 
dieKlage von des Königs Seite gegeben wird, dass 
er nicht zum Inländer gemacht war, nachdem er 
friedlos gemacht war. dann soll er für seine 
Zeugen 10 Jahre lang einstehen darüber dass er 
zum Inländer gemacht war.** 

Bei Vergehen, welche im Christenrechte die Acht nach 
sich zogen, bedurfte also der Ächter, um Inländer zu werden, 
der Friedensgabe des Königs und der Einurtheilung in den 
Frieden seitens der Thinggemeinde. Ob hier ein Rest alten 
Rechtes oder ob neues Recht vorliegt, lässt sich freilich nicht 
sicher entscheiden. Jedoch dürften die analogen Verhältnisse 
in Schweden ^) und Dänemark ^) zur ersteren Annahme drängen. 
Der Satz galt aber, soviel sich sehen lässt, nur fbr das Christen- 
recht. Im Gebiete des weltlichen Rechtes hat der König allein 
die formale Friedensgabe. 

Es hängt nicht vom freien Belieben des Königs ab, unter 
welchen Voraussetzungen er den Frieden der Allgemeinheit ge- 
währen will. Das Landrecht bestimmt genau, in welchen Fällen 
und unter welchen Bedingungen die Friedensgabe vom Könige 
zu erfolgen habe. Der Missethäter kauft sich in den Frieden®). 
Gegen Zahlung des Friedensgeldes hat er einen Anspruch auf 
die Friedensgabe. Aber, indem die Friedensgabe vom Könige 
allein ausgeht, erscheint der König als alleiniger Träger des 
Friedens. Und bei der wachsenden Macht des Königthums 

1) Yergl. oben S. 28. 29. 
«) Vergl. oben S. 130. 131. 

*) „Er kauft sich aus dem Walde^, vergl. Amira, ToUstreckongs- 
veifEüuen 8. 52. 88. 
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mochten leicht die Schranken gesprengt werden, welche dem 
Könige das Landrecht bei der Friedensgabe auferlegte. Es 
bildete sich das königliche Begnadigungsrecht aus. Aber dieser 
Process ist in der uns beschäftigenden Periode erst in seinen 
Anfängen begriffen^). Grundsätzlich verleiht der König in 
dieser Periode den Frieden nur vermöge Landrechts, nicht ver- 
möge eigenen Rechtes. 

Der Preis, welchen der König für die Friedensgabe erhält, 
beträgt die Summe von vierzig Mark oder die Summe von 
fünfzehn Mark. Ganz/ deutlich stellen die Gulapfngslög an 
einer Stelle die beiden Beträge als die Abarten des Waldkauf- 
geldes (skögarkaup) hin, wenn sie demjenigen, welcher einem 
Friedlosen Vorschub leistet, auferlegen, sich mit 40 Mark aus 
dem Walde zu lösen, wenn der Friedlose sich auch nur mit 
15 Mark daraus zu lösen habe^). 

Beide Beträge stehen wegen ihrer Höhe ausserhalb des 
landrechtlichen Strafeeldersystems, dessen höchster Grundbetrag 
die Dreimarkbusse war. Auch passt die Summe von vierzig 
Mark nicht in den Rahmen des landrechtlichen Duodecimal* 
Systems. Beide Beträge finden sich endlich nicht im freistaat- 
lichen Island. Gründe genug, um anzunehmen, dass sie beide 
erst später in Norwegen aufgekommen sind, wenn dies nicht 
die genauere Betrachtung der norwegischen Rechtsbücher und 
die bei den benachbarten skandinavischen Völkern gemachten 
Erfahrungen beweisen würden. 

§ 21. 

Das yierzigmarkstrafgeld und das Fflnfzehn- 

markstrafgeld. 

Das Vierzigmarkstrafgeld bedarf wegen der hohen Bedeu- 
tung, welche es auch in Norwegen für den Königsfrieden besitzt, 
einer genaueren Betrachtung hinsichtlich seines Alters und 



^) Von der miskunn des Königs oder Bischofs finden sich Spuren in 
Gpl. 24. 82; beide Stellen stammen aber erst von Magnus Erlingsson her 
und beziehen sich nur auf einen Verzicht auf den Antheil am Ächtergute. 

«) 207. 

18* 
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seines Ursprungs. Denn es ist es, vermöge dessen der König 
in späterer Zeit seinen Aufgaben auf den Gebieten von Frieden 
und Hecht nachzukommen sucht. Das auf ein Drittel herab- 
gesetzte Yierzigmarkstrafgeld ist das typische Strafgeld des 
br^fabrot, wie die sechzig solidi das regelmässige Strai^eld des 
fränkischen Bannes darstellen. Aber auch das Fttnfzehnmark- 
strafgeld ist des Verweilens werth , weil seine Geschichte mit 
der des Vierzigmarkstrafgeldes zusammenhängt, ihre- Anwen- 
dungsfälle sich kreuzen. Mit Unrecht ist beiden Bildungen 
bisher zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt worden. Für die 
Geschichte des altnorw^schen Strafrechtes und Staatsrechtes 
sind sie gleich bedeutsam. 

Wenden wir uns zunächst dem Vierzigmarkstrafgelde zu, 
so finden wir dasselbe entweder als Friedenskaufgeld oder als 
reines Strafgeld. Historisch hängt die Entstehimg beider Fälle 
sicherlich zusammen, wenn sich auch zunächst nicht entscheiden 
lässt, welchem von beiden die zeitliche Priorität zukommt. 
Würden wir dem Berichte der Fagrskinna^) folgen, so wäre 
das Vierzigmarkstrafgeld als Friedenskaufgeld bis zu Haralds 
des Schönhaarigen Zeit hinaufzuführen. „Da schuf Haraldr 
die neuen Gesetze bezüglich des Frauenrechtes, dass dem 
Manne, welcher eine Frau gezwungen nimmt, das zur Fried- 
losigkeitssache gereichen solle, und er sich mit vierzig Mark 
Sechs-Ellen-Unzen in den Frieden wieder einkaufen solle." 
Aber dieser Bericht erscheint schon um deswillen imglaubhaft^ 
weil noch in den Bpl. die Nothzucht nicht ütlegdarmal, sondern 
reine Busssache ist*), ganz davon zu geschweigen, dass die 
isländischen Busszahlen gegen ihn sprechen. 

Bezeichnend ist es aber immerhin, dass der Verfasser der 
Fagi^skinna auf die Initiative des ersten Grosskönigs diesen 
Fall des Vierzigmarkstrafgeldes zurückführt und dass er das 
Vierzigmarkstrafgeld in enge Beziehung zur Friedlosigkeit stellt. 
Diese beiden Umstände gerade, die enge Beziehung des Vierzig- 
markstrafgeldes zum Könige und zur Friedlosigkeit, treten in 



1) (ed. Munch u. Unger) S. 10. 

2) II 13. 



§21. Das Vierzigmarkstrafgeld und das Fünfzehnmarkstrafgeld. 197 

den Fällen, welche die Rechtsbücher von ihm aufweisen, erkenn- 
bar hervor. 

Es ist auffällig, dass der Fälle des Vierzigmarkstrafgeldes 
in den Frostapfngslög wenigere sind, als in den G])l. Wilda ^) 
glaubte daraus bei dem mangelhaften Zustande der Quellenkritik 
entnehmen zu müssen, dass das Bechtsbuch der Drönter zeit- 
lich älter sei, als die Gulapfngslög. Die Fortschritte, welche 
die Wissenschaft seitdem auf dem Gebiete der norwegischen 
Rechtsgeschichte gemacht hat, lassen nun freilich diese Ansicht 
als unrichtig erscheinen. An der Thatsache aber, dass die 
FrpL einen älteren Rechtszustand in dieser Hinsicht darstellen, 
als die Gpl., ändern sie nichts. Am besten erklärt sich wohl der 
Umstand aus dem bei den DrOntem besonders stark entwickelten 
Unabhängigkeitssinne, von welchem die Geschichtsquellen häufig 
genug Zeugniss ablegen. Die Drönter sind es ja stets, bei 
denen der König auf den lebhaftesten Widerstand stiess, wenn 
er eine neue Maassregel durchsetzen wollte. „Sie sind gewohnt 
übel zu murren bei allem was ihnen gegen den Sinn ist^).^ 
Bekannt sind die Sätze des FrJ)l., welche bei Uebergriffen des 
Königs, Jarls oder lendrmadr den Bauern das Recht geben, 
dieselben todtzuschlagen"). Einem so trotzigen Sinne, welcher 
an der alten Volksfreiheit zäh festhielt, mochte es widerstreben, 
den König beim Yierzigmarkstrafgeld in den Vordergrund des 
Friedens treten zu lassen. Er hielt an der älteren Friedlosig- 
keit fest, welche eine Verwirkung des Volksfriedens war. 

Es weist aber das Rechtsbuch der Drönter an Fällen des 
Vierzigmarkstra^eldes nur auf: Verletzung des Allermannen- 
friedens*), welcher zu gewissen Zeiten, besonders der Mess- 
und Marktzeit, über ein Gebiet gelegt ist, Heimsuchung ^), Be- 
schränkung der Verkehrsfreiheit zwischen zwei Volkslanden 



^) Strafrecht S. 25. 
*) Heimskringla, Olaüs s. Tr. 50. 

') lY 50 — 52, siehe hierzu Maurer, die Entstehungszeit der älteren 
Prl)l. S. 67. 
*) II 10. 
») IV 62. V 14. 
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ohne oder wider des Königs Gebot*), wie umgekehrt Ueber- 
tretung des königlichen Verkehrsverbotes (bann)*), endlich 
unter gewissen Voraussetzungen Heerung^). Man kann, wenn 
man von der Verletzung des AUermannenfriedens absieht^ 
welche nach der Stelle, an der sie steht, zu schliessen, jeden- 
falls späteren Ursprungs ist*), die Fälle des Vierzigmarkstraf- 
geldes in den Fr{)l. in zwei Kategorien theilen: Vergehen in 
Schaaren und Vergehen politischer Natur. Heimsuchung und 
Heerung sind Schaarenvergehen , die Uebertretung des könig- 
lichen „bann" ist ein Vergehen politischer Natur. Damit ist 
nicht gesagt, dass beide Kategorien von Vergehen stets unter 
das Vierzigmarkstrafgeld in den Frl)l. fielen, sondern nur, dass 
das Vierzigmarkstrai^eld bei ihnen zunächst in Geltung trat 
In der That bestätigt dies ein Blick auf die Gpl. 

In den Gpl. ist das Vierzigmarkstrafgeld in umfassenderer 
Geltung. Jedoch lassen sich die Fälle, in welchen es auftritt, 
unter gewissen Gesichtspunkten zusammenfassen und darnach 
mit einer gewissen Zuverlässigkeit historisch ordnen. Aus- 
zuscheiden ist von vornherein ein Fall, welcher ausdrücklich 
der Gesetzgebung König Magnus Erlingssons zugewiesen wird 
die Nichtbefolgung des Aufgebotes zur Königskrönung ^). Eine 
Beihe von Fällen lässt sich unter den Gesammtbegriff der 
Unterstützung eines Friedlosen stellen. Hierhin gehört ausser 
den zahlreichen Stellen, an welchen unmittelbare Anwendungs- 
fälle vorliegen •), Verkehr des Herrn mit dem Knechte, welcher 
Fleisch in der Langenfastenzeit issf), Verkehr mit einem 
Heidenmenschen, welcher über die ihm vom bischöflichen Voigt 
gesetzte Frist im Lande bleibt®), Fütterung des eignen Hundes, 
welcher einen Menschen todtgebissen hat*). Dass in allen 

1) V 43. 

«) Vn 27. 
«) VU 25. 

^) Maurer a. a. 0. S. 58. 
»)2. 

•) 158. 159. 162. 171. 189. 202. 207. 

'') 20, vergl. auch 168. Eongens og Biskopens Sagöre in N. 6. L. IV 
S. 17/4. 

8) 22. N. G. L. IV S. 17/6. e. •) 165. 
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diesen Fällen das Vierzigmarkstrafgeld einer jüngeren Entwick- 
lung angehört, ergiebt sich aus d^ Frt)l., welche den Grund- 
satz aussprechen „Wenn ein Mann einen Friedlosen speist oder 
beherbergt . fälut oder führt . da ist er friedlos und unge- 
heiligt mit solcher Friedlosigkeit , wie der, welcher das Werk 
voUfOhrte" ^). Das gemeine Landrecht ^) folgt den Gpl. und 
bestätigt dadurch das eben Gesagte. In mehreren weiteren 
Fällen können wir annehmen, dass die Gesetzgebung Hand- 
lungen, welche zu gewissen Zeiten als besonders gefährlich 
für den Frieden oder das Staatswohl erschienen, unter das 
Vierzigmarkstrafgeld zog. Dahin sind Verkauf eines Freien in 
das Ausland^), Folterung*), Vergehen gegen das Walrecht *^) 
und die in 211. 212 Gl)l. angezählten Vergehen zu rechnen. 
Dass gerade diese unter das Vierzigmarkstrafgeld gestellt 
wurden, lässt sich nur aus zufälligen Verhältnissen erklären. 
Den Anfang für das Vierzigmarkstra%eld bildeten sie jeden- 
falls nicht Eine weitere Kategorie von Fällen ist die der 
Amtsdelicte: Unrechtmässige Einziehung von Vermögen als 
Ächtergut®), Weigerung des ärmadr oder lendrmadr, das 
rechtslüÄftige Urtheil zu vollstrecken') sind mit dem Vierzig- 
markstra%elde bedroht Hier scheint das Vierzigmarkstrafgeld 
an die Stelle der Friedlosigkeit®) und an die des Fünfzehn- 
markstral^eldes getreten zu sein, mit welchem letzteren es 
noch in einzelnen Fällen konkurrirt. Geradezu widersprechen 
sich Gp\. 152 und 253, in denen es sich doch um gleich 
schwere Vergehen handelt Von diesen Fällen abgesehen, 
welche demnach späteren Ursprungs zu sein scheinen, lassen 
sich die Fälle des Vierzigmarkstrafgeldes auch in den Gl)L 
unter die zwei Kat^orien der Schaarenvergehen und der Ver- 



^) lY 41. Yergl. auch Amira, YoUstreckungsverfahren S. 5. 

«) lY 7. 

») 71. 

*) 210. 
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•) 141. 213. 
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gehen politischer Natur, wie in den FrJ)!., unterordnen. Nur 
dass sie in den Gpl. zahlreicher sind. Wir finden da auf der 
einen Seite: bewaffiieten schaarenweisen Widerstand gegen die 
Zwangsvollstreckung^), Kämpfe zwischen zwei Schaaren auf 
Tod und Leben*), Heimsuchung •) — auf der anderen Seite: Unter- 
lassung der Pflicht zur Heerwacht mit Heerfeuem*), Ueber- 
tretung des königlichen Verkehrsverbotes*), Uebertretung der 
Vorschriften über zwangsweise Verproviantirung •) — dann aber 
auch Fortbleiben aller Vertreter des Volkslandes vom lögplng^- 
mit dem Vierzigmarkstra%elde bedroht. Möglich, dass ein- 
zelne dieser Fälle auch in den Frpl. mit dem Vierzigmarkstraf- 
gelde bedroht waren, da uns die betreffenden Stücke derselben 
fehlen ®) — aber im Ganzen wird die Ausbreitung des Vierzig- 
markstrafgeldes in den GI>1. sich nicht leugnen lassen. — Er- 
wägen wir nun weiter, dass das alte Bruchstück der Eil)l., 
welches im zweiten Bande der Norges gamle Love abgedruckt 
ist, gewisse Abarten des Schaarenvergehens mit der strengen 
Friedlosigkeit bedroht, welche in den Fr\A. und Gpl. das Vier- 
zigmarkstralgeld zur Folge haben, und dass andrerseits die 
Frpl. bei Verletzung des königlichen „bann"') angeben, dass 
hier altes Recht vorliege — so sind wir geneigt, anzunehmen, 
dass von den eigentlich politischen Vergehen, den Vergehen 
gegen den König als solchen, das Vierzigmarkstrafgeld seinen 
Ausgang nahm. Dies würde trefflich zu der Thatsache stimmen, 
dass es dem isländischen Rechte unbekannt ist. 

Schwieriger ist es, sich über den Ausgangspunkt des 
Fünfzehnmarkstrafgeldes klar zu werden. Das Fünfzehnmark- 
stra^eld tritt in den Frpl. und in den Gpl. in ziemlich 

1) 85. 121. 269. 
«) 167. 168. 
») 142. 
*) 311. 
») 313. 
«)808. 
')3. 
I ^) Vergl. in dieser Hinsicht Storm, Magnus ErUngssons Lov om 

Kongevalg, 1880. 
») VII 25. 
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gleicher Ausdehnung auf, wenn auch die Fälle desselben 
in beiden nicht durchaus gleich sind. In einzelnen Fällen 
ist es ganz jungen Ursprungs. Hierhin gehört Meineid^) 
und Bruch des Schiedsspruches*), Fälle, welche der Gesetz- 
gebung des zwölften Jahrhunderts angehören. Mag sein, dass 
daraufhin Fr. Brandt^) veranlasst worden ist, das Fünfzehn- 
markstrafgeld überhaupt in eine spätere Entstehungszeit hinab- 
zurücken. In anderen Fällen ist es aber sicherlich weit hin- 
aufreichenden Alters. Für einen Fall — Unterlassung der 
Kirchenbaupflicht — tritt es in allen vier Rechtsbüchem gleich- 
massig auf, gewiss ein Zeichen hohen Alters der Bestimmung, 
welche die Gpl. auf den heiligen Olaf zurückfahren*). Bei 
mehreren Fällen stimmen wenigstens FrJ)l. und Gpl. überein, 
so Erschlagen des königlichen ärmadr^), unrechtmässiger 
Taidigung •) , unrechtmässigem Binden eines Freien ^), wie un- 
rechtmässigem Freilassen des Gebundenen®). Es kreuzt sich 
mit dem Yierzigmarkstrafgelde bei den Amtsdelicten, jedoch so, 
dass es von dem letzteren abgelöst zu werden scheint. Wenig- 
stens kennen es bei letzterem Frl)l. und GI>1., während nur 
die Gpl. von dem Yierzigmarkstrafgelde etwas wissen. Be- 
zeichnend für das höhere Alter des Fünfzehnmarkstrafgeldes 
ist auch, dass das Stadtrecht*) in einem Falle das Yierzigmark- 
strafgeld eintreten lässt, in welchem die G\>\. und Erpl. das 
Fünfzehnmarkstrafgeld androhten. Ueberhaupt breitet sich, 
wie Wilda bereits erkannt hat*®), das Yierzigmarkstrafgeld in 
späterer Zeit mehr und mehr aus, während das Fünfzehnmark- 
stralgeld zurückgeht. Alles dies lässt annehmen, dass das 



1) Gpl 28. 
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FOnfzehnmarkstrafgeld älter als das Vierzigmarkstrafgeld ist 
Ja es wirft sich bereits die Frage auf, ob nicht das Fünfzehn- 
markstrafgeld früher überhaupt den Platz eingenommen hat, 
welchen in den Bechtsbüchem das Vierzigmarkstra^eld besitzt. 
Es ist nämlich auffallend — und hiervon war bisher nicht 
die Rede — dass die Fr])l. auch beim FriedenskauJ^elde, dem 
skögarkaup oder landkaup, nichts von den vierzig Mark er- 
wähnen. Die Gpl. scheiden zwei Arten von skögarkaup, ein 
grösseres von vierzig und ein kleineres von fünfzehn Mark. 
Ganz deutlich tritt dies in 207 hervor, wo es heisst, dass der- 
jenige, welcher einen Friedlosen unterstützt, sich mit vierzig 
Mark aus dem Walde zu kaufen habe, wenn auch der Fried- 
lose selbst sich nur mit fünfzehn Mark frei zu kaufen habe. 
Die Stelle drückt sich eigentlich nicht correct aus, da in den 
Gpl. sonst auf Unterstützung eines Friedlosen das reine Vier- 
zigmarkstrafgeld und nicht die ütlegd angedroht ist. Die nahe 
Beziehung zwischen beiden Strafarten erklärt aber hinlänglich, 
dass sie für einander eingesetzt wurden. Für unseren Zweck 
geht aus der Stelle klar hervor, dass die Gpl. zwei Arten von 
skögarkaup kennen. Von diesen trat das grössere von vierzig 
Mark bei dem Todtschlagsvergehen, das geringere von fün&ehn 
Mark bei Verwundungen oder sonstigen Körperverletzungen, 
welche Friedlosigkeit nach sich zogen, ein. — Die Frfl. er- 
wähnen dagegen nur eine Art des skögarkaup, das Fünfzehn- 
markstrafgeld. Freilich heisst es in der B^ttarböd, welche die 
Frph einleitet, dass der König vom Ächtergute des Todt- 
schlägers von nun ab nicht mehr, als den Betrag des pega- 
gilldi an sich ziehen wolle. Aus dem Königsspi^eP) er- 
giebt sich aber, dass das p^gngilldi vierzig Mark betrug, und 
dass sich mit dem I)egngilldi der friedlose Todtschläger in den 
Frieden wieder einkaufte. Sollte hieraus sich nicht ergeben, 
dass auch die Frpl. das Vierzigmarkstrafgeld als skögarkaup 
gekannt haben ? Aber es ist wohl zu beachten, dass der König 
in der Röttarböd ausdrücklich hervorhebt, dass es ihm nach 
dem Wortlaute der Frostapfngsbök zustehe, alle Fahrhabe an 
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sich zu ziehen. Neueren Datums, d. h. der Mitte des 13. 
Jahrhunderts angehörig ist also die Beschränkung, welche 
der König sich auferlegt Damit fällt aber die Berechtigung 
fort, welche die Stelle zu der Annahme geben könnte, dass 
den Fr|)l. das VierzigmarkstralSgcld als Friedenskaufgeld be- 
kannt gewesen sei. Nirgends sonst ist aber in den Frpl. da- 
von die Bede. 

Nimmt man an, dass das Fünfzehnmarkstrafgeld in älterer 
Zeit das Yierzigmarkstrafgeld überhaupt vertreten hat, so ge- 
langt man eher zu einem einheitlichen Bussensysteme, als wenn 
man dem Vierzigmarkstrafgelde das gleiche oder höhere Alter 
gegenüber dem Fün£zehnmarkstrafgelde zuschreibt. Bereits an 
sich passt das Fünfzehnmarkstrafgeld in den Bahmen des Duo- 
decimalsystems. Es stellt sich als Yerfünffachung des Dreimark- 
strafgeldes, als Verzehnfachung des baugr von zwölf Unzen 
dar. Aber möglicherweise setzt sich das Fünfzehnmarkgeld 
aus mehrfachen Beträgen zusammen, so dass die Entstehung 
aus den Grundbetragen von drei Mark und zwölf Unzen noch 
leichter erklärlich ist. So verdient hervorgehoben zu werden, 
dass die Bt>l. bei Nothzucht den Verbrecher 15 Mark büssen 
lassen: drei Mark für Fesselung, sechs fOr Verletzung und 
sechs für den Beischlaf^). In diesem Falle handelte es sich 
um die Busse an den Privaten. Dass aber auch bei dem an 
die öffentliche Gewalt zu entrichtenden Strafgelde das Fünf- 
zehnmarkgeld mehrfache Bestandtheile enthielt, zeigen Bestim- 
mungen der Gpl. und Frpl., auf welche noch nicht aufmerk- 
sam gemacht ist. Bei „missgünstigem Schlage" beben die 
Gl)l.^) hervor, dass dem Könige fün&ehn Mark als skögarkaup 
zukämen. Von diesen fünfzehn Mark, dem „Hundert, hundrad", 
d. h. den 120 Unzen, soll sich aber der Beschädigte zunächst 
seinen rfettr nehmen. Die FrpL, welche den gleichen Grund- 
satz enthalten^), beziffern den rfettr zugleich auf drei Mark, 
wie dies ja sowohl in ^ den G{)1. als in den Frpl. der rfettr des 
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hauldr ist^). Zieht man diese Summe ab, so beziffert sich 
das Friedenskau^eld auf zwölf Mark , eine Summe , welche 
auch in Schweden in älterer Zeit dieselbe Bolle spielte, und 
welche aus den zwölfunzigen baugar und dem Dreimarkstrafgeld 
sich ganz naturgemäss entwickelt hätte. 

Gänzliche Klarheit über das Aufkommen der beiden hohen 
Strafgelder in Norwegen zu gewinnen, ist, wie sich aus dem 
Obigen ergeben haben wird, nicht leicht Aber man darf dar- 
nach doch annehmen, dass das Fünfzehnmarkstrafgeld dem 
Vierzigmarkstrafgelde voraufgegangen und dass jenes wieder 
aus dem landrechtlichen Duodecimalsystem heraus erwachsen ist. 

Es kann gefragt werden, ob mit der Entstehung des Fünf- 
zehn- und des Vierzigmarkstrafgeldes nicht die Entstehung der 
ütlegd in Norwegen zusammenhängt. Als gemeinsame Momente 
für beide haben zu gelten : dass sie erst in der Zeit nach Los- 
trennung des isländischen Rechts entstanden sind und dass sie 
in den norwegischen Rechtsbüchem noch auf das Engste zu- 
sammenhängen. Mehrfach ist es zweifelhaft, ob wir es mit 
einer Busssache oder einer Friedlosigkeitssache zu thun haben. 
Als „Strafgeld für Friedensbruch" wird geradezu das Vierzig- 
markstrafgeld bezeichnet '). Und die Entwicklung, welche wir 
in Schweden und in Dänemark wahrnahmen, lässt, bezüglich 
des Vierzigmarkstra%eldes wenigstens, auch für Norwegen den 
Schluss zu, dass es bei der Verwandlung der strengen Fried- 
losigkeit in die milde eine Bolle spielte. Bichtig ist freilich, 
dass die Bechtsbücher kleinerer Beträge als tryggvakaup und 
skögarkaup erwähnen. In der älteren Weigeldstafel der Gpl. •) 
treten Leistungen von einundeinfilnftel Unzen als tryggvakaup 
und von drei Mark als skögarkaup auf. Ebenso wissen die 
Bpl.*) von sechs und zwölf Unzen tryggvakaup. Aber dies 
sind Leistungen, welche an den Verletzten, nicht an die öffent- 
liche Gewalt zu entrichten sind, und welche wohl nie eine be- 
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sondere Bedeutung besessen haben. Auf Island finden sie 
wenigstens keine Analoga. Die Annahme eines Zusammen- 
hanges in der Entstehung der milden Friedlosigkeit und der 
hohen Strafgelder würde auch ihrerseits ein Licht auf die Mo- 
tive für die Entstehung der ütlegd werfen. Fiscalische Be- 
reicherung scheint darnach einer der für die Einführung der 
üüegd treibenden Beweggründe gewesen zu sein. Die Beträge 
von fünfzehn und von vierzig Mark waren beträchtlich genug, 
um der Staatsgewalt eine reichlich fliessende Einkommensquelle 
zu verschaffen. Sie gewährten dem Könige jedenfalls einen 
grösseren Ertrag und bedeutsameren Einfluss, als er bei der 
strengen Friedlosigkeit besass, bei welcher er auf das Ächter- 
gut des Friedlosen beschränkt war und die Verwandtschaft des 
Friedlosen zur Beisteuer heranzuziehen keine Hebel besass. 

§ 22. 
Der ESnigsfriede der LandslOg. 

Drei Befugnisse standen, wie wir sahen, dem norwegischen 
Grosskönige auf dem Gebiete des Friedens zu, das formale 
Recht der Friedensgabe, das Recht auf das ganze Ächtergut 
oder einen Theil desselben und das Recht auf Strafgelder. 
Alle drei Befugnisse gewannen im Laufe unserer Periode an 
Lihalt Im alten Systeme der strengen Friedlosigkeit trat das 
formale Recht der Friedensgabe selten in Kraft. Und wo es 
in Kraft trat, bedurfte es vielleicht der Mitwirkung der Thing- 
gemeinde. Im neuen Systeme der milden Friedlosigkeit und 
des Vierzigmarkstrafgeldes tritt es regelmässig in Kraft. Und 
wo es in Kraft tritt, wird es regelmässig vom Könige allein 
ausgeübt. 

Im alten Systeme der strengen Friedlosigkeit stand dem 
Könige möglicherweise ein Recht nur auf einen Theil des 
Ächtergutes zu. Im neuen Systeme der milden Friedlosigkeit 
fällt ihm regelmässig das ganze Ächtergut zu. 

Hatte das Recht des Königs auf Strafgelder ursprünglich 
vielleicht überall mit dem Rechte der Bauernschaft auf Straf- 
gelder zu rechnen, so besitzt es im neuen Landrechte keinen 
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Rivalen, ausser dem Verletzten. Hatte es ursprünglich nicht 
grosse Bedeutung, so lange die Beträge der Stndgelder kleine 
waren, so ist es seit dem Aufkommen des Fünfzehn- und 
Yierzigmarkstraigeldes in den Vordergrund getreten. Es hat 
eine specielle Richtung und Bedeutung Air den Frieden ge- 
wonnen. Vermöge des Vierzigmarkstrafgeldes ist der König 
Träger des Friedens geworden, freilich noch nicht seines eignen 
Friedens, sondern des Volksfriedens. 

Die Entwicklung drängt nun in dieser Richtung weiter. 
Es bildet sich ein königliches Begnadigungsrecht, es bildet sich 
ein durch die Anwesenheit des Königs erhöhter Friede. Wich- 
tiger aber ist, dass der König auch auf dem Gebiete der Rechte 
sprechung eine maassgebende Stellung erringt. Den Abschluss 
erlangt die Entwicklung endlich mit dem Institute des br6fabrot 

Die Landslög zeigen den Abschluss dieser Entwicklung 
noch nicht, aber die Stellung des Königs ist in ihnen eine 
wesentlich andere geworden. Es gilt, dies in den einzelnen 
Beziehungen festzustellen. 

Wie in den Rechtsbüchern, ist in den Landslög grund- 
sätzlich die Uebereinstimmung derer, welche das Land bebauen, 
und des Königs nothwendig, um ein Gesetz herzustellen. Denn 
der Eid des Gesetzsprechers geht dahin: „die Gesetze soll ich 
sprechen denjenigen Männern, welche mein Herr meiner Ge- 
setzessprechung zutheilt, so wie sie der heilige König Olaf 
schuf und seine rechten Nachfolger zwischen König und denen, 
welche das Land bebauen , vereinbart haben" *), und der Eid 
der Bauern lautet: „erfüllen soll ich ihm aUe gesetzlichen 
Unterthanenpflichten nach air dem Recht und Maass, wie es 
der heilige König Olaf zwischen König und Landvolk theilte, 
und wie seine rechten Nachfolger jetzt zwischen König und 
denen, welche das Land bebauen, mit beiderseitiger Ueberein- 
stimmung vereinbart haben** '). Man hat zwar aus den Lands- 
lög entnehmen wollen, dass dem Könige für die Zukunft das 
Recht eingeräumt werde, einseitig nur „mit Rath guter Männer*' 



1) n 11. 
■)n 12. 
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das Landrecht ohne Zuziehung des Volkes fortzubilden und 
lunzuändem ^). Man hat dies zunächst aus der Fassung des 
Königseides gefolgert, welcher dahin lautete: „ich soll die 
christlichen Gesetze halten, wie sie der heilige König Olaf 
schuf und seine rechten Nachfolger jetzt zwischen König und 
denen, welche das Land bebauen, unter beiderseitiger Ueber- 
einstimmung vereinbart haben, und soll sie mit Rath guter 
Männer nach dem Verstände, den Gott mir lieh, 
bessern"^). Oder ausführlicher in dem Protokolle über König 
Erich Magntissons Krönung im Jahre 1280: „Profiteor et pro- 
mitto coram deo et sanctis eins a modo pacem et iusticiam 
^cclesie dei populoque mihi subiecto observare . pontificibus et 
clero prout teneor condignum honorem exhibere . secundum 
discrecionem mihi a deo datam atque ea que a regibus eccle- 
«iis coUata ac reddita sunt . sicut compositum est inter eccle- 
siam et regnum inviolabiter conservare malasque leges et con- 
suetudines perversas precipue contra ecclesiasticam libertatem 
facientes abolere et bonas condere prout de concilio fidelium 
nostrorum melius invenere potuerimus" *) , indem von einer 
Theilnahme des Volkes bei der „Besserung", dem „abolere et 
bonas condere" keine Rede sei. In gleichem Sinne hat man 
femer die Schlussworte des den Landslög angefügten Gesetzes 
von König Magnus Lagabaetir gedeutet, welche besagen „dieses 
Buch soll von heute ab über ganz Non^'egen gelten für ewig 
und immer bei unbeschädigter WtLrde des Königthums nach 
dem Gesetzesworte, wie es vorher gesprochen ist. Scheint 
irgend Einem seiner (des Königs) rechten Nachfolger eine 
Stelle noch der Verbesserung zu bedürfen, so richte er sie so, 
dass Gott Ehre davon habe, er selber Seelenheil, d i e Gewinn, 
welche darunter wohnen sollen"*). Aber alle drei Stellen be- 
weisen nichts für ein einseitiges Verordnungsrecht des Königs. 
Wenn das Bessern schlechter Gesetzesstellen als ein Redit 
imd eine Pflicht des Königs für die Zukunft hingestellt wird, 

1) Keyser S. 240. Aschehoag S. 156. 157. 

«) n 8. 

•) Dipl. Norveg. I 68. 

*) N. G. L. n S. 178. 
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SO folgt daraus noch nicht, dass die Verbesserung Gesetz 
werden sollte, bevor das lögpfng sie angenommen habe. Das 
Gesetz Geben, Abschaffen, Aendem ist in den Landslög ge- 
mäss dem in den Vordergrund Treten der königlichen Gewalt 
als eine That des Königs bezeichnet, ohne dass damit das 
Mitwirkungsrecht des Volkes negirt werden soll. So heisst es 
in dem Prologe Königs Magnus Lagabsetir zu den Landslög: 
yjihr wisset, dass die verständigsten Männer aus dem Rechts- 
bezirke des Gulapfnges häufig vor uns bemerkt haben, ihr 
hättet in Erfahrung gebracht, dass wir uns damit befassten, an 
den meisten Gesetzbüchern im Lande mit Rath der besten 
Männer etwas zu bessern, und ihr hättet uns gebeten, euer 
Gesetzbuch sollte von diesen Verbesserungen nicht ausge- 
schlossen sein. Aber ihr sollt gewiss versichert sein, dass 
es uns schon sehr obliegt, dafür zu sorgen, jetzt aber 
vornehmlich am meisten, wo ihr so sehr unserer Vorsicht 
vertrauet, dass ihr sie (die Verbesserung) ganz in unser 
Belieben verurtheilt" . Auch hier ist von einem Bessern 
mit Bathe der besten Männer die Rede. Aber damit diese 
Verbesserung Landrecht ward, war es noth wendig, dass das 
Volk die königlichen Vorschläge annahm. Bei den Landslög 
geschah dies zunächst in der Weise, dass das Volk dem König 
die Vollmacht ertheilte, die Revision des alten Rechts einseitig 
vorzunehmen. Wie wenig aber diese Form der Gesetzgebung 
dem damaligen Rechtsbewusstsein genügte, ergiebt sich daraus, 
dass die Landslög in der durch den König ihnen gegebenen 
Gestalt auf den einzelnen Lagthingen angenommen werden 
mussten, um Geltung zu erlangen. Die grosse R^ttarböd König 
Erich Magnüssons von 1280, welche die seit Geltung der 
Landslög hervorgetretenen Unklarheiten und sonstigen Mängel 
des Codificationswerkes beseitigen will, stellte sich in ihren 
Einleitungsworten auf den Standpunkt jener Worte des Königs- 
eides, wonach der König schuldig ist „sorgsam zu beaufsich- 
tigen und zu verbessern die Gesetze und das Landrecht". Zu- 
gleich aber hebt sie hervor, dass sie nicht nur „mit Rath der 
besten Männer" erlassen, sondern auch auf den Einzelthingen 
vorgebracht und dann erst niedergeschrieben und veröffentlicht 
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worden sei^). Aus dem Königseide liesse sich ein Schluss auf 
ein einseitiges königliches Gesetzgebungsrecht auch nur dann 
ziehen, wenn die Worte desselben, welche den König verpflich- 
ten, das Landrecht zu bessern, eine Neuerung wären. Aber 
nichts berechtigt uns, dies anzunehmen. In den Geschichts- 
quellen*) wird zwar nur das Versprechen des Königs „Gottes 
Gesetze und das Landrecht zu halten** aus dem Königseide 
hervoigehoben , aber ihnen kommt es auf den Gegensatz 
zwischen Landrecht und Kirchenrecht, nicht den zwischen 
Landrecht und Amtsrecht an. Wohl aber ist darauf Gewicht 
zu legen, dass bereits die Jämsldä^) dieselbe Fassung des Königs- 
eides zeigt, wie die Landslög, während ihr sonst diejenigen 
Sätze der Landslög fehlen, welche in der That die königlichen 
Rechte gegenüber dem vorzeitigen Zustande vermehren. Und 
dafür, dass jene Worte von jeher oder doch wenigstens lange 
Zeit vor den Landlög dem Königseide angehörten, spricht vor- 
nehmlich der bis in das zwölfte Jahrhundert zurückverfolgbare 
Ausdruck rättarböd. 

Wäre in der That mit jenen Worten das gemeint, was man 
meist darunter versteht, so würde der Eid des lögmadr und 
der Bauern nicht so lauten, wie er lautet. Es würde dann 
aber auch das Institut des br6fabrot nicht diejenige Entwicklung 
genommen haben, welche wir an ihm wahrnehmen werden. 
Gerade das Gebiet der Gesetzgebung ist das zeitlich letzte, 
auf welchem der König durch das bröfabrot thätig wird. — 

Anders, als auf dem Gebiete der Rechtschaflung verhält 
es sich mit der Thätigkeit des Königs auf dem Gebiete der 
Rechtsprechung in den Landslög. In den Grundsatz, welcher 
von Alters her bestand, dass die Urtheilsfindung allein der 
Bauernschaft zustände, war bereits um die Mitte des dreizehn» 
ten Jahrhunderts ein Riss erfolgt. Es erklärt der König in 
dem Gesetze, welches den zweiten Theil der Einleitimg zu den 
Frpl. bildet: 



») N. G. L. m S. 4. 

^ Heimskr., Magnils saga Erl. 21. Frissbök Hak. sag. Häk. 27. 
8) Krb. 5. 

Lehmann, Der KönigsfViede. 14 
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„Femer haben wir das oft gehört, dass, wenn auch 
manche Leute richtig beschuldigt würden, sie doch nicht 
zum Gesetzessprecher fahren wollen, wiewohl sie gesetzlich 
geladen werden, und dass manche nicht die Entscheidung 
des Gesetzessprechers anerkennen wollen, nachdem er das 
Recht gesagt hat. Aber wir vermeinten doch, dass wir zu dem 
Zwecke die Gesetzessprecher besoldet haben von unserem 
Gelde und Erbgute, dass gemäss der Gesetzgebung des 
heiligen Königs Olaf und der Entscheidung der Gesetzes- 
sprecher jeder seine Angelegenheit zu Ende bringen solle, 
und deshalb legen wir drei Mark Strafe auf Jeden, der, 
richtig beschuldigt und gesetzlich geladen, nicht zum Ge- 
setzessprecher fahren will, und ebenso denen, welche nicht 
des Gesetzessprechers Entscheidung anerkennen wollen." 

Damit ist der Gesetzessprecher zu einem richterlichen Or- 
gane gemacht, welches mit den Thingversanmilungen concurrirt. 
Die Landslög ordnen demgemäss die Stellung des Gesetzes- 
sprechers als Urtheilers in umfassender Weise. Er kann in 
Civilsachen neben dem höradsping angegangen werden, während 
in Strafsachen dieses allerdings ausschliesslich zuständig bleibt ^). 
Vom Gesetzessprecher geht der Zug an das Lagthing, in welchem 
die lögr^tta entscheidet. Jedoch vermag diese den Spruch des 
Gesetzessprechers nicht zu vernichten, sondern hat, falls sie den 
Zug für begründet hält, die Sache dem Könige zu unter- 
breiten *). Der Gesetzessprecher ist femer nicht bloss in erster 
Instanz als Urtheiler thätig, sondern er wirkt auch bei dem 
Urtheile der lögrötta als deren Vorsitzender mit, vorausgesetzt, 
dass es sich nicht um eine Rechtssache handelt, in welcher er 
als erstinstanzlicher Urtheiler das Urtheil fällte. Ja, wenn 
Einstimmigkeit in der lögr^tta nicht zu erzielen ist, soll der 
Gesetzessprecher den Ausschlag geben, sofem nicht Recurs an 
den König ergrÜfen wird. Es ergiebt sich also, dass der Ge- 
setzessprecher unmittelbar unter dem Könige steht, und dass auf 
die Giltigkeit seines Spmches dem Volksgerichte keinerlei Ein- 



^) Maurer, das Alter des Gesetzsprecheramtes S. 51. 
«) Maurer S. 52. 
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fluss zugestanden wird. Zugleich ergiebt sieb aber, dass der 
König die oberste Stellung auf dem Gebiete der Urtheils- 
findung erworben hat. Für uns ist die letztere Thatsache von 
besonderer Bedeutung. Das ihr zu Grunde liegende Princip 
drücken die Landlög^) mit den Worten aus: Konungr er ifir 
login skipadr, der König ist über die Gesetze gesetzt. Der 
Grundsatz greift offenbar über das Gebiet der Rechtsprechung 
hinaus und umfasst das ganze Gebiet der Vollziehung. Doch 
sprechen ihn die Landslög nur mit Beziehung auf die Urtheils- 
fällung aus, für welche sie zwei bedeutsame Folgerungen 
ziehen. 

I)ingfararb. 4: 

„Die Männer, welche in die lögrötta ernannt sind, sollen 
die Gesetze urtheilen in allen den Sachen, welche dahin ge- 
zogen sind mit rechtem Thingzuge und dort rechtsmässig vor- 
getragen sind. Die Sachen soll man von denen, welche zum 
lögplng gelegt sind, zuerst aburtheilen, welche nach dem, was 
das Gesetzbuch bekundet, die grössten sind. Hiernach die 
(anderen), welche dahin eingeklagt sind, und alle die Sachen, 
in denen Männer ihre Hände zusammenlegen vor zwei Zeugen, 
wenn das Zeugniss auf dem Thinge erbracht wird. Aber in 
Allem, wo das Gesetzbuch mit keiner Entscheidung aushilft, 
soll das in jeder Sache Bestand haben, worüber der Gesetzes- 
sprecher und die Mitglieder der lögrötta alle einig werden. 
Aber wenn da Streit entsteht, so entscheide der Gesetzessprecher 
und die, welche mit dem übereinstimmen, sofern nichtdem 
Könige mit Beirath der verständigsten Männer 
ein Anderes gesetzlich erscheint". 

Femer bestimmt I)ingfararb. 11 : 

„Jetzt zieht Jemand seine Sache, unter den Gesetzes- 
sprecher hinweg und zum Lagthing . da sollen die Mitglieder der 
lögrötta sorgsam die Sache untersuchen, und wenn auch allen 
denen der Spruch, welchen der Gesetzessprecher gesagt hat, 
nicht gesetzlich erscheint, sollen sie doch nicht des Gesetzes- 
sprechers Spruch brechen, aber berichten sollen sie an den 

*) I 11. 

14* 



212 Dritter Theil. Der Königsfriede der Norweger. 

König, was ihnen billiger in der Sache dünkt, und solches aus 
der Untersuchung, was sie für am besten bewiesen erfunden 
haben, weil den Spruch, welchen der Gesetzessprecher abgiebt, 
Niemand brechen mag ausser der König sieht, dass 
unser Gesetzbuch dagegen zeugt oder der König 
sieht selbst mit weiser Männer Zustimmung etwas 
Billigeres, weil er über die Gesetze gesetzt ist." 
In beiden Stellen liegen bewusste Neuerungen gegenüber 
dem älteren Rechte vor. In der ersteren Stelle handelt es 
sich um eine Lücke im bestehenden Recht, welche bei der 
Entscheidung eines einzelnen Falles sich bemerkbar machte. 
Diese Lücke auszufüllen, war bereits das älteste Recht bestrebt 
Es bestimmte das Recht von Drontheim: „Aber in Allem, wo- 
rin das Buch nicht entscheidet, da soll das Bestand haben in 
jeder Sache, worüber alle Mitglieder der lögrfetta einig werden 
und was das rechteste ist vor Gott" *). Gemäss dem Grund- 
satze, dass die XJrtheilsfällung im vollsten Maasse beim Volke 
läge, übertrug es die Ausfüllung dieser Lücke dem höchsten 
urtheilenden Organe des Volkes. Die Landslög lassen dieses 
Princip formell bestehen. Auch nach ihnen ist die stimmen- 
einige lögrfetta das zuständige Organ für Ergänzung des Ge- 
setzes im gegebenen Falle. Aber, indem sie bei Dissens des 
königlichen Beamten oder auch nur eines Mitgliedes der 
lögr^tta dem königlichen Beamten, und über ihm dem Könige 
die Aufgabe der Gesetzesergänzung übertragen — durchlöchern 
sie das alte Princip im Grundsatze, heben es auf in der Wirk- 
lichkeit. Denn nunmehr hing es vom königlichen Gesetzes- 
sprecher ab, inwieweit er von Fall zu Fall der lögr^tta die 
Ausübung ihrer Befugniss belassen oder die Sache unter die 
königliche Rechtsprechung ziehen wollte^). 



») 1 2. 

*) A. A. Brandt II S. 202, welcher annimmt, dass ein von der lög- 
retta einstimmig gefälltes Urtheil auch bei Dissens des Gesetzes- 
sprechers der Controle des Königs nicht unterlag. Wäre dies richtig, 
dann durfte die Fassung in I 4 nicht lauten : sem logmadr oc logrettumenn 
verda aller a eitt satter, sondern nur sem . . logrettumenn verda aller a 
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Für die Ergänzung des Rechtes von Fall zu Fall ist 
nach den Landslög der König oberstes Organ. Ebenso ist 
er es fftr die Abänderung des Rechtes von Fall zu Fall. 
Das Königsgericht vermag das Landrecht zu beugen. Es ver- 
mag es nach dem Wortlaute der obigen Stelle in allen Fällen, 
wo der Spruch des lögmadr gescholten wird. Aber es ver- 
mochte es jedenfalls auch bei dem Zug vom h6radst>fng, sofern 
der lögmadr und die lögr^tta nicht stimmeneinig war. Es ist 
nicht abzusehen, weshalb jenes Recht des Königs sich auf den 
Zug vom Urtheile des Gesetzessprechers habe beschränken 
sollen. — 

Für die Ergänzung und für die Abänderung des Land- 
rechtes von Fall zu Fall war dem Könige als obersten Wächter 
des Rechts eine weitgehende Befiigniss ertheilt. Sie war ihm 
aber nur für den einzelnen Fall als solchen ertheilt. An dem 
Grundsatze , dass ein Gesetz nur mit Zustimmung des Volkes 
zu Stande komme, sollten also die beiden Stellen nichts 
ändern. Dem Gebiete der Rechtsprechung, nicht dem der 
RechtschaflFung gehörte diese königliche Befiigniss an. - 

Vergleichen wir die Stellung des norwegischen Königs in 
dem Landslög mit der Stellung, welche der schwedische und 
der dänische König auf derselben Entwicklungsstufe besitzen, 
so unterscheidet sie sich merklich von der letzteren. Nicht 
ist der norwegische König ein allgemeiner Urtheiler, wie der 
Schwedenkönig und der Dänenkönig, sondern er ist nur ein 
oberster Urtheiler. Ein Institut, welches dem rsettarseplng 
entspricht, ist in Norwegen vor der Zeit der Vereinigung mit 
Dänemark imd Schweden nicht nachzuweisen. Es stand des- 
halb dem Könige nach dem Landslög nicht frei, in den Rechts- 
gang der ersten Instanz einzugreifen, eine Sache in der ersten 
Instanz unmittelbar an sich zu ziehen. 

Noch die Röttarböd von 1280, welche Ungehorsam gegen- 
über der Ladung des Königs bestraft, nimmt davon ausdrück- 
lich den Fall aus, dass der Geladene den erstinstanzlichen 



eitt satter. Die hier vorgetragene Deutung hat auch K. Maurer, das Alter 
des Gesetzsprecheramtes S. 54. 
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Bichter bereits angegangen habe. Von einer Concurrenz zwi- 
schen Königsgericht und Volksgericht, wie sie in Schweden auf- 
trat, ist deshalb in den Landslög nichts zu merken. 

War der König in den Landslög nur oberster Urtheiler, 
so bezog sich sein Urtheilerrecht der Absicht der Landslög nach 
femer in erster Linie auf die Bechtsfrage. Er entscheidet, 
wo das Gesetzbuch „nicht sich deutlich ausdrackf* (sem logbok 
skilr eigi or), er sieht zu, ob nicht „unser Gesetzbuch dagegen 
zeuge^ oder er sieht etwas Billigeres mit weiser Männer Bath. 
Mit Becht hat man die Thätigkeit des norwegischen Königs 
in den Landslög deshalb als eine nur revidirende angesehen. 
Erst der Folgezeit ist es überlassen, sie zu verallgemeinem. 

Auf dem Gebiete des Friedens ist in den Landslög die 
Stellung des Königs eine selbständigere geworden. Die Lands- 
lög zeigen das königliche Begnadigungsrecht ausgebildet. Der 
König kann gegebenen Falls dem Friedlosen den Landaufent- 
halt wieder gewähren, wenn er nach Prüfung der Sachlage die 
Ueberzeugung gewinnt, dass ihn ein Nothstand, nockor naud- 
syn, zur Vornahme der verbrecherischen Handlung getrieben 
habe ^). Des Königs Gnade gewährt dem Friedlosen die lands- 
vist jetzt aber auch bei der ütlegd. „Nun kann die Begeben- 
heit einmal geschehen, dass der König einem Mannestodtschläger 
Landaufenthalt gewährt bei Befürwortung von Häuptlingen oder 
anderen guten Männern, oder dass der vor das Antlitz des 
Königs kommt und von ihm vorläufigen Frieden erhält, da soll 
er sich so in den Frieden mit dem Könige kaufen, wie 
des Königs Gnade dazu ist"*). Ebenso heisst es vom 
Niding: „Wo auch immer Jemand einen Schandtodtschlag 
schlägt oder ein Nidingswerk thut . da fahre er friedlos und un- 
geheiligt, habe verwirkt Gut und Frieden, Land- und Fahrhabe, 
und auch seine Stammgüter, und komme nie in das Land zu- 
rück, sofem er nicht wahre Nachricht vom Heereseinfalle bringt, 
von welcher die Leute vorher nichts wussten, dann erlange 
er Landaufenthalt nach der Gnade und dem Frie- 



^) IV 14 u. s. 

') lY 1; das Gesetz bereits in der Einleitung zu den Frt>l. 5. 
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denskaufgelde, welche der König ansetzt^^). An 
Stelle der festen Friedenskaufgelder treten demgemäss in 
den Begnadigungsurkunden des Dipl. Norveg. nunmehr gewill- 
kürte Beiträge. Wir finden 2, 3, 4, 5, 6, 8, 10, 15 Mark, femer 
ein halbes, ein drittel, ein viertel, andrerseits ein anderthalb- 
faches, zweifaches, dreifaches, vierthalbfaches fridkaup, oder der 
König erlasst das fridkaup"). — 

Den Landslög gehört aber auch die Ausbildung eines Königs- 
friedens in dem Sinne an, dass die Person des Königs dem 
Orte, an welchem sie sich aufhält, einen besonderen Frieden 
verleiht. Die Ansätze hierzu li^en freilich weiter zurück. Be- 
reits in den Gpl.^) heisst es: „Erschlägt Jemand den ärmadr 
des Königs . da soll er ihn vergelten mit 1 5 Mark, sofern er 
ihn nicht vor dem Tische des Königs erschlägt . . . . 
dann ist er friedlos." Und die Heimskringla *) lässt dem- 
gemäss den heiligen Olaf fragen, als Asbjöm Sigurdarson den 
königlichen ärmadr t)6rir vor des Königs Augen erschlägt : „Ist 
das nicht Todessache . . . wenn er einen Mann in des Königs 
Herbeiige erschlug?" Mit den letzten Worten ist indessen ein 
weitergehender Königsfriede ausgedrückt, von welchem die 
Gl)l. und Frpl. noch nichts wissen, welchen aber die Landslög 
aufweisen. „Das ist auch Nidingstodtschlag, wenn Jemand einen 
Mann erschlägt, der in der Herberge des Königs ist oder in 
dessen Gegenwart, oder im Königshofe oder auf dem Königs- 
schiffe, wenn auch der König nicht auf dem Hofe oder auf dem 
Schiffe ist. Aber wenn es innerhalb der Stadt geschieht, dann 
wenn der König in der Stadt ist oder im Hafen dabei, da ge- 
schehe es nach dem , wie des Königs Gnade dazu ist in Ge- 
mässheit der Umstände^). Hierhin gehört femer folgender 
Satz: „Wenn sich Leute im Felde mit dem Könige unter- 
einander schlagen .... vermehrt sich die Busse derer, welche 



») IV 6. 
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beschädigt oder verletzt wurden, um den gleichen Betrag .... 
es gebührt dem Könige fllr jede Wunde oder jeden Steinwurf 

• ■ 

oder Wassertauche 13 Mark Silber und acht Ortugen" *), d. h. 
das höchste Friedenskau^eld, welches von König Häkon Häk- 
onarson *) auf den dritten Theil ermässigt worden war, während 
der König in den Rechtsbüchem bei Körperverletzungen nur 
das kleinere Friedenskaufgeld von 15, später seit Häkon, 
5 Mark zu beanspinichen hatte. 

Eine neue Herabsetzung erfuhren die Friedensgelder durch 
König Magnus Lagabsetir"), welcher sie auf ein Viertel ihres 
ursprünglichen Betrages herabsetzte, ohne dass diese Herab- 
setzung auf die Dauer wirklich durchgeführt wurde. — 



§ 23. 
Das br^fabrot. 

Die Verhältnisse zur Zeit der Landslög drängten darauf 
hin, eine selbständige königliche Banngewalt zur Entstehung zu 
bringen. Auf de^;; einen Seite ein starkes erbliches Königthum, 
in welchem bereits thatsächlich der Schwerpunkt der Gesetz- 
gebung lag, und welches die oberste Aufeicht über die Recht- 
sprechung sich erworben hat — auf der anderen Seite das in 
vier Thingverbände zersplitterte Volk, welches unter einem 
königlichen Beamtenthume steht, und welchem eine Führung 
mangelt. Mit den Landslög war femer für das Reich ein ein- 
heitliches Recht geschaffen. Grosse gesetzgeberische Leistun- 
gen erheischte das Bedürfniss nicht mehr. Um den Ausbau 
im Einzelnen, um die Beseitigung zeitweise hervortretender 
Nothstände konnte es sich für die Folgezeit handeln. Natur- 
gemäss machte sich hier das Schwergewicht, welches das König- 
thum ohnehin bei der Rechtschaffung besass, in erhöhtem Grade 
geltend. So finden wir denn, dass in der Folgezeit das König- 
thum auch auf dem Gebiete der Gesetzgebung sich eine selb- 
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ständige Stellung erringt. Indessen vollzog sich dieser Process 
doch nur langsam und auf Umwegen. Zu tief wurzelte noch 
das Rechtsbewusstsein, dass dem Volke ein Antheil an der 
Rechtschaffung zustehe, als dass mit einem Schlage eine könig- 
liche Gesetzgebung Platz zu greifen vermochte. Die grösseren 
gesetzgeberischen Akte vollzogen sich noch im Laufe des vier- 
zehnten Jahrhunderts unter Mitwirken des Volkes, wenn auch 
in abgeschwächter Form durch Vorlegen des Gesetzentwurfes 
vor nur eine der Thingversammlungen. Und das nicht zur 
Annahme vorgelegte Gesetz mochte als Landrecht darum nicht 
eigentlich angesehen werden. Dagegen finden sich zahlreiche 
Erlasse der Könige, welche auf den einzelnen Fall gerichtet 
sind oder gerade auftÄUchende Fragen des Lebens beantworten 
wollen. Meist betreffen sie Materien handelspolizeilicher Natur : 
Waarentaxen, Arbeitslöhne, Handelsbetriebsberechtigungen, das 
Pass-, Münz-, Zollwesen, die öffentliche Sicherheit, oder sie 
regeln die Aemterverfassung. Aber im Laufe der Zeit greifen 
sie auch in das materielle Recht über und jedenfalls sind sie 
von grosser, mittelbarer Bedeutung für dasselbe. Das Mittel 
aber, durch welches das Königthum seinen Satzungen Raum 
schafft, ist das br6fabrot. — 

Bröfabrot ist Briefbruch. Mit Bezug auf die Königs- 
urkunden gebraucht demnach Bruch der Königsurkunden. In 
angewandtem Sinne die Strafe, welche der Bruch der Königs- 
urkunde nach sich zog. 

Das Wort ist weder den Rechtsbüchem noch den Landlög 
bekannt. Und dies erklärt sich aus der ganzen staatsrechtlichen 
Stellung, welche das Königthum in jenen und auch in diesem 
einnahm. So lange dem Verfassungsleben der Gedanke zu Grunde 
lag, dass das Rechtschaffen bei König und Volk li^e, waren 
die Befugnisse des Königs vom Landrechte bestimmte und um- 
grenzte. Soweit dem Könige also eine Strafgewalt zukam, kam 
sie ihm vermöge Landrechts zu ; soweit die Königsurkunde mit 
strafrechtlichem Schutze umgeben war, war sie es vermöge 
Landrechts. Ein „lagabrot", „Gesetzesbuch", lag, wenn über- 
haupt eine strafrechtliche Handlung gegeben war, vor. Aber 
eine solche strafrechtliche Handlung war in älterer Zeit durch 
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Verletzung der Kdnigsurkunde allein nicht consummirt Die 
Königsurkunde genoss keines höheren Schutzes, als die Privat- 
urkunde. Wie in älterer Zeit auch in ihrer Form sich die 
Königsurkunde in Nichts von der Privaturkunde unterscheidet, 
so bezüglich des Schutzes, mit welchem ihr Inhalt umgeben ist 
Uns sind leider nur wenige Königsurkunden, welche über die 
zweite Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts zurückreichen, er- 
halten. Aber sie genügen, um das Fehlen eines formalen und 
inhaltlichen Merkmales für die ältere norwegische Königsurkunde 
zu erweisen*). 

Zuerst tritt das Wort br^fabrot in einer Königsurkunde 
vom Jahre 1264 auf, durch welche König Magnus Häkonarson 
das Kloster Munkalif zu Bergen unter seinen Schutz stellt 
Hier heisst es: 

„Wir verbieten Jedermann, die (Mönche), ihre Knechte 
oder Dienstleute oder irgend ein Gut, welches denen oder dem 
Kloster anheimfällt, zu beeinträchtigen. Aber wer sich dessen 
erdreistet, der wisse, dass er unseren Zorn und Strafe und 
harte Behandlung erfahren soll, und obendrein mit vollem br^f- 
abrot verantwortlich sein soll" *). 

Indessen, walten gegen die Echtheit der Urkunde Bedenken 
ob, vornehmlich, wenn auch nicht allein, wegen ihrer Kennt- 
niss des brtfabrot Das „volle br6fabrot** setzt bereits die 
Geltung des br^fabrot seit Längerem voraus, während doch die 
Landslög desselben so wenig gedenken, wie die Jämslda, das 
Stadtrecht, ja auch noch die Jönsbök. Auch sonst zeigt die 
Urkunde Auffälliges. Sie weist bereits den der späteren Königs- 
urkunde Norwegens eigenthümlichen vollen Schlussvermerk auf: 
„Herr Erlendir der Kanzler siegelte, P. schrieb", während 
gleichzeitige Königsurkunden entweder von dem Vermerke gar 
nichts wissen^), oder nur den siegelnden Kanzler aufführen^). 
Erst seit ungefähr 1280 zeigt sich der volle Vermerk *). Auch der 
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Umstand, dass der Schreiber nur mit dem Anfangsbuchstaben ge- 
nannt ist, erscheint bedenklich, da eine solche Abkürzung, so- 
weit ich sehe, nur ein einziges Mal in Eönigsurkunden noch 
anzutreffen ist^). Endlich erweckt die Person des Kanzlers 
Erlendir Zweifel an der Echtheit der Urkunde. Aus zwei 
anderen Urkunden^) ersehen wir, dass in den Jahren 1264 und 
1266 Bischof Askatin von Bergen Kanzler des norwegischen 
Königs war, und das Nebeneinanderauftreten zweier königlichen 
Kanzler ist sonst nicht nachweisbar. Aus air diesen Gründen 
dürfte die Urkunde als verdächtig anzusehen sein. — 

Mit Sicherheit lässt sich das Wort bröfabrot erst seit dem 
letzten Jahrzehnt des dreizehnten Jahrhunderts nachweisen. 
Eine Königsurkunde vom 3. Mäxz 1298*), durch welche des 
Gesetzessprechers Sigurdr Urtheil bestätigt wird, enthält das Ver- 
bot an jeglichen Mann „dies anzufechten oder Männer zur An- 
fechtung zu veranlassen . aber der, welcher dies unrechtmässig 
thut . der wisse gewiss dass er solches dafür verantworten solle, 
wie die Gesetze bekunden gegen den, welcher unseren 
Brief bricht und des Gesetzessprechers Spruch 
anficht^. Bemerkenswerth ist hier noch die Bezugnahme auf 
die Gesetze und die Gleichstellung des bröfabrot mit der 
Anfechtung des vom Gesetzessprecher gefällten Spruches. Das 
bröfabrot erscheint noch nicht als vom Landrechte losgelöstes 
amtsrechtliches Institut. Von nun ab tritt es häufiger auf. Die 
Urkunde vom 11. Februar 1297*) setzt die Strafe des bröfa- 
brot als Folge der Verletzung eines königlichen Schutzbriefes 
als bekannt voraus, und in den Urkunden von 1301*), 1304*), 
1306 '') tritt das br6fabrot in verschiedenen Beträgen als Strafe 
der Verletzung königlicher Bestätigungsurkunden auf. Im Jahre 
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1299 taucht in einer Urkunde*) der Ausdruck „volles br6fa- 
brot" auf. In der Gesetzgebung findet er sich 1303*). Im 
Jahre 1315 erfährt das ganze Institut durch König Häkon 
Magnussen eine einheitliche durchgreifende Regelung. Die Ver- 
ordnung, durch welches dies geschah, lautet:') 

„Hakon von Gottes Gnaden (Norwegens König) sendet dem 
Gesetzessprecher N. N. etc. Manche Leute haben sich häufig bei 
uns beschwert, besonders die, welche Vollmacht von unserer 
Seite haben, für ims das br6fabrot einzuklagen : dass ihr keine 
Busse gegen die urtheilen wollet, die unsem Brief brechen 
oder die Entscheidungen anfechten, die wir gefällt oder be- 
stätigt haben. Und darum wollen wir, dass du wissest, dass 
wir so vordem fest bestimmt haben und wollen, dass es so von 
diesem Tage ab gehalten wird : dass, wer unseren Brief von nun 
ab bricht, Urtheils-, Schutz- oder Bestätigungsbrief oder andere, 
die wir Leuten ertheilen zur Stärkung ihrer Rechte oder aus 
Gnade, wenn auch nicht eine Strafe in unseren Briefen an- 
gegeben ist, da wollen wir, dass jeder sachfällig sei zu acht 
Mark (F: acht Örtugar und dreizehn Mark), wer unsem Brief 
bricht. 

Und so gebieten wir dir, zu urtheilen und G^setzesspruch 
zu fällen von jetzt ab betreffe der genannten acht (F : acht 
Örtugar und dreizehn) Mark gegen Jeden, welcher dessen über- 
führt wird, wie betreffe anderer gesetzlicher Strafen, die im 
Landrechtsbuche selbst benannt sind, ausser denen, wenn Leute 
einen Friedensbruch begehen oder Heimsuchungen, Raub oder 
andere Sachen, die uns nicht so kleine Strafe zu verdienen 
scheinen, da wollen wir, dass nach dem verfahren werde, wie 
es das Gesetzbuch bezeugt." 

Bemerkenswerth ist vor Allem die Angabe des Motivs zum 
Erlasse der Verordnung. Selbst der königliche Beamte trug 
bis dahin Bedenken, den Bruch der Königsurkunde an sich 
als eine strafbare Handlung zu betrachten. Deutlich erhellt 
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daraus, wie fremd noch der Zeit der Landslög der Gedanke 
war, dass die Königsurkunde eines besonderen Schutzes geniesse. 
Eine Schwierigkeit ergiebt sich bezüglich des Betrages des 
br^fabrot. Folgt man den meisten H. H., so hat man anzu- 
nehmen, dass es acht Mark, folgt man der späten H. F., so 
gelangt man zu der Annahme, dass es präsumtiv ISV^s Mark 
betragen habe. Für die letztere Annahme entscheiden sich die 
Herausgeber der Norges gamle Love, für die erstere Fr. Brandt^). 
Das handschriftliche Material steht, wie man sieht, auf Brandt' s 
Seite. Gerade die werthvollen H. H., welche bis in die Mitte 
oder den Anfang des 14. Jahrhunderts zurückgehen, bringen 
die Lesart: acht Mark, während die eine H. F., welche l'd^ls 
Mark liest, erst dem Schlüsse des 16. Jahrhunderts angehört. 
Wenn nichtsdestoweniger die Herausgeber in den Noten die 
Lesart von F. als die richtige, die der anderen H. H. als 
zweifellos fehlerhaft hinstellen, so thaten sie es mit gutem 
Grunde. Wirklich scheint die von F. gebrachte Lesart der 
aller anderen H. H. vorgezogen werden zu müssen. Für sie 
sprechen zwei Umstände : die Behandlung des bröfabrot in dem 
norwegischen Urkundenmateriale und die Geschichte der nor- 
wegischen Strafgelder. Die norwegischen Königsurkunden kennen 
zwar auch ein bröfabrot von acht Mark. Allein es tritt bei 
Weitem nicht so häufig, wie das von ISVs Mark auf und es 
wird nie als Gnmdbetrag aufgefasst, somit nie verdoppelt, wie 
das von 13V'a Mark^). Für letzteres brauchen zudem zwei 
Königsurkunden des Klosters Munkalif^) ausdrücklich die Be- 
zeichnung: „volles br6fabrot", was von dem br6fabrot von acht 
Mark niemals geschieht. Richtig ist nun, dass beide Urkunden 
erst der zweiten Hälfte des vierzehnten Jahrhunderts angehören. 
Aber wir haben keinen Grund, anzunehmen, dass inzwischen 
eine Veränderung im präsumtiven Betrage des bröfabrot vor 
sich gegangen sei. Somit werden wir aus den Urkunden zu 
schliessen haben, dass in allen Fällen, wo die Königsurkunden 
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bloss vom „vollen brtfabrot" sprechen, die Summe von 13* 's 
Mark gemeint ist Dann aber sinkt die Wagschale zu Un- 
gunsten deijenigen Königsurkunden, welche das br6fabrot von 
acht Mark enthalten, noch um ein Beträchtliches. Auf der 
anderen Seite weist auch die historische Entwicklung auf das 
bröfabrot von 13^/8 Mark hin. Das bröfabrot von 13V8 Mark 
ist das auf ein Drittel herabgesetzte Vierzigmarkstra%eld, 
welches, wie wir sahen, seinen Ausgang gerade von den Ver- 
gehen gegen die königlichen Hoheitsrechte nahm. Das br6fabrot 
von adit Mark liesse sich aber unmittelbar weder aus dem 
Vierzig- noch aus dem FOnfzehnmarkstra^elde ableiten. Nur 
mittelbar kann es in Verbindung mit dem letzteren gebracht 
werden. In einigen Fällen setzte nämlich König Häkon Häkon- 
arson das Fün&ehnmarkstrafgeld auf das Viermarkstra^ld 
herab, imter welchen sich allerdings der Fall des Urtheils- 
bruches befand'). Als eine Verdoppelung des Viermarkstraf- 
geldes könnte man das bröfabrot von acht Mark auffassen, wie 
dies auch Brandt gethan hat. Allein dann masste mit Brandt 
für die Zeit vor der Verordnung von 1315 angenommen werden, 
dass das bröfabrot vier Mark betragen habe. Hierfür liefern 
aber die norwegischen Königsurkunden vor 1315 keinen Anhalt 
Vielmehr tritt in ihnen das bröfabrot von 13V8 Mark ganz 
ebenso auf, wie in den späteren Königsurkunden. 

Das br^fabrot von 13^/8 Mark ist somit als das präsum- 
tive br^fabrot aufzufassen. Neben ihm treten in den norwegi- 
schen Königsurkunden noch Beträge von 10*), 8*), 4*) Mark, 
6 Unzen ^) auf. Eine Beschränkung auf sie lag aber nicht in 
der Natur der Sache. Jedweder Betrag konnte vom Könige 
auf die Verletzung seiner Urkunde angedroht werden. Ja, war 
die Entwicklung einmal soweit gediehen, dass der König seine 
Urkunde durch ein beliebiges Strai^eld schützen konnte, so 
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mochte er sie auch durch eine beliebige Strafe überhaupt 
schOtzen. In der That finden wir neben Bussgeldem auch 
die Friedlosigkeit angedroht. In der Eönigsurkunde vom 
31. August 1314*), durch welche dem jeweiligen Propste der 
Marienkirche zu Oslo das Kanzleramt tibertragen wird, erklärt 
der König: „Aber wir machen aus königlicher Machtvoll- 
kommenheit Jeden, der diese unsere Verordnung verletzt oder 
andere dazu anstiftet, zum vollen busslosen Manne.^ In der 
Königsurkunde vom 19. März 1313"), durch welche ein Urtheil 
bestätigt wird, trägt der König den Sysselmännem auf, jeden, der 
nun das bestätigte Urtheil bräche, friedlos zu legen. Im tech- 
nischen Sinne bedeutet aber br^fabrot lediglich das Strafgeld, 
welches auf Verletzung der Königsurkunde steht. 

Das br6fabrot dient nicht Königsurkunden bestimmter Art, 
sondern es dient jeder Königsurkunde. Die Verordnung von 
1315 hebt königliche Urtheils-Schutz-Bestätigungsurkunden be- 
sonders hervor, um sodann auf Königsurkunden, welche den 
Leuten zur Stärkung ihrer Rechte oder im Gnadenwege ertheilt 
werden, allgemein hinzuweisen. Das bröfabrot dient öffentlich- 
rechtlichen Königsurkunden, wie privatrechtlichen* Seinen Aus- 
gang nahm das br6fabrot aber, wie es scheint, von den könig- 
Uchen Bestätigungsurkunden. Die Stellung des Königs als 
oberster Wächter des Rechts gab den Anstoss zur Entstehung 
des br^fabrot. Dem königlich bestätigten Urtheile gebührte 
ein höherer Schutz, als dem Urtheile des lögmadr und auch 
der lögr^tta. Auf dem Boden des Landrechts stand femer der 
König, wenn er in seiner Eigenschaft als oberste Aufeichts- 
behörde über die Rechtsprechung einem Urtheile oder Ver- 
gleiche besondere Stetigung verlieh. Es war nicht der Inhalt 
der königlichen Urkunde, sondern die Strafe, mit welcher ihr 
Inhalt erzwungen wurde, zunächst eine amtsrechtliche. 

Auf dem Gebiete der Rechtsprechung diente das br6fabrot 
aber im Laufe der Zeit dazu, die königlichen Befugnisse zu 
erweitem. Durch die Landslög war dem Könige nur die 
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oberste Aufsicht über die Rechtsprechung eingeräumt. Dagegen 
besass er nach den Landslög nicht die Befugniss, in den Rechts- 
gang gleich in erster Instanz einzugreifen. Die grosse R^tt- 
arböd von 1280, welche eine Revision der Landslög darstellt, 
bedeutet zwar in dieser Richtung einen Fortschritt gegen die 
Landslög, indem sie bestimmt: „wo ein Mann gesetzlich zum 
Könige innerhalb des Landes geladen ist und nicht kommt 
ohne Hinderungsgründe noch sein Vertreter, da wird er sach- 
fällig mit drei Mark Silber gegen den König^ ^), aber sie filgt 
die Einschränkung hinzu: „ausser er habe vorher seine Streit- 
sache unter rechte Untersuchung daheim an den Gesetzessprecher 
oder den Sysselmann geboten". Die Angehung des Gesetzes- 
sprechers schloss also die königliche Judicatur in erster Instanz 
aus. Es stand dem Könige nicht frei, die Rechtssache unmittel- 
bar an sich zu ziehen. Im Gegensatz hierzu weisen die Königs- 
urkunden des 14. Jahrhunderts auch Fälle auf, in denen der 
König Personen unmittelbar vor sich ladet, ohne von jener 
Einschränkung Erwähnung zu thun. Das Zwangsmittel bildet 
das br^fabrot. Ebenso finden wir in vielen Urkunden, dass 
der König durch ad hoc beauftragte Beamte eine Rechtssache 
aburtheilen lässt. Den Parteien wird bei Strafe des vollen bröfa- 
brot geboten, sich vor die königlichen Richter zu stellen. 

Ein Beispiel liefert die Urkunde vom 11. September 1309: 
„Hakon von Gottes Gnaden Norwegens König sendet dem 
Herrn Sighvat zu Leirholar, Arnbjöm Prestson, Gudbrand zu 
Sata und Lodin porkiselsson Gottes Gruss und den seinen. Der 
Bauer Hallvardr zu Stafwin klagte vor uns, dass er nicht 
Recht erlangt von Ami Jorunnarson wegen seines Wassers, 
welches er dem Ami verkaufte, und da wir allen Leuten zu 
Gesetz und Recht zu verhelfen schuldig sind, so fordem wir 
euch auf, dass ihr so genau wie möglich dies untersucht in 
Gegenwart, beziehungsweise nach gesetzlicher Ladung Beider, 
und dass ihr dem Hallvardr so Recht thuet nach den Gesetzen, 
wie ihr es vor Gott und ims verantworten wollet. Wir fordem 
den Arni auf, nach Aal an dem Tagfahrtstag zu kommen, den 
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ihr ihm setzet, und alles das zu halten, was ihr zwischen denen 
urtheilt, sofern er uns nicht mit vollem br^fabrot 
verantwortlich sein wilP)." 

Der König zieht femer nun Rechtssachen unter seine aus- 
schliessliche Rechtsprechung. 

Urkunde vom 23. Juni 1349: 

„Nos Magnus dei gracia rex Suecie Norvegie et Scanie . 
prohibemus sub optentu gracie nostre firmiter per presentes, 
nequis cuiuscunque condicionis Status aut eminencie fiierit, 
exhibitorem presentis dilectum nobis Nicholaum PaBtersson super 
causis per dicretos viros Asbemum Halstensson et Thorstanum 
Jonsson, quos ad hoc speciales judices deputavimus, sufiicienter 
discussis contra teuerem literarum ipsorum presentibus annexar- 
um quomodolibet inquietare presumat, presertim cum siquis 
querimonias in hac parte contra dictum Nicholaum movere 
contingat, ipsas examini nostro et discussioni specialiter volumus 
reservari*)." 

Der König erzwii^ weiter durch das br^fabrot die Er- 
iQllung des Urtheils. 

Urkunde vom 27. August 1335 : 

„Magnus von Gottes Gnaden Norwegens, der Swear und 
Götar König sendet der pora, Wittwe des Gudbrandin Gud- 
brandsson, dem I)orbjöm und Jon, Schwägern des Gudbrandin 
und Vertretern seiner Kinder — Gottes Gruss und seinen. Das 
ist unser voUkommner Befehl und wahrer Wille, dass ihr nach 
Lautin kommet, innerhalb zweier Monate von da ab, wo ihr 
diesen unsem Brief gesehen oder vernommen habt, dort die 
Urtheilssumme zu bezahlen, die als abudafall (Strafe für schlechte 
Bewirthschaitung) für das Grundstück Lautin zugeurtheilt ist laut 
Zeugniss des Urtheilsbriefes , der diesem imseren Briefe anbei 
folgt. Wisset wohl, wenn ihr nicht am benannten Tage kommet 
und euch recht verantwortet, dass ihr uns 10 Mark br6fa- 
brot bezahlen und doch späterhin Recht thuen sollet')." 
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Das bröfabrot ist in diesem Falle ein stärkeres Zwangs- 
mittel, als das landrechfliche dömrof, welches auf nur vier 
Mark ging. 

Das bröfabrot dient femer dazu, einstweilige Verfügungen 
während des Rechtsstreites vor gefälltem Urtheile durchzusetzen. 
Und von hier ab ist nur ein Schritt dahin, durch das br6£abrot 
Handlungen, zu deren Vornahme Jemand rechtlich verpflichtet 
ist, zu erzwingen, auch ohne dass ein Rechtsstreit nach Land- 
recht erhoben ist. Wie wir in Schweden wahrnahmen, dass 
sich ein schleuniges Schuldbeitreibungsverfahren mit Hilfe des 
Vierzigmarkstrafgeldes im Königsgerichte ausbildete, so finden 
wir in Norwegen das bröfabrot als Zwangsmittel zur Beitreibung 
liquider Schulden ohne förmliche Klageerhebung. 

Urkunde vom 15. Januar 1335: 

„Magnus von Gottes Gnaden Norwegens, der Swear und 
Götar König, sendet allen den Männern, welche diesen Brief 
sehen oder hören Gottes Gruss und den seinen. Das ist unser 
voUkommner Befehl und wahrer Wille an alle die Leute, welche 
der Kirche in Bergen und dem Bischöfe, ihrem Vorstande, alte 
oder neue Schulden zu zahlen haben, worin das auch ist und 
er gesetzlichen Beweis erbringt — dass jeder, welchen Standes 
oder Ranges er auch sei, die ihm oder seinem Vertreter mit 
guter Bereitschaft innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkte 
ab bezahlt habe, wo sie diesen unsem Brief gesehen oder gehört 
haben, wissend für wahr, dass wer diesen unseren Befehl imbe- 
rücksichtigt lässt, uns mit 4 Mark br6fabrot verantwort- 
lich sein soll und doch später die Schuld bezahlen solH)." 

In einer Urkunde vom 3. Mai 1339 nimmt König Magnus 
seine Mutter, die Herzogin Ingeborg, mit all' ihrem Vermögen 
unter seinen Schutz. Zugleich erklärt er: 

„Das befehlen wir auch allen den Männern hier, welche 
ihr Schulden zu bezahlen haben, kleinere oder grössere, dass 
sie ihr oder ihrem Vertreter die alle mit guter Bereitschaft 
innerhalb des Monates, nachdem sie diesen unseren Brief ge- 
hört haben, bezahlt oder irgend eine gesetzliche Sicherheit daf&r 

1) n 210. 
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gestellt haben. Aber wer anders handelt, soll uns mit acht 
Örtug arund 13 Mark bröfabrot verantwortlich sein 
und doch die Schuld zahlen, wenn es auch später geschieht^).*' 

In einer Urkunde vom 24. Januar 1367^) befiehlt König 
Häkon den Bewohnern der äusseren SchifGsrhede von Folio, 
gewisse Abgaben an die Marienkirche zu Oslo bei vier Mark 
bräfabrot innerhalb eines halben Monates zu bezahlen. Fünf oder 
sechs Jahre darauf wiederholt er den Befehl^). Unter acht 
Mark br^fabrot wird am 6. December 1384^) ein königliches 
Gebot an alle Schuldner der gleichen Kirche zur Zahlung ihrer 
Schulden innerhalb eines halben Monats erlassen. Am 4. Juli 
1343*^) fordert König Magnus bei vier Mark bröfabrot die 
Bauern des Kirchspiels Brekka in JämtaJand auf, an die könig- 
liche Kapelle in Sund einen „Sundamale'^ genannten Zoll zu 
entrichten. Weitere Fälle sind im Dipl. Norveg. aufzusuchen®). 
Es ergiebt sich aus ihnen, dass die Rolle, welche das br6fabrot 
auf diesem Gebiete spielte, sich durchaus nicht auf Geldschulden 
einschränkt. Handlungen jeder Art erzwingt der König durch 
das br^fabrot. 

In dieser Function dient das br6fabrot nicht mehr den 
reinen Zwecken der Rechtsprechung, sondera bereits den 
Zwecken der Verwaltung. Insbesondere, wo es sich um öffent- 
lich-rechtliche Verpflichtungen handelte, als Zahlung von Zöllen, 
Zehnten, welche notorisch seit Menschengedanken zu Recht be- 
standen, waltet der Gedanke ob, dass der König als Hand- 
haber der Executive, nicht als Richter auftritt. Auch hier, auf 
dem Gebiete der Verwaltung, erweitert das bröfabrot die könig- 
lichen Rechte. Li der Zeit vor den Landslög und auch noch 
in diesen waren die königlichen Rechte durch das Landrecht 
genau abgegrenzt. „Der König soll beschliessen über Aufgebot 
und Verkehrsverbot und beschliessen nach den Gesetzen" heisst 
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es in den TrpV) und die Landslög^) drücken sich enei^scher 
dahin aus: „In desselben Jesus Christus Namen soll unser 
gesetzlicher König von Norwegen, sein Diener, beschliessen 
über Aufgebot und Verkehrsverbot und über unsere Ausrüstungen 
und er beschliesse nach den Gesetzen und nicht wider die 
Gesetze, Gott zum Lobe und Preise, sich zum Gewinn und uns 
nach Bedtirfhiss." Und mit Bezug auf die Besteuerung heisßt 
es gleich darauf®): „Keine allgemeinen Zölle soll der König 
auf uns legen oder seine Vertreter, nicht Gaben noch Be- 
wirthungen noch Hengstflltterung noch Holzschlag . . . ausser 
den Reitthieren und den anderen Unterthanenpiaichten, wie sie 
das Gesetzbuch bezeugt." Ein Verordnungsrecht ist dem Könige 
nicht beigelegt. Ueberall sucht das Gesetzbuch vorsorgend ein- 
zugreifen. Dagegen ist im jüngeren Stadtrechte dem Könige 
ein Verordnungsrecht eingeräumt. Es heisst in dem Abschnitte 
über die Städteordnung*): 

„Alle die Vereinbarungen, welche wir mit Handreichung 
und auf dem Mote unter uns treffen über Käufe oder Verkäufe 
oder anderes dem Gleiches, was unserer Stadt zukommt, das 
soll alles zwischen uns Geltung haben, wenn nicht das Gesetz- 
buch dagegen spricht. Strafbar ist Jeder mit einer halben 
Mark, welcher das bricht, sofern dem Könige nicht ein Anderes 
richtiger erscheint." 

Den Stadtleuten ist damit Autonomie bezüglich ihrer 
städtischen Angelegenheiten, insbesondere bezüglich des Handels 
gewährt, soweit die Satzungen nicht gegen das gemeine Stadt- 
recht Verstössen. Ueber ihnen steht mit Controlbefiigniss der 
König. Er kann die ungesetzliche Vereinbarung vernichten, 
er kann aber auch etwas Richtigeres an die Stelle der gesetz- 
lichen oder ungesetzlichen Vereinbarung setzen. Von diesem 
Verordnungsrechte haben die Könige denn auch umfassenden 
Gebrauch gemacht. Die Ordnung des Handels in den See- 
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Städten, die Aufrechterhaltung des Friedens im Weichbilde, 
die Regelung des Handwerks wesens, der Kleidertrachten geschieht 
durch königliche Verordnungen. Wichtige, umfassende Satzungen 
werden dagegen nach wie vor erst auf dem Mot angenommen, 
bevor sie Rechtens werden. Beispiele bringen die in Bd. HI 
der Norges gamle Love abgedruckten Verordnungen vom 
16. September 1282, 9. Febiniar 1302 und vom 24. Januar 1377. 
Ein Theil der königlichen Verordnungen bezieht sich auf Aus- 
länder, welche als Kauf leute und Handwerker in den Seestädten 
bekanntlich eine grosse Rolle spielten. Hier war die Befiigniss 
des Königs zum Erlasse von Verordnungen ohnedies unbestritten. 
Für das Land sind Verwaltungsverordnungen des Königs 
weniger zahlreich. Für die Hochlande regelt durch Verord- 
nung vom 9. Februar 1291 König Häkon die Taxen für den 
Arbeitslohn. Verordnungen von 1299, 1303, 1311 beschäftigen 
sich mit dem Handel auf dem Lande, dem Pass- und Münz- 
wesen. Später werden sie zahlreicher. Ein Theil der in 
Norges gamle Love abgedruckten Verordnungen richtet sich 
an die königlichen Beamten und Dienstleute, welche ziun Könige 
naturgemäss in einem strengeren Abhängigkeitsverhältnisse 
standen. Die Hirdskrä ^) bestimmt : „Wenn irgend ein Dienst- 
mann des Königs die Gesetze an irgend einem seiner Unter- 
thanen bricht und nicht nach Beschluss des Sysselmanns und 
Entscheidung des Gesetzessprechers büssen will, da ist er von 
selbst aus dem Dienste gesagt, da er des Königs Eid und 
seinen eigenen brach, aber der Sysselmann soll an den König 
die Verhältnisse, wie sie liegen, berichten, der König aber 
verfüge sodann, wie er will, mit guter Männer Rath, und lege 
die Gnadenbestimmung auf, die ihm am geeignetesten scheint, 
wenn der vor ihn kommt." Die königlichen Verordnungen 
richten sich an die Beamten und Dienstleute als Mitglieder der 
königlichen hird oder als königliche Beamte. Sie bewegen sich 
also entweder innerhalb des Dienstmannenrechts oder sie sind 
Instructionen für die Aemterführung gegenüber den Unterthanen. 
Die letzteren waren naturgemäss mittelbar von grösserer Be- 
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deutung fbr das Landrecht. Eine Verordnung vom 28. August 
1315 weist ein lehrreiches Beispiel auf, wie der König gegen- 
über seinen Beamten vermittelst des bröfabrot eine straffere 
Aufrechterhaltung des Friedens zu erzielen sucht, während er 
gegenüber den Unterthanen sich mit dem Hinweise auf das 
Landrecht beschränkt. 

„Wir haben vernommen von den besten Männern in der 
Beichsregierung in allen Theilen des Landes, dass Leute, die 
solch' schandbare Werke thuen, wie Menschentodtschlag oder 
anderes Zuchtlose begehen, worauf Friedlosigkeit steht, sich 
daheim festsetzen in die Dörfer ohne unseren oder eines an- 
deren rechtschaffenen Mannes Brief, und dass ein Theil von 
denen, welche von uns zu endgiltigem oder vorläufigem Frieden 
Brief nehmen, sich damit so berühmen, dass sie weder den 
Verwandten Busse, noch dem Könige das Unterthanengeld 
zahlen wollen .... und weil es unangemessen ist, dass bei 
ihnen so grosse Frechheit in ihren Uebeltbaten geduldet wird, 
fordern wir unsere Sysselmänner, Dienstleute und alle Allge- 
meinheit auf, so sorgsam wie möglich darnach zu sehen, zu 
verhüten, dass solche Leute in den Dörfern absichtlich 
weiter oder länger sich aufhalten, als unser Landaufent- 
halts- oder Friedensbrief bezüglich der Erlegung von Busse an 
die Verwandten und des Unterthanengeldes an den König be- 
kunden. Jeder Sysselmann, welcher diesen unseren Befehl ver- 
absäumt, oder es unterlässt, auf die benannten Schandthäter und 
Friedensbrecher Acht zu geben, wisse sicher, dass er unsere 
wahre Ungnade sich zuziehen und uns ausserdem acht 
Ortugar und dreizehn Mark bezahlen soll. Aber 
jeder Dienstmann oder andre vorbenannte Mann, welche über- 
führt werden, dass sie ruhig zusehen und nicht dem Syssel- 
manne oder seinem Vertreter Kunde bringen und nidit ihm 
beistehen. Recht zu thun, soll unserer wahren Ungnade sich 
verantworten und dem Könige vier Mark bröfabrot 
büssen. Aber die Bauern und die Allgemeinheit büssen 
solches dafür, wie das Gesetzbuch bekundet, wenn sie 
die verbeißen und nicht dem Sysselmanne oder seinem Vertreter 
das so bald sagen, als sie mögen.^ 
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In der Androhung eines besonderen br^fabrot an die Bauern 
hätte eine Abänderung des Landrechts gelegen, welche schwerer 
empfunden und geduldet worden wäre. Dagegen vermag den 
Sysselmännem und Dienstmännem der König ihre Obliegenheit 
durch das foröfabrot schärfer einzuprägen, weil für sie das „Gesetz- 
buch" weniger, als das Dienstmannenrecht in Betracht kam. 

Spät wird das br6fabrot auf dem Gebiete der Ge- 
setzgebung thätig. Die Aufstellung von eigentlichen Rechts- 
normen ohne Hinzuziehung des Volkes erscheint noch lange 
nach den Landslög als ein Uebeigriff der königlichen Macht 
über die ihr gesteckten Grenzen. Die grösseren Gesetze sehen 
wir denn ausdrücklich in ihrer Einleitung oder am Schlüsse 
erklären, dass sie vom Volke angenommen seien. Der An- 
nahme mochte es gleich erachtet werden, wenn das Volk sich 
an den König mit der Bitte um Regelung gewisser Verhält- 
nisse in gesetzlichem Wege gewandt hatte und daraufhin der 
König Normen erliess, wie z. B. in der grossen R6ttarböd für 
Hedemarken und Thoten von 1293. Auch dann, wenn das alte 
Verhältniss zwischen König und Volk durch innere Unruhen 
Störungen im Gleichgewichte erfahren hatte, mochte das König- 
thum seine thatsächlich überlegene Stellung verwerthen, wirkliches 
Recht ohne Zustimmung des Volkes zu setzen, wofür die grosse 
R6ttarb6d für Hadaland von 1297 ein lehrreiches Beispiel liefert. 
Im Ganzen empfand das Rechtsbewusstsein des Volkes die 
einseitige königliche Gesetzgebung aber noch als Kränkung. 
Erst seit der Mitte des vierzehnten Jahrhunderts scheint der 
Grundsatz, dass der König auch einseitig Recht schaffen kann, 
sich unbedingte Anerkennung errungen zu haben. Erst seit 
dieser Zeit tritt denn auch das br6fabrot in umfassenderen Ge- 
setzen auf. 

Verfolgen wir den Entwicklungsgang, welchen das br6far 
brot durchmacht, sowie die Bedeutung desselben im nor- 
wegischen Staatsrechte, so drängt sich naturgemäss dem Blicke 
die Vergieichimg mit dem fränkischen bannus auf. Wie der 
fränkische bannus, wurzelt das br^fabrot nicht im Volksrechte, 
sondern tritt in Gegensatz zu ihm. Wie jener, wirkt es auf 
den verschiedenartigsten Gebieten des Verfassungslebens, die 
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königlichen Rechte erweiternd und stärkend. Gleich dem 
fränkischen bannus ist es in seinen Beträgen wechselnd. Ja 
auch die Uebertragung des fränkischen bannus an Andere zur 
selbständigen Verhängung und Einziehung hat das bräfabrot in 
späterer Zeit durchgemacht. Im Jahre 1843 verleiht König 
Magnus den Kreuzbrüdem der Marienkirche zu Oslo das Pri- 
vilegium, „sich selbst zu Händen alle die br6fabrot einzuklagen, 
die abfallen können aus Zuwiderhandlungen gegen die Briefe 
und Privilegien, welche unser Muttervater guten Angedenkens 
oder wir der vorbenannten Marienkirche gegeben haben"*), 
und einmal sehen wir einen Bischof geradezu das br^fabrot an- 
drohen, ohne dass ersichtlich ist, dass er in Vertretung des 
Königs handelt. Dass das br6fabrot aber eine Tochter des 
bannus wäre, ist gänzlich ausgeschlossen. Die Zeit, in welcher 
es entstand, seine auf Norwegen beschränkte Geltung, endlich 
die organische Entwicklung, welche es aus dem älteren nor- 
wegischen Staatsrechte entstehen liess, erweisen seine boden- 
ständige Natur. So ist es ein höchst lehrreicher Beleg, wie 
unter gleichen Bedingungen unbeeinflusst von einander gleiche 
Gebilde in der Welt des Rechtes zu Entstehung gelangen. 



§ 24. 
Mckblick. 

In mehrfacher Hinsicht unterscheidet sich die Entwicklung 
des norwegischen Königsfriedens von der Entwicklung des 
dänischen und vor allem des schwedischen Königsfriedens. 

Jener Antagonismus zwischen Landschaft und Beich, wel- 
cher in Schweden die Quelle lebhafter Gegensätze wurde und 
welcher auch in Dänemark sich bemerkbar machte, trat in 
Norwegen nicht hervor. Nicht ohne Grund spricht man von 
Provinzialrechten Norwegens, von Landschaftsrechten Dänemarks 
und Schwedens. So in sich abgeschlossene Bechtsgenossen- 
schaften, wie die schwedischen Landschaften, stellen die Ver- 
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bände der norwegischen lögplng nicht dar. Jedweder von 
ihnen besass zwar ein eigenes Recht, aber dieses Recht war 
doch vom Einheitsgedanken beherrscht und durchdrungen. Die 
Thatsache, dass es eine Friedlosigkeit über das lög|)lng hin in 
Korw^en nicht giebt, sondern dass die Friedlosigkeit sich über 
das ganze Reich hin erstreckt, spricht am besten für das Auf- 
gehen des lögptng im Gesammtstaate. 

Baute sich also das norwegische Grosskönigthum von vorn- 
herein nicht bloss über den einzelnen Landschaften auf, son- 
dern durchdrang es deren Gliederung, so hatte es nicht mehr 
nöthig das durchzusetzen, was das schwedische und dänische 
Grosskönigthum im dreizehnten Jahrhundert erstrebte, aus einem 
Staatenbunde einen Einheitsstaat herzustellen, an Stelle des 
Friedens der Landschaft einen Frieden des Reiches zu setzen. 
Es war von vornherein der Wächter des Friedens für das 
Reich und es konnte in ruhiger, allmählicher Entwicklung die- 
ser seiner Aufgabe gerecht werden. Von hier aus erklärt sich, 
warum die Entwicklung des norwegischen Königsfriedens nicht 
in scharfen Wendungen, wie die des schwedischen Königsfriedens 
sich bewegt, sondern ohne Gegensätze langsame Fortschritte macht. 

Das Resultat dieser Entwicklung ist aber in zwiefacher 
Beziehung ein anderes, als das Resultat der Entwicklung in 
den Nachbarländern. 

Einmal bildet das norwegische Königthum kein allgemeines 
Königsgericht aus, wie das schwedische und dänische rsettarse- 
pfng. Der norwegische König wird oberster Wächter über das 
Recht, aber er wird nicht allgemeiner ürtheiler. Darmn ist 
von dem anziehenden Schauspiele des Kampfes zwischen Kö- 
nigsgericht und Volksgericht, königsgerichtlichem und volks- 
gerichtlichem Verfahren, in Norwegen nichts zu bemerken. 
Darum findet eine Einffthrung von Reformen in das volks- 
gerichtliche Verfahren durch das Königsgericht nicht statt. 
Norwegen hat sich in dieser Beziehung reiner den alten Stand- 
punkt erhalten, als seine Nachbarländer. Es hielt länger die 
Scheidung zwischen urtheilender und verwaltender Gewalt fest, 
als jene. Indem es die urtheilende Gewalt principiell bis zum 
Schlüsse unserer Periode beim Volke Hess , theilte es aber die 
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verwaltende Gewalt in stärkerem Umfange dem Königthume 
zu, als seine Nachbarländer. 

Mit diesem letzteren Umstände hängt es zusammen, dass 
auf der anderen Seite das norwegische Königthum allein ein 
eigenes amtsrechtliches Institut im br^fabrot ausbildete. Wir 
sahen, dass auch die dänische und schwedische Eönigsurkunde 
der späteren Zeit einen erhöhten Schutz gegenüber der Privatr 
Urkunde gemessen konnte, aber ein typischer Name hierfür 
fand sich in Dänemark und Schweden nicht vor. Das Recht 
des Königs, den Inhalt seiner Urkunden durch ein eigenes Straf- 
mittel zu erzwingen, hat sich in Dänemark und Schweden nicht 
zu einem amtsrechtlichen Institute mit eigenem Namen ver- 
dichtet. In dieser Beziehung ist die Entwicklung über die der 
Nachbarländer hinausgegangen. — 

Sieht man von diesen in die Augen fallenden Abweichungen 
ab, so bietet im Uebrigen die Entwicklung des norwegischen 
Königsiriedens das Seitenstück zu der Entwicklung des schwe- 
dischen und dänischen Königsfriedens dar. Hier wie dort ur- 
sprünglich das Königthum ein Organ im starren Frieden des 
Yolksrechtes mit genau abgemessenen Befugnissen, von denen 
in Norwegen nur die Rechte auf das Ächtergut und auf Straf- 
gelder sicher sind, jedoch so, dass auch an diesen neben dem 
Könige die Bauernschaft vielleicht Theil hatte. Dann Um- 
wandelung der alten Friedlosigkeit in die neue, milde Fried- 
losigkeit Damit Erwerb der formalen Friedensgabe durch das 
Königthum, zuerst vielleicht unter Mitwirkung der Thing- 
gemeinde, dann aber zu alleiniger Ausübung. Dann Fortfall 
des Antheilsrechtes der Bauernschaft am Ächtergute und Straf- 
gelde, so dass diese dem Könige allein zufielen. In einer wei- 
ter vorgeschrittenen Periode Ausbildung eines eigenen Königs- 
friedens, Ausbildung des Begnadigungsrechtes, Ausbildung eines 
objectiven Friedens des Königs neben dem Frieden des Volks- 
rechtes. 

War in Schweden mit Sicherheit, in Dänemark mit an- 
nähernder Sicherheit die historische Mission, den alten Zustand 
in den neuen umzuwandeln, dem Yierzigmarkstrafgelde zuzu- 
schreiben, so lagen die Verhältnisse nicht gleich klar in Nor- 
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wegen. Ein so in sich abgeschlossener Kreis von „Vierzig- 
marksachen^, wie ihn Schweden und Dänemark aufwiesen, war 
in Norwegen nicht nachweisbar. Aber die spätere Entstehung 
des Yierzigmarkstrafgeldes wird auch für Norwegen durch dessen 
Fehlen in Island und dessen Ausbreitung in Norwegen zweifel- 
los gemacht. Die nahe Beziehung des Yierzigmarkstrafgeldes 
zur üüegd trat auch in Norwegen hervor und die Verwendung 
des Yierzigmarkstrafgeldes beim br6fabrot gab einen deutlichen 
Fingerzeig für seine ursprüngliche Bedeutung. Die Yergleichung 
mit den schwedischen und dänischen Yerhältnissen dürfte end- 
lich jeden Zweifel darüber heben, dass auch in Norwegen das 
Vierzigmarkstrafgeld der Hebel war, vermittelst dessen der 
Grosskönig seine eng begrenzten Befugnisse innerhalb des Volks- 
fnedens erweiterte und sich zum Träger des Friedens vermöge 
Volksrechts emporschwang, schliesslich einen objectiven Frieden 
neben dem Volksfrieden sich schuf. 



§ 25. 
Zasammenfassung. Schlussbemerkungen. 

Zwei Perioden schied die Darstellung des Königsfriedens 
in den drei skandinavischen Reichen von einander. 

Die erste Periode kennzeichnet der Mangel eines Königs- 
friedens. Sie ermangelt eines objectiven Königsfriedens, sowohl 
eines gemeinen als eines Sonderkönigsfriedens. Aller objective 
Friede ist ihr Volksfriede. Sie ermangelt eines Königsfriedens 
im Sinne des durch die Anwesenheit des Königs erhöhten 
Friedens. Sie ermangelt muthmaasslich sogar eines subjectiven 
Sonderkönigsfriedens. Der König geniesst in ihr als Angehöriger 
einer bestimmten Kategorie von Kechtsgenossen, nicht als König, 
eines erhöhten Friedens. Sie ermangelt muthmaasslich endlich 
eines Königsfriedens in dem am Eingange gerügten missbräuch- 
lichen Sinne. Der König erhält Friedensgelder und Strafgelder 
nicht neben dem Verletzten allein, sondern neben ihm steht die 
Bauernschaft als antheilsberechtigt an Friedensgeld und Strafgeld. 
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Diese erste Periode beherrscht das System der strengen 
Friedlosigkeit für die schweren Friedensbrüche, das Duodecimal- 
system von Strafgeldern mit dem Grundbetrag des Dreimark- 
stralgeldes fUr die leichten Missethaten. 

Das System der strengen Friedlosigkeit gewährt in seiner 
Starrheit der Willkür des Königs keinen Spielraum. Damit 
der Verbrecher in den Frieden wieder gelangen kann, bedarf 
er des Beschlusses der Volksgemeinde allein oder in Verbin- 
dung mit dem Könige. 

Diese erste Periode beherrscht das Vortreten der einzelnen 
Landschaften oder Volkslande. Insbesondere ist der Friede ein 
Friede der Landschaft, die Friedlosigkeit höchstens eine Fried- 
losigkeit über die Landschaft hin. 

In dieser ersten Periode ist der König demnach nichts 
weiter als ein Oi^an im Frieden der Landschaft. Er wird nach 
Volksrecht thätig, er übt die ihm zustehenden Befugnisse ver- 
möge Volksrechtes aus, er wird vom Volksrechte in seinen 
Beftignissen bis ins Kleinste umgrenzt und überwacht 

Dieser ereten Periode fehlt in Uebereinstimmung damit 
auf dem Gebiete des Friedens ein Königsgericht. Wie es nur 
einen Volksfrieden giebt, so giebt es nur ein Volksgericht. Und 
wie dieser Volksfriede ein starrer ist, so ist das volksgerichtliche 
Verfahren ein formstrenges. Im formstrengen Verfahren des 
Volksgerichtes muss auch der König sein Recht suchen. — 

Diese erste Periode reicht in Schweden und Dänemark 
weit über die Zeit des Kleinkönigthums hinaus. Das Gross- 
königthum hat in Dänemark und Schweden keinen Umschwung 
gebracht. Es hat nur die einzelnen Landschaften zu einem 
Staatenbunde vereinigt, welcher das verfassungsmässige Leben 
der einzelnen Landschaften unberührt Hess. Nach wie vor 
bleibt der Friede ein Volksfriede der Landschaft mit dem volks- 
gerichtlichen Verfahren der Landschaflsthinge. Was die ein- 
zelnen Kleinkönige an Befugnissen besassen, vereinigt nun der 
Grosskönig in seiner Hand. Aber er vereinigt es nicht aus 
dem einheitlichen Grunde seines Grosskönigthums heraus, son- 
dern als Nachfolger der einzelnen Kleinkönige. Er ist in jeder 
Landschaft das Oigan dieser Landschaft. Das Maass seiner 
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Befugnisse ist deshalb nicht ein einheitliches. Es richtet sich 
in jeder Landschaft nach dem Bechte dieser Landschaft. — 

In Norwegen endet diese erste Periode dagegen mit dem 
Eleinkönigthume. Mit dem Grosskönigthume hebt hier sofort 
die zweite Periode an. In Schweden hebt die zweite Periode 
erst in der Mitte des dreizehnten, in Dänemark am Wende** 
punkte des zwölften und dreizehnten Jahrhunderts an. 

In der zweiten Periode entfaltet sich nach und nach ein 
Königsfriede. Es entsteht ein subjectiver Sonderkönigsfriede, 
welcher den König aus dem Kreise der Rechtsgenossen heraus- 
hebt. Es entsteht im Anschlüsse hieran ein Königsfriede im 
Sinne eines durch die Anwesenheit des Königs erhöhten Friedens. 
Es verdrängt der König in Dänemark und Norwegen die Bauern 
völlig von ihrem Antheile am Strafgelde, während er in Schwe- 
den sich wenigstens „Einsachen" schafft. Es entsteht schliesslich 
ein objectiver Friede des Königs neben dem Frieden der Land- 
schaft, in Schweden und Dänemark als Ausnahme, in Norwegen 
sich zu dem Institut des bröfabrot verdichtend. 

Diese zweite Periode beherrscht das System der milden 
Friedlosigkeit oder des Vierzigmarkstrafgeldes für die schweren 
Friedensbrüche. 

Das System der milden Friedlosigkeit lässt dem Könige 
die formale Friedensgabe zunächst in Verbindung mit der Thing- 
gemeinde, sodann allein. Damit erscheint der König als Träger 
des Friedens zunächst vermöge Volksrechts. Aber im Laufe 
der Zeit entwickelt sich hieraus sein Begnadigungsrecht. 

In dieser zweiten Periode tritt das Reich in den Vorder- 
grund. Neben den Frieden der Landschaft tritt ein Friede des 
Reiches. Die Friedlosigkeit über die Landschaft verwandelt 
sich in eine Friedlosigkeit über das Reich. 

In dieser zweiten Periode entwickelt sich ein Königsgericht, 
aber in den drei skandinavischen Ländern in verschiedenem 
Umfange. In Schweden geht die Entwicklung am schnellsten 
und einschneidendsten vor sich. Es entsteht dort in kurzer 
Zeit ein Königsgericht mit oberster und mit allgemeinster Zu- 
ständigkeit, von welchem Reformen in der Verfassung und im 
Verfahren des Volksgerichtes herrühren. 
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In Dänemark sehen wir ebenfalls ein allgemein zuständiges 
Königsgericht in die Erscheinung treten, ohne dass dessen Wirk- 
samkeit die gleich einschneidende ist. 

In Norwegen aber hält sich die Rechtsprechung noch lange 
Zeit, nachdem das Königthum auf dem Gebiete des Friedens 
eine dominirende Stellung sich errungen hat, beim Volke. Erst 
am Schlüsse des 18. Jahrhunderts erlangt der norwegische König 
die Stellung eines obersten Wächters über das Recht Ein all- 
gemein zuständiges Königsgericht gelangt dagegen in Norwegen 
nicht zur Entfaltung. 

In allen drei skandinavischen Reichen sahen wir das Vierzig- 
markstrafgeld bei der Ausbildung des Königsfriedens eine grosse 
Rolle spielen. Vermöge des Vierzigmarkstrafeeldes wird der 
König seinen wachsenden Aufgaben auf dem Gebiete des Frie- 
dens gerecht. Der Sonderfriede der Königseidgesetzgebung und 
der Gehorsam gegen das königsgerichtliche Urtheil wird in 
Schweden durch das Vierzigmarkstrafjgeld erzwungen, die Vierzig- 
marksachen sind in Dänemark die schweren FriedensbrQche, 
das auf ein Drittel herabgesetzte Vierzigmarkstrafgeld ist in 
Norwegen der Grundbetrag des br6fabrot. In allen drei skan- 
dinavischen Staaten löste das Vierzigmarkstrafgeld die strenge 
Friedlosigkeit ab oder leitete sie in die milde Friedlosigkeit 
hinüber. In allen drei skandinavischen Staaten breitete sich 
das Vierzigmarkstra^eld mit der wachsenden Bedeutung des 
Königthums aus. 

Bevor wir unsere Darstellung schliessen, wird es deshalb 
nöthig sein, auf die Frage nach dem Ursprünge des Vierzig- 
markstrafgeldes hier kurz einzugehen. Grundsätzlich wurde 
dies deshalb bisher vermieden, weil die Beantwortung der Frage 
nicht gut möglich war, so lange nicht die Stellung dieses hohen 
Strafgeldes in den einzelnen Reichen erörtert war. Nachdem 
das einschlägige Material nunmehr gesammelt ist, kann an die 
Aufgabe herangetreten, sie ihrer Lösung wenigstens näher zu 
führen, versucht werden. 

Wilda bemerkte in seinem Straf rechte der Germanen *) bereits, 
dass das Strafgeld „von 40 Mark über den ganzen skandina- 

1) S. 442. 
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vischen Norden sich verbreitete** und sprach für Norwegen die 
Yermuthung aus : „Alle die vielfachen Stellen, worin die Busse 
von 40 Mark an den König vorkommt, scheinen erst später in 
die altnorwegischen Gesetzsammlungen gekommen zu sein. 
Diese Busse hat vielleicht ihren Ursprung in einer nicht er- 
haltenen Friedenssanction." Diese Sätze werden durch die 
vorhergehenden Erörterungen nicht bloss bestätigt, sondern auch 
wesentlich ergänzt sein. Indem wir das Vorgetragene zusammen- 
fassen, werden wir dem Ursprünge unseres Strafgeldes näher 
zu kommen vennögen. 

Am deutlichsten liegt uns die Entwicklung in Schweden 
vor. Das ältere Westgötalag und das Gotlandslag gewähren 
uns die nöthige Controle, über den Ursprung des Vierzigmark- 
strafgeldes in Schweden ins Klare zu kommen. Beide kannten, 
wie wir sahen, das Vierzigmarkstrafgeld nur in ganz wenigen 
Fällen, deren späterer Ursprung anzunehmen war. Bedeutsam 
war es insbesondere, dass im älteren W. G. das Vierzigmark- 
strafgeld nur bei dem Todtschlag an einem ausländischen 
Schweden zu Grunde gelegt wurde unter Befreiung von der 
Geschlechtsbusse. Deutlich prägte sich darin sein später Ur- 
sprung und fremder Charakter aus. 

Bedeutsam war es ferner, dass in dem fremdem Einflüsse 
offenen Stadtrechte von Gotland das Vierzigmarkstrafgeld bei 
Todtschlag lange Zeit bereits in Geltung war, als das Land- 
recht von Gotland noch an dem Duodecimalsystem festhielt. 

Von aussen her, können wir mit Sicherheit sagen, ist das 
Vierzigmarkstrafgeld Schweden zugekommen. Und da das ältere 
W. G. es nur in wenigen Fällen zeigt, da auch das gotländische 
Landrecht so gut wie frei von ihm ist, kann das Eindringen 
dieses Strafgeldes nicht gut vor dem 13. Jahrhundert statt- 
gefunden haben. 

Steenstrup hat in seinem Danelag ^) freilich eine entgegen- 
gesetzte Meinung aufgestellt. Er geht davon aus, dass das 
alte Wergeid des skandinavischen Nordens 40 Mark betragen 
habe, und sucht für Schweden diese Meinung nachzuweisen. 
Aber dieser Nachweis gelingt ihm nur für diejenigen Sveareehte, 

1) S. 285 ff. 
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welche keine Geschlechtsbusse mehr keimen. Bei den Göta- 
rechten und dem Helsingelag geräth er entweder in Schwierig- 
keiten oder er muss geradezu eine abweichende Bildung zu- 
geben. Wir nehmen, im Gegensatze zu ihm, die Sätze der 
Götarechte und des Helsingelag, weil sie die alterthOmlicheren 
sind, als die ursprünglicheren an, und finden in ihnen einen 
Beweis für den von uns vertretenen, späteren Ursprung des 
Vierzigmarkstrafgeldes. 

Scheidet somit Schweden von vornherein bei der Frage 
nach dem Ursprünge des Vierzigmarkstrafgeldes aus, so bleiben 
uns Norwegen und Dänemark übrig. Führt man in beiden Ländern 
das Yierzigmarkstrafgeld auf einen einheitlichen Akt der Gesetz- 
gebung zurück, da Island das Vierzigmarkstra^eld nicht kennt, 
so gelangt man frühestens auf die Zeit von Knut dem Grossen, 
welcher England, Dänemark und Norwegen unter seinem Scepter 
vereinigte, dann auf die Zeit seines Sohnes Sveinn, auf welchen 
die Heimskringla ^) ja auch gesetzgeberische Akte zurückführt. 

Führt man sie dagegen nicht auf einen einheitlichen Akt 
zurück, so fragt es sich, von welchem von beiden Ländern aus 
das Vierzigmarkstra^eld seinen Ausgang nahm, und wann und 
wo es in dem Mutterlande in das Leben trat. 

Gegen die gleichzeitige Entstehung des Vierzigmarkstraf- 
geldes in Dänemark und Norwegen spricht nun entscheidend, 
dass das Anwendungsgebiet des Vierzigmarkstrafgeldes in Däne- 
mark sich durchaus nicht mit dessen Anwendungsgebiet in 
Norwegen deckt und dass sowohl in Dänemark, wie in Nor- 
wegen die einzelnen Rechtsquellen in den Anwendungsfällen 
des Vierzigmarkstrafgeldes unter einander variiren. 

In Dänemark sahen wir, wie es in dem Rechtsbuche von 
Schonland nur ausnahmsweise aufbrat, dann in den Rechts- 
büchem von Seeland an Umfang gewann, endlich im jütischen 
Königsgesetze das regelmässige Strafgeld für die schweren 
Friedensbrüche wurde. In Norw^en besass es ein weiteres 
Geltungsgebiet in den Gulat)lngslög, als in den FrostaI)lngslög 
und trat, wie es schien, allmählich an die Stelle des Fünfzehn- 
markstrafgeldes. Auch lässt sich nicht behaupten, dass der 
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Ausgangspunkt für das Yierzigmarkstrafgeld in beiden Ländern 
derselbe gewesen zu sein scheint. In Norwegen scheint es, 
wie bereits bemerkt ist, vom königlichen „bann" seinen Ausgang 
genommen zu haben. In Dänemark werden wir einen muth- 
maasslich anderen Ausgang gewinnen. Endlich lässt sich in 
England keine Spur des Vierzigmarkst afgeldes nachweisen, 
was doch anzunehmen wäre, wenn es durch einen Gesetzgebungs- 
akt des dänischen Grosskönigs entstanden wäre. 

Alles dies spricht gegen die gleichzeitige Einfühnmg des 
Vierzigmarkstrafgeldes für Norwegen und Dänemark. Bleibt 
uns somit nur übrig anzunehmen, dass unser Strafgeld von 
einem der beiden Länder aus in das andere Eingang gefunden 
hat, so ist zu erwägen, welches als das Mutterland anzusehen 
ist. Hier scheint nun Mehr auf Dänemark, als auf Norw^en 
hinzuweisen. Die Geschichtsquellen führten es in beiden Ländern 
freilich auf die graue Vorzeit zurück. Aber auf die Geschichts- 
quellen war, wie wir sahen, wenig Werth zu legen. Wenn die 
Fagrskinna in Norwegen unser Strafgeld auf Haraldr den Schön- 
haarigen zurückführte und wenn Saxo in Dänemark es in Knuts 
des Grossen Zeit bereits ordentliches Strafgeld für Todtschlag 
sein Hess, so sprechen gegen beide Berichte so erhebliche Be- 
denken, dass wir auf sie nichts zu geben vermochten. Wohl 
aber Hess sich in Dänemark das Vierzigmarkstrafgeld mit 
völliger Sicherheit bis in die Mitte des 12., mit einer gewissen 
Sicherheit bis in den Ausgang des 11. Jahrhunderts zurück- 
verfolgen. In Norwegen waren wir nicht im Stande, es rück- 
wärts zu verfolgen, da uns die nöthigen Urkunden hierzu 
fehlten. Aber wir bemerkten, dass das Recht von Drontheim 
es in viel wenigeren Fällen aufwies, als das Recht der Gula- 
plngslög. Sprach schon diese ThatsacUe für den südländischen 
Ursprung des Vierzigmarkstrafgeldes nicht wenig, da Drontheim 
immer als der Kern Norwegens betrachtet wurde, so bemerkten 
wir femer, dass in Norwegen neben dem Vierzigmarkstrafgelde 
das Strafgeld von 15 Mark auftrat, welches älter als jenes zu 
sein schien und welches jenem allmählich wich. In Dänemark 
sahen wir einen solchen Kampf dagegen nicht. Hier war das 
Vierzigmarkstrafgeld neben dem Dreimarkstrafgeld bereits um 
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die Mitte des 12. Jahrhunderts einzige causa regia. Das Straf- 
geldersystem Dänemarks zeichnete sich vor den anderen skan- 
dinavischen Ländern gerade durch seine Einfachheit aus. Auch 
diese Thatsache sprach also för die ältere Geltung des Vierzig- 
markstrafgeldes in Dänemark. 

Endlich kann der Umstand, dass von Dänemark aus das 
Vierzigmarkstrafgeld nach Schweden eindrang, dazu verwerthet 
werden, für Norwegen den dänischen Ursprung des Vierzigmark- 
strafeeldes zu behaupten. — 

Wenn wir aus diesen Gründen Dänemark für das Mutter- 
land des Vierzigmarkstrafgeldes ansehen, so gilt es weiter, den 
Ausgangspunkt unseres Strafgeldes anzugeben. Bei welchen 
Vergehen trat es zuerst in Kraft? Drei Ableitungen wären 
hier nach den vorgehenden Erörterungen möglich. 

Man könnte den einfachen Todtschlag als den Urfall des 
Vierzigmarkstrafgeldes annehmen. Von diesem aus habe sich, 
könnte man sagen , unser Strafgeld auf die qualificirten Todt- 
schläge (im. Thinge, Kirchhofe, Hause etc.), dann auf die anderen 
schweren Friedensbrüche, schliesslich auf die königlichen Hoheits- 
rechte in der Art ausgebreitet, dass es dem Könige bei jenen 
im Wege der Verdoppelung, bei diesen unter Verdrängung des 
bestehenden Strafgeldes allein zugewiesen wurde. Diese An- 
nahme findet sich bei Steenstrup in dessen Danelag vor. Steen- 
strup nimmt das Vierzigmarkstrafgeld als das alte Strafgeld für 
Todtschlag im ganzen Norden an. Wir können uns indessen 
dieser Annahme nicht anschliessen. Was Schweden betrifft, so 
ist auf die Grundlosigkeit der Ansicht Steenstrups bereits hin- 
gewiesen worden. Nicht minder aber lässt sich ihre Grund- 
losigkeit für die anderen skandinavischen Länder darthun. In 
Dänemark sprach, wie wir sahen, gegen sie die Dreitheilung 
in der Todtschlagsbusse zwischen Erben, Schwertmagen und 
Spillmagen, und hiergegen kann Saxos Bericht über König Knut 
kein Wert beigelegt werden. In Island betrug das ganze 
Wergeid ungefähr 15 Mark. In Norwegen erinnert zwar der 
Gesammtbetrag der Bussen, welche beim Todtschlage des 
hauldr zu zahlen waren, an das Vierzigmarkstrafeeld. Aber 
dieser Gesammtbetrag wird erst durch Zusammenrechnung aller 
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der kleinen Beiträge, welche die entferntesten Verwandten zu 
leisten haben, erzielt. Das hier vieles später hinzugetreten ist, 
li^ auf der Hand. Wenn man nur auf die Baugar sieht, 
ergeben sich ganz andere Beträge. So betragen die drei Baugar 
in Gl)l. 218. 219 zusammen nur 19 Mark, was zu den 18 Mark 
gioUd von Gpl. 180 so ziemlich stimmt, und die drei Baugai* 
in Gt)l. 243 gar nur etwas über 12 Mark 12 alna eyrir. 
Ueberhaupt wird man davon auszugehen haben, dass es erst 
der späteren Anschauung entspricht, einen Gesammtbetrag zu 
Grunde zu legen und von ihm aus die Yertheilung vorzunehmen. 
Die späteren Wergeidstafeln der Frostapfngslög und des Bjarni 
Mardarson drücken das gesammte Wergeid in den bestimmten 
Summen von 6, 5, 4, 3, 2V2, 2 Mark Gold aus. Den früheren 
lag dies fem. Die einzelnen Gruppen der Verwandtschaft traten 
als selbständige Gläubiger und Schuldner einander gegenüber. 
Bereits mit der Annahme dreier solcher Gruppen für den ganzen 
Norden: Todtschläger, väterliche und mütterliche Verwandte 
des Todtschlägers auf der einen Seite , Erbe des Erschlagenen, 
väterliche und mütterliche Verwandte auf der anderen Seite — 
ist schon die ursprüngliche Geltung des Vierzigmarkstralgeldes 
bei Todtschlag negirt. 

Vom einfachen Todtschlag aus kann sich unserer Meinung 
nach also das Vierzigmarkstrafgeld nicht herleiten. Ein zweiter 
Ausgangspunkt ergäbe sich in den reinen königlichen Hoheits- 
rechten, insbesondere dem königlichen bann. In der That 
sahen wir in Norwegen hier den muthmaasslichen Ausgangs- 
punkt des Vierzigmarkstrafgeldes. Zeitlich kann dieser aber nicht 
über die Mitte des 11. Jahrhunderts zurückreichen, da Sveinn 
Alßfuson auf Uebertretung des königlichen Bann die strenge 
Friedlosigkeit angedroht hatte. (Heimskr. Olafs s. h. h. ^•^/ßos.) 

Da Sveins Gesetze für Norwegen nach dein Vorbilde der 
dänischen abgefasst waren, gewinnen wir auch für Dänemark 
im elften Jahrhundert die strenge Friedlosigkeit als strafrecht- 
liche Folge der Uebertretung des bann. Am Ausgange des 
elften Jahrhunderts sahen wir in Dänemark in einem dem bann 
innerlich verwandten Falle das Vierzigmarkstrafgeld denn auch 
die strenge Friedlosigkeit ablösen. Auf die Uebertretung des 
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königlichen bann stand also in Dänemark und Norwegen bereits 
früh das Vierzigmarkstrafgeld. 

Nichtsdestoweniger ist unseres Erachtens hier der eigent- 
liche Ausgangspunkt des Vierzigmarkstrafgeldes nicht zu suchen. 
Die königlidien Hoheitsrechte, insbesondere das Recht des 
bann, haben mit dem Frieden unmittelbar wenig zu thun. Dass 
von ihnen das Vierzigmarkstralgeld seinen Ausgang genommen 
haben soll, stimmt nicht recht zu seiner historischen Mission 
auf dem Gebiete des Friedens. Die dänischen Landschafts- 
rechte erwähnen auch nichts von dem Vierzigmarkstrafgelde 
beim königlichen bann. Wäre dieser Fall selbst als der zeit- 
lich früheste aufzufassen, so gab er doch nicht die unmittelbare 
Anregung zur Verbreitung unseres Strafgeldes auf dem Gebiete 
der Friedensbrüche. Er blieb bei Seite stehen, diente nicht 
zum Vorbilde oder zur Schablone für andere Fälle. — 

Dagegen sehen wir in dem Mutterlande unseres Straf- 
geldes, in Dänemark, einen Vorgang, welcher für die Ent- 
stehung unseres Strafgeldes von Bedeutung ist. Es ist eine 
bereits Wilda aufgefallene Erscheinung, dass der Begriff des 
Heerwerkes in den dänischen Landschaftsrechten ein schwan- 
kender ist. Im eigentlichen Sinne ist Heerwerk die in Schaaren 
verübte Gewaltthat an eines anderen Mannes Gut innerhalb 
seiner vier Pfähle, die Heimsuchung also. Und die seelän- 
dischen Rechtsbücher beschränken an einer Stelle ausdrücklich 
auf die Heimsuchung den Begriff'). Aber im schonischen 
Rechte wird Heerwerk auch bei Tödtung mit Hausfriedens- 
bruch^) und bei Nothzucht®) angenommen, ohne dass Schaaren- 
vergehen vorliegt. Dabei wird erkannt und hervorgehoben, 
dass es sich nur im uneigentlichen Sinne um Heerwerk 
handle. Ausser Verwundung im Königsfrieden, welche nach- 
weislich, und Ehebruch, welcher muthmaasslich erst später dem 
Vierzigmarkstrafgelde unterlegt wurde, sind aber, wie wir sahen, 
jene drei Fälle die einzigen, welche im Schonenrechte dem 
Vierzigmarkstrafgelde unterliegen. Auf terminologischem Wege 
scheint man somit für das Schonenrecht zu dem Schlüsse zu 
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gelangen, dass die Heimsuchung historisch zuerst dem Vierzig- 
markstrafgelde unterworfen wurde und sodann andere, ihr 
nahestehende Vergehen, nach sich zog, welche unter dem Namen 
Heerwerk vereinigt wurden. 

Dieser Schluss wird nun durch zwei weitere Umstände 
bekräftigt. Einmal verdient hervorgehoben zu werden, dass 
die Verordnung Knuts von 1200 bei Heerwerk das Vierzig- 
markstrafgeld als „ab antiquis temporibus" in Geltimg befindlich 
bezeichnet Sodann aber, dass das jüngere seeländische Rechts- 
buch Vierzigmarksachen und Heerwerkssachen als ziemlich 
gleichbedeutende Kategorien auffasst ^). Aus beiden Umständen 
scheint sich zu ergeben, dass das Heerwerk den Urtypus der 
Vierzigmarksachen in Dänemark darstellte. Auch für "Nor- 
wegen hatten wir angenommen, dass die Kategorie der Schaaren- 
vergehen neben den Vergehen politischer Natur die älteren 
Fälle des Vierzigmarkstrafgeldes in sich schloss. Jedoch konnten 
wir in Norwegen bei Schaarenvergehen noch in den 'E\\>\. die 
strenge Friedlosigkeit nachweisen. In Dänemark vermögen 
wir dies nicht mehr. Wir sind demnach berechtigt, anzunehmen, 
dass von Dänemark aus das Vierzigmarkstrafgeld bei Schaaren- 
vergehen nach Norwegen übertragen wurde, was durch die 
Uebereinstimmimg beider Rechte in der Bestrafung der Gefolgs- 
leute mit 3 Mark eine wesentliche Stütze erhält. — 

Innerlich erklären würde sich das Inkrafttreten des Vierzig- 
markstrafgeldes gerade bei Heimsuchung. Heimsuchung war 
seiner Beschaffenheit nach wesentlich eine Gefährdung des 
öffentlichen Friedens. Der Umstand, dass es ein Schaaren- 
veigehen war, lenkte die Aufmerksamkeit des Königthums, 
welches für Aufrechterhaltung des Landfriedens besorgt war, auf 
sich. Um dem Zusammenschluss von Banden, welche den 
öffentlichen Frieden bedrohten, wirksam entgegenzutreten, 
wurde hier zu einem ausserordentlichen Strafgelde gegriffen. 
Von hier aus breitete sich das Vierzigmarkstrafgeld über ver- 
wandte Friedensbrüche aus, trat bei denselben schlechthin oder 
in milderen Fällen an die Stelle der Friedlosigkeit oder griff 
Platz, wenn Verletzter und König von der Friedloslegung Ab- 

1) III 48. 
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stand nahmen. Auf einfachem Todtschlag stand es nach 
unserer Meinung also nicht von jeher, weder als Wei^eld, 
noch als Friedensgeld. Sondern es wurde in Norwegen auf 
den einfachen Todtschlag ausgedehnt, als es bereits fbr die 
Friedensbrüche zum typischen Strafgelde sich entwickelt hatte 
und zwar entweder, wie in Schweden, so, dass es Wergeid und 
Friedensgeld in sich begriff oder, wie in Norwegen, so, dass es 
als pegngilldi an den König allein fiel. 

Fassen wir das Gesagte zusammen, so erblicken wir in 
Dänemark das Heimathsland unseres Yierzigmarkstraigeldes. 
Seinen Ausgangspunkt sahen wir nicht im Wergeide noch im 
pegngilldi ftlr Todtschlag, sondern im bann und im Heerwerk. 
Vom letzteren aus verbreitete es sich über das Gebiet der 
schweren Friedensbrüche. Es drang sodann in die beiden 
anderen skandinavischen Reiche ein, früher in Norwegen, später 
in Schweden, in Norwegen nicht vor dem 11., in Schweden 
nicht vor dem 12. Jahrhundert Es verdrängte in Norwegen 
das Fünfzehnmarkstrafgeld, in Schweden das Zwölfmarkstraf- 
geld oder ein anderes, auf dem Duodecimalsysteme beruhendes 
höheres Strafgeld und bildete in allen drei Staaten den Ver- 
mittler zwischen dem alten Eönigthume, dem Organe im Frieden, 
und dem neuen Eönigthume, dem Träger des Friedens. 

Mit diesen Aufstellungen über den Ort, die Zeit und den 
Ausgangspunkt der Entstehung des Vierzigmarkstrafgeldes 
schliessen wir unsere Erörterungen über den Königsfrieden der 
Nordgermanen. Wir verkennen nicht, dass sie keineswegs 
unanfechtbar sind, und dass sie vor allem eine Erklärung über 
die Vierzigzahl vermissen lassen. Wie bildete sich diese räthsel- 
hafte Zahl aus? Aus welchen Einzelbeträgen setzte sie sich 
zusammen? War sie ein Product des Nordens oder eine Ent- 
lehnung aus dem Auslande? Wir vermögen auf diese Fragen 
keine Antwort zu geben. Uns mit einem „ignoramus" be- 
gnügend, müssen wir es anderen Kräften überlassen, in dieser 
Richtimg die Untersuchung fortzuführen. 

Hält man das Ergebniss für gesichert, dass in Dänemark 
das Heimathsland des Vierzigmarkstrafgeldes ist, so scheint uns 
das Ziel unserer Erörterungen erreicht. 



Anhang. 
DIE ISLANDISCHE BEZIRKSACHT 

(h^radssekt). 



Literatur: Päll Yidälin Sk^riugar yfir Foroyrdi Lögbökar. ReylgaTlk 1854 
voce h^rad. Jon Amesen Historisk Inledning til den gamle og nye 
Islandßke Rsettergang 1762 S. 417 ff. Für die topographischen Angaben 
ist benutzt Kälund, Bidrag til en historisk -topografisk Beskrivelse af 
Island, Kopenhagen 1877—1879 (mit K. bezeichnet). 



Die isländischen Rechtsbücber der .Freistaatszeit weisen be- 
kanntlich zwei Grundformen der Friedlosigkeit auf: den 
Waldgang, d. h. die strenge und den Qörbaugsgardr, d. h. die 
milde Friedlosigkeit. Der Waldgang ist die völlige Friedlosig- 
keit nach Zeit und Raum. Für ewige Zeit und für den ganzen 
Rechtsverband, wo immer „Himmel sich wölbt, Erde bebaut 
ist, Wind weht, Wässer zur See fallen, Männer Korn säen", 
im In- und Auslande galt der Waldgänger als „Wolf gehetzt 
und gejagt^. Niemand durfte ihn beherbergen. Niemand ihn 
mit Speise und Trank versorgen , Niemand ihm zur Abfahrt 
Unterstützung leisten. Sein Vermögen war verfallen, seine Ehe 
gelöst Auf sein Haupt war ein Preis gesetzt. 

Der Qörbaugsgardr war eine beschränkte Friedlosigkeit nach 
Zeit und Raum. Nur für drei Jahre galt sie. Der Aechter 
hatte die Freiheit, das Land zu verlassen. Der Schiffer, der 
gerade zur Abfahrt bereit lag, musste ihn in's Ausland mit sich 
nehmen. Bis der Aechter das Land verliess — vorausgesetzt, 
dass dies innerhalb der ersten drei Jahre nach seiner Aechtung 
geschah — war er an gewissen Stätten gefriedet. Auch im 
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Auslande war der Aechter gefriedet. Seine Ehe blieb bestehen 
und nach Ablauf der im Auslande verbrachten drei Jahre trat 
er wieder in seine volle Mannheiligkeit ein. Sein Vermögen 
war freilich, wie das des Waldgängers, verfallen. Zwischen diesen 
beiden Grundformen der Friedlosigkeit weisen die Rechtsbücher 
freilich Mittelformen auf. 

1. Der Waldgänger konnte zum „feriandi" werden, d. h. 
die rechtliche Freiheit erlangen, das Land verlassen zu 
dürfen. In diesem Falle traten bie Grundsätze über den 
Qörbaugsgardr ein, aber nur soweit sie zum gefriedeten 
Verlassen des Landes dienten. Er blieb also im Gegen- 
satze zu dem einfachen Landesverwiesenen für ewige 
Zeiten und im Auslande friedlos. Seine Ehe blieb ge- 
löst und auf sein Haupt stand ein Preis. Kb. L S. 95. 
122. 

2. Der Qörbaugsgardr konnte zum zeitlich immerwährenden 
Exile gestaltet werden, so dass der Landesverwiesene 
nie die Rückreise in's Inland vornehmen durfte, im Uebri- 
gen aber vom Waldgänger sich unterschied, im Auslande 
gefriedet war, in seiner Ehe intact blieb, die rechüidie 
Freiheit hatte, das Land gefriedet zu verlassen. Kb. I. 
S. 109. Die Geschichtsquellen zählen mehrere solcher 
Fälle auf. Sturlünga I S. 157. 201. 

3. Es konnte dem Waldgänger „eine grössere Heiligkeit" 
ausbedungen werden, als dem Landesverwiesenen. Kb. I. 
S. 95. Dieser Fall fällt wohl unter den ersten. Die 
„grössere Heiligkeit" bezog sich wohl bloss auf den ge- 
friedeten Zustand bis zmn Verlassen des Landes. 

4. Es konnte Jemand so geächtet werden, dass sein Ver- 
mögen seinen Erben intact blieb. Beim Waldgang und 
der Landesverweisung verfiel, wie bemerkt, das Aechter- 
gut an den Staat. Hiervon konnte eine Ausnahme ge- 
macht, den Erben das Aechtergut vorbehalten werden. 
Kb. L S. 94. 

Man sieht, der Willkür der Gerichte und der Vergleichs- 
schliessenden war ein gewisser Spielraum in der Bestimmung 
der Achtbedingungen gelassen. Indessen 'schwebt die Grund- 
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Scheidung zwischen sköggangr und Qörbaugsgardr doch stets den 
Rechtsbüchem vor. Der Waldgang in seiner strengsten Form 
auf der einen, der fjörbaugsgardr in seiner mildesten Form auf 
der anderen Seite sind fllr sie die beiden Schranken, innerhalb 
deren die Spielarten der Acht sich bewegen. Nach der einen 
oder anderen Seite darüber hinausgehende Arten der Fried- 
losigkeit sind ihnen unbekannt. Diese beiden Grundformen der 
Friedlosigkeit mit ihren Spielarten haben aber das Gemein- 
same, dass sie 

einmal einen vorübergehenden oder dauernden Ausschluss des 
Aechters vom ganzen isländischen Rechtsverbande dar- 
stellen, — und dass sie 

zweitens den Aechter pereönlich während seiner Achtzeit 
von der Ausübung aller privaten und öffentlichen Rechte im 
isländischen Rechtsverbande ausschliessen. Weder in Person, 
noch durch einen Stellvertreter, weder im Inlande, noch vom 
Auslande her, konnte der Aechter sein Vermögen verwalten, 
Rechtsstreitigkeiten führen, sein Godord ausüben u. s. f. — 

Demgegenüber weisen die Geschichtsquellen Islands eine 
dritte Art der Friedlosigkeit auf, deren verschiedenartige Ge- 
staltungen sie unter dem Namen der Bezirksacht, höradssekt, 
zusammenfassen. Das Gemeinsame dieser verschiedenartigen 
Gestaltungen der h^radssekt ist aber 

einmal, dass der davon Betroffene nicht Island, sondern nur 
einen bestimmten Bezirk innerhalb der Insel zu meiden ge- 
zwungen wird, 

zweitens, dass der Ausschluss an sich keine Folgen für die 
sonstige, rechtliche Stellung des Betroffenen zu besitzen 
scheint. 

Im Uebrigen herrscht eine bunte Mannigfaltigkeit. Be- 
vor ich auf das Verhältniss der hferadssekt zu dem Waldgange 
und der Landesverweisung des Näheren eingehe^ stelle ich zu- 
nächst die mir zu Gesicht gekommenen Quellenzeugnisse, nach 
der Zugehörigkeit der Quellen zu den einzelnen Landesvierteln 
geordnet, zusammen. — 
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L Nordviertel. 

a) Landnäma m '»/ass: (IsL Sog. 1843). 

„Geirri hiess ein Norweger, welcher zuerst südlich von M^- 
vatn zu GeirastaSr wohnte. Seine Söhne waren Glümr und 
I)orkell. Vater und Söhne schlugen sich mit I>orberg höggvin- 
kinni und erschlugen dessen Sohn t^orsteinn: Wegen dieses 
Todtschlages wurden sie aus den Gegenden im 
Norden verwiesen (fyrir pan vlg vorn peiv gjörvir nordan 
or sveitum). Geirri blieb den Winter in Geirastadr am Hüna- 
vatn, hierauf zogen sie nach dem Breidafjördr." 

Von demselben Vorgange berichtet die Reykdflela (ed. Jöns- 
son) in ziemlich übereinstimmender Weise XVÜI/ss. Nach ihr 
werden Geirri und Glümr „von da aus der Gegend verwiesen** 
(peir väru brot görvir padan ör sveitinni) „und es wird so be- 
richtet, dass Geirri am Kröksfjördr zu Geirastadr wohnte." 

Myvatn und Hünavatn gehörten dem Nordviertel, die Ge- 
gend des BreidaQördr dagegen dem Westviertel an (K. n 
S. 164, 31), Myvatn selbst gehörte dem östlichen, Hünavatn dem 
westlichen Theile des Nordviertels an, jenes der Gegend des 
tüigeyjarplng, dieses der Gegend des Hünavatnsplng. Die Ver- 
weisung hatte also zunächst eine Veränderung des Wohnsitzes 
innerhalb desselben Viertels, sodann einen Wechsel des Viertels 

zur Folge. 

b) Ldn. m/5. 

„Eyvindr Sörkvir ergriff Besitz vom Blöndudalr .... sein 
Sohn war Hrömundr enn halti, welcher den Högni Ingimundar- 
son erschlug .... darum ward er verwiesen aus dem Nordlands- 
viertel (pyi var hann gjörr or NordlendingsJ^ördungi)." 

Anders über denselben Vorfall die Vatnsdsßla cf. unten k. 

c) Reykdsela XVI/se (ed. 1881). 

Hävardr Fjörleifarson und Eyjölfr Valgerdarson schliessen 
einen Vergleich wegen begangener Todtschläge. Eine Be- 
stimmung dieses Vergleiches lautet: dass I)örir flatnefr ausser 
Landes gehen und niemals im Nordviertel sein sollte, so lange 
die Söhne des Fjörleifr am Leben wären (pörir skyldi fara 
utan, ok vera aldri i NordlendingaQordungi, medan Fjörleifarsynir 
vaeri ä lifi). 
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Hier liegt also eine Doppelung der Acht vor. Einmal 
sollte törir fllr drei Jahre landesverwiesen sein, sodann sollte 
er, auch nach Ablauf der drei Jahre, für die Lebenszeit der 
S^me von Fjörleifr vom Kordviertel fem bleiben. 

d) Finnbogasaga (ed. Gehring) ^^/m. 

Im Friedensvergleiche wird bestimmt, dass Finnbogi sich 
nicht im Nordviertel aufhalten dürfe, ausser er besuche seine 
Verwandten (vard pat at ssett um sidir, at Finnbogi vseri ecki 
i NordlendingaQordungi utan hann foeri at heimbodum til frsenda 
sinna). 

e) Sturlünga (ed. Vigfdsson) I S. 222. 

Ögmundr, Gode nördlich von der Öxnadalsheidi (I S. 213), 
wurde etwa mn 1210 gezwungen, fbr eine Missethat ein Gross- 
hundert Hunderte zu zahlen und seinen Aufenthalt im Bezirke 
bis zu seinem Tode aufzugeben (Ogmundr 16t hundrad hundr- 
ada ok h^rads — ^vist ädr l^tti). Er zog ostwärts nach Hof- 
steig. Da letzterer Ort im Ostviertel lag (K. E S. 214), er selbst 
aber ursprünglich im Nordviertel angesessen war (K. 11 S. 72), 
fand ein Wechsel des Viertels statt. 

* f) Vatnsdflela '^/st. bs cf. Finnbogasaga *®/7b. 
Dem Finnbogi aus Borg im Vididalr (K. H S. 19) wird 
im Friedensvergleiche auferlegt: 
ndu sollst fortziehen aus dem Vididalr im Frühjahre und nie 
dich aufhalten zwischen der Jökulsä am SkagaQördr und 
der Hrütafjardarä (pü skalt fara brott or Vididal at väri ok 
Vera eigi vistum milli Jökulsär ä Skagafirdi ok Hnlta- 
Qardarär)". Ebenso wird dessen Schwestersohn Bergr auf- 
erlegt „du sollst dich ebenfalls nicht in dem Bezirke auf- 
halten, welcher dem Finnbogi verboten ist^ Als Beide nach 
Hause kommen, höhnt sie die Geliebte des Bergr, dass sie 
zu Bezirksächtem (h^radssekir) gemacht seien, wie Galgen- 
stricke. 
Finnbogi zog im Frülyahre darauf nach Tr6kyllisvik (K. I 
S. 628). Es fand demnach ein Verlassen des Landesviertels statt, 
g) Grettissaga (ed. 1853) **/ioo. 
Gegen Grtmr I)orhallsson und Atli wird Klage auf dem 
Hünavatns{)fng wegen Todtschlags an den Söhnen des l>örir er- 
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hoben. Es kommt zwischen dem Blutkläger, I>orbjöm öxnameg- 
in, und dem Beklagten zu einem Vergleiche, nachdem Atli 
vorher ausbedungen hatte, dass ihn weder Bezirk8äx!htungen 
(hferadssektir) noch Landesverweisungen (utanferdir) treflFen 
dürften. Die Schiedsrichter legen dem AÜi desshalb nur Busse 
auf, dem Grfmr I>orhallsson aber legen sie auf, dass er seinen 
Bezirksaufenthalt aufgeben solle (skyldi lata höraSsvist slna). 
Grimr zieht nach Gilsbakki am BorgarQördr. 

Da Grimr vorher zu I)örhallstaair bei seinem Vater gewohnt 
hatte, fand eine Veränderung des Viertels statt. 

Während die bisherigen Berichte die Verweisung aus dem 
Viertel kennen, sprechen weitere von einer Verweisung aus dem 
hferad, ohne dass das Viertel aufgegeben wird. 
h) Ldn. m/4. 

„HroUeifr enn mikli und seine Mutter Ljöt landeten im 
Boi^arfjördr ; sie fuhren nordwärts in der Gegend umher und 
erhielten nirgends Niederlassung bis sie zu Ssemundr am Skaga- 
Qördr kamen .... der wies ihn nördlich nach den Höfdaströnd 
zum f>ördr, der gab ihm Land im HroUeifsdalr und da wohnte 
er. Hrolleifr verführte die Hrodn^ja, Tochter des Uni aus dem 
Unadalr .... Hrolleifr erschlug den Oddr und zwei andere 
Männer. Darum machte ihn Höfda-pördr bezirks- 
geächtet, soweit wie die Wassergefälle zum Meere 
in den Skagafjördr fielen (fyrir pat gerdi Höfda-I>ördr 
hann h^radssekan, svä v(tt sem vatnsfÖU deildu til sjövar i Skag- 
afirdi); da sandte Ssemundr den Hrolleifr zu Ingimundr dem 
Alten. Ingimundr setzte ihn ein zu Oddsäs gegenüber Hof.^ 

Denselben Bericht bringt die Vatnsdsela *®/84. 

Höfdaströnd und HroUeifsdalr lagen im Nordosten des 
Skagafiördr (K. E S. 86. 87) , Ingimundr des Alten Sitz zu 
Hof dagegen im Vatnsdalr (K. H S. 37). Eine Veränderung des 
Viertels fand also nicht statt. 

i) Glüma (ed. 1880) ««/ts. 

Glümr schliesst wegen eines begangenen Todtschlags einen 
Vergleich mit den Blutklägem dahin, dass „Glümr dem Eetill, 
Sohne von I)orvaldr Krökr, als Vatersbusse das halbe. |>verärland 
zahlte, die andere Hälfte aber verkaufte — und er sollte den 
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Winter noch da wohnen bleiben, und er ward bezirksgeächtet 
und er sollte von da ab nicht näher als im Hörgärdalr wohnen 
dürfen (ok vard höradssekr, ok bua eigi nser en i HörgärdaJ)". 
Dahin zieht er späterhin in der That. — 

Das I)verärland lag an der EyjaQardarä im Nordviertel 
(K. n 120 f), der Hörgärdalr zog sich längst der in den 
EyjaQördr ebenfalls mündenden Hörgä hin (K. 11 103 f). Von 
einem Wechsel des Viertels ist also keine Rede. 
k) Reykdaela XIII/ ee. 

In dem Vergleiche, welchen Äskell Eyvindm'son und Eyjölfr 
Valgerdarsson mit einander schliessen, wird ausbedungen, dass 
V6mundr und Hals „sollen ungefriedet fallen um den Eyja- 
fjördr herum, sofern sie nicht im Gefolge des Askell wären. 
Helgi sollte auch ungefriedet fallen nördlich von der Fnjöskä, 
sofern er nicht im Gefolge des Eyjölfr Valgerdarsson wäre." 
(peir V6mundr ok Hals skulu falla öhelgir um EyjaQörd, nema 
peir fylgi Askatli. Helgi skyldi ok falla öhelgr fyrir nordan 
Fnjöskä, nema hann vseri i för med Eyjölfi Valgerdarsyni.) 

Hier haben wir also eine räumliche Friedlosigkeit, welche 
eine Unterbrechung durch den Anschluss des Friedlosen an 
eine bestimmte Person erleidet. Der Achtbezirk ist dabei ganz 
unbestimmt gehalten. „Nördlich von der Fnjöskä", „um den 
Eyjaljördr herum" sollen die Aechter friedlos sein. 
1) Eeykdaela XXVII/ise 

Es wird im Friedensvergleiche bestimmt, dass törbergr 
höggvinnkinni „solle ziehen aus der Gegend von dort und nach 
Lundarbrekka im Bardärdalr" (en I)örbergr skal fara ä brott 
padan ör sveitinni, ok til Lundarbrekku i Bardärdal). Vordem 
wohnte I^örbergr in Amarvatn südlich von Myvatn (K. H 167). 
Lundarbrekka lag südwestlich von Amarvatn jenseits der My- 
vatnsheidi. Die lokale Veränderung, welche hier stattfand, war 
also eine ganz unbedeutende. 

m) Vatnsdaela (ed. VigfÜsspn und Möbius) ^*/49 
vergl. dagegen ob. unter b). 

Hrömundr , der Sohn von Ey vindr sörkvir , wohnhaft bei 
seinem Schwiegervater Mär zu Märstadr im Vatnsdalr (Vatnsd. 
**/47. **, K. II 36), wird wegen Todtschlags im Vergleiche „für 
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geächtet erklärt zwischen der Hrütafjaräarä und der Jokulsä 
am Skagafjördr'' (Hrömundr skal sekr vera milli Hrütafjardarär 
ok Jökulsär i Skagafirdi), also für den ganzen Landstrich 
zwischen HrütaQördr und SkagaQördr. 

n) Flateyjarbök I S. 208. 
I>orleifr Asgeirsson wird wegen Todtschlages an Klaufi ge- 
ächtet und aus dem Svarfadardalr gewiesen (|)orleifr vard ut- 
l8Bgr ok giorr i burt or Svarfadardal). 

o) Sturlünga I S. 140. 
Im Jahre 1191 kam es zu einem Vergleiche, in welchem 
Brand Ömölfeson, Snorri Grimsson, Björn Oläfcson und ein 
Geistlicher , I)öroddr, wegen Todtschlags, bez. Beihilfe dazu ge- 
straft wurden. Der Todtschläger Brand wurde vollgeächtet. 
Snorri zahlte 12 Grosshunderte und ward aus dem Skagaflörfir 
verwiesen (var brott gör ör Skagafirdi). Er zog südlich nach 
Oddi , also in ein anderes Viertel. Björn zahlte sechs Gross- 
hunderte, und sollte bezirksgeächtet sein (ok skyldi vera h^rads- 
sekr). Der Priester I)öroddr zahlte drei Grosshunderte und sollte 
bleiben können, wo er wollte (ok skyldi vera pax er hann vildi). 
Wo Björn in der Folgezeit blieb, erfahren wir leider nicht. * 

p) Sturlünga I S. 171. 
Im Jahre 1199 weist Gudmundr aus dem hferad I)orsteinn 
Jönsson und I)orläkr Ketilsson fort. Gemeint ist die Gegend 
um den Eyjafjördr. 

q) Sturlünga I S. 227. 
Kälfr Guthormsson von Grund am Eyjaflördr wird wegen 
Todtschlags durch Schiedsspruch zu einer Geldbusse und zu 
dreyähriger Landesverweisung verurtheilt Ausserdem sollte er 
bezirksgeächtet für den EyjaQördr sein (Kälfr skyldi vera ütan 
prjä vetr, ok hferadssekr or Eyjafirdi). Dieser Vorgang spielt 
sich im Jahre 1212 ab. Kälfr geht zunächst ausser Landes. 
Etwa 20 Jahre später finden wir ihn zu MiklabsBr am Skaga- 
igördr wieder (St. I S. 321). Er ist also im selben Landes- 
viertel geblieben. 

r) Vatnsdaela ^Ha. 
Die Stelle ist nur terminologisch wichtig. Im Vergleiche 
zwischen Gudmundr und I)örormr wird ausbedungen, dass Gud- 
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mundr die Vergleichsbedingungen feststellen solle, jedoch weder 
Landesverweisung noch Bezirksächtung, sondern nur Busse be- 
stimmen dürfe (t>ä tök hann själfdsemi af l^örormi, at gera f6 
slikt sem hann vildi, at undanskildum utanferdum ok h^rads- 
sektum). Als etwas Besonderes hebt sich also die h^radssekt 
von der Landesverweisung auf der einen, von der Busse auf 
der anderen Seite ab. 

n. Südviertel. 

a) Landnäi^ja V/4. 288. 

Die Söhne von Önundr büdr, Sigmundr kleykir und Eilifr 
audgi haben den Öm erschlagen. Deshalb von den Blutklägem 
verklagt, erlangen sie durch die Unterstützung von Mördr giga 
die Strafinilderung, dass sie nur „sollten bezirksgeächtet 
sein für Flöi", also die Gegend, in welcher der Wohnsitz 
ihres Vaters lag (Ldn. S. 284. 363). Sigmundr zog nun in die 
„ostwärtige Gegend". Er nahm das Land zwischen derGrimsä 
und der Kerlingarä in Besitz (Ldn. S. 273), Eilifr dagegen er- 
hielt durch Heirath Höfdalönd, wo er für die Folgezeit wohnte. 

Der Strich Flöi (K. I S. 173) lag im Südviertel zwischen 
der I>jörsä und der Ölfusä, die Grimsä und Kerlingarä da- 
gegen lagen im Ostviertel bei Höfdabrekka (K. 11 S. 333), 
andrerseits lagen die Ländereien von Höfdi im Südviertel, nord- 
östlich von Skälaholt, bei dem Zusammenflusse von Tüngufljöt 
und Hvltä (K. I S. 172). 

Die Bezirksächtung hatte also nur fllr den einen Ächter 
die thatsächliche Wirkung, dass er in ein anderes Landesviertel 
zog, dessen Theil freilich dem ursprünglichen Wohnsitze am 
nächsten lag. Der andere Ächter blieb im selben Viertel. 

b) Landnäma V/4. 

„Baugr hiess jemand, ein Pflegebruder vonHaengr; er fuhr 
nach Island und blieb den ersten Winter in Baugstadr . . er 
nahm die ganzen Fljötshaiden oberhalb Breidabölstadr und 
wohnte zu Hlidarendi ; seine Söhne waren Gunnarr in Gunnars- 
holt und Eyvindr zu Eyvindarmüli, der dritte Steinn enn snjalli 
und seine Tochter Hildr, welche Öm in Vselugerd zur Frau 
hatte. Steinn enn snjalli und Sigmundr, der Sohn von Sighvatr 
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raudi, machten eine Reise von Eyrar hinaus und kamen alle- 
sammt nach der Sandholafeija . . . und es wollte Jeder von 
den Beiden vor dem Anderen über den Fluss. Sigmundr griff 
mit seinen Leuten die Haualeute des Steinn an und trieb sie 
vom Schiffe; da kam Steinn hinzu und schlug dem Sigmundr 
auf der Stelle eine Todes wunde. Wegendieses Todt- 
schlages wurden die Söhne des Baugr alle aus der 
Haide verwiesen (um vlg fetta urdu Baugssynir 
allir sekir or Hlldlniii); es zog Gunnarr nach Gunnars- 
holt, Eyvindr ostwärts unter FjöU nach Eyvindarhölar, &ijall- 
steinn nach Snjallsteinshöfdi''. 

Es verzogen also Eyvindr aus Eyvindarmüli und Snjall- 
steinn sowie Gunnarr aus der Gegend von Breidabölstadr. 
Eyvindarmüli und Breidabölstadr lagen im Südviertel an der 
I)verä , zwischen diesem Flusse und der Fiskä (K. I S. 232. 
247). Demselben Viertel gehörten aber auch die neuen Wohn- 
sitze, Gunnarsholt, Eyvindarhölar und Snjallsteinshöfdi an- 
Eyvindarhölar lag südöstlich von dem Markaräjöt am Meere, 
die beiden anderen Orte dagegen nordwestlich an der äußeren 
Kangä (K. I S. 206. 274). Die Verweisung hatte also keine 
Veränderung des Viertels, ja nicht einmal die Veränderung der 
Gegend des Thingverbandes zur Folge. Alle die berührten 
Orte liegen in der gleichen Gegend des ^ingskälarplng. 
c) Njäla »»/204 (ed. 1875). 

L;^tingr hat den unehelichen Sohn Njäls erschlagen. Er 
will sich mit Njäll versöhnen und seinen Wohnsitz gern be- 
halten. Er wendet sich deshalb an den Pflegesohn Njäls, 
Höskuldr, mit der Bitte, Höskuldr solle sich bei Njall für ihn 
verwenden. Höskuldr willfahrt ihm. Bedeutsam ist für uns 
nun die Antwort Njäls. 

„Das will ich," sagt Njäll, „dass Lytingr 2 Grosshunderte 
Silbers für den Todtschlag zahle und am selben Platze wohnen 
bleibe. Doch halte ich es für räthlicher, dass er sein Land 
verkauft und sich fortmacht, nicht deshalb, weil ich und meine 
Söhne etwa den Friedensvergleich an ihm brechen würden; 
sondern weil ich glaube, es kommt dahin, dass Jemand in 
der Gegend aufsteht, vor dem er sich in Acht zu nehmen hat. 
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Meint man aber , ich wolle ihn bezirksgeächtet machen , so 
ziehe ich es vor, zu erlauben, er bleibe hier in der Gebend; 
doch hat er selbst das Meiste dabei zu riskiren." 

Die Stelle ist nicht so des Umfanges, wie des Inhaltes der 
Bezirksächtung wegen bemerkbar. 

d) Njäla "»/246. 

W^en des Todtßchlages an Höskuldr kommt es zum 
Schiedssprüche. Zwölf Schiedsrichter werden eingesetzt und 
berathen. Einer von ihnen, Guömundr, fragt den Suorri: 
„Wollt ihr Bezirksächtungen oder Landesverweisungen bestim- 
men? (vilid jer nakkvat hjeradssektir gera eda utanferöir?)** 
„Nein,"* erwidert Snorri, „weil das oft nicht gehalten wurde 
und Leute deswegen erschlagen wurden." 

e) Njäla ^*®/298. 

In den dem Mordbrandprocesse vorausgehenden Werbungen 
seitens der Partei von Flosi wird auch Snoni angegangen. 
Er meint, sie würden nur Geldbussen zu zahlen haben, „so 
dass ihr eure Godorde und Bezirksaufenthalte behaltet "". 

f) Njäla "'/885. 

An dieser Stelle ist nur die Ausdrucksweise bemerkbar. 
I)örgeirr erliess weder die Landesverweisungen, noch die Bezirks- 
ächtungen (gaf hvärtki upp ütanferdir nje hjeradssektir). Dass 
eine Bezirksächtung stattfand, ist indessen aus dem Zusammen- 
hange — cf. ^**/88o — nicht ersichtlich. 

in. Westviertel. 

a) Hävardar saga Isfirdlngs (ed. 1860) S. 50. 

Dem Hävardr Isfirölngr wird von Gestr Oddleifssonr im 
Schiedssprüche auferlegt, sein Gehöft aufzugeben imd mit sei- 
nem Verwandten I)örhallr das Landesviertel zu verlassen, wäh- 
rend andere Uebelthäter „ausfahren", d. h. des Landes ver- 
wiesen sein sollen (Hävardr skal foBra büstad sinn, ok vera 
eigi i pessum landsQördungi, ok svä törhallr frsendi hans). 

Hävardr verzieht denn auch vom Isaflördr nach dem 
Oxadalr, also vom Westviertel nach dem Nordviertel. 

Lehmann, Der Königsfriede. 17 
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b) Sturlünga I. S. 178. 

Im Jahre 1209 erklärte als Schiedsrichter Sighvatr Sturl- 
uson den Löptr Marküsson wegen Todtschlages an einem 
gewissen Guömundr für verwiesen aus dem Westviertel (gördi 
hann fyrir Gudmund Lopt brott ör Vestfirdinga — Qördingi ok 
förunauta hans, J)ä er til vlgsins vom). Der Verweisung ge- 
horchte Löptr. 

c) Sturlünga U. S. 255. 

Für die Lebenszeit zweier Personen wird Uebelthätem der 
Aufenthalt im Westviertel untersagt. Der Vorgang spielt im 
Jahre 1262. 

d) Ldn. 11/ 14, cf. Flatejjarbök I S. 429 : 

Eirekr raudi schlug seinen Wohnsitz im Haukadalr auf. 
Wiegen eines Todtschlages wurde er auf erhobene Blutklage 
hin aus dem Haukadalr verwiesen (frsendrEyjölfemaeltu 
eptir hann; pä var Eirekr gjörr or Haukadal). Er ergriff jetzt 
Besitz von der Brokey und Oxney und wohnte zu Tradir auf 
der Sudrey, bis er wegen eines späteren Todtschlages in die 
volle Acht fiel. 

Der Haukadalr, von dem hier die Rede ist, lag im West- 
viertel am Hvammsfjördr (K. I 460). Draussen, im selben 
Meerbusen, lagen die drei Inseln. 

e) Eigla »«/220 (ed. 1856): 

In dem Friedensvergleiche zwischen Steinarr Önundarson 
und I>orsteinn Egilsson legt Egill dem Steinarr auf „dass du 
nicht sollst haben Wirthschaft noch Aufenthalt hier im Bezirke 
südlich der Langä, imd fortsein sollst von Anabrekka, bevor 
die Ziehtage verstrichen sind, und ungefriedet fallen vor allen 
den Männern, die dem I>orsteinn Unterstützung leisten wollen 
sogleich nach den Ziehtagen, falls du nicht fortziehen willst 
oder irgend ein Ding nicht halten willst, welches ich dir auf- 
erlegt habe" (pü skalt eigi hafa büstad nfe vistarfar h6r i höradi 
fyrir sunnan Langä, ok vera brottu frä Anabrekku, adr far- 
dagar s^ lidnir, en falla üheilagr fyrir öUum peim mönnum, 
er I^orsteini vilja lid veita, pegir eptir fardaga, ef p\l vill eigi 
brott fara eda nökkum hlut eigi halda, pasm er ek hefi ä lagt 
vid pik). 
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Wichtig ist an dieser ausführlichen Darlegung der Um- 
stand, dass der Aechter innerhalb des Achtbezirkes Allen gegen- 
über friedlos ist. In dieser Beziehung erscheint die Bezirksacht 
der Friedlosigkeit gleich. 

Der Bezirk ist auch hier unbestimmt gelassen, es ist die 
Gegend um Borg, um den Borgarflörflr gemeint, ohne dass eine 
feste Abgrenzung möglich erscheint. Steinarr verlegte zunächst 
seine Wirthschaft jenseits der Langä und liess sich in Leirulsek 
nieder (^^/aai), später wird er gezwungen, nach den Snsefells- 
strönd zu ziehen und sich zu EUidi niederzulassen (®^/224). 

Leirulsek lag in südwestlicher Richtung von Anabrekka, 
dicht am Borgarflördr (K. I 384), EUidi dagegen auf der weit 
vorspringenden Landzunge zwischen dem Breida^ördr und 
FaxaJQördr (K. I 411). In beiden Fällen fand also kein Wechsel 
des Viertels statt, wohl aber gehörte EUidi wenigstens der 
Gegend eines anderen Thinges an, des I)örsnessl>lng. 

f) Bjamar saga Hltdselakappa S. 72 (ed. 1847). 
t)or8teinn Kuggason legt dem Kalfr illvfti im Friedens- 
vergleiche auf, dass er bezirksgeächtet im Westen von da 
sein solle; er solle seinen Grundbesitz im Selärdalr aufgeben 
und über die Haide südwärts nach seiner Heimathsgegend 
ziehen (Eälfr skal . . . vera höradssekr vestan I)adan; lata 
jörd slna i Selärdal, ok fara sudr um heidi, i ätthaga sinn). 
Wenn wir als Heimathsgegend des Kalfr den Hraundalr anzu- 
sehen haben — (cf. Bj. s. H. S. 38), so würde keine Veränderung 
des Viertels wahrzunehmen sein. 

g) Eine ganze Blumenlese von verschiedenen Graden der 
Acht finden wir in der Sturlünga I S. 187. 

Im J. 1213 erliess l>ördr Sturlusonr einen Schiedsspruch 
des Inhaltes: dass der Gode I)orvaldr Snorrason denselben 
Sommer das Land verlassen und im Auslande fünf Jahre 
bleiben solle, ausser wenn er zum Papste reiste und sich dort 
Absolution ertheilen liesse, dann sollte er drei Jahre draussen 
bleiben. Käme er hernach zurück, so sollte ihm der Aufent- 
halt, das Gehöft und die Herrschaft über die Thingleute 
unangetastet bleiben. Er sollte aber stets zwischen 

dem Vatzfjördr, der Bucht am Breidafjördr und 

17* 
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Stigi am Isafjördr ungefriedet sein, ebenso alle 
die Männer, die mit ihm auszogen, Hrafn um's 
Leben zu bringen. Sie sollten nie in diesen Be- 
zirk kommen, ausser wenn sie durch Seenoth dazu 
gezwungen würden, und auch dann sollten sie 
baldmöglichst fortfahren .... Alle Leute, die in 
dem Bezirke angesiedelt wären, sollten aus dem Thingverbande 
des I)örvaldr geschieden sein . . . Eine Anzahl anderer Männer 
sollte das Land verlassen und nie wiederkommen . . • und 
das Westviertel 14 Tage, nachdem sie den Schiedsspruch ver- 
nommen, verlassen haben. Der Diakon Bjami sollte über das 
ganze Land hin geächtet sein, und aus dem Westviertel ver- 
schwinden. Ormr Skeggjason sollte sich weder am 
Arnarfjördr noch am Isafjördr aufhalten, ebenso 
t)ördr Steinsson; alle anderen Leute aber, die den I>ör- 
valdr begleitet hatten, sollten nur bezirksgeächtet 
sein. 

Wir finden also lebenslängliche, füni^äbrige , dreijährige 
Landesverweisimg, wir finden Verweisung aus dem Viertel, aus 
einzelnen Districten des Viertels und aus dem Bezirke im 
engsten Sinne, ohne dass über die Grenzen des letzteren etwas 
gesagt ist. Wir finden diese Strafen für sich und in Verbin- 
dung miteinander. 

h) Sturlünga n S. 284. 

In einem Friedensvergleiche zwischen den Jahren 1191 
und 1202 wird einer der Uebelthäter, Ingi, fllr Lebenszeit aus 
dem Lande verwiesen. Einige Andere sollen aus dem West- 
viertel fortziehen und nie sich später da aufhalten (skyldu 
fara 1 brott ör VestfirdingaflönTungi ok verda par aldri sidan 
vistum). Einer wird bezirksgeächtet für die Gegenden von 
Bardaströnd, Raudasand, Vfkr und den Patreksfjördr, also für 
die am meisten hervorspringende Landzunge am Breidiflördr. 

i; Sturlünga H S. 241. 

Im Jahre 1257 wurden im Friedensvergleiche „Manche 
bezirksgeächtet, aber keiner aus dem Lande gewiesen; und sie 
behalten ihre Godorde". 



Die isländische Bezirksacht (h^radssekt). 261 

IV. Ostviertel. 

a) Hrafokelssaera S. 21 (ed. 1847). 

Sämr Bjamarson legt dem Hrafhkell im Vergleich auf, von 
seinem Wohnsitze Adalbol fortzuziehen und ihm nie näher als 
bis zum Fltjötsdalshärad zu wohnen. Hrafhkell siedelte sich 
sodann im Gehöft Lokhylla am Lagarfljöt an (S. 22). Da 
Adalbol am Beruflördr lag (K. U S. 257), fand eine Ver- 
änderung des Viertels auf alle Fälle nicht statt. 

b) Brandkrossapättr S. 59 (ed. 1848). 

Bessi verweist in einem Schiedssprüche den Oddr sindri 
aus seinem Wohnsitze am Lagarfljöt und aus dem Bezirke. 
Wohin er nachher zieht, wird nicht ang^eben. 

c) Droplaugarsonasaga *®/ii4 (ed. 1883). 

Ein Friedensvergleich lautet dahin: „Helgi sollte ausser 
Landes gehen und drei Winter fort bleiben, und Nachts im 
Hause bleiben, bis er fortführe; wenn er nicht führe, sollte er 
als Aechter fallen vor Helgi Asbjömson zwischen der Smiörs- 
vallsheiöi und der Lonsheidi." 

Eine regelrechte Landesverweisung liegt nicht vor, da bei 
dieser Folge des Nichtfortgehens allgemeine Acht ist, während 
hier nur für einen bestimmten Bezirk des Ostviertels die 
Friedlosigkeit festgesetzt wird. 

Soweit die Berichte der sögur. Es fällt an ihnen auf, dass 
die Belege für die h^radssekt am zahlreichsten aus der Gegend 
des Nordviertels, am spärlichsten aus der des Ostviertels fliessen. 
Mag sein, dass der Umstand, dass für das Nordviertel eine 
stärkere Sagaliteratur existirt, hierfür massgebend ist. Viel- 
leicht erklärt sich die Erscheinung aber auch daraus, dass man 
im Ostviertel, welches dem europäischen Festlande am nächsten 
gelegen war, zu jener beschränkten Friedlosigkeit in seltneren 
Fällen griflf, vielmehr gleich die volle Landesverweisung aus- 
sprach. Denn auch diejenigen Quellen, welche für die ganze 
Insel Berichte liefern, wie die Landnämabök und die Sturl- 
ünga, erwähnen keines Falles von hftradssekt aus dem Ostviertel. 
Das Nord- imd Westviertel dagegen, diejenigen Viertel, welche 
aus den Sögur das stärkste Contingent für unsere hferadssekt 
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liefern, lagen von dem Festlande weiter entfernt, bildeten 
eher selbständige Bezirke für sich. Ihnen genügte es, den 
Uebelthäter aus ihrem Bereiche fortgeschafft zu haben. — 

Wenn wir nun die sämmtlichen Berichte der sögur über- 
schauen, so ergeben sich gewisse gemeinsame Seiten des In- 
stitutes auf der einen, gewisse Verschiedenheiten auf der an- 
deren Seite. 

1. Gemeinsam ist zunächst, dass in keinem der vielen 
Fälle die Bezirksverweisung erweislich auf Grund eines ge- 
richtlichen Urtheiles ergeht. 

Für die Erklärung in die h^radssekt wird an keiner Stelle 
der Ausdruck d0ma gebracht. Stets ist von einem gcnra 
hferadssekjan , einem schiedsrichterlichen Feststellen der Be- 
zirksacht die Rede, wenn nicht gar ausdrücklich hervorgehoben 
wird, dass ein Friedensvergleich geschlossen wurde. Da nun 
auch unsere Rechtsbücher von dem ganzen Institute keine Silbe 
erwähnen, so ergiebt sich daraus, dass es lediglich auf privater 
XJebereinkunft beruhte, dass es nie kraft Gesetzes in's Leben 
trat. Es war also die hferaössekt eine im Wege der 
Privatvereinbarung festgestellte Strafe. 

2. Gemeinsam ist femer allen Berichten, dass nirgends 
von dem Abhalten eines f6ränsdömr die Rede ist. 

„F6ränsdömr soll hinter jedem Manne, der geächtet 
worden ist, abgehalten werden, wenn 14 Nächte von dem 
Thinge ab verstrichen sind, auf dem er geächtet wurde," lautet 
zwar der Satz von Kbk. 48. Allein offenbar dachte die Kbk. 
nicht an unsere Bezirksacht In 51 formulirt sie den obigen 
Satz auch correcter dahin: „In gleicher Weise soll man den 
föränsdömr abhalten hinter einem Landesverwiesenen, wie 
hinter einem Waldgänger." Vom hferadssekr ist hier also keine 
Rede. Es wäre auch höchst auffällig, wenn nirgends in allen 
den Berichten vom f6ränsdömr Erwähnung geschähe, wiewohl 
dieser bei der häradssekt Platz grifif, da doch beim skög^angr 
und Qörbaugsgardr des föränsdömr oft genug Erwähnung 
geschieht. Es ist deshalb anzunehmen, dass die 
hferadssekt keine Verwirkung des Vermögens 
nach sich zog. Wir bemerkten im Eingange bereits, dass 
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die Bechtsbücher auch beim sköggangr und Qörbaugsgardr ge- 
ßtatteteii, von der Verwirkung des Vermögens abzusehen. Was 
bei diesen als Ausnahme zugelassen ist, ist der h^radssekt 
eigenthümlich. Sie zieht keine Verwirkung des Vermögens 
nach sich, weder an den Staat, noch zu Gunsten der Erben. 
Vielmehr behielt der Aechter sein ganzes Gut. Dies ergiebt 
sich aus den Berichten der Glüma ^*/78, Vatnsdsela ^^/öt, Eigla 
®*/22o, Bjamarsaga S. 72, Sturlünga n S. 241 mit Deutlichkeit. 
In aller Ruhe veräussert der Geächtete nachher sein Gut, ehe 
er den Achtbezirk verlässt, er behält sein Godord; auch wenn 
er über die ihm erlaubte Zeit bleibt, verfällt sein Gut nicht, 
sondern er fäUt nur „ungeheiligt". 

Die h^radssekt ist demnach nur gegen die 
Person des Betroffenen gerichtet, nicht gegen 
sein Vermögen. Naturgemäss wirkte sie auch mittelbar 
auf dessen Vermögen ein. Von dem Augenblicke ab, wo sie 
in Kraft trat, war es dem Betroffenen untersagt, eine unmittel- 
bare Einwirkung auf sein Vermögen auszuüben. Dadurch, dass 
er gewissen oder allen Menschen innerhalb des Achtbezirkes 
gegenüber ungefriedet war, war er gezwungen, sein Vermögen 
aus dem Achtbezirke zu ziehen, es zu versilbern, und seine 
Wirthschaft ausserhalb des Achtbezirkes zu verlegen. Aber 
dies war eine thatsächliche, keine rechtliche Folge. 

3. Die hferadssekt ist im Gegensatze zur Lan- 
desverweisung regelmässig eine lebenslängliche 
Aechtung für einen bestimmten Bezirk. An mehreren 
Stellen wird ausdrücklich hervorgehoben, dass der Aechter n i e 
mehr im Achtbezirke sich aufhalten solle — cf. Vatnsdsela ^'^/s?, 
Sturlünga I S. 222, 187, 11 S. 284, Hrafhkelssaga S. 21 — , 
xmd dies wird für alle Fälle anzunehmen sein, in denen 
nichts über den Inhalt der hferadssekt gesagt ist. Wie aber 
der Waldgang und die Landesverweisung Abstufungen er- 
leiden konnten, sofern der Wille der Parteien solche erheischte, 
so waren auch bei der hferadssekt besondere Ausmachungen 
über die Zeit ihrer Dauer möglich. Nach der Reykdsela 
XVI/86 und Sturlünga 11 S. 255 wird den Aechtem der Aufent- 
halt im Achtbezirk für die Dauer der Lebenszeit Anderer, nach 
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der Beykdsela XDI/es und Finnbogasaga '^/so zwar fbr immer, 
aber unter Ausnahme einzelner Fälle (Anschluss an gewisse 
Personen, Besuch von Verwandten) verboten. 

4. Hatte die Uebertretimg des Verbotes bei der h^radssekt 
die Folge, dass der Aechter allen oder dass er nur bestimmten 
Personen gegenüber innerhalb des Achtbezirkes als friedlos 
galt? Die Quellen drücken sich hierüber nicht klar genug 
aus. Sie sprechen davon, dass der Aechter „ungefriedet fallen*' 
(Reykdsela Xlll/eö), dass er „unheilig sein" (St. I S. 187) solle, 
oder sie erwähnen gar nur den Verletzten als denjenigen, dem 
gegenüber er als Aechter fallen solle (Droplaugarsonasaga ^^/n4). 
Wir werden indessen anzunehmen haben , dass die Friedlosig- 
keit des Aechters innerhalb des Achtbezirkes eine allgemeine 
war, dass also jedweder ihn erschlagen durfte. Dies scheint 
einmal aus der Njäla ••/204 hervorzugehen. Die Befürchtung 
Njäls, dass eine dritte Person den L^ngr erschlagen würde, 
beruht darauf, dass eben Lytingr als Aechter innerhalb dieses 
Bezirkes allgemein angesehen wurde. Es wird sodann durch 
die Eigla ®®/22o bestätigt. Steinarr soll nach Ablauf der ge- 
setzten Frist ungeheiligt fallen, „vor allen den Männern, die 
dem porsteinn Unterstützung leisten wollen". Jedweder konnte 
also das Achturteil vollziehen und dadurch dem Verletzten 
Unterstützung leisten. 

5. Am schwierigsten ist die Frage nach der Grösse des 
Achtbezirkes bei der h^radssekt zu beantwoiten. 

a) In einer Reihe von Fällen ist entweder das betreffende 
Landesviertel ausdrücklich als Achtbezirk hingestellt, oder es 
verlegt wenigstens der Aechter thatsächlich seinen Wohnsitz 
nach einem anderen Landesviertel. 

Hrömundr enn halti (Ldn. III 5), I>örir flatnefr (Reykd«la 
XVL'se), Finnbogi (Finnbogasaga ^®/6o) werden aus dem Nord- 
viertel, Hävardr Isfirdlngr (Häv. s. tsf. S. 50), Loptr Marküsson 
(St. I S. 178), Gudlaugr und die Söhne von Ingi (St. E 
S. 284), endlich die Mörder von I)orgils (St. H S. 255) werden 
aus dem Westviertel verwiesen. An keiner dieser Stellen wird 
allerdings der Ausdruck höradssekt gebraucht. 



Die isländische Bezirksacht (h^radssekt). 265 

Bei Geirri (Ldn. HI *^'28a), Finnbogi (Vatnsdaela **/67), 
Grimr I>orhallsson (Grettissaga **/ioo), Snorri (St. I S. 140), 
Ögmundr (St I S. 222), Sigmundr Kleykir (Ldn. V* ssa) fand 
wenigstens thatsächlich eine Veränderung des Viertels statt; 
hier wird denn auch der Ausdruck h^radssekt gebraucht. — 

b) Im weitesten Sinne uinfasste die h^radssekt demnach 
auch die Verweisung aus dem Viertel. Im engeren Sinne da- 
gegen tritt die hferadssekt der Verweisung aus dem Viertel 
gegenüber. Wie wir nämlich einerseits sahen, dass an den 
Stellen, welche die Verweisung aus dem Viertel als von vorn- 
herein beabsichtigt hinstellen, der Ausdruck h^radssekt nicht 
gebraucht wird, so wird andererseits die Bezirksacht geradezu 
von der Verweisung aus dem Viertel unterschieden. 

In der Sturlünga I S. 140 heisst es: „Snorri zahlte 
12 Grosshunderte und ward aus dem Skagafjördr 
verwiesen und er zog südlich nach Oddi. - Björn zahlte 
sechs Grosshunderte und sollte bezirksgeächtet sein" . Wie 
die Geldbusse Björns nur die halbe des Snorri war, so war 
oflfenbar seine Acht nur die halbe des Snorri. W^ährend Snorri 
sein Viertel verliess, durfte jedenfalls Björn im selben Viertel 
bleiben. Die Bezirksacht unterscheidet sich hier also deut- 
lich von der Verweisung aus dem Viertel. 

In der Sturlünga I S. 187 werden fllnfiährige, dreijährige, 
lebenslängliche Landesverweisung und Verweisung aus dem 
Viertel als Strafen schiedsrichterlich verhängt. Diesen allen 
Strafen gegenüber aber wird von einer besonderen Bezirks- 
verweisung gesprochen. 

In der Sturlünga 11 S. 284 werden je nach der Grösse 
des Vergehens die Achtstrafen verschieden bemessen. Es tritt 
die Dreitheilung auf: Verweisung aus dem Lande, Verweisung 
aus dem Viertel, Verweisung aus dem hörad. 

Gerade die Sturlünga ist für uns werthvoUer, als die 
übrigen historischen Quellen, weil sie die nackten Thatsachen 
zuverlässig wiedergiebt. Wir entnehmen aus ihr, dass die 
höradssekt im eigentlichen Sinne eine räumlich begrenztere 
Acht, als die Verweisung aus dem Viertel darstellte. 
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c) Welchen Umfang besass nun das h^rad, fUr welches die 
h^radssekt im eigentlichen Sinne eintrat. Hier finden wir die 
verschiedensten Angaben. 

Bald ist es die ganze Gegend auf der einen Seite eines 
Meerbusens, für welche die Aechtung eintrat. Hrolleifr wird 
„bezirksgeftchtet , soweit wie die WassergefkUe zum Meere in 
den Skagafjörör fielen (Ldn. Ill/i). V6mundr Fjörleifarsonr soll 
ungefriedet fallen um den Eyjaflördr herum" (Keykdaela XIE/eö), 
Kälfr Guthormsson soll ebenfalls bezirksgeächtet sein fbr den 
Eyjagördr (St. I S. 227), die Gegend um den Eyjafjördr ist 
es gleichfalls, aus der im Jahre 1199 Gudmundr dyri den I)or- 
steinn Jönsson verweist (St. I S. 171). — Da der Skagafjördr 
und Eyjaflördr mächtige Meerbusen waren, ist der Bezirk, über 
welchen hin die Acht sich erstreckt, kein geringer. — 

Bald werden die Grenzen fester abgesteckt. Zwischen der 
Hrütafjardarä und der Jökulsä am Skaga^ördr sollen Hrömundr 
Eyvindarson und Finnbogi geächtet sein (Vatnsdffila ^•'49, ^^/st), 
zwischen dem Vatzflördr am Breidaflörör und Stigi am IsaQördr 
soll I)orvaldr Snorrason ungefriedet sein (St. I S. 187), zwischen 
der Smjörsvallsheidi und der Lonsheidi soll Helgi als Aechter 
fallen (Droplaugarsonas *® lu). — Auch in diesen drei Fällen 
sind es ausgedehnte Territorien, über welche hin die Aechtung 
erfolgt, grosse Bruchstücke des Nord-, West- und Ostviertels. 
Bald ist es wieder ein bestimmter Landstrich, der den Acht- 
bezirk bildet. „Für Flöi" erfolgt die Aechtung der Söhne von 
Önimdr bfldr (Ldn. Vü.aas), „aus der Haide" wurden die Söhne 
von Baugr verwiesen (Ldn. V/*), „aus dem Svarfadardalr" wird 
porleifr Asgeirrson (Fl. I/208), „aus dem Haukadalr" Eirekr 
raudi (Ldn. n/w), aus dem Selärdalr Kalfr illvlti (Bj. s. Hftd. 
S. 72) gewiesen. Die Gegenden von Bardaströnd, Kaudasand, 
Vlkr und der Patreksflördr sind der Achtbezirk in St n 
S. 284. 

Hier sind die Striche bereits kleiner, bilden abgerundete 
Bezirke für sich. — 

An anderen Stellen werden die Entfernungen angegeben, 
bis zu welchen der Aechter sich niederlassen durfte. Glümr 
darf seinem früheren Wohnsitze zu t^^erä nicht näher, als im 
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Hörgärdalr wohnen (^^/ts Glüma), Helgi Fjörleifarson darf die 
Fnjöskä nicht tiberschreiten (Reykdsela Xlll/eö) , Steinarr nicht 
die Langä (Eigla ®®/22o), Hrafnkell nicht die Gegend des 
Fljötsdalshferaa (Hrafnkelss. S. 21). Hier lässt sich eine feste 
Grenze des Achtbezirkes nicht aufstellen, weil nur nach einer 
Richtung hin das gebannte Gebiet bezeichnet ist. — 

Ganz unbestimmt gehalten sind endlich die Angaben, wenn 
es bloss heisst: sie wurden aus den Gegenden im Norden ver- 
wiesen (Ldn. ni *^/288), oder: sie wurden von da aus der 
Gegend verwiesen (Reykdsela XVHI/qs). Hier sind wir ge- 
nöthigt, aus den späteren Schicksalen des Aechters den Um- 
fang seines Achtbezirkes zu entnehmen. — 

d) Es fi-agt sich nun, ob sich für den Umfang dieses höraÄ 
im engeren Sinne eine Regel aufstellen lässt, m. a. W. ob das 
hferad als Achtbezirk ein fester Begriff war, wie das „Land", 
das „Vierter bei der Landesverweisung, bei der Viertelsver- 
weisung. Diese Frage erfordert ein Eingehen auf den Begriff 
des hferafl im Rechte des isländischen Freistaates. 

Während das Wort hferad in den übrigen Ländern der 
skandinavischen Zunge die ein für alle Male feststehende Be- 
deutung eines politischen Verbandes, der Hundertschaft, besitzt, 
geht ihm in Island natürlich von vom herein diese Bedeutung 
ab. Die Besiedelung Islands erfolgte ja bekanntlich nicht durch 
die Gesammtheit eines Volksganzen, sondern im Wege der 
Einzelbesitznahme. Jeder Ansiedler nahm für sich eine be- 
stimmte Strecke in Besitz, er umfuhr diese Strecke mit Feuer 
und heiligte sie sich dadurch. So weit die occupirte Strecke 
reichte, so weit war er unbeschränkter Herr des in Besitz ge- 
nommenen Landes. Erst, als die gesammte Insel besiedelt 
war, als Nachbarn an Nachbarn mit ihren Grenzen zusammen- 
stiessen, als die wirthschaftlichen und rechtlichen Verhältnisse 
ein Zusammentreten der Ansiedler zu grösseren Verbänden er- 
forderten, entstanden die isländischen Gemeinden (hreppar), die 
Thingbezirke, die Viertel, das „Land", als Gesammtheit, bil- 
deten sich für diese Abtheilungen Organe und Vertretungen in 
deQ Zusammenkünften der Gemeinden, den Frühjahrs-, Viertel- 
und Allthingen aus. Nicht also auf der Sippe, dem Grund- 
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besitz, erwuchs in Island die staatliche Gliederung, sondern 
sie war ein rein künstliches Product. Ein h^rad, wie auf dem 
Festlande, konnte also in Island sich gar nicht entwickeln. 
Wenn das Wort dennoch sich vorfindet, so gilt es sein Ver- 
hältniss zu den staatlichen Verbänden des Freistaates fest- 
zustellen. War es identisch mit Gemeinde, mit Thingbezirk? 
Denn dass es nicht das Viertel oder gar das Land umfasst, ist 
bereits aus den obigen Ausführungen ersichtlich. Oder nahm 
es eine selbständige Stellung gegenüber der Gemeinde und dem 
Thingbezirke ein? 

Was nun imsere Bechtsbücher betrifflb, so tritt in ihnen 
h^rad in den verschiedensten Bedeutungen auf. 

I. H^rad bedeutet zunächst bewohnteGegend. 
In diesem Sinne heisst es in Kb. '/n: „Wenn eine Leiche sich 
auf den Halden findet, wo Wasserfälle nach beiden Seiten ab- 
fallen, dann soll man die Leiche zu der Kirche bringen, die 
in der Gegend dem Wasser am nächsten liegt, welches auf der 
Halde der Leiche am nächsten zu entspringt .... dem Wasser- 
laufe nach soll man die Leiche in die bewohnte Gegend 
bringen." Das hörad, als bewohnte Gegend, bildet hier den 
Gegensatz zur öden, wüsten Halde. 

Ebenso heisst es in Kb. ^^Vies : „Wenn Jemand die Sache 
eines Anderen oben auf den Halden oder in unbebauten Gegen- 
den irrthümlich an sich nimmt und dies nicht eher merkt, als 
bis er in bewohnte Gegend (i h6rad) kommt." — 

n. Die Bodenverhältnisse Islands waren der Art, dass die 
ganze Insel von Höhenzügen durchschnitten war, die überall 
Wasserscheiden hervorriefen. Im Gegensatze zu diesen Höhen- 
zügen Messen die Thäler auf beiden Seiten der Wasserscheide 
hferad, ob sie bewohnt oder unbewohnt waren. Die durch 
eine Wasserscheide von einander getrennten Thal- 
striche werden also mit dem Namen h6rad belegt. 
So spricht von h^rad Kb. ***/6i.66. Während also in der 
ersteren Bedeutung allein das Moment der Besiedelung den 
Ausschlag giebt, ist es in der zweiten bereits ein geographisches 
Moment. Das h^rad in der ersteren Bedeutung ist in seiner 
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Ausdehnung unbeschränkt, das in der zweiten Bedeutung ist 
eingeengt. 

in. Mit h^rad wird die Gegend bezeichnet, 
welche ein Kirchspiel ausmacht. Kb. ^/i9: „Der Bischof 
soll sagen lassen in jeder Gegend auf der Kirchenversammlung 
wem man das Geld einhändigen solle, das die Leute dem 
Bischöfe zu zahlen haben." Darum hat auch nach Kb. */i4 
„der Bischof das Hferad so einzutheilen, dass von jeder Wirth- 
schaft jeder zu der Kirche seinen Zehnt zahlen soll." 

IV. Mit hferad wird die Gemeinde, der hreppr, 
bezeichnet. 

„Jeglicher Mann, der seine Wirthschaft in eine Gemeinde 
(hreppr) verlegt, in der er vorher nicht wohnte, soll die Thier- 
marke, die ihm gehört, auf der nächsten Versammlung der 
Gemeinde, in die er gezogen ist, angeben. Wenn jemand in 
dem Hferad ist, dem eine solche Thiermarke bereits zusteht, 
dann soll der später Hinzugezc^ene in dem Hörad sie ablegen." 
Kb.^^'^/ißs. Klar ist hier die Identität von h6rad und hreppr. 

V. Mit hörad wird die Gegend eines värpfng, 
eines Frühjahrsthinges, bezeichnet. In diesem Sinne 
spricht Kb. ®/2i von dem skulldamöt, welches die Heradsmenn 
haben, bekanntlich dem Theile des värpfng, auf welchem die 
Forderungen der Thingangehörigen gegen einander liquidirt 
wurden. In diesem Sinne wird in Kb. ^^^/e gesagt: man soll 
auf dem värpfng alle die aufbieten, die Antheil an der Ver- 
sorgung eines ömagi haben, sofern sie demselben hörad an- 
gehören. In diesem Sinne lässt Sthbk. ^^/ei Kühe und Schafe 
nach der Thingtaxe berechnen, die in dem H fe r a d gilt, spricht 
Sthbk. ®®/i2o von dem hferads er sampinga er. 

VI. Umfassend ist die Bedeutung von hferad im Gegen- 
satze zum Thing, insbesondere zum alplng. Im Gegensatze 
zum Thing bedeutet hferad die Heimath des Thingbesuchers. 
So heisst es in Kb. ^^iah „Wenn Jemand einen Anderen nach 
Wohnsitz und Thingzugehörigkeit im hferad gefragt hat, so 
braucht er nicht darnach auf dem Thinge zu fragen." 

Regelmässig tritt dann mit hörad verbunden das Wort 
heima auf. „Daheim im hferad" oder gar mit dem Zusätze 
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^daheim im hferad am Wohnsitze Jedwedes" drückt stets den 
Gegensatz zum Thinge, die engere Heimath des Betreffenden 
aus. Wenn es sich um das Allthing dabei handelt, so kann 
diese engere Heimath selbst ein grosser Bezirk sein. Das 
Viertel z. B., dem Jemand angehört, ist seine engere Heimath 
auf dem AUthing, die für die verschiedensten Rechtshandlungen 
in Betracht kommt. Im Gegensatze zum all)lng be- 
deutet demnach das h^radsping in Sthbk. ^^^m 
alle kleineren Thinge, das Viertels- wie das Früh - 
Jahrsthing mit eingeschlossen. 

Vn. Eine absonderliche Bedeutimg besitzt endlich der 
Begriff hferarf in Kb. ^®1'72. Für die Durchführung der gesetz- 
lichen Waarentaxen sind bestimmte Bezirke auf der Insel ge- 
bildet, für deren jeden gesetzliche Oberaufeeher ernannt werden. 
Von mehreren dieser Bezirke giebt die Kb. die Grenzen an. 
Der erste Bezirk soll reichen von Langanes bis zur Lönsheiöi, 
der zweite von der Lönsheidi bis zur Amarstacsheidi, der dritte 
von der Amarstacsheidi bis zur I)iorsänTiündung, der vierte 
von dort bis nach Reykianes. Die einzelnen Bezirke haben 
darnach einen weiten Umfang, mnfassen jedweder ungefähr ein 
halbes Viertel. Sie sind ferner ohne Rücksicht auf die Viertels- 
eintheilung gebildet. — 

So viel geht aus der Prüfung der von den Rechtsbüchem 
gebrauchten Nomenclatur hervor, dass es an einer festen, ab- 
geschlossenen Bedeutung des Begriffes h6rad durchaus gebrach. 
Es überwog zweifellos die allgemeine Vorstellung von „Gegend", 
„Strich**, der, bez. dem Jemand angehörte; ob dies nun mit 
Rücksicht auf den Kirchen- oder Gemeinde- oder Thingverband, 
oder ob es lediglich mit Rücksicht auf die geographische Lage 
seiner Heimath geschah, war in zweiter Reihe erst von Be- 
deutung. 

Diese Unbestimmtheit des Begriffes von hörad tritt in 
gleicher Weise in den Geschichtsquellen hervor. Auch in ihnen 
besitzt h^nUt die verschiedensten Bedeutungen. Die Landnäma 
spricht zum Beispiel von god h6rud, guten Gegenden in dem- 
selben Sinne, wie wir von guten Gegenden sprechen, sie lässt 
einem hferad Orte aus verschiedenen Vierteln angehören (1 19), 



Die isländische Bezirksacht (h^dssekt). 271 

ein anderes Mal versteht sie darunter die Gegend um einen 
Meerbusen herum (Ldn. in/12), als höradsping bezeichnet sie 
in Uebereinstimmung mit der Eyrbyggja das {)örsnesl)lng (11 12, 
Eyrb. 4) u. s. f. 

Hiemach scheint -nur eine zweifache Wahl für unsere 
h^radssekt übrig zu bleiben. Entweder müssen wir es aufgeben, 
eine feste Formel für den Umfang der h^radssekt zu gewinnen, 
oder wir müssen nachweisen, dass bei der h^radssekt stets eine 
und dieselbe Bedeutung von h^rad vorschwebte. Versuchen 
wir es zunächst mit dem Letzteren. Dass h^rad bei der h^rads- 
sekt nicht das Viertel bedeutete, ist bereits erörtert worden. 
Es könnte also möglicherweise noch die pfngsökn und den 
hreppr bedeuten. Denn die übrigen Bedeutimgen von h^rad, 
die wir vorfanden, sind entweder ohne rechtlichen Inhalt oder 
sie sind zweifellos nicht anwendbar. — 

Gegen die Auffassung des h^rad in der höradssekt als 
hreppr spricht nun klar der Umfang, welchen der Achtbezirk 
in der Mehrzahl der Fälle besitzt Die Gegenden um den 
Skaga- und EyjaQördr, zwischen HrütaQardarä und Jökulsä, 
Vatzflördr und Stigi, Smjörsvallsheidi und Lonsheidi sind so 
ausgedehnte Districte, dass an einen hreppr von vornherein 
nicht zu denken ist, und auch die kleineren Districte von Flöi, 
der Haide umfassten auf alle Fälle mehrere hreppar. 

Der Auffassung des härad als plngsökn steht aber das 
Bedenken entgegen, dass die l)lngsökn gar kein territorialer, 
sondern ein persönlicher Verband war. Die Gründe, mit 
welchen Maurer die Auffassung von der territorialen Natur der 
Thingverbände bekämpfte, sind so triftige, dass sich gegen sie 
nicht leicht etwas einwenden lässt. Wenn jeder Bauer inner- 
halb seines Landesvieilels sich den Goden frei wählen konnte 
und wenn die Aufkündigung der Thingzugehörigkeit eine Ver- 
änderung des Wohnsitzes nicht nothwendig zur Folge hatte, so 
lässt sich rechtlich von einer territorialen Natur der Godorde 
nicht reden. Waren aber die Godorde persönliche Verbände, 
so war eine Aechtung für die pfngsökn eine Aechtung nicht 
gegenüber allen Personen innerhalb eines bestimmten Bereiches, 
sondern nur gewissen Personen gegenüber, bei diesen aber 
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gleichgiltig wo sie sich befanden. Bei unserer höradssekt trat 
dagegen klar hervor, dass die Aechtung für einen territorialen 
Bezirk erfolgte. — 

DerBezirk der h^radssekt deckt sich demnach 
rechtlich mit keinem der politisch bedeutsamen 
Bezirke, welche die •isländischen Rechtsbücher 
kennen. — 

Sollen wir deshalb daran verzweifeln, ein gewisses Princip 
für den Geltungsbezirk der hferadssekt zu entdecken? Wo 
sich ein technischer Name für eine rechtliche Bildung vor- 
findet, ist anzunehmen, dahs diese nach allen Seiten hin ab- 
gerundet und ausgewachsen ist. Sollte gerade der eigentliche 
Kardinalpunkt bei der h^radssekt, derjenige, nach dem sie ihren 
Namen trägt, ganz unbestimmt gewesen sein? 

Es ist bemerkt worden, dass die Auffassung der Godorde 
als persönlicher Verbände wohl rechtlich zutreflFend sei, dass 
man aber thatsächlich bereits in der Freistaatszeit mit dem 
Begriffe des Thingverbandes eine geographische Vorstellung 
verbunden habe. K&lund hat darauf hingewiesen, dass nur 
unter der letzteren Voraussetzung es verständlich ist, wenn 
die Jämsfda und die Jönsbök die alten Thingnamen als Be- 
zeichnungen für bestimmt abgegrenzte Bezirke verwenden, ohne 
es für nöthig zu halten, die Grenzen dieser Bezirke anzugeben. 
Er hat weiter auf einige Urkunden des Diplomatarium Islandi- 
cum Bezug genommen, in welchen Waarentaxen für die Arnes 
flngsökn und die Bangaelnga I)lngsökn aufgestellt werden 
(D. J, I S. 490. 492. 316. 318), was nur dann erklärlich ist, 
wenn die I)lngsökn als ein territorialer Verband gedacht ist. 
Mit diesen Urkunden stimmt die bereits erwähnte Stelle der Kgbk. 
^•''/72, stimmen einige weitere Stellen der Rechtsbücher überein, 
in welchen von plngmark, plngsökn ausdrücklich geredet wird. 
Wie auch im Leben das Godord regelmässig als Herrschaft 
über einen bestimmten District aufgefasst wurde, ist bereits 
von Maurer (Island S. 41. 42) dargethan worden. 

Eben Maurer hat mit Recht darauf hingewiesen, dass die 
Auffassung des Godords als territorialen Bezirks besonders mit 
der Stürlüngenzeit hervortritt. Die Vereinigung mehrerer 
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Godorde in einer Hand, wie sie in der Sturlüngenzeit sich des 
Oefteren zeigt, bewirkte eine thatsächliche Herrschaft über 
einen bestimmten Bezirk. 

Wenn nun unser Institut der häraSssekt eben 
erst jener Zeit seine Entstehung verdankte, in 
welcher das Godord aus einem persönlichen zu 
einem territorialen Verbände sich umgestaltete? 
Wir hätten dann wenigstens eine Formel für die Zurückführung 
der verschiedenen Fälle auf einen Ausgangspunkt gefunden. 
Das hörad der höradssekt wäre dann eben der territoriale 
Machtbezirk, den das eine Godord oder die mehreren Godorde, 
welche Jemand besässe, bildeten. 

Die Beantwortung dieser Frage schliesst, wie man sieht, 
zugleich eine Beantwortung der Frage nach dem Alter der 
h^radssekt in sich. Entscheidet man sich von vornherein dahin, 
in der höradssekt eine alte Form der Friedlosigkeit zu er- 
blicken, welche etwa der räumlich beschränkten Friedlosigkeit 
des älteren schwedischen und dänischen Rechtes entspricht, 
wie es z. B. Balduin Einarsson (Juridisk Tidsskrift Bd. XXII 
1834 S. 281) thut, so wird man zu der Zurückfbhrung des 
h^rad auf die pfngsökn freilich nicht greifen können, da in der 
ältesten Zeit das Godord ein rein persönlicher Verband war. 
Die Zurückführung des h^rad auf die pfngsökn involvirt zu- 
gleich die Annahme von der späteren Entstehung der hferadssekt. 
Es bleibt uns andererseits auch nur eine zweifache Annahme 
über das Alter der höradssekt übrig. Wir müssen die hferadssekt 
entweder für den Rest einer antiquirten oder wir müssen sie 
für eine ganz junge Bildung halten. Denn dass sie keine 
regelmässige Bildung der Freistaatszeit war, bezeugen die Rechts- 
bücher, welche trotz ihrer Geschwätzigkeit von ihr gar nichts 
wissen. Entweder wissen sie noch nichts von ihr, oder sie 
wissen nichts mehr von ihr, da sie als besonders übliche Form 
der gewillkürten Acht, welche von der gesetzlichen Acht ab- 
wich, von ihnen nicht übergangen werden konnte, falls sie ihnen 
bekamit war. 

Es ist demnach die doppelte Frage zu beantworten: steht 

Lehmann, Der Königsfriede. 18 
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das hörad der höradssekt in einem Zusammenbange mit der 
pfngsökn? und 
ist das Institut der höradssekt ein späteres? 

Gehen wir zunächst an die Beantwortung der ersteren Frage, 
so können wir den Nachweis, dass wirklich der Achtbezirk bei 
der h^radssekt mit der pfngsökn in Zusammenhang gestanden 
hat, auf doppeltem Wege erbringen. Einmal terminologisch, 
üeQIs es uns gelingt nachzuweisen, dass das h^rad gerade in 
späteren Quellen als identisch mit |)fng8ökn auftritt. Sodann 
sachlich durch Vergleichung des jedesmaligen Achtbezirkes bei 
der h^radssekt mit dem Umfange der einen plngsökn oder der 
mehreren pfngsöknir, welche in Betracht Jcommen könnten. 
Finden wir, dass beide übereinstimmen, so können wir den 
Beweis als geführt ansehen. 

Was nun zunächst die Terminologie angeht, so ist so viel 
ganz zweifellos, dass hferad gerade in späteren Quellen die 
territoriale pfngsökn ausdrücken soll. Während die 
älteren Sögur hörad in derselben unbestimmten Weise verwen- 
den, wie wir es in den Rechtsbüchem wahrnahmen, tritt in 
der Sturlünga, der ausgiebigsten Quelle für unsere hferadssekt, 
die Verwendimg von h^rad oder dem gleichbedeutenden sveit 
für plngsökn scharf hervor. Von dem hferad oder der sveit 
des Grimr Snorrason (St I S. 135), des Sigurdr Ormsson (I 
S. 202), des I>ördr Sturluson (I S. 303), des Kolbeinn Tumason 
(I S. 324) wird gesprochen. Im Jahre 1244 will Kolbeinn 
nicht „die sveitir oder Godorde aufgeben, welche dem 
Sighvatr gehört hatten" (ü S. 65). Durch Krankheit mürbe 
geworden, bequemt er sich im Frühjahr 1245, dem I>ördr „die 
sveitir" nördlich der Oxnadalsheidi zu überlassen, während 
„alle herud" westlich der Oxnadalsheidi bis zum HrtitaQördr 
dem Biandr Kolbeinsson übertragen wurden (11 S. 66). In dem 
Briefe, welchen Brandr im Jahre 1246 an Gizurr I^orvaldzson 
richtet, spricht er von „unserem hferad am Skagafjördr" 
(n S. 69). Im Jahre 1247 eignete sich fördr „alle sveitir am 
BorgarQördr und alles Gut des Snorri Sturluson" an und 
ebenso das „H6rad am Borgarfjördr" (11 S. 78). Im 
Winter darauf unterwarf er sich „alle hferud im Nordviertel" 
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(n S. 79). Nach dem Vertrage von 1250 soll Hrani Kodransson 
„dem hferad am Eyjaflördr vorstehen" (U S. 81) und was der- 
gleichen mehr sind. Es lässt sich in diesen Fällen die bloss 
locale Bedeutung von hferad als Gegend nicht mehr festhalten, 
offenbar besitzt das Woi-t einen ganz bestimmten Sinn, den 
von pfngsökn. 

Mit der Sturlünga stimmen darin die späteren sögur 
überein. Die Flöamannasaga, Grettla, Haensapörissaga, Ljösvetn- 
Inga, alles Geschichtsquellen firühestens aus der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts, gebrauchen hörad und sveit im selben 
Sinne der pfngsökn, wie die Sturlünga. Der Gode ist ihnen 
ein „forrädsmadr hferadsins (H. !>. S. 142), ein forstjöri hferads- 
ins (Fl. S. 128). In dem Vei^leichsformulare , welches die 
Grettla in stümperhafter Weise aus einem Rechtsbuche abge- 
schrieben hat, werden die zum Högranespfng zugehörigen Thing- 
leute „höradsmenn" genannt ('*/i64). Von der sveit des 
I)orkell (S. 149) und des I)(3rir Helgisonr (S. 156) spricht die 
Ljösvetnfnga. 

Späteren Quellen scheinen denn auch zwei Bezeichnungen 
für den Goden und seine Thätigkeit anzugehören, welche vom 
hferad hergenommen sind: h^radshöfdlngi und h^radsstjöm. 

H^radshöfdüigi finde ich, ausser in der Sturlünga, nur noch 
in der Grettla C^/ioi), Eigla (^''^/^so), Hardai-saga Grimkelssonar 
('V92) und Vatnsdsßla (^Vso), wozu man den sveitarhöfdlngi des 
I>ättr af I>orsteini hvlta (S. 36) rechnen kann. H^radsstjöm 
tritt in der Grettla (**/ii9), Haensapörissaga (*/i2«), Ljösvetnfnga 
(S. 132), der Vallaljötssaga (S. 715), allerdings auch der Glüma 
(S. 58) auf. Beide Bezeichnungen gehen dagegen den Rechts- 
büchem, wie den besten Sögur ab. — 

Wenn wir so auf der einen Seite die Verwendung von 
hörad für den Thingbezirk uns erst in späteren Quellen des 
Häufigeren entgegentreten sehen, so finden wir auf der anderen 
Seite in mehreren der obigen Berichte ganz zweifellos einen 
Zusammenhang zwischen Achtbezirk und Thingbezirk aus- 
gedrückt. 

Am besten tritt dies in der Vatnsdaela hervor. Es fSUt 
auf, dass in beiden Stellen, welche den Umfang des Achtbezirkes 

18* 
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angeben, die Grenze in durchaus gleicher Weise bestimmt 
wird. Hieraus ergiebt sich der wichtige Schluss, dass nicht 
von Fall zu Fall verschieden, sondern nach einem bestimmten 
Princip in gleicher Weise der Achtbezirk der hferadssekt be- 
messen wurde. Im vorliegenden Falle der Vatnsdsßla war dies 
iedenfalls der Thingbezirk des I>orsteinn Ingimundsson , von 
dem es in "lu heisst: „I)orsteinn machte sich zum Häuptling 
über die Vatnsdalbe wohner und über Vestrhöp, sowie alle die 
Gegenden, welche sein Vater besessen hatte." Von letzterem 
wird aber in ^^/26 gesagt: „Ingimundr wurde bald Häuptling 
der Vatnsdalbewohner und der Gegenden, die am nächsten 
lagen**. Die Beschreibung der pfngsökn von Ingimundr und 
I>orsteinn stimmt also durchaus zu der Beschreibung des Acht- 
bezirkes, fttr welchen I)orsteinn den Hrömundr und Finnbogi 
ächtet. 

Die Vatnsdsela ^eigt also ein schlagendes Bei- 
spiel dafür, dass ein Gode für seinen Thingbezirk 
die Aechtung ausspricht. 

Ein zweites schlagendes Beispiel, welches ich mir bis hier- 
her verspart habe, zeigt die Sturlünga. Im Jahre 1196 ächten 
die Goden Gudmundr d^ri imd Eolbeinn Tumason den Runölfr 
Nicolassen. „Runölfr ward bezirksgeächtet und sollte sich nir- 
gends aufhalten, wo Gudmundr und Eolbeinn Herrschaft (manna- 
forräd) hatten" (St. I S. 148). Hier wird ausdrücklich die 
Aechtung für das Herrschaftsgebiet der ächtenden Goden hin- 
gestellt. Da jeder der beiden Goden mehrere Godorde in seiner 
Hand vereinigte, erstreckte sich in diesem Falle die Aechtung 
über einen weiten Bezirk hin, der vom Eyjafjördr bis zum 
Skagaflördr reichte. 

Diese beiden Beispiele ermuthigen uns, auch in anderen 
Fällen zu versuchen, den Zusammenhang von hferad und 
ptiigsökn herzustellen, und zwar betrachten wir zunächst die 
Berichte aus dem Nordviertel 

In dem Falle der Landnäma Uli 20 wird der Verfasser an die 
pfngsökn des Ljösvetnfngagoden I>örgeirr gedacht haben. Denn 
I>örgeirr ist nach der Beykdsela S. 98 der die Acht aussprechende 
Schiedsrichter, in seiner Gegend ist die verbrecherische That. 
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verübt worden, aus seiner G^end zieht in der Folge der 
Aechter fort. 

In dem Falle der Ldn. Uli 4 kommen drei Landnahmemänner 
als Verletzte in Betracht, Höflla-I)ördr, Uni und Saemundr zu Sse- 
mundarhlid (cf. Vatnsdsela S. 18. 31. 34). Ihre Oebiete stiessen 
an einander und machten das östliche Küstenland am Skaga- 
fiördr aus (cf. K. Karte 11 S. 1). Da Höfaa-I)örar unter den 
Dreien deijenige ist, der die Landgabe machte und der die 
Aechtung aussprach, wird ihn die Ldn. als Goden über dies 
Gebiet angesehen haben. Wenn er also den HroUeifr ächtete, 
„soweit die WasseigefiQle in den SkagaQördr fielen", so ächtete 
er ihn eben für seine |)üigs6kn. 

In dem Falle der Glüma ^•/ts dürfte die flngsökn des 
Glümr, also des Geächteten eigene pfngsökn, als Achtbezirk 
gedacht sein. Glümr hatte das alte Godord des Ingjaldr zu 
tverä (Glüma S. 13. 14. 1. Ldn. UHm. «2«). Der Hörgärdalr, 
der als Grenze der Aechtung angestellt wird, gehörte dagegen 
bereits ziu* l)lngsökn des |>örir Helgason, der zu Laugaland 
wohnte (Ijösvetnlnga */iö5). 

In dem Falle der Beykdsela Xlll/es ist offenbar an die 
territoriale pfngsökn gedacht. Die beiden Schiedsrichter Askell 
und Eyjölfr sind Goden am Eyjaflördr, Askell Gode zu Hvamm 
(ReykdsBla S. 2), Eyjölfr Gode zu Mödruvellir (Reykdsela S. 41). 
Das Gebiet des Einen lag nordöstlich, das des Andern süd- 
westlich vom Eyjaflördr. Wenn wir beide I)fngsöknir als Acht- 
bezirke für V^mundr annehmen, so rechtfertigt es sich, dass 
die Saga die Aechtung als „um den Eyja^ördr" ei^ehend schil- 
dert, da eben beide Küsten des Fjördr Achtbezirke waren. Es 
kommt aber weiter in Betracht, dass nach dem Schiedssprüche 
Helgi nur nördlich der Fnjöskä ungefriedet fallen sollte. Da 
Helgi zur Partei des Goden Eyjölfr gehört, so wird die ganze 
Bestimmung nur verständlich, wenn wir die Fqöskä als Grenze 
der beiden I>üigsöknir ansehen. Sie besagt dann, dass Helgi 
im Gebiete des gegnerischen Goden Askell ungefriedet sein 
solle, was der Sachlage ja durchaus entspricht. 

In dem Falle der Reykdsela XXVII/ise bezieht sich die 
Aechtung offenbar auf den Bezirk des Goden Askell, in dessen 
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plngsökn der Wohnsitz von I>örbergr lag. Denn der ihm neu 
bestimmte Wohnsitz zu Lundarbrekka fiel in die plngsökn der 
Ij6svetnlnger (Ljösvetnlnga S. 272). 

Bezüglich der Fälle der Flateyjarbök und der Sturlünga 
I S. 140 lässt sich eine Entscheidung nicht treffen. 

Was den Fall der Sturlünga aus dem Jahre 1212 betrifft, 
so ist offenbar die püigsökn des Hallr Eleppjämsson, der zu 
Hrafiiagil hauste (St. I S. 225), gemeint. Hallr Kleppjämsson 
hatte nach St. I S. 213 sein Godord nördlich von der Öxnar 
dalsheidi. Der Wohnsitz des Aechters Kälfr lag innerhalb dieser 
|)(ngsökn, nämlich zu Grund, südwärts von Hrafhagil. Etengr, 
der Schiedsrichter und Verhänger der Acht, verwaltete als 
Vormund und Blutkläger für die unmündigen Kinder von Hallr 
dessen Godord (St. I S. 226). Er verbannt also den Kälfr aus 
seinem Thingbezirke. 

Was den Fall der Sturlünga aus dem Jahre 1199 betrifft, 
so ist Schiedssprecher in ihm Gudmundr d^, also ein Gode. 
Die Godorde des Gudmundr (Öxnadalr, FJjöt) lagen um den 
Eyjaflördr. Wenn also aus der Gegend um den Eyja^ördr der 
|)orsteinn verwiesen wird, so wird die Sturlünga an die plngsökn 
des Gudmundr gedacht haben. 

Was demnach die Berichte aus dem Nordviertel betrifft, 
so lassen sie, soweit sie genaue Angaben enthalten, sich sämmt- 
lieh mit der Auffassung des h^rad als I)(ngs6kn vereinbaren. Ja 
in einigen von ihnen ist diese Auffassung die einzig mögliche. 

Bei den beiden Berichten aus dem Ostviertel, welche 
verwendbar sind, ist die Auffassung des h^rad als I)(ngsökn 
ebenfalls sehr wohl angänglich. Hra&kell muss ja seinen Wohn- 
sitz und sein Godord aufgeben, welches letztere sich in erster 
Linie auf die Bewohner des Jökulsdalr erstreckte (Hr&ks. S. 4). 
Sein neuer Wohnsitz lag am Lagarfijöt, also vom Jökulsdalr 
durch die Fljötsdalsheidi getrennt (K. H S. 193 Karte). — In der 
Droplaugarsonasaga aber ist der Geächtete für friedlos erklärt 
gegenüber Helgi Asbiamarson, d. h. gegenüber dem Goden 
aus Mjöfanes, welcher sein Godord nach S. 33 in Gemeinschaft 
mit Hrafokell I>örisson hatte, jedoch so, dass es sich „fyrir 
austan vatn" erstreckte, womit doch wohl die Jökulsä gemeint 
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ist Die Thingstätte von Helgi war zu Kiflafell (S. 92). Dies 
Alles stimmt mit dem Achtbezirke „zwischen Smjörsvallsheidi 
und Lönsheidi" gut tiberein, da jene südlich vom Väpnaflördr, 
diese südlich vom Alptai^ördr lag. 

Von den Berichten aus dem West viertel kommen die 
drei ersten, weil sie von der Viertelsverweisung handeln, und der 
letzte, weil er keine Grenzen des Achtbezirkes angiebt, nicht 
in Betracht. Es bleiben somit fbnf Berichte übrig. Von diesen 
ist der Bericht der Eigla zu verwenden. Egill, der Schieds- 
richter, war als Erbe seines Vaters Skallagrimr Gode für die 
ganze Gegend von Myrar (^^/st, ^^/uo, ®^'216, ®*/ai9). Sein 
Thingbezirk erstreckte sich also auch auf den Wohnsitz des 
Önundr, Anabrekka. Der Ort, nach welchem der geächtete 
Önundr zieht, Leirulsek, gehörte dagegen zur pfngsökn des 
Tempelgoden Oddr, der zwischen Langä und Hvftä südlich von 
der Skardsheidi seine t)fngsökn hatte (^^/sas). 

Auch für die Bjamarsaga dürfte sich keine Schwierigkeit 
ergeben. Der Selärdalr lag südlich am HvammsQördr (K. I. 
S. 395), der HraundaJr dagegen in der Gegend der Hvltä, im 
Bezirke der Myramenn. Wie jetzt die beiden Orte zu ver- 
schiedenen Sysseln gehören, der Selärdarl zur Sne^seldsnaes- 
syssel, der Hraundalr zur Myresyssel, so werden sie in älterer 
Zeit zu verschiedenen p^ngsöknir gehört haben. 

In dem Bezirke der Sturlünga aus dem Jahre 1213 sind 
unter dem Achtbezirke jedenfalls die plngsöknir des getödteten 
Hräfn verstanden, Hräfn Sveinbjamarson war Gode im Amar- 
fy^rir (Hrafnssaga ^/276, V278) nicht nur, sondern auch im 
D^raßördr und Selärdalr (Hrafnssaga ^/ets), ja bis zu den 
Bardarströnd dehnte sich seine Herrschaft aus (Hrafnssaga ^/ets). 
Der geächtete l)örvaldr stiess mit seinem Godord an das des 
Hrafn. Er war im Isaflördr Gode (Hrafiissaga ®/28ö. 286, *®/289). 
Wenn also pörvaldr im Vergleiche von dem Vatzflördr am 
Breidafjördr bis nach Stigi am IsaQördr geächtet wird, so um- 
fasst der Achtbezirk hauptsächlich die I)lngsökn des Hräfn^ 
dabei freilich auch einen Theil der eigenen I)fngsökn des I>ör- 
valdr. Auf diesen letzten Punkt bezieht sich die Clausel des 
Vergleiches, wonach alle Thingleute der törvaldr, die in dem 
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Achtbezirke angesessen wären, aus seinem Thingverbande ge- 
schieden sein sollten. 

Nichts dagegen weiss ich mit den Berichten der Ldn. Ulli 
und Sturlünga n. S. 284 anzufangen. Was den ersten betrifft, 
so lag die SuSrey in so unmittelbarer Nähe des Haukadalr, 
dass der territoriale Thingbezirk fbr beide jedenfalls der 
gleiche war, und was den Bericht der Sturlünga angeht, so 
suche ich vergeblich nach dem Principe der in ihr ausge- 
sprochenen Acht-Grenze. 

Ebensowenig vermag ich die beiden Berichte der Ldn. V/4 
aus dem Südviertel zu verwerthen. Der Strich von „F16i" 
sowohl, als die „Haide" erscheinen von zu geringer Ausdehnung, 
als dass sie für eine territoriale plngsökn verwendet werden 
könnten und die Orte, an welchen die Ächter ihre späteren 
Wohnsitze aufschlugen, befanden sich in so unmittelbarer Nähe 
ihrer alten Wohnplätze, dass man an einen Wechsel der pfng- 
sökn nicht denken kann. 

In der Mehrzahl der Fälle, sahen wir, liess sich der Bezirk 
der höradssekt mit der territorialen t)(ngsökn zusanmienbringen. 
Dieser Zusammenhang beider ist freilich kein grundsätzlicher, 
sondern ein lediglich thatsächlicher , aber da er doch eben in 
der Mehrzahl der Fälle Platz greift, ist er für die ganze Ab- 
leitung des Institutes von Bedeutung. Wenn wir nämlich für 
den Achtbezirk der hiradssekt zwar kein ewiges Gesetz auf- 
gefunden, aber doch so viel festgestellt haben, dass das h^rad 
der hferadssekt in der überwiegenden Zahl der Fälle die terri- 
toriale pingsökn war, so ergiebt sich daraus, dass unser ganzes 
Institut muthmaasslich erst in späterer Zeit entstanden ist. 
Und hiermit kommen wir auf die letzte Frage, die zu beant- 
worten war. 

6. Die späte Entstehung der h^radssekt scheint uns aber, 
von dem eben bemerkten Grunde abgesehen , aus folgenden 
Umständen sich zu ergeben: 

a) dem völligen Schweigen der Rechtsbücher über die 
h^radssekt. Wenn ebensowenig die ältere Konungsbök, wie 
die jüngere Stadarhölsbök von ihr etwas weiss, so deutet dies 
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jedenfalls eher auf eine ganz jugendliche, noch nicht recht 
anerkannte , als auf eine ganz alte , bereits ausser Uebung ge- 
kommene Bildung hin. Denn in der Egbk., besonders im 
Abschnitte Vfgslödi und Baugatal werden viele bereits anti- 
quirte Rechtssätze noch treu bewahrt ; und dass andrerseits die 
hferadssekt im 13. Jahrh. noch nicht verschwunden war, geht aus 
der Sturlünga hervor. 

b) der ganzen juristischen Gestaltung der höradssekt. Wir 
erkannten als gemeinsames Moment bei dem Waldgange und der 
Landesverweisung, neben dem Ausschluss vom ganzen Bechts- 
verbande den Verlust des ganzen Vermögens. Von diesen 
beiden Momenten ist das letztere aber der Friedlosigkeit im 
ganzen Norden eigenthümlich. Sowohl in Norwegen, als in 
Schweden, als in Dänemark ist die älteste Friedlosigkeit mit 
der Wirkung ausgestattet, dass der Ächter sein Hab und Gut 
verliert. Hieraus können wir mit Sicherheit entnehmen, dass 
Waldgang und Landesverweisung hierin den älteren Typus der 
Friedlosigkeit darstellen. Folglich stellt die h^radssekt eine 
jüngere Formation der Ächtung dar. 

c) dem häufigen Auftreten der h^radssekt gerade in jünge- 
ren Quellen. Ein volles Viertel der angezählten Berichte 
gehört allein der Sturlünga, gerade derjenigen Quelle, welche 
die letzten Schicksale des Freistaates behandelt, an. In jünge- 
ren Quellen, wie der Grettla imd Sturlünga, prägt sich das 
Auftreten der h^radssekt auch darin aus, dass einerseits für 
die schweren Formen der Acht (sköggangr und Qörbaugsgardr) 
die Wendung: zum Ächter machen über das ganze Land 
(gera sekan um allt landit; Grettla ^^/los. 104), andrerseits bei 
den blossen Vermögensstrafen der Zusatz: „er sollte sich auf- 
halten können, wo immer er wollte** (ok skyldi hann vera far 
sem hann vildi St. I. S. 166. 140) gebraucht wird. Beides ist den 
Bechtsbüchem fremd. Da begriffliches Moment der Acht ihnen 
die Verweisung aus dem ganzen Bechtsverbande ist, heben 
sie dies nicht erst bei der sekt hervor, und da sie eine Be- 
schränkung des Aufenthaltes nicht kennen, sondern nur völlige 
Freiheit oder völligen Ausschluss, so wäre die Wendung „er 
sollte bleiben können, wo immer er wollte** von ihrem Stand- 
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punkte aus nicht recht verständlich. Wohl aber ist sie es da, 
wo man eine partielle Verweisung kennt. 

d) dem Fehlen der hdradssekt in gewissen ganz zuver- 
lässigen Sögur.. Äri's Islendingabök, die ehrwürdige Eyrbyggja, 
die Laxdaela, Gunnlaugssaga und Heidarvlga erwähnen von der 
höradssekt so wenig dem Namen, wie der Sache nach etwas, 
wiewohl wenigstens Eyrbyggja und Laxdsela ziemlich umfang- 
reich sind. Die sonstigen älteren Sögur, in denen sie auftritt, 
Glüma, Eigla, Isfirdlnga, Hrafidkelssaga, Droplaugarsonasaga, 
gebrauchten mit Ausnahme der Glüma wenigstens den Aus- 
druck h^radssekt noch nicht In der Vatnsdsela, GretÜa, Njäla, 
Finnbogasaga , Reykdsela, Bjamarsaga HltdsBlakappa , dem 
Brandkrossapättr , der Flateyjarbök , Quellen also, die erst der 
zweiten Hälfte des 13. oder gar erst dem 14. Jahrh. angehören, 
wird sie dagegen als bekannt vorausgesetzt. 

e) Beirren darf nicht, dass die hferadssekt von den Quellen 
bereits in das neunte und zehnte Jahrh. hinaufgesetzt wird. 
Wenn insbesondere die Landnäma von Voi^ängen aus der Zeit 
der Besiedelung berichtet, bei denen die höradssekt eingetreten 
sei, so wird man hierin bloss die Einkleidung in ein modernes 
Gewand zum Zwecke der besseren Veranschaulichmachung zu 
erblicken haben. Wenn erst von Ulfljötr ab Island als ein 
Staatengebilde anzusehen ist, wenn für die voraufgehende Zeit 
weder von einem Allthing noch von Landesvierteln die Bede 
sein kann, und wenn andrerseits die Godorde erwiesener- 
maassen in der älteren Zeit persönliche Verbände waren, 
so können die Verweisung aus dem Viertel, in welche Eyvindr 
Sörkvir (Ldn. IH/o) und Finnbogi (Finnbogas. 28/50), die 
hferadssekt, in welche HroUeifr enn mikli (Ldn. III/4), die 
Söhne von Baugr (Ldn. V;4), die Söhne von Önündr bfldr 
(Ldn. V/4), Finnbogi (Vatnsdsela 35/57) verfielen, unmöglich 
als rechtliche Bildungen angesehen werden. Die berichteten 
Vorgänge gehören sämmtlich der Zeit vor Ul^öts Gesetz- 
gebung an, der Zeit, in welcher ein^ Bechtsordnung für Island 
noch gar nicht existirte. Es kann sich demnach nur um eine 
thatsächliche Verweisung der genannten Personen handeln, 
welche der Schriftsteller unter Berücksichtigung der späteren 
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Wohnsitze in das Gewand der ihm bekannten Verweisung aus 
dem Viertel oder höraö kleidete. Aus diesem Grunde erklärt 
es sich auch, wenn die Ldn. den Eyvindr Sörkvir zum Viertels- 
verwiesenen macht, wo ihn die Vatnsdsela bloss bezirksgeächtet 
sein lässt (Ldn. in/5 mit VatnsdSBia 29/49). 

Das Gleiche wird man auch für die Fälle sagen müssen, 
in denen der Widersinn nicht so klar hervortritt, wie in den 
obigen Fällen. Was die dem 13. Jahrh. angehörigen Sögur 
für das 10. und 11. Jahrh. von der h^radssekt berichten, 
werden wir mit ziemlicher Skepsis aufzunehmen haben. Da es 
nicht durch die Bechtsbücher gestützt wird, ist es in seiner 
rechtlichen Einkleidung besser als ein Erzeugniss der Zeit, in 
welcher die Verfasser der Sögur lebten, aufzufassen, denn als 
ein altes Kechtsinstitut. Die üblen Erfahrungen, welche wir 
an der Njäla bezüglich ihrer Zuverlässigkeit in juristischen 
Dingen machen, müssen uns auch mit Bezug auf die übrigen 
Sögur vorsichtig stimmen. Hier zumal, wo mehrere andere 
schwerwiegende Gründe gegen das Alter der höradssekt spre- 
chen, werden wir zu doppelter Vorsicht gemalmt Sprechen 
also die Sögur von der h^radssekt, so ist damit nur bewiesen, 
dass dem Verfasser das Institut bekannt war, nicht, dass es 
auch in der grauen Vorzeit bereits galt, in welche die Er- 
zählung hinaufgreifL Da nun aber die sämmtlichen Sögur, 
welche von der hftradssekt berichten, nicht über die Mitte des 
13. Jahrh. hinaufreichen, so ist erst für den Schluss der Frei- 
staatszeit die Geltung des Institutes unwiderleglich erwiesen. 

Fassen wir Alles zusammen, was wir über unser Institut 
bemerkt haben, so stellt sich uns die h^radssekt als eine im 
Wege der Privatvereinbarung zu Stande kommende Aechtimg 
dar, welche sich nur gegen die Person, nicht gegen das Ver- 
mögen des Geächteten unmittelbar richtet, und welche sich auf 
einen engeren Bezirk innerhalb des Landes, vornehmlich auf 
das Viertel und die |)üigsökn erstreckt. Eben wegen dieser 
beiden Abweichungen von der eigentlichen Acht scheint die 
h^radssekt erst das Erzeugniss einer ganz späten Zeit zu sein, 
in welcher die einzelnen Viertel sich als geschlossene Ganze 
bemerkbar machten, und in welcher aus der ursprünglichen 
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persönlichen pingsßkn eine territoriale wurde. Gerade 
darum aber war ihr wiederum nur eine vorfibergehende Gel* 
tung beschieden. Mit der Unterwerfung Islands . unter den 
norwegischen König und dem damit erfolgenden Verschwinden 
von Vierteln und {»Ingsöknir als rechtlich bedeutsamen Gliede- 
rungen verschwand auch die h^radssekt, zumal sie keineriei 
verwandte Bechtsbildungen im norw^isdien Rechte vorEand. 
FOr die gemeingermanische Bechtsgeschichte hat also unser 
Institut, wie es scheint, nur nebensächliche Bedeutung. Inmier- 
hin galt es, ihr Verfaftltniss zur schweren Acht Islands und 
Qberhaupt des Nordens festzustellen. Die Aussonderung des 
Späteren, UnursprQnglichen kommt der Eri^enntniss des Alten, 
Ursprünglichen zu Gute und fördert so die Ziele der recht&- 
geschichtlichen Wissenschaft. Im vorliegenden Falle war diese 
Aussonderung um so mehr geboten, eis wirklich in Schweden 
und Dänemark eine territorial beschränkte Friedlosig^eit über 
das hörad hin sich vorfindet, welche der Friedlosigkeit Qber 
die Landschaft hin historisch vorangegangen zu sein scheint. 
Der unrichtigen Zusammenstellung der isländischen h^radssekt 
mit dieser Bildung, welche bereits in der Literatur geschehen 
ist, wird vielleicht durch die obigen Auseinandersetzungen ein 
Riegel voigeschoben sein. 
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